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Drucksache 20/7461

ee) Antrag der Abgeordneten René Springer, 
Jürgen Pohl, Gerrit Huy, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD: Recht 
auf ein analoges Leben – Digitale Dis-
kriminierung beim Zugang zu Sozial-
leistungen verhindern . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26210 D
Drucksache 20/13809

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                               VII 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/138/2013802.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013769.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013795.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/138/2013812.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/059/2005996.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013781.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013782.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013619.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013786.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/135/2013527.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013762.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013798.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/068/2006814.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/074/2007461.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/138/2013809.pdf


ff) Antrag der Abgeordneten Ulrike Schielke- 
Ziesing, René Springer, Jürgen Pohl, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD: Hürden abbauen für ein selbst-
bestimmtes und freiwilliges Arbeiten 
im Alter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26211 A

Drucksache 20/13783

gg) Antrag der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Fabian Jacobi, Jochen Haug, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD: Änderung der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages – hier: 
Wahl und Abwahl des Präsidenten und 
der Stellvertreter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26211 A

Drucksache 20/14033

hh) Antrag der Abgeordneten Marc Bernhard, 
Carolin Bachmann, Roger Beckamp, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD: Wohnen bezahlbar machen – Wär-
mewende stoppen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26211 B
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203. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen allen einen wunder-
schönen guten Morgen. Die Sitzung ist eröffnet.

Ich komme zur Tagesordnung. Interfraktionell ist 
vereinbart worden, als weiteren Zusatzpunkt den Gesetz-
entwurf des Bundesrates auf Drucksache 20/12609 bei 
den Ohne-Debatten-Punkten aufzusetzen. – Ich sehe kei-
nen Widerspruch. Dann können wir so verfahren. 

Außerdem werden bei den Ohne-Debatte-Punkten fol-
gende Tagesordnungspunkte abgesetzt: Zusatzpunkt 32 tt, 
Zusatzpunkt 32 hhh bis 32 mmm und Zusatzpunkt 32 sss 
bis 32 xxx. Zudem wird Zusatzpunkt 28 c abgesetzt. 

Auf Verlangen der Fraktion der FDP findet heute nach 
den Ohne-Debatte-Punkten eine Aktuelle Stunde mit dem 
Titel „Mehr Freihandel als Baustein einer erfolgreichen 
Wirtschaftswende – Mercosur-Abkommen jetzt abschlie-
ßen“ statt.

Schließlich weise ich darauf hin, dass zu den Zusatz-
punkten 32 b und 32 c kein Abschluss in den Ausschüs-
sen erfolgt ist. Die Rechtsverordnungen auf den Druck-
sachen 20/13377 und 20/13636 werden deshalb gemäß 
§ 92 Satz 4 der Geschäftsordnung anstelle der Beschluss-
empfehlungen aufgerufen.

Nun haben wir noch eine Wahl durchzuführen. Als 
Schriftführer sollen auf Vorschlag der Fraktion der 
CDU/CSU der Abgeordnete Hermann Färber als Nach-
folger für die ausgeschiedene Abgeordnete Diana Stöcker 
sowie auf Vorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
der Abgeordnete Uwe Kekeritz als Nachfolger für die 
ausgeschiedene Abgeordnete Dr. Manuela Rottmann ge-
wählt werden. – Ich sehe keinen Widerspruch. Sie sind 
damit einverstanden. Dann sind die Kollegen Färber und 
Kekeritz gewählt. 

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 6 a bis 6 c: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
weiteren Stärkung der personellen Ein-
satzbereitschaft und zur Änderung von 
Vorschriften für die Bundeswehr 

Drucksache 20/13488
Überweisungsvorschlag:  
Verteidigungsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Erste Beratung des von den Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 13. September 2024 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Repu-
blik Litauen über die Zusammenarbeit im 
Verteidigungsbereich 

Drucksache 20/14020
Überweisungsvorschlag:  
Verteidigungsausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Haushaltsausschuss

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Strafbarkeit der Ausübung von Tätig-
keiten für fremde Mächte sowie zur Ände-
rung soldatenrechtlicher und soldaten-
beteiligungsrechtlicher Vorschriften 

Drucksache 20/13957
Überweisungsvorschlag:  
Verteidigungsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.
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Ich eröffne nun die Aussprache, und zuerst hat das 
Wort für die Bundesregierung der Bundesminister der 
Verteidigung, Boris Pistorius.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Boris Pistorius, Bundesminister der Verteidigung:
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordneten! Unser starkes und 
glaubhaftes Bekenntnis zur militärischen Abschreckung 
und Verteidigung war noch nie oder jedenfalls sehr lange 
nicht so wichtig wie heute. Das zeigt die Sicherheitslage 
in Europa, das zeigt die Sicherheitslage in der Welt. Sie 
ist so fragil wie viele Jahrzehnte nicht mehr.

Das revisionistische, imperialistische Russland unter 
Putin und seine unverhohlenen Drohungen sprechen 
eine eindeutige Sprache. Russland hat vollständig auf 
Kriegswirtschaft umgestellt und stellt der Armee jedes 
Jahr 1 000 bis 1 500 Panzer auf den Hof. Das sind etwa 
doppelt so viele, wie die größten fünf europäischen Län-
der zusammen überhaupt im Bestand haben. Für uns steht 
fest: Russland ist die größte Bedrohung unserer Sicher-
heit, und es wird das auf absehbare Zeit auch bleiben. 
Gleichzeitig gilt nicht erst seit der Wahl von Donald 
Trump zum amerikanischen Präsidenten: Die USA wer-
den sich zunehmend anderen Weltregionen als Europa 
zuwenden bzw. zuwenden müssen, übrigens auch in un-
serem Interesse. Das bedeutet: Wir Europäer müssen 
deutlich mehr tun für unseren Frieden und für unsere 
Sicherheit. Der Schutz unserer Sicherheit und der Art, 
in Freiheit zu leben, muss für uns höchste Priorität haben. 
Ich bin deshalb sehr froh und dankbar, dass wir heute drei 
wichtige Vorhaben debattieren, die genau diesem Ziel 
dienen.

Es geht zum einen um das Gesetz zur weiteren Stär-
kung der personellen Einsatzbereitschaft und zur Ände-
rung von Vorschriften für die Bundeswehr, besser be-
kannt als Artikelgesetz „Zeitenwende“. Uns muss klar 
sein: Im Ernstfall sind es unsere Soldatinnen und Sol-
daten, die unsere Demokratie und unsere Freiheit ver-
teidigen. Dafür brauchen wir ausreichend Frauen und 
Männer, die sich bereithalten, die bereit sind, genau das 
zu tun. Und das ist ein wesentliches Merkmal von Ab-
schreckung. Genau hier setzt das Artikelgesetz „Zeiten-
wende“ an. Ich will deutlich sein: Ohne die im Artikel-
gesetz „Zeitenwende“ geplanten Änderungen gefährden 
wir den Aufwuchs der Brigade in Litauen. Wir gefährden 
außerdem zentrale Elemente unserer eigenen Sicherheit, 
und wir würden den Verlust von Ansehen und Vertrauen 
als verlässlicher Bündnispartner in der NATO riskieren.

Litauen ist als Teil der Ostflanke besonders exponiert 
und besonders von Russland bedroht. Jeder, der dort war, 
kann die Furcht, die präsent ist, mit Händen greifen. 
Deutschland wird daher eine Brigade mit einer Gesamt-
stärke von rund 4 800 Soldatinnen und Soldaten sowie 
circa 200 zivilen Beschäftigten in diesem Teil des Balti-
kums stationieren. Die Brigade Litauen ist für mich eines, 
wenn nicht das wichtigste Projekt unserer Zeitenwende. 
Sie nimmt täglich mehr Gestalt an und ist ein großer 

Schritt für unser Land, aber auch ein klares Bekenntnis 
und Signal an die Bündnispartner. Es ist ein starkes Zei-
chen an alle Alliierten, aber eben auch an Russland.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Mit dem Artikelgesetz „Zeitenwende“ legen wir einen 
zentralen Pfeiler für die Brigade Litauen, weil erst da-
durch die Soldatinnen und Soldaten, die sich dafür inte-
ressieren und die sich bereit erklären sollen, dort hinzuge-
hen, überhaupt erst wissen, unter welchen Bedingungen 
sie das tun. Deswegen ist dieses Artikelgesetz so wichtig. 
Es geht um ein Gesamtpaket von notwendigen gesetzli-
chen Änderungen von A bis Z, und zwar buchstäblich, 
vom Arbeitszeitrecht bis zur Zulage für besonders wich-
tiges Personal. Mir ist wichtig, dass die, die sich für eine 
Aufgabe in Litauen interessieren, spüren: Die Rahmen-
bedingungen sind gut.

Das, was wir ändern, sorgt aber auch grundsätzlich für 
konkrete und wichtige Verbesserungen in der Bundes-
wehr. Unsere Streitkräfte werden davon auch auf lange 
Sicht profitieren. Wir brauchen attraktive und klare Rah-
menbedingungen für die Truppe. Das ist dringend not-
wendig, um qualifiziertes Personal zu halten und mehr 
Menschen für den Dienst in der Bundeswehr zu gewin-
nen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir ver-
langen den Frauen und Männern, die unser Land vertei-
digen, jeden Tag viel ab. Umso wichtiger, meine Damen 
und Herren, ist unsere Unterstützung für sie.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sie ist besonders dort wichtig, wo die Rechtslage Lücken 
aufweist, wo Gesetze veraltete Lebensrealitäten abbilden 
und auch aus vielerlei anderen Gründen einfach nicht 
mehr zeitgemäß sind. Und die sicherheitspolitischen Rea-
litäten sind grundlegend andere geworden. Sie verlangen 
diese Anpassung, übrigens unabhängig von politischen 
Überzeugungen, für die Bundeswehr, für unsere Par-
lamentsarmee, meine Damen und Herren. Es ist wichtig, 
dass wir gerade jetzt zeigen: Unsere gemeinsame Sicher-
heit ist uns wichtig, und die Menschen, die sie gewähr-
leisten, erst recht.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, das gilt auch für den Ge-
setzentwurf zu dem deutsch-litauischen Regierungs-
abkommen über die Zusammenarbeit im Verteidigungs-
bereich, das ergänzend zum Artikelgesetz heute in die 
erste Lesung geht. Es ist gut, dass wir heute auch darüber 
sprechen. Das Abkommen sorgt für Rechtssicherheit und 
ein zeitgemäßes Stationierungsrecht für unsere Truppe in 
Litauen und für deren Familien. Litauen hat das Abkom-
men bereits vor den eigenen Parlamentswahlen ratifiziert. 
Mit der Ratifizierung zeigen wir heute, Sie als Bundestag, 
unseren litauischen Freunden: Eure Sicherheit ist unsere 
Sicherheit. Eure Sicherheit liegt auch in unserem eigenen 
nationalen Interesse und dem der NATO. Sie ist keine 
Frage, die dem Wahlkampf in Deutschland zum Opfer 
fällt. Und für diese Bereitschaft, das mitzutragen, meine 
Damen und Herren, danke ich allen Mitgliedern des Ho-
hen Hauses.
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(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und das gilt auch für das dritte Vorhaben: das Gesetz 
über die Strafbarkeit der Ausübung von Tätigkeiten für 
fremde Mächte sowie zur Änderung soldatenrechtlicher 
und soldatenbeteiligungsrechtlicher Vorschriften. Wir 
schließen mit dem vorliegenden Entwurf eine gravie-
rende Gesetzeslücke. Bis jetzt gab es kein Gesetz, das 
die Tätigkeit ehemaliger Soldatinnen oder Soldaten für 
eine sogenannte fremde Macht wie zum Beispiel Russ-
land oder China unter Strafe stellt, selbst dann nicht, 
wenn dabei die Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
berührt sind. Das müssen wir ändern, und das werden wir 
mit diesem Gesetz tun. Künftig müssen alle ehemaligen 
Soldatinnen oder Soldaten, die für eine fremde Macht 
arbeiten wollen, diese Absicht melden. Sie können die 
Tätigkeit nur dann aufnehmen, wenn sie eine Genehmi-
gung erhalten. Das gab es bislang nicht. Das Gesetz ist 
dringend notwendig. Wir verhindern damit, dass gezielt 
hochspezialisierte frühere Bundeswehrangehörige mit lu-
krativen Angeboten für eigene Zwecke rekrutiert werden. 
Unsere NATO-Partner haben bereits vergleichbare Ge-
setze für eine nationale Geheimhaltung und für den 
Schutz von Sicherheitsinteressen. Wir dürfen hier nicht 
zurückbleiben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich danke 
ausdrücklich allen Beteiligten für die gute und vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit bei der Ausarbeitung dieser 
Gesetzentwürfe. Lassen Sie uns daran auch im weiteren 
kurzen parlamentarischen Verfahren anknüpfen. Ich bitte 
Sie von Herzen, im Interesse der Truppe und unserer 
Sicherheit: Unterstützen Sie die Verabschiedung dieser 
drei Gesetze! Zeigen Sie, so wie in den letzten Tagen – 
ich bin dafür wirklich dankbar, als Demokrat und als Ver-
teidigungsminister –, dass die demokratischen Parteien in 
Deutschland auch in Zeiten des Wahlkampfes – und es 
gibt wahrhaftig genug Themen, über die zu streiten sich 
lohnt – für die Sicherheit unseres Landes und der unserer 
Partner einstehen! Zeigen wir gemeinsam, dass die Si-
cherheit der Menschen in unserem Land an erster Stelle 
steht!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Florian Hahn.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Florian Hahn (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Ampel ist gescheitert. Die selbst ausgeru-
fene Fortschrittskoalition aus Grünen, SPD und FDP ist 
auseinandergebrochen. Sie ist gescheitert – gescheitert an 
ihren Eitelkeiten, gescheitert an der Unfähigkeit, Ideo-

logien über Bord zu schmeißen und pragmatisch mit-
einander erfolgreich für Land und Leute Politik zu ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nie zuvor waren die Menschen unzufriedener mit einer 
Bundesregierung wie mit der Ampel. Nie zuvor hat sich 
ein so überragender Teil der Bevölkerung Neuwahlen 
gewünscht. Deshalb ist es gut, dass wir bereits in wenigen 
Wochen zur Wahlurne schreiten und diesem Elend ein 
Ende setzen.

(Reinhard Houben [FDP]: Und jetzt?)

Neben der desaströsen Wirtschaftspolitik, neben der 
völlig gescheiterten Migrationspolitik hat diese Bundes-
regierung auch in der Sicherheitspolitik nicht geliefert. 
Jetzt versucht die Resteampel noch, zu retten, was zu 
retten ist. Sie versucht, Normalität und Handlungsfähig-
keit zu simulieren, wo keine ist. Denn Sie haben nicht nur 
schlicht keine tragfähigen Ideen, sondern Sie haben auch 
keine Mehrheit mehr dafür.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt zur Sicher-
heitspolitik.

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]:  
Endlich!)

Olaf Scholz hat die Zeitenwende ausgerufen. Und nicht 
nur er, sondern auch das Projekt Zeitenwende ist geschei-
tert. Es gibt inzwischen einen Kassenschlager dazu mit 
dem Titel „Zeiten ohne Wende“ vom angesehenen Jour-
nalisten Christian Schweppe, der das ganz gut beschreibt. 
Thomas Jäger vom „Focus“ schreibt dazu: Die „kraft-
volle Reportage“ berichtet, wie „Stück für Stück … aus 
der ‚Zeitenwendeʼ Zeiten ohne Wende … wurden“. Und 
weiter: „Ein wichtiges Buch zum Verständnis der ge-
scheiterten Zeitenwende in Deutschland.“

Herr Minister, die Brigade Litauen ist Leuchtturmpro-
jekt der Zeitenwende; das haben Sie gerade beschrieben. 
Und auch hier zeigt sich, was sinnbildlich für Zeiten-
wende steht: Das Projekt ist alles andere als ein Erfolg 
für die Verteidigungsfähigkeit unserer Bundeswehr. Das 
heute zu beratende Artikelgesetz ist ein Beispiel dafür: 
ein im Kern für die Truppe und ihre Wertschätzung wich-
tiges Gesetz. Aber ich frage mich, warum es erst jetzt, 
warum es so spät kommt. Sie, Herr Minister, haben mit 
großen Worten im Juni 2023 die dauerhafte Stationierung 
einer Brigade in Litauen angekündigt – ein politisches 
Signal, das wir als Union ausdrücklich mitgetragen ha-
ben. Aber warum diskutieren wir das Artikelgesetz erst 
heute auf den letzten Metern dieser Legislatur in erster 
Lesung? Was haben Sie, Herr Minister, eigentlich die 
ganze Zeit gemacht, um diese Brigade tatkräftig auf den 
Weg zu bringen?

(Johannes Arlt [SPD]: Was? Das ist ja 
unglaublich!)

Dabei geht es nicht nur um rechtliche Rahmenbedin-
gungen, liebe Kolleginnen und Kollegen. – Und es ist 
richtig, dass Sie fragen, was. Was hat er gemacht?

(Johannes Arlt [SPD]: Was? – Bettina 
Hagedorn [SPD]: Was reden Sie da?)
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Sie haben es versäumt, rechtzeitig Material für die neue 
Brigade zu ordern, und lassen stattdessen bestehende Ver-
bände plündern, um die Brigade in Litauen als Leucht-
turm auszurüsten. Die Folge: Verbände in Deutschland – 
und hier insbesondere die 1. Panzerdivision – stehen 
materiell blank da, und das fast drei Jahre nach dem Über-
fall Russlands auf die Ukraine. Das ist die Wiedergeburt 
des unsäglichen dynamischen Verfügbarkeitsmanage-
ments 4.0, liebe Kolleginnen und Kollegen. Und das ist 
angesichts der Bedrohungslage unverantwortlich und 
führt zudem zu einer Zweiklassengesellschaft beim Heer. 
Die Brigade Litauen, die alles hat und alles kriegt, und 
viele andere Brigaden, die weiter vertröstet werden – das 
ist Gift für die Motivation der Truppe und hilft null beim 
Aufbau einer Fähigkeit zur Abschreckung, die wir so 
dringend brauchen. Es bleibt ein Nullsummenspiel. Ma-
terial und Personal, welches für Litauen vorgesehen sind, 
fehlen an anderer Stelle.

Und damit kommen wir zum Kernproblem Ihrer Amts-
zeit, Herr Minister. Sie sagen oft das Richtige. Sie sind 
aber zu schwach und zu mutlos, um für Ihre Truppe und 
Ihre Ankündigungen tatsächlich auch zu kämpfen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mussten Sie echt alles ablesen?)

Stattdessen wollen und sollen wir jetzt noch Großpro-
jekte ordern, ohne dass auch nur 1 Cent dafür in der 
Haushaltsplanung hinterlegt ist.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie waren nicht mal in der Lage, eine 
freie Rede zu halten!)

Sie erwarten von der Union, dass wir jetzt für Sie die 
Kohlen aus dem Feuer holen für das, was Sie in drei 
Jahren Ampel nicht geschafft haben, und wollen sich 
gleichzeitig dafür feiern lassen.

Zeitgleich kann ich eine Priorisierung zugunsten der 
Hauptbedrohung an Land nicht erkennen. Wie Sie wis-
sen, fordert die NATO in ihren neuesten Anforderungen 
von Deutschland eine Stärkung der Land- und Luftstreit-
kräfte, um Putin glaubwürdig abzuschrecken. Aber dafür 
tun Sie kaum etwas, kein zweites Los Puma und keine 
Radhaubitzen. Insgesamt fehlen Ihnen aber vor allem 
schlicht der Mut und die Stärke, sich bei Ihrem Kanzler 
und Ihrer Partei durchzusetzen, und das zum Schaden der 
Bundeswehr und unserer Verteidigungsfähigkeit.

(Johannes Arlt [SPD]: Das ist nicht mal einen 
Zwischenruf wert! Da kann man nur den Kopf 
schütteln!)

Im Gegensatz dazu werden wir in Verantwortung für 
unser Land jetzt noch das mitmachen, was nötig ist. Das 
heißt, wir haben konkrete Vorstellungen, wie wir auch 
das Artikelgesetz besser machen wollen. Das wollen 
wir mit Ihnen besprechen, um hier gemeinsam noch zu 
einer guten Lösung auf den letzten Metern zu kommen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Merle Spellerberg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Merle Spellerberg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau 

Wehrbeauftragte! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit 
mehr als 1 000 Tagen hinterlassen russische Panzer, Ra-
keten und Drohnen eine Welle der Zerstörung und Angst 
in der Ukraine: Kinderkrankenhäuser ohne Strom; Häu-
ser, die Familien ihr Zuhause nannten, nur noch Schutt 
und Asche; verminte Felder, die in einer Millisekunde 
einem Kind die Zukunft nehmen können. Seit mehr als 
1 000 Tagen verteidigen die Menschen in der Ukraine 
ihre und unsere Freiheit, ihren und unseren Frieden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Nils Gründer [FDP])

Seit mehr als 1 000 Tagen kämpfen sie für den Frieden, 
den Putin ihnen und uns genommen hat. Aus diesem 
Grund ist es richtig und notwendig, dass wir weiter soli-
darisch an der Seite der Ukrainer/-innen stehen, dass wir 
den Menschen in der Ukraine helfen, sich gegen die rus-
sische Aggression zu wehren.

Und vor diesem Hintergrund, diesem grausamen Hin-
tergrund, entsenden wir erstmals eine Brigade zur Stär-
kung der NATO-Ostflanke,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

als klares Zeichen an Putin, dass wir seinem Imperialis-
mus entschlossen entgegentreten, dass auch wir bereit 
sind, unseren Frieden und unsere Freiheit zu verteidigen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

als klares Zeichen an unsere osteuropäischen, an unsere 
baltischen Partner/-innen, dass wir Verantwortung für 
unsere europäische Sicherheit übernehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Für diese Länder, liebe Kolleginnen und Kollegen, war 
eine Zeitenwende im Februar 2022 eben nicht notwendig. 
Sie nehmen die Bedrohung durch Russland schon lange 
ernst. Sie wissen, dass Putin kein Interesse an einer di-
plomatischen Lösung hat, die Freiheit und Frieden in der 
Ukraine beinhaltet. Sie wissen auch, dass Putin bei der 
Ukraine nicht haltmachen wird. Auch deshalb stehen wir 
fest an ihrer Seite.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Freiheit und Frieden gehören zusammen, untrennbar. 
Das hat uns die Geschichte immer wieder gezeigt. Gerade 
auch in Ostdeutschland wissen viele Menschen noch, was 
es bedeutet, unter einem repressiven Regime zu leben, 
was es bedeutet, nicht in Freiheit zu leben.
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(Stephan Brandner [AfD]: Das erleben wir je-
den Tag!)

Sie wissen, dass Frieden ohne Freiheit Unterdrückung ist. 
Sie wissen auch, was Widerstand und der Kampf für 
Frieden, Freiheit und Demokratie bewirken können, 
wenn eben keine äußere Macht gewaltvoll dazwischen-
geht. Dieses Wissen und dieses Friedensverständnis 
müssen wir alle wieder nach vorne stellen. Denn es un-
terscheidet uns von BSW, der AfD und ihren Steigbügel-
haltern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Gleichzeitig fordern wir unsere Freundinnen und 
Freunde dazu auf, auch und gerade in diesen schwierigen 
Zeiten der humanitären Rüstungskontrolle verpflichtet zu 
bleiben. Denn humanitäre Rüstungskontrolle wie die Ver-
träge von Oslo und Ottawa sind essenzieller Bestandteil 
einer wertegeleiteten Außenpolitik und schützen ins-
besondere das Leben von Zivilistinnen und Zivilisten.

Umso wichtiger, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
es, dass wir unverbrüchlich an der Seite unserer Bünd-
nispartner/-innen stehen und sie an Nord- wie Ostflanke 
dabei unterstützen, mit legitimen Mitteln abschreckungs- 
und verteidigungsfähig zu sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Mit der dauerhaften Stationierung der Brigade in Litauen 
tun wir genau das. Wir erhöhen die Abschreckungs- und 
die Verteidigungsfähigkeit der NATO und machen deut-
lich: Wir sind bereit, unsere Bündnispartner/-innen zu 
verteidigen.

(Stephan Brandner [AfD]: Brigadinnen!)

Damit ist die Brigade weit mehr als der vielzitierte Stol-
perdraht für russische Truppen. Unsere Soldatinnen und 
Soldaten stehen für den Ernstfall bereit. Dafür gilt ihnen 
unser großer Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Wir sehen in diesen Zeiten, dass die Unterstützung für 
die Ukraine und Investitionen in unsere Sicherheit immer 
wieder infrage gestellt werden. Innere und äußere Sicher-
heit werden für parteipolitische Zwecke gegen soziale 
Sicherheit ausgespielt. Das ist nicht nur billig und popu-
listisch, sondern auch gefährlich, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Deshalb dürfen wir nicht müde werden, klarzumachen: 
Wir müssen unsere Sicherheit stärken und gleichzeitig, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, in Bildung investieren, 
in sichere Renten und in stabile Wirtschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Auf Kosten der Zukunft, 
oder was? Kindergartenpolitik!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die dauerhafte Sta-
tionierung einer Brigade in Litauen ist ein wichtiges Zei-
chen an unsere Bündnispartner/-innen insbesondere an 
der Ostgrenze und ein wichtiges Zeichen an Putin. Des-
halb schaffen wir umgehend die Rahmenbedingungen für 
die Brigade und für die Einsatzbereitschaft der Brigade 
2027.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dazu gehört auch, dass die Soldatinnen und Soldaten und 
ihre Familien Planungssicherheit und Unterstützung bei 
der Bewältigung der veränderten Anforderungen bekom-
men: von einer umfassenden Einsatzversorgung über 
Kinderbetreuung bis zu Perspektiven für die Zeit nach 
dem Einsatz an der NATO-Ostflanke. Das Artikelgesetz 
„Zeitenwende“ spielt dabei eine elementare Rolle. Es 
erhöht die personelle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr 
für ihre Aufgaben im Rahmen der Landes- und Bündnis-
verteidigung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns 
gemeinsam die notwendigen Maßnahmen für die Bri- 
gade Litauen auf den Weg bringen, für die Soldatinnen 
und Soldaten und ihre Familien, für unsere Bündnispart-
ner/-innen und für unsere Sicherheit.

(Stephan Brandner [AfD]: Sicherheitinnen!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der aktuellen La-
ge, in der Frieden und Freiheit in Europa im wahrsten 
Sinne des Wortes unter Beschuss stehen, können wir 
uns keine politischen Spielchen leisten.

Noch ein Wort, sehr geehrter Kollege Hahn – vielleicht 
möchten Sie mir auch zuhören –: Für die Ausstattung 
unserer Truppe tragen wir hier immer noch gemeinsam 
Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion Nils 

Gründer.

(Beifall bei der FDP)

Nils Gründer (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau 

Wehrbeauftragte! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! 
Vor ein paar Monaten war ich zu Besuch bei der Panzer-
brigade 12 in meiner Heimat, der Oberpfalz. Auf viele 
dieser Soldatinnen und Soldaten kommt nämlich dem-
nächst einiges zu. Denn das Panzergrenadierbataillon 
122 in Oberviechtach ist eben Teil dieser Brigade, die 
im nächsten Jahr in Litauen in Dienst gestellt werden soll. 
Die Litauen-Brigade ist nicht nur eine Bewährungsprobe 
für die Bundeswehr. Sie stellt auch die Angehörigen vor 
große Herausforderungen und Fragen. Ein Soldat der 
Panzerbrigade 12 hat mir erzählt, dass er sich noch nicht 
entschieden hat, ob er seine Familie mit ins Baltikum 
nimmt. Für ihn persönlich bestünden noch immer zu we-
nig Planungssicherheit und ein zu hohes Risiko.
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Bei der Umsetzung der Litauen-Brigade müssen wir 
also noch viele solcher Fragezeichen und Unsicherheiten 
ausräumen. Das Artikelgesetz ist aber eben nicht nur das 
Gesetz für die Litauen-Brigade, bei diesem Gesetz geht es 
um die personelle Einsatzbereitschaft aller Soldatinnen 
und Soldaten. Die Litauen-Brigade kann und sollte doch 
nicht der einzige Anlass dafür sein, dass wir uns mal 
grundlegend Gedanken machen und bessere Rahmenbe-
dingungen für die Truppe schaffen und das Personalsys-
tem der Bundeswehr modernisieren.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Johannes 
Arlt [SPD])

Reformen nur deshalb anzustoßen, weil die Litauen-Bri-
gade jetzt vor der Tür steht, wäre unangemessen. Wenn 
wir kriegstüchtig sein wollen, gehört in meinen Augen 
das ganze Personalsystem der Bundeswehr auf den Prüf-
stand.

(Markus Grübel [CDU/CSU]: Da hat er wohl 
recht!)

Die Bundeswehr braucht Spitzenkräfte und muss auf 
dem Arbeitsmarkt in der Champions League spielen. Mit 
dem sogenannten Artikelgesetz „Zeitenwende“ haben 
wir zwar die Chance, jetzt einen wichtigen Schritt zu 
gehen, das kann aber nur der Anfang sein. Es müssen 
noch viele Verbesserungen her. Wir wollen, dass die Bun-
deswehr die stärkste konventionelle Streitkraft in Europa 
wird.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
– Ja, lachen Sie nur. Ihnen wird das Lachen noch ganz 
schön vergehen;

(Stephan Brandner [AfD]: Was meinen Sie, 
wie lange Sie noch lachen mit Ihren 3 Pro-
zent!)

denn unsere Soldatinnen und Soldaten haben einiges 
drauf. Für das, was sie trotz mangelnder Ausrüstung 
seit Monaten im Dienst leisten, sollten Sie Respekt zei-
gen, Herr Brandner.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD])

Auf dem Weg dahin müssen wir vor allem die Attrak-
tivität des Dienstes weiter stärken, damit die Bundeswehr 
auf dem Arbeitsmarkt attraktiv und konkurrenzfähig ist. 
Deshalb werden wir uns auch im weiteren Verfahren für 
einige Flexibilisierungen starkmachen. Wir brauchen die 
Streichung aller Hinzuverdienstgrenzen. Zeitenwende 
bedeutet eben auch, denjenigen keine Steine in den Weg 
zu legen, die die Extrameile für unsere Verteidigung ge-
hen wollen. Weiterhin gilt: Leistung muss sich lohnen. 
Das Beste an diesem Vorschlag: Es kostet rein gar nichts, 
aber es schafft einen echten Anreiz, dass sich mehr Leis-
tung auch nach dem aktiven Dienst bei der Truppe lohnen 
kann, und zwar für jeden Standort, egal ob Litauen, Ober-
viechtach oder Zweibrücken.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Hannes Gnauck.
(Beifall bei der AfD)

Hannes Gnauck (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die heu-

tige Debatte über den vorliegenden Entwurf eines Geset-
zes zur weiteren Stärkung der personellen Einsatzbereit-
schaft der Bundeswehr findet in einer Zeit statt, in der 
unsere Sicherheitslage ernster ist als je zuvor. Der Krieg 
in der Ukraine, zunehmende Spannungen im Indopazifik 
und Herausforderungen durch die NATO-Ostflanke er-
fordern eine klare Haltung und entschlossene Maß-
nahmen. Doch was erleben wir stattdessen? Halbgare 
Reformen, unnötige Auslandseinsätze und eine fehlende 
Refokussierung auf das Wesentliche, nämlich den Schutz 
unseres Landes und seiner eigenen Bürger.

Laut Wehrbericht 2023 gibt es bei der Personalgewin-
nung erneut massive Defizite. Die Zahl der Soldaten sinkt 
weiter, und auch die Abbruchquote bleibt auf einem er-
heblich hohen Niveau. Wie will die Bundesregierung ei-
gentlich unter diesen Bedingungen die angestrebte Ziel-
größe von 203 000 Soldaten bis zum Jahr 2031 erreichen? 
Hier fehlt ein klares, durchdachtes Konzept.

Die Rahmenbedingungen sind völlig unzureichend. 
Überstundenkonten im dreistelligen Bereich, Überlas-
tung und schlechte materielle Ausstattung machen den 
Dienst unattraktiv. Marode Infrastruktur und fehlende 
Karriereperspektiven verschärfen die Probleme. Die 
Konkurrenzfähigkeit der Bundeswehr auf dem Arbeits-
markt wird dadurch natürlich erheblich geschwächt.

Zudem zeigt sich eine eklatante Ungleichbehandlung. 
Soldaten auf Zeit, die oft denselben Risiken ausgesetzt 
sind und den gleichen Dienst leisten wie Berufssoldaten, 
erhalten deutlich schlechtere Versorgungsleistungen. Sie 
werden lediglich in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nachversichert, während Berufssoldaten umfassende Ru-
hegehaltsansprüche genießen. Diese Diskrepanz ist nicht 
nur ungerecht, sondern schwächt auch die Attraktivität 
des Dienstes und gehört schnellstens korrigiert.

(Beifall bei der AfD)
Ohne eine grundlegende Reform bleibt die Stärkung der 
personellen Einsatzbereitschaft ein leeres Versprechen, 
wie wir es von dieser Trümmerkoalition ja bereits ge-
wohnt sind.

Ein weiteres Thema, das oft beschönigt wird, ist die 
Materiallage der Bundeswehr. Die jüngsten Waffenliefe-
rungen an die Ukraine haben diese Situation erheblich 
verschärft. Seit Beginn des Krieges wurden umfangrei-
che militärische Unterstützungsleistungen erbracht, da-
runter 88 Kampfpanzer, 140 Schützenpanzer, 300 000 
Schuss Artilleriemunition, 100 000 Handgranaten und 
55,7 Millionen Schuss Handwaffenmunition. Diese Ab-
gaben erfolgten, obwohl die Bundeswehr bereits vor dem 
Krieg mit erheblichen Ausrüstungsdefiziten zu kämpfen 
hatte. Wenn die Bundeswehr kaum mehr als einige Tage 
Landesverteidigung leisten kann, dann, meine Damen 
und Herren, ist die Schwelle des Zumutbaren schon 
längst überschritten.
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(Beifall bei der AfD – Jörg Nürnberger [SPD]: 
Radio Moskau spricht!)

Die Wiedereinführung der Wehrpflicht könnte helfen, 
die bestehenden Herausforderungen zu bewältigen und 
die Bundeswehr wieder stärker in die Mitte unserer Ge-
sellschaft zu rücken. Doch eine neue Wehrpflicht darf 
doch keinesfalls dazu genutzt werden, junge Menschen 
in fremde Kriege zu schicken.

(Johannes Arlt [SPD]: Was? – Kerstin 
Vieregge [CDU/CSU]: Das macht doch gar 
keiner!)

Sie muss klar auf den Schutz Deutschlands fokussiert 
sein, um den Geist der Wehrhaftigkeit zu stärken und 
die Bundeswehr als festen Bestandteil unserer Gesell-
schaft zu verankern.

(Beifall bei der AfD)

Hier spreche ich das eigentlich tiefgreifendste Problem 
bei der Rekrutierung junger Soldaten an, nämlich das 
mangelnde Vertrauen in die politische Führung der Bun-
deswehr. Es erfordert ein hohes Maß an Überzeugung 
und Loyalität, sich als Soldat bereit zu erklären, im Falle 
eines Krieges das eigene Land zu verteidigen; doch die-
ses Vertrauen ist durch diese Bundesregierung tief er-
schüttert.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lechte [FDP])

Wie kann man erwarten, dass junge Menschen Bun-
desregierungen vertrauen, die sich systematisch an der 
Destruktion unserer Bundeswehr beteiligen – und das 
bereits seit Jahrzehnten?

(Zuruf des Abg. Jörg Nürnberger [SPD])

Denn auch schon vor dieser schlechtesten Regierung aller 
Zeiten waren ja Parteien und Politiker am Werk, die 
ebenfalls sich des Vertrauensbruchs schuldig gemacht 
haben. So waren es nicht die Grünen und nicht die 
SPD, die 2011 die Wehrpflicht ausgesetzt haben; es wa-
ren die CDU und Angela Merkel. Und auch die heutige 
CDU ist absolut nicht im Sinne einer vernünftigen Ver-
teidigungspolitik unterwegs – ganz im Gegenteil.

(Beifall bei der AfD)

Friedrich Merz, Kanzlerkandidat der CDU,

(Stephan Brandner [AfD]: BlackRock-Fritz!)

fordert ungeniert die Lieferung von Taurus-Marschflug-
körpern, wohl wissend, dass dies die Gefahr einer direk-
ten militärischen Konfrontation mit Russland erheblich 
steigert

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: So ein Unfug!  
So ein Unfug!)

und unsere Männer und Frauen in Uniform wie auch die 
Zivilbevölkerung direkt in Gefahr bringen wird – ein 
Kanzlerkandidat, der die Mehrheiten dieses Landes igno-
riert und stattdessen bereits Pläne für eine Große Koali-
tion schmiedet, nötigenfalls sogar mit den Grünen,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Was reden Sie 
denn für einen Blödsinn hier? Bar jeglicher 
Ahnung!)

und das, obwohl wir in den letzten Jahren erlebt haben, 
welche Schäden durch diese inkompetenten Deutsch-
landhasser angerichtet wurden.

(Beifall bei der AfD – Johannes Arlt [SPD]: 
Was? – Thorsten Frei [CDU/CSU]: So ein 
Schwätzer!)

Wir stehen kurz vor einem dritten Weltkrieg. Die 
Wirtschaft liegt am Boden, und wir stehen vor migrati-
onspolitischen Herausforderungen noch nie geahnten 
Ausmaßes. Diese Koalition aus schwarz-grünen Kriegs-
treibern gilt es im Februar unbedingt zu verhindern.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Unverschämt-
heit! – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir brauchen eine Bundeswehr, die bereit ist, zu kämpfen 
und zu siegen: nicht für Diversität und Regenbogen, nicht 
für korrupte Geostrategen aus dem Hause BlackRock,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist eine Un-
verschämtheit, was Sie von sich geben! Frau 
Präsidentin!)

sondern für ein freies Deutschland und ein freies deut-
sches Volk, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos])

In dieser Woche ein weiterer absurder Höhepunkt: Die 
grüne Außenministerin Baerbock fordert, man solle Frie-
denstruppen in die Ukraine entsenden. Der Begriff „Frie-
denstruppe“ mag in Ihrem linken Co-Working-Space ro-
mantisch klingen; aber mit der Realität eines Soldaten hat 
diese Bezeichnung absolut nichts zu tun.

(Zuruf des Abg. Ulrich Lechte [FDP])
Es zeigt nur wieder, wie Sie die Bevölkerung unseres 
Landes durch eine freundliche Betitelung an der Nase 
herumführen wollen. Die Mehrheit dieses Landes will 
keine Soldaten in die Ukraine entsenden – egal wie 
auch immer wir sie nennen. Merken Sie sich das, Frau 
Baerbock!

(Beifall bei der AfD)
Unsere Soldaten verdienen eine Regierung, die ihnen 

nicht nur die besten Bedingungen, sondern auch ein ver-
lässliches Fundament aus Vertrauen und Verantwortungs-
bewusstsein bietet für eine starke, glaubwürdige und 
wehrhafte Bundeswehr. Eine AfD-geführte Bundesregie-
rung

(Stephan Brandner [AfD]: Das wäre ein 
Träumchen!)

wird unsere Soldaten nur für den grundgesetzlich fest-
geschriebenen Auftrag einsetzen, nämlich die Verteidi-
gung unseres eigenen schönen Vaterlandes.

(Nicole Höchst [AfD]: Hört! Hört! – Zurufe 
der Abg. Jörg Nürnberger [SPD] und Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Unter einer AfD-geführten Bundesregierung muss keine 
deutsche Familie Angst haben, dass ihr Sohn, ihr Bruder 
oder ihr Vater jemals an der Ostfront fallen wird.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Der Typ darf 
in keine Bundeswehrkaserne mehr, noch nicht 
mal mehr eine Uniform tragen!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Johannes Arlt.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Johannes Arlt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Liebe Frau Wehrbeauftragte! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich muss leider einige Sekunden meiner 
wertvollen Redezeit hier verschwenden,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie verschwenden 
die ganze Redezeit für irgendwelchen Unsinn!)

um einige Fake News der AfD aufzuklären, die hier von 
einem Kollegen verbreitet werden, der ein Soldat ist, der 
seine Uniform nicht tragen darf, der keine Kaserne be-
treten darf,

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
der als Extremist eingestuft ist, der aus dem Dienst ent-
fernt wird und sich deswegen auch keine Sorge um seine 
Rentenansprüche machen muss; denn er wird keine Rente 
bekommen für seine Dienstzeit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Zuruf der Abg. Susanne 
Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und wenn dieser Kollege behauptet, wir hätten jemals 
Wehrpflichtige in Kriege oder Auslandseinsätze ge-
schickt, dann sage ich: Das haben wir nicht, und das 
werden wir niemals tun – egal in welcher Wehrverfas-
sung.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Wir haben auch keine sinkenden Soldatenzahlen, son-
dern die Soldatenzahlen sind von 180 000 auf 181 000 
gestiegen. Die Bewerberzahlen sind dieses Jahr um über 
20 Prozent gestiegen. Also, meine Damen und Herren, 
lassen Sie sich hier keine Fake News für richtige Infor-
mationen verkaufen

(Zuruf von der AfD: Sie können nur  
nicht lesen!)

von jemandem, der nicht einmal eine Uniform tragen 
darf!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Die Zeitenwende steht für vieles, was wir in den ver-
gangenen Jahren auch mit der Union gemeinsam für un-
sere Streitkräfte erreicht haben. Und seit dem 6. Novem-
ber 2024 gibt es eine neue Dimension der Zeitenwende, 

nämlich dass wir gemeinsam für unsere äußere Sicherheit 
fraktionsübergreifend mit allen demokratischen Parteien 
zusammenstehen müssen, auch wenn es keine stabile 
Regierungsmehrheit mehr gibt; denn die Zeitenwende 
findet im Leben von vielen Soldaten statt.

Gestern habe ich mit einem Freund telefoniert. Wir 
waren gemeinsam in Mali im Einsatz; jetzt ist er in Li-
tauen in einer einsatzgleichen Verpflichtung, der EFP, 
und ist dort quasi der Stolperdraht der NATO – der erste 
Schritt zu einer wirksamen Abschreckung. Aber unsere 
Sicherheitslage erfordert mehr. Wir wollen eine glaub-
hafte Abschreckung. Deshalb befinden sich auf der ande-
ren Seite Kameraden in diesen Tagen im Aufstellungsstab 
der Brigade 45 in Litauen, um die schnellstmögliche Sta-
tionierung einer deutschen Brigade mit ihren Familien in 
unserem europäischen Partnerland möglich zu machen. 
Denen möchte ich für ihren Dienst, auch an den Weih-
nachtsfeiertagen, danken. Vielen Dank für Ihren Dienst!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Die Rolle und das Gefühl, sicherheitspolitisch Verant-
wortung für andere übernehmen zu müssen, sind neu; 
aber gerade hier in der Mitte Berlins, wo wir tagen, hatten 
früher die Franzosen mit ihren Streitkräften ihren Sitz im 
damaligen Quartier Napoléon, der heutigen Julius-Leber- 
Kaserne. Und heute lösen wir die Verpflichtung, Verant-
wortung zu übernehmen, eben selbst ein. Die Menschen 
in unserem Land erwarten, dass wir auch vor dem Ablauf 
dieser Legislaturperiode in fundamentalen Fragen partei-
politische Differenzen beiseitelegen; und die Stationie-
rung der Brigade in Litauen ist eine solche Frage.

Im Verwaltungsdeutsch – der Minister hat es bereits 
gesagt – heißt der Gesetzentwurf „Entwurf eines Ge-
setzes zur weiteren Stärkung der personellen Einsatz-
bereitschaft und zur Änderung von Vorschriften für die 
Bundeswehr“. Mit diesem Gesetz verbessern wir die Ver-
gütung bei Auslandsverwendungen, wir erhöhen Zu-
schläge im Gegenzug für eine gesteigerte Flexibilität 
bei Belastung und Arbeitszeit, und wir passen das Tren-
nungsgeld an die Einsatzversorgung an. Der Titel des 
Gesetzentwurfes klingt sehr technisch, ebenfalls ist es 
der Inhalt, aber die unmittelbaren Auswirkungen sind 
mitnichten trivial.

Gleichzeitig wollen wir das deutsch-litauische Re-
gierungsabkommen ratifizieren, das das litauische Par-
lament mit 100 Prozent Zustimmung bestätigt hat. Und 
wir schaffen endlich ein wirksames Mittel dagegen, dass 
ehemalige deutsche Kampfpiloten zum Beispiel in China 
Piloten ausbilden.

Im Kontext betrachtet wird also klar, warum das Ar-
tikelgesetz „Zeitenwende“ so bedeutsam ist und noch vor 
der Bundestagswahl beschlossen werden muss. Es ist 
maßgeschneidert für die Aufstellung einer 5 000 Mann 
und Frau starken Brigade in Litauen. Es ist ein Zahnrad 
der Zeitenwende – ein sehr gutes Gesetz, das mit den 
Wünschen der Fraktionen im kurzen parlamentarischen 
Verfahren sicherlich noch besser gemacht werden kann.
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Wir haben uns gemeinsam mit dem NATO-Partner 
Litauen vorgenommen, eine Brigade zu stationieren und 
diese als Teil der Kräfte mit der höchsten Einsatzbereit-
schaft bis 2027 bereitzustellen. Viele Soldatinnen und 
Soldaten haben sich bereits freiwillig gemeldet für diesen 
großen Schritt, nach Litauen zu gehen, aber wir brauchen 
noch viele Personen, bis die volle Einsatzbereitschaft 
erreicht wird.

Dieses Artikelgesetz schafft die notwendigen Anreize 
für eine Verwendung in Litauen. Dazu gehören selbst-
verständlich auch Regeln, die das finanziell attraktiver 
machen. Ich kann Ihnen sagen – ich war selber von 
2019 bis 2021 im Ausland stationiert –: Es ist ein riesiger 
Schritt für eine Familie, ins Ausland zu gehen. Die ad-
ministrativen Hürden sind hoch, dann kommen Kinder 
mit, dann kommen Partner mit. Dort hinzugehen und 
auch wieder zurückzukommen, das müssen wir ihnen so 
leicht wie möglich machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Angemessen ist es allemal; denn diese Soldatinnen und 
Soldaten sichern unsere Ostflanke und werden ein Zei-
chen wirksamer Abschreckung sein.

Doch uns muss klar sein: Putin wird 2029 in der Lage 
sein, die NATO anzugreifen; dies hat zuletzt Bruno Kahl, 
der Präsident des Bundesnachrichtendienstes, öffentlich 
gesagt. Doch selbst unter einem offenen Angriff der 
NATO lauern Gefahren für unser Bündnis. Russland 
könnte mit einer Nadelstichtaktik die Solidarität der 
NATO-Partner ins Visier nehmen. Mit dieser Brigade 
zeigen wir, dass kein Zweifel an unserer Solidarität in 
der NATO besteht.

In der Sache wird vermutlich kein Abgeordneter der 
demokratischen Parteien ernsthafte Einwände gegen die 
Notwendigkeit des Artikelgesetzes erheben. Es geht hier 
nicht um ein Nice-to-have-Projekt unserer Minderheits-
regierung. Es geht nicht um ein Nice-to-have-Projekt 
unseres Ministers. Es geht um unsere äußere Sicherheit, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Alle in diesem Raum wissen, was auf dem Spiel steht. 
Unser Wort steht, dass wir mit der Union bereit sind zu 
verhandeln, dieses Gesetz besser zu machen, mit den 
anderen Fraktionen in diesem Haus. Ideen und Ände-
rungswünsche dafür haben wir alle; zum Beispiel würde 
auch ich gerne die Einsatzversorgung noch nachbessern.

Also, unser Angebot an die Opposition steht, und wir 
werden in den nächsten Wochen ehrlich und gemeinsam 
verhandeln. Aber es muss klar sein: Dieses Gesetz darf 
nicht auf den letzten Metern an Detailfragen scheitern. Es 
muss kommen; es ist wichtig für unsere äußere Sicher-
heit. Diesen Pfeiler der Zeitenwende sollten wir jetzt 
gemeinsam durchs Parlament bringen, noch vor der Bun-
destagswahl.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Kerstin Vieregge.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Nils 

Gründer [FDP])

Kerstin Vieregge (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrte Zuschauer und Zuschauerinnen! Da ist es also, das 
Artikelgesetz „Zeitenwende“ – lang angekündigt und 
zweifellos von gravierender Bedeutung für die soge-
nannte Zeitenwende.

Und doch: Trotz dieser immer wieder betonten Rele-
vanz wird heute nicht nur über dieses Gesetz debattiert. 
Verstehen Sie mich bitte nicht falsch; denn alle drei Ge-
setzentwürfe verdienen eine ausführliche, differenzierte 
Diskussion in diesem Hohen Haus. Deshalb hätten mei-
ner Meinung nach alle drei separate Tagesordnungs-
punkte verdient, um deren Tragweite gerecht zu werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Mit einem gewissen Frust nehme ich zur Kenntnis, 

dass von vielen hier im Haus, auch auf der Regierungs-
bank, aktuell das Narrativ verbreitet wird: Die Union 
blockiert das Artikelgesetz.

(Zuruf der Abg. Susanne Menge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, das ist schlichtweg falsch, und 
das irritiert auch unsere Verbündeten, besonders in Litau-
en.

Wir nehmen unsere politische Verantwortung sehr 
ernst. Wir werden konstruktiv und ergebnisoffen mit 
Ihnen verhandeln. Aber, liebe Kollegen, vergessen Sie 
nicht: Wir sind nicht der Notnagel für Ihre verlorengegan-
gene Mehrheit in diesem Haus.

(Beifall bei der CDU/CSU – Thorsten Frei 
[CDU/CSU]: Ja! Absolut!)

Deswegen: Unterlassen Sie das Verbreiten solcher Narra-
tive! Denn sie sind falsch.

(Jörg Nürnberger [SPD]: Also wir waren  
es nicht!)

Und billige wahlkampftaktische Manöver sind angesichts 
der derzeitigen Lage mehr als unangebracht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jörg Nürnberger 
[SPD]: Sie dürfen Herrn Hahn nicht alles 
glauben! – Zuruf der Abg. Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Damit mir nicht dasselbe vorgeworfen wird, ist es mir 
ein Anliegen, zu betonen, dass der Gesetzentwurf viele 
wichtige Punkte aufgreift. Umzüge und Rückumzugsent-
scheidungen von Bundeswehrangehörigen und deren Fa-
milien werden vereinfacht. Durch eine Alarmierungsver-
gütung werden die besonderen Einschränkungen von 
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Bundeswehrsoldaten mit kurzen Alarmierungszeiten ho-
noriert. Zusätzliche Stellenzulagen werden geschaffen. 
Die Möglichkeiten für die Auszahlung einer Einmalent-
schädigung nach dem Erleiden eines Dienstunfalles wer-
den ausgeweitet. Das Arbeitssicherstellungsgesetz wird 
angepasst, um in Krisen die Versorgung der Bundeswehr 
und den Schutz der Zivilbevölkerung gewährleisten zu 
können.

Aber es gibt eben auch noch viele offene Punkte, die 
hier im Parlament, im Verteidigungsausschuss und in der 
öffentlichen Anhörung diskutiert werden müssen. Ein 
zentrales Beispiel hierfür ist die fortbestehende Ungleich-
behandlung von Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten, 
insbesondere im Fall einer Wehrdienstbeschädigung, die 
zur Dienstunfähigkeit führt. Auch eine Öffnung des Ein-
satz-Weiterverwendungsgesetzes für Soldaten auf Zeit, 
die im Inland verletzt wurden, muss ergebnisoffen dis-
kutiert werden. Die Erweiterung der Einsatzentschädi-
gung auf Unfälle im Inland und Übungen geht uns hier 
nicht weit genug.

Ein anderes Beispiel ist die weiterhin bestehende Hin-
zuverdienstgrenze für ehemalige Soldaten. Hier herrsch-
te, als wir den Antrag der CDU/CSU im Plenum debat-
tiert haben, eigentlich große Einigkeit zwischen den 
demokratischen Fraktionen dieses Hauses. Auch in ver-
schiedenen Versionen des Referentenentwurfes für dieses 
Artikelgesetz wurde die Abschaffung der Hinzuver-
dienstgrenze aufgenommen, bevor dies dann ohne er-
sichtliche Erklärung wieder gestrichen wurde.

Meine Güte! Die Schwelle zur Lächerlichkeit ist hier 
schon lange überschritten worden. Die öffentlichen Haus-
halte sind schwer belastet. Und wir halten hochqualifi-
ziertes Personal davon ab, weiterzuarbeiten und weiter 
Geld in die Rentenversicherung einzuzahlen? Wer noch 
ernsthaft glaubt, dass wir als Staat es uns erlauben kön-
nen, Leute vom Arbeiten abzuhalten oder sogar dafür zu 
bestrafen, der hat doch echt den Knall nicht gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und das, geschätzte Kollegen, sind nur drei Punkte, bei 
denen noch erheblicher Diskussionsbedarf besteht. Es 
gibt angesichts der Tragweite dieses Gesetzes noch viele 
weitere Punkte, welche wir im Rahmen der parlamenta-
rischen Befassung noch mal kritisch prüfen sollten und 
auch werden. Denn dieses Gesetzesvorhaben verdient 
und erfordert unsere kritische Auseinandersetzung; mir 
sind die Belange unserer Soldatinnen und Soldaten sowie 
unserer Verbündeten viel zu wichtig.

Deswegen werden wir mit Ihnen ergebnisoffen ver-
handeln. Aber wir werden es nicht hinnehmen, dass wir 
als CDU/CSU-Fraktion hier von Ihnen vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Das macht doch 
niemand! – Weiterer Zuruf von der SPD: Ma-
chen wir doch gar nicht! – Jörg Nürnberger 
[SPD]: Lassen Sie uns reden!)

Deshalb freue ich mich auf die öffentliche Anhörung zu 
dem Artikelgesetz am 16. Dezember.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich verstehe gar nicht, warum Frau 
Vieregge nicht geredet hat von Anfang an! 
Das war doch superkonstruktiv!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Sebastian Schäfer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Frau Wehrbeauftragte! Herr Minis-
ter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Haushaltsaus-
schuss ist Anfang Oktober mit sehr vielen Kolleginnen 
und Kollegen nach Litauen gereist. Eine solche Reise gab 
es seit Jahrzehnten nicht.

(Tino Chrupalla [AfD]: Reise? – Stephan 
Brandner [AfD]: Eine Sause!)

Wir konnten uns dort aus der Nähe ansehen, wie ent-
schlossen unsere litauischen Partner den Ausbau der In-
frastruktur angehen und wie wichtig es für sie ist, auch 
ein guter Gastgeber für unsere Soldatinnen und Soldaten 
zu sein. Wir haben das in Rokantiškės gesehen; das sind 
Bauzeiten, da können wir nur staunen. Ich hoffe, dass wir 
auch mit unserer Bauverwaltung irgendwann diese Leis-
tungsfähigkeit wieder erreichen werden.

Da geht es um Kasernenanlagen mit Dienstgebäuden 
und Werkstätten, technische Bereiche, Funktionsberei-
che, logistische Lagereinrichtungen für Wehrmaterial, 
für Munition, also durchaus komplexe Gebäude. Das 
war sehr beeindruckend.

Es geht aber bei diesem Projekt mit der Brigade nicht 
nur ums Militärische; wir haben das angesprochen. Es 
geht auch darum, dass Litauen zumindest für einige Jahre 
die neue Heimat für unsere Bundeswehrfamilien sein 
wird. Es geht um Auslandsschulen in Vilnius und in 
Kaunas.

Lassen Sie mich an dieser Stelle eine persönliche Be-
merkung machen. Unsere Familie hatte vor Kurzem das 
Vergnügen, eine litauische Gastschülerin bei uns will-
kommen zu heißen. Anschließend durfte unsere Tochter 
nach Litauen reisen. Und ich glaube, dass diese Kom-
ponente mindestens so wichtig ist wie die sicherheits-
politische, über die wir heute reden, um Frieden und 
Freiheit in Europa zu sichern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Bei diesem Gesetz geht es ganz konkret um Attraktivi-
tätsmaßnahmen. Es geht um eine Akzeptanz für die Ver-
wendung in Litauen. Unsere Soldatinnen und Soldaten 
zeigen immer eine hohe personelle Einsatzbereitschaft – 
dafür mein herzlicher Dank. Aber in diesem Fall geht es 
eben auch um eine persönliche Einsatzbereitschaft der 
Familien, die da mit dranhängen, und das ist sehr wichtig.
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Der Minister hat die Zeitenwende angesprochen und 
das A bis Z, das damit verbunden ist. Ich will es heute 
beim A belassen: die Ausfinanzierung. Unsere Sicherheit 
zu garantieren, verlangt auch große finanzielle Anstren-
gungen. Wir haben in dieser Legislaturperiode 123 Leo-
pard-2-A8-Panzer beschafft, einen großen Teil davon für 
die Brigade. Wir haben jetzt aktuell Beschaffungsvor-
haben vorliegen, die die Brigade weiterhin besser aus-
statten werden, bei Wechselladersystemen und Schutz-
systemen, auch für den Puma.

Wir brauchen, um diese Projekte durchzubringen, die 
Unterstützung der demokratischen Mitte dieses Hauses. 
Frau Vieregge, ich habe Ihre Signale positiv vernommen. 
Es geht um 4 Milliarden bis 6 Milliarden Euro insgesamt 
für die Ausrüstung der Brigade und dann um 1 Milliarde 
Euro Kosten jedes Jahr.

Ich will in dem Zusammenhang auf einen Artikel von 
Clemens Fuest, Moritz Schularick, Armin Steinbach und 
Guntram Wolff in der „FAZ“ hinweisen, erschienen in 
der letzten Woche – lassen Sie mich zitieren –:

„Aus guten Gründen schützt eine überparteiliche 
Initiative das Bundesverfassungsgericht noch vor 
der Wahl … vor den Risiken einer Sperrminorität 
populistischer Parteien. Nichts anderes gilt es mit 
Blick auf unsere Sicherheit und Verteidigungsfähig-
keit sicherzustellen: Noch in dieser Legislaturpe-
riode sollten deshalb die Voraussetzungen geschaf-
fen werden, dass Deutschland sicherheitspolitisch 
handlungsfähig bleibt.“

Unsere Fraktion steht jederzeit für Gespräche in diese 
Richtung zur Verfügung. Wir haben die Aufgabe, Frie-
den, Freiheit und Wohlstand für unser Land zu ermögli-
chen. Lassen Sie uns daran gemeinsam arbeiten!

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion Peter 

Heidt.

(Beifall bei der FDP)

Peter Heidt (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Deutschland wird eine komplette Brigade, also 
insgesamt 5 000 Frauen und Männer, in Litauen dauerhaft 
stationieren. Dies ist keiner der bisher von Deutschland 
durchgeführten Auslandseinsätze mit wechselnden Kon-
tingenten, sondern wir stationieren in einem befreundeten 
Land eine dauerhafte Einheit.

Wir Freien Demokraten haben dieses so wichtige Vor-
haben von Anfang an unterstützt und gefördert. Es ist für 
uns klar, dass wir diese Brigade bestmöglich ausstatten 
müssen. Wir wissen, dass dies auch eine Herausforderung 
für die Bundeswehr ist. Es ist ein herausragendes Be-

kenntnis zu der Verteidigungsfähigkeit der NATO. Es 
ist ein beeindruckendes Signal der Abschreckungsfähig-
keit gegenüber Russland.

Russland unter seinem Herrscher Putin hat sämtliche 
Brücken zu den westlichen Nachbarn, zur NATO und zur 
Europäischen Union gekappt. Er wollte das so. Er will 
nämlich wieder ein Großrussland erschaffen, und dies 
unter allen Umständen, mit allen Mitteln. Wenn Sie in 
Litauen mit Menschen reden, dann erzählen diese Men-
schen von der Bedrohung Russlands. Wenn Sie in Estland 
mit Menschen reden, dann erzählen diese Menschen von 
der Bedrohung Russlands. Und wenn Sie in Lettland mit 
den Menschen reden, erzählen diese Menschen von der 
Bedrohung Russlands. Das ist übrigens überall in Ost-
europa so. Diese Menschen erzählen dann auch sehr 
schnell von den Verwandten, die von den Russen unter 
fadenscheinigen Gründen verhaftet, in Gefängnisse ge-
steckt, gefoltert und teilweise auch nach Sibirien gebracht 
worden sind und nicht zurückgekehrt sind.

Osteuropa kennt eine russische Besetzung. All diese 
Länder haben nämlich erst in den 90er-Jahren des letzten 
Jahrhunderts ihre Freiheit und Unabhängigkeit erlangt. 
Sie wollen nicht wieder von Russland unterdrückt wer-
den, sie wollen ihre Freiheit behalten, und sie haben uns 
schon lange vor dem 24. Februar vor den Absichten Russ-
lands gewarnt. Mit der Stationierung der deutschen Bri-
gade in Litauen zeigt Deutschland, dass wir in der Lage 
und willens sind, das NATO-Gebiet und unsere Partner-
länder zu verteidigen. Putin versteht Stärke, und dies ist 
ein Zeichen der Stärke. Und es ist ein Zeichen der Men-
schen in Litauen, in ganz Osteuropa: Deutschland steht 
an eurer Seite, Deutschland verteidigt zusammen mit 
euch unsere gemeinsame Freiheit. Wenn Sie mit Men-
schen in Litauen und aus Osteuropa reden, dann stellen 
Sie fest: Sie sind begeistert und auch sehr dankbar, dass 
Deutschland diesen Schritt tut.

Und Polen? Polen hat zwei Wünsche an uns: eine 
deutsche Brigade und deutsche Führung. Kollege Hahn, 
Sie hatten heute die Chance für die Union, ein positives 
Zeichen an unsere Partner zu senden und an die Bundes-
wehr. Sie haben stattdessen kleinkariert Wahlkampf ge-
macht. Das ist sehr schade und ein Verlust.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

So wie wir hat auch Litauen eine gesetzliche Grund- 
lage für die Stationierung der deutschen Brigade in sei-
nem Land geschaffen. Ganz bewusst fand diese Abstim-
mung im Seimas, im litauischen Parlament, am 3. Oktober 
statt, an unserem Nationalfeiertag. Auch das ist ein Zei-
chen der Verbundenheit und der Geschlossenheit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin im Übrigen 
der Auffassung, dass wir unverzüglich Taurus-Marsch-
flugkörper an die Ukraine liefern sollten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion Jörg 

Nürnberger.

(Beifall bei der SPD)

Jörg Nürnberger (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Wehrbeauftragte Dr. Högl! Die Frage 
„Taurus“ steht heute nicht zur Debatte. Da steht die 
SPD geschlossen hinter Olaf Scholz,

(Beifall bei der SPD – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Was immer er fordert!)

und wir lehnen die Lieferung von Taurus ab.
Ich möchte mich aber heute im Folgenden auf zwei 

Aspekte dieses Tagesordnungspunktes beschränken: 
Das Stationierungsabkommen und das Fremde-Mächte- 
Gesetz.

Wir alle wissen, dass sich die Sicherheitslage in ganz 
Europa mit dem Überfall Russlands auf die Ukraine mas-
siv verschlechtert hat. Vor allen Dingen unsere baltischen 
Verbündeten an der NATO-Ostflanke befinden sich in 
besonders exponierter Lage, und es ist ja physisch spür-
bar: Wenn sie in Pabradė sind auf dem Truppenübungs-
platz, sind es gerade mal noch 11 Kilometer bis nach 
Weißrussland.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja!)

Sie zählen daher auf die Unterstützung der NATO und 
ganz besonders auf die Unterstützung Deutschlands. 
Die beschlossene Aufstellung einer deutschen Brigade 
in Litauen ist genau so ein Zeichen unserer Unterstützung 
und gleichzeitig das Leuchtturmprojekt, Herr Minister, 
der Zeitenwende.

Im September dieses Jahres haben die Minister das 
Abkommen zur Zusammenarbeit im Verteidigungs-
bereich in Berlin unterzeichnet. Die Parlamente unserer 
Länder müssen das Abkommen ratifizieren. Kollege 
Heidt hat darauf hingewiesen: Der Seimas, das litauische 
Parlament, hat dem Abkommen zugestimmt: einstimmig, 
100 Prozent, mit allen abgegebenen Stimmen und mit 
großem, beinahe frenetischem Applaus für unseren Mi-
nister, der dort sprechen durfte. Das verdeutlicht einmal 
mehr die unheimlich große Bedeutung, die diese Auf-
stellung der Brigade für die ganze Gesellschaft, für die 
Menschen in Litauen hat. Kommt man mit ihnen ins 
Gespräch – ich war heuer mehrmals in Litauen –, wird 
sehr schnell deutlich, dass man froh und dankbar ist für 
die Stationierungsentscheidung. Und es ist eine Priorisie-
rung, die wir vornehmen mussten, Herr Hahn. Man kann 
nicht alles gleichzeitig wollen und tun, sondern das ist ein 
wichtiger Schritt, den wir unbedingt tun mussten.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das wäre mal eine 
Erkenntnis für die SPD!)

Unsere Soldatinnen und Soldaten werden mit offenen 
Armen und herzlichst aufgenommen. Auch das ist eine 
neue Erfahrung für deutsche Soldatinnen und Soldaten. 
Die Bevölkerung vor Ort hat ein starkes Bewusstsein für 

die Bedrohung und ist selbst bereit, hohen Aufwand und 
hohe Kosten für die Stationierung im Namen des Host 
Nation Support zu tragen.

Wenn ich mich an meine Jugend zurückerinnere, auf-
gewachsen 25 Kilometer von der innerdeutschen Grenze 
und der Grenze zur Tschechoslowakei entfernt: Wir hat-
ten doch das gleiche Bewusstsein, dass es jeden Tag los-
gehen könnte und dass uns in unserem Gefechtsstreifen 
der NATO die Amerikaner geschützt haben und ein biss-
chen südlich davon die Bundeswehr. Genau dieses Emp-
finden haben die Menschen in Litauen jetzt im Jahr 2024, 
und wir stehen ihnen zur Seite. Das ist wirklich gut so.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Aber auch in Deutschland ist die Angst vor einem 
Krieg gestiegen. Wenn man den Umfragen der Bundes-
wehr folgt, sind gegenwärtig 58 Prozent der Menschen in 
Deutschland der Meinung, dass Russland als Bedrohung 
für ihre eigene Sicherheit wahrzunehmen ist. Die Brigade 
in Litauen ist deshalb ein wirksamer Bestandteil der Ab-
schreckung im Bündnis. Russland unter Putin versteht 
nur die Sprache der Stärke. Daher ist diese Brigade die 
notwendige Priorisierung. Sie muss als Erstes geschehen, 
und dann werden wir auch die anderen Dinge tun.

Es ist unerlässlich, dass wir die nächsten Umsetzungs-
schritte gehen, damit die Einsatzbereitschaft 2027 her-
gestellt sein kann. Das Abkommen legt die rechtlichen 
Rahmenbedingungen fest. Unter anderem geht es auch 
um die Gesundheitsversorgung, die Voraussetzungen für 
den Grund- und Ausbildungsbetrieb, die Vereinfachung 
bei der Anmietung von Wohnraum, die schnellere An-
erkennung beruflicher Qualifikationen der Partnerinnen 
und Partner unserer Soldaten. Und es geht – das wurde 
erwähnt – um die Errichtung deutscher Schulen und Kitas 
in Litauen. Für unsere Soldatinnen und Soldaten und ihre 
Familien schafft das Abkommen daher wichtige Voraus-
setzungen für ihre Lebensgestaltung sowohl im dienst-
lichen als auch im privaten Bereich.

Die Brigade wird bereits im kommenden Jahr in Dienst 
gestellt. Umso wichtiger ist es, dass wir dieses Abkom-
men über die Verteidigungszusammenarbeit jetzt vor der 
Bundestagswahl ratifizieren. Ich werbe hier um Ihre Zu-
stimmung.

Zum Ende noch kurz ein Blick auf das Fremde-Mäch-
te-Gesetz. Wir stehen heute nicht nur vor militärischen 
Angriffen durch fremde Mächte, sondern auch vor Ak-
tionen der Desinformation und Diskreditierung, vor Cy-
berangriffen sowie Spionage und Sabotage. Hier müssen 
wir, wo immer wir Kenntnis erlangen, entschlossen ent-
gegenwirken und vorhandene Sicherheitslücken schlie-
ßen. In der jüngeren Vergangenheit – Herr Kollege Arlt 
hat darauf hingewiesen – sind vermehrt Fälle bekannt 
geworden, in denen fremde Mächte ehemalige Bundes-
wehrsoldaten für die Ausbildung ihres eigenen Personals 
beschäftigt haben, zu finanziell sehr attraktiven Bedin-
gungen. Die Vermutung liegt nahe, dass im Rahmen sol-
cher Beschäftigungsverhältnisse Informationen abfließen 
und damit Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet werden. Das darf nicht sein. Mit 
dem Gesetzentwurf zur Strafbarkeit der Ausübung sol-
cher Tätigkeiten ohne eine Genehmigung, ohne vorherige 
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Anzeige schieben wir dem einen Riegel vor. Ich bitte 
daher auch in diesem Zusammenhang um Ihre Zustim-
mung.

Alle drei Gesetze sind notwendig. Sie sind jetzt not-
wendig, und sie bedürfen der Zustimmung aller demokra-
tischen Fraktionen hier im Hause.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Jens Lehmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Lehmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Besuchergruppe aus Leipzig, herzlich willkommen!

(Heiterkeit)

Die vorliegenden Gesetzentwürfe stehen grundsätzlich 
für Verteidigungsfähigkeit, für Verantwortung für unsere 
Soldatinnen und Soldaten und für Frieden und Freiheit in 
Deutschland und Europa.

Zunächst zum Artikelgesetz. Die Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr ist die Basis unserer Verteidigungsfähig-
keit. Die Rekrutierung geeigneter junger Männer und 
Frauen gestaltet sich aufgrund der Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt schwierig, und die Anforderungen an die 
Truppe, aber auch an das Personal im zivilen Bereich 
der Bundeswehr haben stetig zugenommen. Sei es bei 
der Bündnisverteidigung, bei Auslandseinsätzen oder 
im Katastrophenschutz: Die Bundeswehr ist und bleibt 
eine unverzichtbare Stütze für unsere Gesellschaft.

Mit dem Artikelgesetz gehen wir einen Schritt auf dem 
Weg, die Bundeswehr weiter zu stärken. Maßnahmen wie 
attraktivere Arbeitsbedingungen, eine stärkere Vereinbar-
keit von Dienst und Familie sowie gezielte Anreize für 
die Nachwuchsgewinnung sind Grundlage dafür, um qua-
lifizierte und motivierte Menschen für die Bundeswehr 
zu gewinnen und vor allen Dingen zu halten. Das Arti-
kelgesetz kann auf die personelle Einsatzbereitschaft der 
Bundeswehr, aber auch auf die Brigade Litauen einen 
positiven Einfluss haben.

Klar ist, dass wir in der Truppe andere arbeitszeitrecht-
liche Anforderungen haben als im zivilen Bereich. Und 
genauso klar ist, dass die Soldaten Mehrarbeit flexibel 
und attraktiv ausgeglichen bekommen müssen. Es ist zu-
dem ein Gebot der Fürsorge, dass Soldaten und ihre Fa-
milien umfassend abgesichert sind und sich vor allen 
Dingen wertgeschätzt und anerkannt fühlen. Gerade mit 
Blick auf den Umgang von Einsatzschädigungen bleibt 
auch nach dem Artikelgesetz noch einiges zu tun.

Als Unionsfraktion begrüßen wir diese Ansätze als 
ersten Schritt in die richtige Richtung grundsätzlich, wer-
den aber sehr genau darauf achten, dass die Veränderun-
gen Wirkung erzielen und nicht nur auf dem Papier gut 
aussehen.

Das Artikelgesetz wird nur dann zu einem wichtigen 
Baustein, wenn wir zeitgleich die langfristige Finanzie-
rung der Bundeswehr sicherstellen. Dazu gehört auch, 
das Bewusstsein für das Thema Sicherheit deutlich stär-
ker zu priorisieren. Ich hätte mir von unserem Kanzler 
erwartet, dieses Thema beispielsweise mal in einer Rede 
an die Nation deutlich zu machen. Die Finanzierung der 
Bundeswehr wird auch für die kommende Bundesregie-
rung eine große Herausforderung sein. Klar ist auch, dass 
diese Regierung es versäumt hat, sich einen Plan zu über-
legen, wie man in den nächsten Jahren die Lücke von 
30 Milliarden Euro im Einzelplan 14 gegenfinanzieren 
möchte.

(Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und was ist Ihr Plan mit 30 Mil-
liarden Euro?)

Mit dem Artikelgesetz ist der Weg bereitet, eine 
Bundeswehr mit einer umfassenden und dauerhaften Ver-
teidigungsfähigkeit zu schaffen. Dazu gehören auch 
Strukturen, die effizient und flexibel sind, um den He-
rausforderungen einer sich wandelnden Sicherheitslage 
stets gerecht zu werden.

Der zweite Gesetzentwurf, das Abkommen zwischen 
Deutschland und Litauen, ist ein starkes politisches Sig-
nal innerhalb der NATO und ein Beispiel für die verläss-
liche Partnerschaft mit unseren europäischen Nachbarn. 
Litauen ist ein zentraler Partner an der NATO-Ostflanke, 
einer Region, die angesichts der anhaltenden russischen 
Aggression besonders im Fokus steht. Mit der Brigade 
Litauen werden wir dieses Engagement in Zukunft so 
ausbauen, dass wir dauerhaft echte Abschreckungsfähig-
keit im Baltikum aufbauen. Auch hier gilt es, bezogen auf 
die genaue Umsetzung, das Material, aber auch die Fi-
nanzierung noch viele offene Fragen zu klären.

Dieses Abkommen schafft einen Rahmen für eine noch 
intensivere Kooperation. Dabei ist es von entscheidender 
Bedeutung, dass diese Zusammenarbeit nicht nur sym-
bolisch bleibt, sondern konkrete Sicherheitsgewinne für 
beide Seiten bringt und auch nicht zu Verdrängungseffek-
ten in der Bundeswehr führt. Wir dürfen die baltischen 
Staaten nicht alleinlassen, weder politisch noch militä-
risch.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Werte Kolleginnen und Kollegen, diese beiden Vor-
lagen verdeutlichen, dass unsere Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik auf zwei Säulen basiert: einer modernen, 
personell gut aufgestellten Bundeswehr und einer starken 
europäischen und internationalen Zusammenarbeit.

Und hier muss ich noch einmal betonen: Wir sind zwar 
eine wichtige Marinenation, aber wenn im nächsten Jahr 
neue NATO-Vorgaben kommen, verlässt sich die NATO 
zunächst vorrangig auf das deutsche Heer. Ich sage das 
sehr deutlich, da das Heer in den Überlegungen dieser 
Regierung nicht ausreichend berücksichtigt wird. So wer-
den wichtige Projekte, auch für die Brigade Litauen, in 
diesem Jahr nur in geringem Umfang oder gar nicht be-
rücksichtigt und finanziert, während die Prioritäten an-
scheinend auf anderen Dingen liegen, zum Beispiel auf 
den von der kämpfenden Truppe ohnehin nicht getrage-
nen Dienstanzügen. Wir brauchen einen Aufwuchs und 
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raschen Materialzulauf in der Bundeswehr, allen voran 
aber im deutschen Heer. Das ist essenziell, um unsere 
Verteidigungsfähigkeit rasch verbessern zu können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Agnieszka Brugger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Unsere Bundeswehr verdient eine konstruktive De-
batte über diese Gesetzentwürfe; denn die Angehörigen 
der Bundeswehr verdienen nicht nur unseren aufrichtigen 
Dank, sondern auch, dass wir ihnen den bestmöglichen 
Rahmen bieten, um unsere Sicherheit gewährleisten zu 
können.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Alexander Müller.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Alexander Müller (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir erleben in diesen Tagen eine gravierende 
Änderung unserer Weltordnung. Wir hatten 70 Jahre lang 
weltweit den Konsens, dass es verpönt ist, militärisch 
Grenzen zu verschieben, dass wir nukleare Bedrohungen 
kleinhalten wollen, dass wir möglichst wenigen Staaten 
Atomwaffen geben wollen – und das bröckelt.

Es gibt Staaten, die sich dafür einsetzen, aktiv die 
Grenzen militärisch zu überschreiten, die Inseln bedro-
hen, die nuklear aufrüsten. Diese Staaten verbünden sich 
auch. Viele dieser Staaten betreiben hybride Kriegsfüh-
rung gegen die Bundesrepublik Deutschland; auch das 
kriegen wir alle mit. Jeden Tag erfahren Sie von Cyber-
attacken auf die Bundesrepublik Deutschland, auf Par-
teien hier in Deutschland. Drohnenattacken finden hier 
ständig statt. Brandsätze im Luftverkehr werden ent-
deckt. Seekabel in der Ostsee werden von zivilen For-
schungsschiffen aus solchen Staaten durchgeschnitten. 
Bahnstrecken werden beschädigt. Radikale Parteien wer-
den finanziert. Diese Staaten führen nichts Gutes im 
Schilde.

Und jetzt bekommen wir mit, dass viele frühere Sol-
datinnen und Soldaten für solche Staaten aktiv werden. 
Das sind Menschen, die militärisches Wissen haben. 
Durch die Panama Papers haben wir erfahren, wie viel 
dort bezahlt wird; es sind mehrere Hunderttausend Euro 
im Jahr, die dort bezahlt werden. Das wird nicht für die 
Vermittlung von Flugphysik bezahlt, sondern selbstver-
ständlich werden da weitergegeben militärisches Fach-
wissen, geheime NATO-Einsatztaktiken, Angriffsszena-
rien, die in der NATO trainiert werden. Es ist ein Unding, 
dass so was passiert.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Johannes Arlt [SPD])

Es ist untragbar, dass sich Menschen, in deren Aus-
bildung wir Millionen Euro reingesteckt haben – es gibt 
hier Kolleginnen und Kollegen, die schon mal mit dem 

Eurofighter mitgeflogen sind und die wissen, wie viel 
eine Flugstunde kostet –, die mit 41 Jahren in Rente 
gehen dürfen, dort ihr Gehalt aufbessern. Es ist untragbar. 
Wir haben hier eine Gesetzeslücke. Deswegen wird es 
allerhöchste Zeit, dass das geändert wird.

Künftig wird das Hin- und Herpendeln zwischen 
Chongqing und Nanjing mit dem silbernen Geldkoffer 
in der Hand, um Geschäfte zu machen, unterbunden. 
Hier werden in Deutschland künftig die Handschellen 
klicken, und das wird allerhöchste Zeit.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Susanne Ferschl.

(Beifall bei der Linken)

Susanne Ferschl (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Das erste Gesetz, das die Resteregie-
rung zur Primetime heute einbringt, ist nicht etwa das 
Rentenpaket oder das Tariftreuegesetz – nein, offensicht-
lich fehlt für diese notwendigen Reformen die Mehrheit –; 
man konzentriert sich stattdessen in diesem Haus auf den 
großen Konsens, der hier vorherrscht, nämlich darauf, 
das Land kriegstauglich zu machen.

Die vorliegenden Gesetze sind teils Bestandteil dieses 
Vorhabens. Beispielsweise wird der Anwendungsbereich 
des Arbeitssicherstellungsgesetzes erweitert – ein Gesetz, 
das Beschäftigte in speziellen Bereichen und unter gewis-
sen Bedingungen, zum Beispiel im Kriegsfall, zur Ar-
beitsleistung verpflichtet und in Grundrechte eingreift.

(Ralph Lenkert [Die Linke]: Unfassbar!)

Anstatt sich auf den Krieg vorzubereiten, wären aber 
Schritte zur Deeskalation so notwendig.

(Beifall bei der Linken – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Machen Sie 
doch mal einen Vorschlag! Was soll denn ge-
macht werden?)

Die im Februar 2022 vom Bundeskanzler ausgerufene 
Zeitenwende durchdringt mittlerweile alle Bereiche 
des öffentlichen Lebens; wir erleben eine beispiellose 
Militarisierung. Ein geplantes Gesundheitssicherstel-
lungsgesetz soll das Gesundheitswesen kriegstauglich 
machen. Besser wäre, Sie würden es endlich patienten-
tauglich machen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Sevim 
Dağdelen, [BSW])

Bunkerschutzpläne werden erstellt. Ein sogenannter 
Operationsplan Deutschland soll Unternehmen auf den 
Kriegsfall vorbereiten.

(Wolfgang Hellmich [SPD]: Alles Blödsinn! – 
Zuruf des Abg. Jörg Nürnberger [SPD])
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Durch eine Kooperationsvereinbarung des Verteidi-
gungsministeriums mit der Bundesagentur für Arbeit 
sollen künftig Arbeitslose auch in den militärischen Be-
reich vermittelt werden, und in meinem Bundesland 
Bayern hat Söder mit einem Bundeswehrgesetz Schulen 
und Hochschulen dazu verpflichtet, mit der Bundeswehr 
zu kooperieren. Ganz zu schweigen von der aggressiven 
Werbung für das Militär im öffentlichen Raum.

Gestern hat die Bundesregierung eine Sicherheitsstra-
tegie beschlossen, um die Rüstungsindustrie zu stärken, 
und selbst beim kürzlich in der Bundesregierung be-
schlossenen Tariftreuegesetz werden öffentliche Auf-
träge der Bundeswehr, egal ob Catering oder Bau etc., 
bis 2029 von der Tariftreue ausgenommen.

(Christian Görke [Die Linke]: Das ist die 
Wahrheit!)

Das ist Militarisierung auf dem Rücken von Beschäftig-
ten und völlig inakzeptabel.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BSW)

Ein funktionierender Sozialstaat und die zunehmende 
Militarisierung gehen einfach nicht zusammen.

(Zuruf des Abg. Johannes Arlt [SPD])

Warum bleiben denn die Kindergrundsicherung und das 
Rentenpaket auf der Strecke? Warum werden denn Zu-
schüsse in die Sozialversicherungen gekappt? Weil bei 
den horrenden Kriegsausgaben bei gleichzeitiger Weige-
rung, Superreiche stärker zu besteuern und die Schulden-
bremse außer Kraft zu setzen, das Geld im Haushalt ein-
fach fehlt.

(Zuruf des Abg. Peter Heidt [FDP])

Die ehemalige Bundesregierung war sich jedenfalls im 
Kriegskurs einig,

(Stephan Brandner [AfD]: Die jetzige auch 
noch!)

nur bei der Finanzierung nicht. Die Zeitenwende – so viel 
ist sicher – bedroht auch den sozialen Frieden in unserem 
Land, und auch deswegen ist es Zeit für Diplomatie und 
Deeskalation.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Ali  
Al-Dailami [BSW])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe BSW Sevim 

Dağdelen.

(Beifall beim BSW – Michael Sacher 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sind die da?)

Sevim Dağdelen (BSW):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die deut-

sche Außenministerin Annalena Baerbock will jetzt die 
Bundeswehr in die Ukraine schicken.

(Jörg Nürnberger [SPD]: Jetzt?)

– Natürlich nach einem Waffenstillstand. – Aber was 
passiert, wenn der Waffenstillstand bricht? Da gibt es 
keine Antwort von der Außenministerin.

Heute Morgen, hört man in den Medien, sekundiert 
Verteidigungsminister Pistorius auch noch der gefähr-
lichen Schnapsidee von Frau Baerbock. Man dürfe aber 
nicht darüber reden, sondern nur still und heimlich planen 
und darüber nachdenken. Fakt ist: Herr Pistorius, so 
schickt man die Bundeswehr in das Feuer, am Ende in 
einen Krieg. Das ist einfach unverantwortlich, was Sie 
hier machen.

(Beifall beim BSW)

Und ein Wort zur AfD: Wer hier sagt – wie der Redner 
der AfD –:

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist aber schon 
viel mehr als ein Wort jetzt! Ein Wort wollten 
Sie sagen!)

„Die Bundeswehr ist da, um zu kämpfen und zu siegen“, 
ist so wenig Friedenspartei wie die Olivgrünen in diesem 
Haus.

(Beifall beim BSW)

Diese Resteampel erweckt zunehmend den Eindruck, 
als wolle sie Deutschland vor Moskau verteidigen,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hören Sie doch auf mit Ihren Fake 
News! Verschonen Sie uns damit!)

und das ist auch vor dem Hintergrund unserer Geschichte 
einfach grundfalsch.

(Merle Spellerberg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich glaube, da braucht jemand Ge-
schichtsnachhilfe!)

Nach dem gebrochenen Versprechen, die NATO nicht 
nach Osten zu erweitern, schicken Sie jetzt auch noch 
für 11 Milliarden Euro die deutschen Soldaten nach Li-
tauen, an die russische Grenze. Sie verlieren so jede 
Glaubwürdigkeit.

(Beifall beim BSW – Lachen der Abg. Bettina 
Hagedorn [SPD] – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: „Glaubwürdigkeit“? 
Das ist doch für Sie ein Fremdwort!)

Im Lateinischen gibt es ein Sprichwort: „Wenn du den 
Frieden willst, bereite den Krieg vor.“

(Florian Hahn [CDU/CSU]: Genau!  
Sehr guter Spruch!)

Diese Bundesregierung – Resteregierung – aber verfährt 
nach dem Motto: „Wenn du den Krieg willst, bereite den 
Krieg vor.“

(Jörg Nürnberger [SPD]: Das ist eine bösar- 
tige Unterstellung! – Zuruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit Helmen hat es begonnen; jetzt geht es um Taurus und 
Bodentruppen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Also, logisch ist 
das nicht!)
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Ihre Bereitschaft zur totalen Eskalation führt Deutschland 
in den Abgrund, und das muss gestoppt werden.

(Beifall beim BSW – Zuruf der Abg. Kordula 
Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deutschland, meine Damen und Herren, muss frie-
denstüchtig werden und sich verteidigen können. Ihr 
Weg in den Krieg aber ist ein Weg zur Zerstörung unseres 
Landes, und das wird auf den entschiedensten Wider-
stand des Bündnisses Sahra Wagenknecht treffen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BSW – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Klären Sie 
erst mal Ihr Verhältnis zu Russland und zu 
Putin! Und jetzt gehen Sie wahrscheinlich 
auch wieder aus dem Plenarsaal raus, ne?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort der fraktionslose Abgeord-

nete Robert Farle.

(Stephan Brandner [AfD]:  
Robert, schaffe Frieden!)

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Ich teile die Einschätzung, dass der Frieden 
in Europa total bedroht ist, speziell auch für unser Land. 
Das größte Sicherheitsrisiko für den Frieden sind die 
Taurus-Kriegsbefürworter in diesem Parlament und 
niemand anders.

Sie kündigen an, wenn Sie sich zusammentun zu einer 
eigenen Koalition, dass Taurus sofort freigegeben und 
unser Land zur Zielscheibe russischer Raketen wird, 
was ich niemals erleben will.

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]:  
Schrei nicht so!)

Und ich will auch keine deutschen Soldaten an der 
Grenze zu Russland haben; 1 200 Kilometer beträgt diese 
Grenze im Donbass. Am Ende sterben wieder deutsche 
Menschen – als Ergebnis Ihrer Schlafwandelpolitik und 
Ihrer aktiven Kriegstreiberei, die endlich zu Fall gebracht 
werden muss!

Keine Stimme für die Grünen, für die CDU und die 
Kriegstreiber aus der FDP! Das sage ich hier ausdrück-
lich. Wir wollen nicht in einen Krieg hineingezogen wer-
den, und das werden Sie den Menschen in Deutschland 
auch nicht abverlangen können.

Denn im Gegensatz zu Ihnen, die hier Regierungsver-
antwortung tragen, ist den meisten Deutschen bekannt, 
wie der Zweite Weltkrieg geendet hat. Da hieß es: Nie 
wieder Krieg!

(Daniel Baldy [SPD]: Nie wieder Faschis-
mus! – Dr. Marcus Faber [FDP]: Nie wieder 
Faschismus! – Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nie wieder Faschisten 
und Kommunisten! – Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: „Nie wieder 
Faschismus!“, haben die Leute 1945 gesagt!)

Und was machen Sie? Sie spielen mit dem Leben von 
Tausenden, Zehntausenden Deutschen, und das muss un-
terbunden werden. Das sollen die Deutschen wissen.

Präsidentin Bärbel Bas:
Ihre Redezeit ist beendet, Herr Farle.

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]:  
Gott sei Dank!)

Robert Farle (fraktionslos):
Jawohl.

(Ulrich Lechte [FDP]: So folgsam heute! – 
Stephan Brandner [AfD]: Punktlandung!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Gut. – Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion Volker Mayer-Lay.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Volker Mayer-Lay (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Frau Wehrbeauf-

tragte! Werter Herr Minister! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Nach diesen drei bizarren Reden sollten wir viel-
leicht zurück zur Realpolitik kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und des Abg. Johannes Arlt 
[SPD])

Was haben wir gelesen? Ex-Bundeswehrkampfpiloten 
bilden Chinas Luftwaffe aus – so war es als Überschrift 
im Juni des letzten Jahres in der Presse zu lesen. In der Tat 
war rausgekommen, dass vier ehemalige Soldaten, und 
zwar vom Spitzenpersonal der deutschen Luftwaffe, Of-
fiziere, für Millionen von Euro heute – wir haben es 
gehört – Kampfjetbesatzungen der Volksbefreiungsarmee 
ausbilden. Sie geben also ihr wertvolles Wissen, das sie 
im Rahmen der teuren und aufwendigen Ausbildung für 
unsere Streitkräfte erlangt haben, gerade an Streitkräfte 
weiter, die nicht als befreundet gelten. Was mit Sicherheit 
ehrlos ist, ist aber in weiten Teilen bislang leider sankti-
onslos, und das müssen wir ändern, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Zwar unterliegen aus dem Dienstverhältnis ausge-
schiedene Soldaten einem eingeschränkten soldatischen 
Pflichtenkatalog, so zum Beispiel der Treuepflicht nach 
§ 7 des Soldatengesetzes oder auch der Verschwiegen-
heitspflicht nach § 14 des Soldatengesetzes. Ein schuld-
hafter Verstoß gegen diese Pflichten ist ein Dienst-
vergehen, und als Disziplinarmaßnahmen können 
Aberkennung des Dienstgrads oder auch des Ruhegehalts 
in Betracht kommen.

Das ist wohl aber leider nicht genug; denn wir erleben, 
dass fremden Mächten das Spezialwissen unserer Bun-
deswehr deutlich mehr wert ist, als den ehemaligen 
Soldaten durch Disziplinarmaßnahmen überhaupt ge-
nommen werden kann. Deshalb wollen wir unsere mi-
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litärischen Kenntnisse und militärischen Informationen 
jetzt deutlicher und besser schützen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dazu zählt, wie wir es schon gehört haben, eine Ge-
nehmigungspflicht für bestimmte Tätigkeiten, aber ins-
besondere auch ein neuer Straftatbestand im Wehrstraf-
gesetz, um Verstöße endlich auch spürbar sanktionieren 
zu können. Wollen wir, dass fremde, vielleicht sogar 
feindliche Mächte über unser Know-how verfügen? Wol-
len wir, dass diejenigen, die dazu bereit waren, unsere 
Freiheit zu verteidigen, diese jetzt aktiv gefährden? Ein 
ganz klares Nein!

(Beifall der Abg. Kerstin Vieregge [CDU/ 
CSU])

Mit dem hier vorliegenden Gesetz über die Strafbarkeit 
der Ausübung von Tätigkeiten für fremde Mächte schüt-
zen wir die Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik 
Deutschland, und deshalb wird die Union das auch unter-
stützen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe 

auf den Drucksachen 20/13488, 20/14020 und 20/13957 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. – Ich sehe keine weiteren Überweisungsvor-
schläge. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 7 a bis 7 c: 

a) Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Verbesserung der Verbre-
chensaufklärung – Einführung einer Min-
destspeicherung von IP-Adressen und 
Wiederherstellung der Funkzellenabfrage-
möglichkeit 

Drucksache 20/13366
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Digitales

b) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ein-
führung einer Mindestspeicherung von 
IP-Adressen für die Bekämpfung schwerer 
Kriminalität 

Drucksache 20/13748
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Digitales

c) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Konstantin Kuhle, Dr. Thorsten Lieb, Renata 
Alt, weiteren Abgeordneten und der Fraktion 
der FDP eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Einführung einer Sicherungs-
anordnung für Verkehrsdaten in der Straf-
prozessordnung 

Drucksache 20/14022
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und zuerst hat das Wort für 
den Bundesrat der Ministerpräsident des Landes Hessen, 
Boris Rhein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Boris Rhein, Ministerpräsident (Hessen):
Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Es war der 20. September 2022, als der Euro-
päische Gerichtshof entschieden hat: Das Speichern von 
IP-Adressen bei der Kriminalitätsbekämpfung ist zuläs-
sig. Und wenn wir heute erneut über das Thema sprechen, 
dann sprechen wir unweigerlich auch über eine Zahl: 
Diese Zahl lautet 40 000.

Meine Damen und Herren, 40 000 Verfahren im Be-
reich der Kinderpornografie konnten seit dem 20. Sep-
tember 2022 nicht weiterverfolgt werden, weil es in 
Deutschland dafür keine Rechtsgrundlage gibt, obwohl 
der EuGH das möglich macht. 40 000 Verfahren gegen 
Straftäter, gegen die der Verdacht besteht, dass sie Kinder 
missbrauchen und kinderpornografisches Material her-
stellen, 40 000 Verfahren mit unzähligen Bildern und 
unzähligen Opfern mussten eingestellt werden, weil es 
in Deutschland keine Rechtsgrundlage gibt.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]:  
So ist es leider!)

Abscheuliche und feige Taten. Abscheuliche und feige 
Täter. Sie sind einfach davongekommen, und die meisten 
machen einfach weiter, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, obwohl wir es in Deutschland hätten verhindern 
können. Die Tatsache, dass Deutschland seit der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs nicht handelt, 
kann man nicht anders bezeichnen als einen Offen-
barungseid in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und ich will auch das sehr deutlich sagen: Datenschutz 
darf kein Täterschutz sein, und Kinderschänder haben 
kein Recht auf Privatsphäre.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen handeln! Wir müssen das beenden! Und ins-
besondere dürfen wir nicht bereit sein, das einfach so 
weiterzumachen, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren.
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Damit wir nicht im Ungefähren bleiben – denn die 
Debatte ist oftmals sehr im Ungefähren und oftmals am 
Rande –, will ich Sie fragen: Erinnern Sie sich eigentlich 
an die Darknet-Plattformen „Elysium“ und „Boystown“? 
Es ist verstörend. Es ist verstörend, was die Beamten des 
BKA, was unsere hessischen Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte, was hessische Polizisten dort zu sehen 
bekommen haben: schreckliche Bilder, abscheuliche 
Chats, abscheulichste Dinge, menschliche Abgründe. 
Und sie haben vor allem eins zu sehen bekommen: Sie 
haben Leid zu sehen bekommen. Sie haben das Leid von 
denen gesehen, die wir eigentlich schützen müssten. Sie 
haben Leid von Babys, Leid von Kindern und Leid von 
Jugendlichen gesehen. Die jüngsten Opfer sexuellen 
Missbrauchs sind ein paar Monate alt.

Unsere Ermittler bekommen Täter zu sehen, die Tag 
für Tag viele Megabyte große Datenpakete hoch- und 
auch runterladen. Unsere Ermittler müssen zusehen, wie 
Nutzer mit Namen wie „Geiler Daddy“ im Internet nach 
Videos von gequälten Kindern suchen. Unsere Ermittler 
müssen zusehen, wie ein Nutzer namens „Mad Mouse“ 
sich im Netz mit einem Mann in Wien verabredet, um ein 
Geschwisterpärchen zu vergewaltigen. Die Geschwister 
sind vier und acht Jahre alt – vier und acht Jahre!

Und, meine Damen und Herren, wir sprechen hier 
nicht von perversen, besonders perversen Einzelphäno-
menen. Nein, es handelt sich um ein Massenphänomen. 
Die Plattform „Boystown“ hatte 400 000 – 400 000! – 
registrierte User. Das ist in etwa die Einwohnerzahl von 
Bochum oder von Wuppertal, und, um eine hessische 
Stadt zu nennen, es ist das Doppelte von Kassel. Das ist 
die Dimension, über die wir heute sprechen.

Meine Damen und Herren, wissen Sie, warum die 
Staatsanwälte und die Polizisten diesen Horrorplattfor-
men den Garaus machen konnten? Nicht wegen der 
Rechtslage, nicht weil wir gehandelt haben. Nein, sie 
konnten das einzig und alleine deswegen tun, weil wir 
Glück hatten. Sie konnten es einzig und alleine deswegen 
tun, weil ausgerechnet der Telekommunikationsanbieter, 
den diese Kriminellen genutzt haben, deren IP-Adressen 
gespeichert hatte. Es war Zufall, dass wir diese Plattfor-
men abschalten konnten.

Aber das darf doch nicht der Weg sein. Es kann doch 
nicht sein, dass es vom Zufall abhängt, dass wir Kinder-
schändern ihr abscheuliches Handwerk legen können, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Nein, das darf nicht der Weg sein. Kommissar Zufall ist 
nicht die Lösung.

Es gibt keine Alternative zu einer gesetzlich veranker-
ten Mindestspeicherung von IP-Adressen. Die IP-Ad-
resse ist der einzige Anhaltspunkt zur Identifizierung 
des Täters. Und wer den Strafverfolgungsbehörden die 
Mindestspeicherung von IP-Adressen vorenthält, der ver-
hindert de facto – es ist nichts anderes – die Identifizie-
rung der Täter und ermöglicht ihnen – auch da gibt es 
keine zwei Meinungen – systemische Straflosigkeit. Das 
ist die Realität, über die wir sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist eine 

unerhörte Zuspitzung, die Sie hier machen! 
Absolut unlauter, wie Sie hier argumentieren!)

– Interessant. Der Zwischenrufer findet sich ja glück-
licherweise im Protokoll wieder.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, zum Glück! Genauso wie Ihre unter-
irdische Rede!)

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren Abge-
ordneten, jeder muss wissen, dass es in einer Vielzahl der 
Fälle – es passt sehr gut, dass Sie jetzt zwischengerufen 
haben – der Verbreitung von Kinderpornografie zum Re-
almissbrauch kommt, ein Missbrauch, der in einer Viel-
zahl der Fälle sogar anhält. Das sollten Sie sich über-
legen, wenn Sie solche Zwischenrufe machen!

(Beifall bei der CDU/CSU – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das bestreitet 
keiner! Aber Ihre Unterstellungen sind infam! 
Und das wissen Sie auch!)

Ich will auch das in aller Deutlichkeit hier an diesem 
Ort sagen: Das sogenannte Quick-Freeze-Verfahren ist 
nichts als ein Etikettenschwindel. Vergessen Sie das 
Quick-Freeze-Verfahren! Es ist großer Quatsch. Es hat 
keinen Nutzen, es ist keine Alternative.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Thorsten Lieb 
[FDP]: Aber der Bundesrat hat es doch befür-
wortet!)

– Lieber Herr Lieb, es tut mir leid, dass ich den Freunden 
der FDP das zurufen muss: Es gibt niemanden außer der 
FDP, der ans Quick-Freeze-Verfahren glaubt, meine sehr 
geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es ist einzig und allein die Speicherpflicht, die hilft. 

Das BKA sagt eindeutig: Bei einer einmonatigen Spei-
cherpflicht steigt die Aufklärungsquote auf über 90 Pro-
zent.

Die Entscheidung des EuGH ist ein klarer Arbeitsauf-
trag an uns alle. Heute können wir ihn umsetzen. Machen 
Sie den 5. Dezember zum Tag des Kampfes gegen Kin-
derpornografie! Der vorliegende Gesetzentwurf des Bun-
desrates ist gezielt, er ist maßvoll, er ist angemessen, er ist 
unionsrechtskonform. Auf was warten wir eigentlich 
noch? Was diskutieren wir eigentlich noch, meine sehr 
geehrten Damen und Herren?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Falsch verstandene Liberalität, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der FDP, schützt die Falschen, und falsch ver-
standene Liberalität gefährdet die, die wir eigentlich 
schützen müssen.

Es ist allerhöchste Zeit. Acht deutsche Länder, die von 
Christdemokraten, von Christsozialen, von Sozialdemo-
kraten und auch von Grünen regiert werden, die über 
60 Millionen Deutsche repräsentieren, machen Ihnen 
heute einen Vorschlag – diesen Vorschlag, über den ich 
heute rede. Und ich bitte Sie, die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages, um Ihre Unterstützung für diesen 
Vorschlag.

Herzlichen Dank.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                            26140 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ministerpräsident Boris Rhein (Hessen) 



(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Sebastian Fiedler.
(Beifall bei der SPD)

Sebastian Fiedler (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe heute das zweifelhafte Vergnügen, 
zum fünften Mal zu diesem Thema hier zu reden.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Ja, weil Sie 
nichts machen! – Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU)

Ich habe in einer Fernsehdiskussion neulich gesagt: Ich 
habe inzwischen die Schnauze voll. – Ich will es heute 
parlamentarischer sagen: Mir reicht’s wirklich. Und ich 
will auch begründen, warum. Weil nämlich das Sammel-
surium an Mythen, Falschinformationen, maßlosen Dif-
famierungen, Über- und Untertreibungen von Ermitt-
lungsinstrumenten unserer Sicherheitsbehörden kaum 
erträglich ist. Das haben die vielen Menschen, die bei 
Staatsanwaltschaften und Gerichten, bei der Polizei und 
beim Verfassungsschutz an 365 Tagen im Jahr unter einer 
wahnsinnigen Belastung ihr Bestes geben, um Schlimms-
tes zu verhindern, um Opfer zu schützen, Straftaten auf-
zuklären, Verfassungsfeinde aufzuklären, wahrlich nicht 
verdient.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Dass Sie mal 
ein Gesetz gemacht hätten, das hätten sie ver-
dient! Dass Sie mal gehandelt hätten, das hät-
ten sie verdient!)

Was sie verdient haben, ist, dass wir mit einer großen 
Ernsthaftigkeit hart an der Sache orientiert ohne ideologi-
sche Verblendung darum ringen, wie wir ihre wichtige 
Arbeit so gut wie möglich unterstützen können. Das ha-
ben sie verdient. Dazu wird meine Fraktion einen Beitrag 
leisten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Die größte Verantwortung dafür – das kann ich Ihnen 

nicht ersparen –, dass ich hier zum fünften Mal reden 
muss, hat die Sabotagepolitik der FDP.

(Dr. Thorsten Lieb [FDP]: Oijoijoi!)
Ex-Justizminister Buschmann hat die Not von Millionen 
Mieterinnen und Mietern gegen das Leid Tausender Op-
fer missbraucht.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Und Sie haben 
sich darauf eingelassen!)

Ich würde mich an seiner Stelle schämen.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Eine solche Politik verhöhnt nicht nur die Justiz und 
die Sicherheitsbehörden, viel schlimmer noch: Sie ver-
höhnt die Opfer. Wir haben einige Beispiele schon von 
Ministerpräsident Rhein gehört: penetrierte Säuglinge, 
Kinder, die schlimmster sexualisierter Gewalt ausgesetzt 

sind und im Livestream von masturbierenden Tätern be-
obachtet werden. Es gab Verabredungen, Kinder planvoll 
zu zeugen, um sie anschließend zu vergewaltigen. Das 
Bild- und Videomaterial derartiger Gewaltexzesse geht 
rund um den Globus. Und die Opfer werden wieder zu 
Opfern und wieder und wieder und wieder. Das Ausmaß 
dieser unbeschreiblichen Kriminalität ist pandemisch – 
im Wortsinne – und nach aller mathematischen Wahr-
scheinlichkeit befinden sich hier im Plenarsaal ebenfalls 
Opfer.

38 000-mal – so haben Sie, Herr Rhein, es im Bundes-
rat schon formuliert – hätten seit der ersten EuGH-Ent-
scheidung schon Ermittlungsansätze zur Verfügung ge-
standen, und nun können wir darüber diskutieren, ob 
die Mindestspeicherfrist drei Monate oder einen Monat 
betragen soll. Entscheidend für mich und für meine Frak-
tion ist: Wir kriegen endlich etwas gemeinsam hin?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Da geht es nicht nur um die sogenannte Kinderporno-
grafie, es geht auch um Terrorismusbekämpfung. Wir 
kennen alle den Fall aus Castrop-Rauxel, bei dem wir 
nur eine sechseinhalb Tage alte IP-Adresse hatten, und 
nur durch Glück und Zufall und fleißige Arbeit beim 
BKA ein Giftgasanschlag mit Rizin und/oder Cyanid ver-
hindert werden konnte. Glück? Zufall? Das ist irre!

Wie kann man sich solcher Fakten verweigern? Wie 
kann man das mit gutem Gewissen tun? Ich frage mich 
tatsächlich – ich habe das an anderer Stelle auch schon 
gesagt –: Muss immer erst Blut auf der Straße liegen, 
damit wir zu kriminalpolitisch wichtigen Entscheidungen 
kommen, so wie nach Solingen? Ich bin der Meinung: 
Nein.

Und jetzt, wo Blockade-Justizminister Buschmann 
eben nicht mehr da ist, glaube ich und appelliere auch 
tatsächlich an die Kolleginnen und Kollegen der Grünen, 
dass wir tatsächlich einmal ernsthaft über diese Frage und 
diese Gelegenheit hier im Parlament diskutieren. Es 
macht auch allein schon deswegen Sinn, wenn Sie mit 
Ihren Länderkolleginnen und -kollegen sprechen. Es 
gibt ein 22-seitiges Papier aus Nordrhein-Westfalen, das 
nach Solingen entstanden ist, in dem auch aus Nordrhein- 
Westfalen heraus mit Beteiligung der Grünen die IP-Ad-
ressen-Speicherung eingefordert wird. Das macht Sinn, 
und das hat einen guten Grund.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja!)
Man kann auch das Recht nicht mehr ins Feld führen. 

Der EuGH hat inzwischen sogar bei allgemeiner Krimi-
nalität die Speicherung erlaubt, und erst gestern hat uns 
alle noch mal der Deutsche Richterbund eindringlich auf-
gefordert und darauf hingewiesen, dass das nötig ist.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So ist es!)
Hören Sie doch alle auf die dritte Staatsgewalt! Das ist 
doch wohl völlig klar.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Unter Kriminalisten gibt es den berühmten Spruch: 

Das Schnitzel, das der Hund schon aufgefressen hat, 
kann man nicht mehr einfrieren.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, so ist es!)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                           26141 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Ministerpräsident Boris Rhein (Hessen) 



Das gehört also zu den Mythen um Quick Freeze. Ge-
nauso erfolglos ist ein solcher Ansatz. Er ist im Übrigen 
auch nicht quick; auch das hat der Deutsche Richterbund 
noch einmal deutlich gemacht. Also hören Sie auf die 
Rufe aus der Praxis! Ich habe heute Morgen noch mal 
mit meinem Nachfolger beim BDK gesprochen. Die 
GdP ist sich da einig. Es gibt eine einhellige Auffassung 
in der Praxis der Strafverfolgung. Kurzum: Die Bundes-
innenministerin ist bei dem Thema seit langer Zeit klar. 
Meine Fraktion hat im September noch mal einen klaren 
Beschluss dazu gefasst, dass wir das wollen. Also lassen 
Sie uns gemeinsam ohne Ideologie über dieses Thema 
diskutieren!

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Nicht diskutie-
ren, sondern entscheiden!)

Mit uns können Sie sicher nach vorn schauen.
(Beifall bei der SPD – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Also stimmt die SPD zu! Also 
haben wir schon eine Mehrheit!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Dr. Thorsten Lieb.
(Beifall bei der FDP)

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, schön, 
dass Sie heute Morgen da sind und wir über das Thema 
gemeinsam diskutieren können. Wir merken alle: Es ist 
Wahlkampf.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: So billig 
kommen Sie nicht weg! – Friedrich Merz 
[CDU/CSU]: Nee, das hat damit gar nichts zu 
tun! – Zurufe von der SPD)

– Offensichtlich getroffen. – Das ist ja die Zeit der ver-
kürzten Botschaften und der verdrehten Tatsachen.

Lieber Kollege Fiedler, ich möchte daran erinnern, 
dass wir die Anlassbezogenheit entsprechender Maßnah-
men im Koalitionsvertrag vereinbart hatten.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das macht es 
nicht besser!)

Wer sich daran nicht gehalten hat, waren Sie, war die 
SPD-Fraktion, liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist 
die Wahrheit.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Sebastian Fiedler [SPD]: Was ist das denn für 
eine Argumentation in der Sache?)

Wir sind uns – das finde ich ja ganz spannend – ei-
gentlich in der Analyse einig. Seit 20 Jahren gibt es kein 
rechtssicheres Mittel, mit dem Ermittlungsbehörden bzw. 
Strafverfolgungsbehörden wirksam Zugriff auf digitale 
Beweismittel haben. Liegt das an der FDP? Nein, es liegt 
nicht an der FDP. Seit 20 Jahren gibt es dauerhafte und 
wiederholte Versuche, eine anlasslose Vorratsdatenspei-
cherung durchzuführen. Es ist immer wieder – das zur 
Erinnerung – am Unionsrecht gescheitert.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Jetzt gibt es eine 
EuGH-Rechtsprechung! Was ist das denn für 
ein Unfug!)

Eine Vorratsdatenspeicherung stellt einen schweren Ein-
griff dar – Artikel 7 und 8 der Grundrechtecharta; das zur 
Erinnerung – und ist daher nur in eng umgrenzten Fällen 
zulässig.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]:  
Keine Rechtsgeschichte, bitte!)

– Ich finde es spannend, dass das Zitat der EuGH-Ent-
scheidung zu einem Widerspruch führt. Interessant!

Deswegen braucht es einen neuen Weg, um wirksame 
Mechanismen für die Strafverfolgungsbehörden zu er-
möglichen. Dazu legen wir als Freie Demokraten heute 
endlich – endlich! – den Entwurf für ein Verfahren vor, 
das rechtssicher und grundrechtskonform gleichermaßen 
ist.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Es ist vor allem 
unwirksam! Unwirksam ist es!)

Das ist unser Vorschlag, den wir heute nach 20 Jahren 
Rechtsunsicherheit diskutieren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Und wenn es nach uns gegangen wäre – um das in aller 
Deutlichkeit zu sagen –, dann würde das seit zwei Jahren 
im Bundesgesetzblatt stehen, und die Behörden hätten 
schon eine Möglichkeit, etwas zu tun, und es wäre nicht 
blockiert worden.

(Beifall bei der FDP – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Das ist Simulationspolitik, was 
Sie hier machen! Simulation von Politik! – 
Sebastian Fiedler [SPD]: Quatsch! – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Nein! So ein Quatsch 
braucht kein Mensch!)

Was ist eigentlich Quick Freeze? Auch da herrscht 
offenbar noch Nachholbedarf für das Verständnis beim 
ein oder anderen. Ein neues Ermittlungsinstrument einer 
Sicherungsanordnung für vorhandene, aber eben auch für 
zukünftig entstehende Daten an der Stelle.

(Zuruf des Abg. Sebastian Fiedler [SPD])

Diese immer wiederkehrende Botschaft „Wo nichts ist, 
kann man nichts einfrieren“ ist einfach großer Quatsch.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Nein! Falsch!)

Zum einen ist in der Regel

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: „In der Regel“!)

sieben Tage sowieso etwas da, und die Sicherungsanord-
nung bezieht sich auf zukünftige Verfahren.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sicherheit 
nach Zufallsprinzip!)

Damit ist diese Sicherungsanordnung – um es noch mal in 
aller Deutlichkeit zu sagen – als einziger Vorschlag sicher 
europarechtskonform

(Sebastian Fiedler [SPD]: Quatsch!)
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und steht im Einklang mit der Budapest-Konvention des 
Europarates. Wenn jemand auf dem Boden des interna-
tionalen Rechts und der Verfassung steht, dann sind das 
wir, dann sind das die Freien Demokraten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Da sind Sie wirklich auf dem Holzweg!)

Deswegen gibt es überhaupt gar keinen Grund, gegen 
diesen Gesetzentwurf der FDP-Fraktion zu stimmen. Er 
ist, wie gesagt, rechtlich zulässig. Es gibt ein wirksames 
Instrument. Im Übrigen, Herr Ministerpräsident – ich 
habe es ja gerade im Zwischenruf schon angesprochen –: 
Auch im Gesetzentwurf des Bundesrates ist das doch 
angesprochen und goutiert, dass das eine Variante sein 
kann.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! Das ist ja bemerkenswert!)

Von daher gibt es doch für niemanden hier in diesem Saal 
einen Grund, dagegenzustimmen. Selbst der Bundesrat 
sieht das so.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir diskutieren das 
in der Tat seit zwei Jahren an dieser Stelle hier in diesem 
Gremium – im Grunde mit den immer gleichen Botschaf-
ten.

(Abg. Axel Müller [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

– Meinetwegen gerne, wenn er das möchte.

Präsidentin Bärbel Bas:
Gut, dann halte ich Ihre Redezeit kurz an. – Herr 

Müller, Sie möchten eine Zwischenfrage oder Zwischen-
bemerkung stellen. Sie haben das Wort.

Axel Müller (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Herr 

Kollege Lieb, dass Sie die Zwischenfrage zulassen.

(Dr. Thorsten Lieb [FDP]: Sehr gerne!)
Mich würde interessieren: Sie sagen ja, der Europäische 
Gerichtshof würde die IP-Adressen-Speicherung als an-
lasslose Vorratsdatenspeicherung charakterisieren und 
deshalb nicht zulassen.

(Manuel Höferlin [FDP]: Sehr gut!  
Gute Frage!)

Das stimmt nicht.

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Nein, das habe ich nicht gesagt.

Axel Müller (CDU/CSU):
Der Europäische Gerichtshof hat mit Urteil vom Mai 

dieses Jahres klargestellt, dass eine IP-Adressen-Speiche-
rung nicht nur bei schwersten kriminellen Taten zulässig 
ist, sondern auch in anderen Fällen, allerdings zeitlich auf 
das notwendige Maß begrenzt. Und das notwendige Maß 
orientiert sich an dem, was die Ermittlungsbehörden uns 
sagen. Da wäre beispielsweise, wie es in der Bundesrats-

initiative von Hessen der Fall ist, eine Speicherung von 
maximal einem Monat zulässig. Was sagen Sie dazu?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christian Wirth [AfD] – Manuel Höferlin 
[FDP]: Das steht doch gar nicht im EuGH-Ur-
teil!)

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Zum einen, Herr Kollege, herzlichen Dank für die 

Zwischenfrage. – Jetzt kann ich sozusagen das dranhän-
gen, was sowieso als Nächstes in meiner Rede gekom-
men wäre. Sie haben es ja dankenswerterweise auch 
schon selbst bestätigt. Der engumgrenzte Zeitraum steht 
entgegen manchen Stimmen in der Öffentlichkeit in der 
Tat auch im EuGH-Urteil aus diesem April. An der 
Rechtsprechung hat sich nichts, aber auch gar nichts ge-
ändert. Manche haben ja behauptet, das sei jetzt irgend-
wie weg mit der neuen Entscheidung. Das ist nach wie 
vor eineindeutig der Grundsatz, den wir haben.

Jetzt haben Sie gesagt, Herr Kollege – ich bin, ehrlich 
gesagt, etwas irritiert –: Die Sicherheitsbehörden bestim-
men, was angemessen ist. – Ich dachte, wir sind der 
Gesetzgeber, und wir entscheiden gemeinsam politisch, 
was richtig und angemessen ist, was rechtskonform und 
politisch gewollt ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Da sind wir 
ganz frei darin!)

Dass der EuGH diese Möglichkeit geschaffen hat, das 
wissen wir ja alle hier im Raum. Hier brauchen wir keine 
Rechtsfortbildung. Die Frage ist aber: Was ist politisch 
klug? Was ist richtig? Was ist grundrechtsschonend und 
grundrechtskonform? Und das ist dieser Vorschlag genau 
nicht.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich fahre fort. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
will mich auf zwei Punkte begrenzen – um das direkt 
noch mal weiterzuführen –, was die Vorschläge des Bun-
desrates und auch der Unionsfraktion anbelangt.

Das eine habe ich gerade gesagt: Die Begrenzung auf 
das absolut Notwendige steht als Begriff auch in der Ent-
scheidung vom April. Daran hat sich nichts, aber auch gar 
nichts geändert.

Der zweite Punkt ist der – wir haben es eben gehört –: 
Bundesrat und Unionsfraktion schlagen jeweils drei 
Monate als Speicherfrist vor. Wir hatten eine öffentliche 
Anhörung zu dem Thema. Und wir alle lesen die EuGH- 
Rechtsprechung hoffentlich so, dass es eine sachliche 
Begründung für den Zeitraum braucht.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Jetzt habe ich mal reingeschaut: Was steht eigentlich in 
den ganzen Vorlagen und Gesetzentwürfen? Sie haben 
zum Beispiel im Gesetzentwurf ausgeführt, dass die Auf-
klärungsrate der IP-Adressen auf über 90 Prozent steigen 
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soll, wenn man eine Vorratsdatenspeicherung von einem 
Monat einführen würde. Und? Wo ist die Argumentation 
für zwei und drei Monate?

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Einen Monat 
machen Sie mit? Einen Monat macht die FDP 
mit!)

Sie machen doch wieder genau den gleichen Fehler. Des-
wegen müssen wir diesen Gesetzentwurf ablehnen. Es 
gibt bis heute keine einzige sachliche Begründung, weder 
aus der Anhörung noch in Ihrem Gesetzentwurf, was 
einen zweiten oder dritten Monat rechtfertigten soll. Es 
wird das Gleiche passieren wie immer, wenn dieser Vor-
schlag Gesetz werden sollte: Es wird geklagt.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Auf einen 
Monat können wir uns einigen? Einen Monat? 
Einigung?)

– Jetzt fangen diese Taschenspielertricks wieder an.
(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]:  

Ich frage mal!)
Sie haben schon mal zwei Monate vorgeschlagen, schon 
mal einen. Sagen Sie doch erst mal selbst, was Sie wollen, 
und dann können wir weiter diskutieren. Aber doch bitte 
nicht so!

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: So viel wie mög-
lich! – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Mehr-
heit! Demokratie hat mit Mehrheiten zu tun! 
Sie haben sie gerade verloren!)

Drei Monate sind rechtliches Hochrisiko. Das lehnen wir 
ab.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Lieber Gott, 
ist das schäbig! Echt! Da kann man kaum zu-
hören!)

Wir Freien Demokraten sind für eine grundrechtscho-
nende und rechtsichere Variante. Deswegen Quick Freeze 
und nichts anderes.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Der Bundesrat 
sagt, einen Monat! – Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU]: Ich bin echt fassungslos!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Helge Limburg.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herzlich willkommen, Herr Ministerprä-
sident Rhein, hier im Plenum. Ich kann sagen: Ich hoffe, 
dass Sie in den kommenden Jahren noch viele Male hier 
im Bundestag die stärkste Oppositionsfraktion verstärken 
werden.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Sie müssen Ihren eigenen Leuten den Witz er-
klären!)

Ihre Rede hat allerdings auch beispielhaft gezeigt, was 
eines der großen Probleme in der Debatte rund um die 
Vorratsdatenspeicherung der letzten 15 Jahre ist. Immer 
wieder werden von den Befürwortern der Vorratsdaten-
speicherung – genau so, wie Sie es gerade getan haben – 
in geradezu perfider Weise schlimmste Straftaten ins Feld 
geführt, um daraus dann ohne jegliche Abwägung mit 
anderen Rechtsgütern einfach pauschal erstens die Vor-
ratsdatenspeicherung zu fordern und zweitens all diejeni-
gen, die für eine differenzierte Abwägung sind, wie sie in 
einem Rechtsstaat eine Selbstverständlichkeit sein sollte, 
zu diffamieren und zu diskreditieren, so wie Sie das hier 
unverschämterweise getan haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP – Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU]: Sie differenzieren nicht! Sie machen 
einfach nichts! Seit wann ist Ihr Nichtstun dif-
ferenziert? – Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ver-
drehung der Tatsachen!)

Herr Rhein, Grundgesetz und Verfassung binden uns 
alle, auch Sie. Dazu gehören das Verhältnismäßigkeits-
prinzip und die Abwägung. Und Herr Kollege Krings, das 
wissen Sie in Wahrheit ganz genau.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sie tun 
nichts! Sie differenzieren auch nicht!)

Es geht hier gar nicht in erster Linie um die Abwägung 
zwischen schützenswerten Grundrechten von Tätern – 
das ist nicht unser Punkt –, sondern die Vorratsdatenspei-
cherung, wie Sie sie fordern, betrifft alle Menschen in 
diesem Land, auch alle Unschuldigen. Da muss mal 
eine Abwägung stattfinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP – Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU]: Mit einem minimalen Eingriff! – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Was machen Sie 
denn für eine Abwägung? Das ist ja unsäg-
lich!)

Sie wollen hier ein Strafverfolgungsinstrument, das an-
lasslos alle Menschen, die das Internet nutzen – übrigens 
auch alle Kinder in diesem Land; da steigen die Zahlen –, 
in ihren Grundrechten betrifft, einfordern.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Schwerste 
Rechtsbrüche auf der einen Seite und ein mini-
maler Eingriff auf der anderen Seite! Also die 
Abwägung ist klar! – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Aber das ist doch nicht gleich gewich-
tet! Menschenskinder! Da werden Kinder 
missbraucht!)

Das Mindeste, was ein Rechtsstaat verlangt, wäre eine 
differenzierte Abwägung. Sie sind dazu entweder nicht 
willens oder nicht in der Lage. Beides ist beschämend in 
einer Rechtsstaatsdebatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP sowie des Abg. Dr. Holger 
Becker [SPD] – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
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Unglaublich, was Sie hier erzählen! Unglaub-
lich!)

Ihre Legende, dass es ganz einfach wäre, eine Vorrats-
datenspeicherung einzuführen, man müsse nur wollen, ist 
ja so alt wie die Diskussion um die Vorratsdatenspeiche-
rung selbst.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Und richtig!)

Im Jahr 2007: CDU/CSU und SPD führen die Vorrats-
datenspeicherung ein. Keine drei Jahre später, 2010, das 
Urteil: verfassungswidrig.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Rechts-
geschichte wird hier gemacht statt Politik!)

2014: Der Europäische Gerichtshof erklärt die entspre-
chende EU-Richtlinie für europarechtswidrig.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wie wäre es 
mal mit Politik statt Geschichte?)

2015: Die Große Koalition, CDU/CSU und SPD, haben 
ein Déjà-vu, lernen nichts, führen die Vorratsdatenspei-
cherung wieder ein. Diesmal hält es ein paar Jahre länger. 
Erst kippen Verwaltungsgerichte die Anwendung, 2022 
schließlich der EuGH und 2023 das Bundesverfassungs-
gericht. Ihre Zusammenarbeit von CDU/CSU und SPD 
ist im Bereich der Innen- und Rechtspolitik der koaliti-
onsgewordene Verfassungsbruch. Das darf sich nicht 
fortsetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der FDP – Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU]: Das sagt uns die Verfassungsbrecher-
koalition! Schuldenregel! Wahlrecht! Unter-
suchungsausschuss verweigert!)

Meine Damen und Herren, der Rechtsstaat – ich habe 
es vorhin gesagt – verlangt von allen, vom Gesetzgeber 
und von den Strafverfolgungsbehörden, eine Abwägung 
zwischen verschiedenen Grundrechten und Grundpflich-
ten. Natürlich, Herr Fiedler, wir sind für differenzierte 
Diskussionen immer dankbar. Aber zu einer differenzier-
ten Diskussion gehört eben, die verschiedenen Rechts-
positionen, auch die all der unschuldigen Menschen in 
diesem Land, die dann notwendigerweise Ziel von Straf-
verfolgungsbehörden werden, in der Debatte mitanzu-
erkennen und sie miteinzubeziehen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Bedauerlich ist auch, dass Sie sich in der Diskussion – 
das hat Ihnen meine Kollegin Loop beim letzten Mal 
schon erläutert – um Kinderschutz immer rein auf diesen 
Aspekt der Strafverfolgung beschränken.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]:  
Unglaublich!)

Keine Anträge von Ihnen zum Thema Prävention, keine 
Anträge von Ihnen zum Thema „Stärkung von Kindern“, 
zu anderen Ermittlungsinstrumenten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Sie versuchen allein, zu fokussieren, weil es Ihnen in 
Wahrheit darum geht, irgendeinen argumentativen Hebel 
zu finden, um Ihre Vorratsdatenspeicherungsideologie 
hier umzusetzen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Da fällt einem 
nichts mehr ein! Echt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Tat: Es ist 
Wahlkampf. Und da lohnt es sich auch mal, genauer hin-
zuschauen, wie denn das Verhalten im Bundesrat eigent-
lich ist. Als es diese Koalition noch gab, haben wir uns als 
Konsequenz aus Solingen auf ein Sicherheitspaket ver-
ständigt. Dieses sah auch erweiterte Befugnisse für un-
sere Sicherheitsbehörden vor. Dieses Sicherheitspaket ist 
dem Bundesrat zugeleitet worden.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

Und dann, Herr Ministerpräsident Rhein, haben unter 
anderem Sie das Sicherheitspaket verhindert und blo-
ckiert, weil Sie aus billigen parteitaktischen Erwägungen 
dieser Regierung keinen Gesetzeserfolg gönnen, selbst 
wenn es um elementare Sachen wie unser aller Sicherheit 
geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf des 
Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])

Die Union hält hier Schaufensterreden und stellt Schau-
fensteranträge. Wenn es hart auf hart kommt, blockieren 
Sie mehr Maßnahmen für unsere Sicherheitsbehörden.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist es nämlich! – Thorsten Frei [CDU/ 
CSU]: Sie wollen es doch gar nicht durchset-
zen!)

Das ist die Realität in diesem Land, und das muss hier 
einmal so klar gesagt werden.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion 

Stephan Brandner.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das ist 

eine interessante und wichtige Debatte, die wir hier zur 
Kernzeit führen. Es prallen hier die Meinungen aufeinan-
der. Es geht um die Frage: Wie sieht der Staat den Bür-
ger? Sieht der Staat in jedem Bürger einen potenziellen 
Verbrecher, den es zu überwachen gilt? Oder sieht der 
Staat den Bürger als freien Bürger, der nur dann zur Ver-
antwortung gezogen wird, wenn er Straftaten begangen 
hat?

Lassen Sie mich meinen Debattenbeitrag mit einem 
Zitat beginnen:
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„Winston Smith betrat seine Wohnung. Aus einer 
rechteckigen Metallscheibe an der Zimmerwand, 
die aussah wie ein etwas angelaufener Spiegel, er-
tönte die Stimme des Ansagers … Es war verboten, 
dieses Instrument abzustellen. Der Fernsehspiegel, 
so hieß es, war zugleich Sender und Empfänger. 
Jeder Ton, den Winston sprach, jede Bewegung, 
jeder Gesichtsausdruck konnte jederzeit im Haupt-
quartier der Gedankenpolizei gehört und gesehen 
werden.“

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das hat 
George Orwell nicht verdient, von der AfD 
zitiert zu werden!)

Meine Damen und Herren, diese düsteren Zustände – Sie 
haben es wahrscheinlich alle erkannt –, die George 
Orwell in seinem Buch „1984“ beschreibt, sind in 
Deutschland leider schon erschreckende Realität,

(Sebastian Fiedler [SPD]: Sie sind die er-
schreckende Realität!)

gekrochen aus dem freiheits- und bürgerfeindlichen 
Schoß der selbsternannten Qualitätsdemokraten in die-
sem Hause, von Ihnen, von den Kartellparteien. Sie wol-
len jetzt eine weitere Schippe drauflegen, einen Schritt 
weitergehen. Das macht die Alternative für Deutschland 
hier und heute und so definitiv nicht mit.

(Beifall bei der AfD)
Ihnen geht es darum, den Bürger zu bespitzeln und die 

Opposition mundtot zu machen.
(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Schutz von 
Kindern so zu diffamieren, das ist wirklich 
übel!)

Das ist das große Ziel, das Sie alle haben. Jetzt sagen Sie 
natürlich – das wurde ja mit martialischen Worten hier 
von Herrn Rhein angeführt –: Uns geht es um widerliche 
Kinderpornografie. – Die muss natürlich bekämpft wer-
den; da sind wir uns völlig einig. Ob wir den Grünen da 
über den Weg trauen können, weiß ich nicht. Ihr Verhält-
nis zur Kinderpornografie und zu Kinderschändern ist ja 
etwas ungeklärt, sage ich mal.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das stimmt nicht!)

Aber uns anderen unterstelle ich mal, dass wir diese Kri-
minalität tatsächlich bekämpfen wollen. Aber nicht auf 
diesem Wege.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Ach nee! Auf 
welchem Weg denn dann? Also unglaublich! 
Aber auf welchem Weg denn dann, Herr 
Brandner?)

Ihnen geht es zurzeit darum, hier ein Schmierentheater 
aufzuführen. Sie produzieren irgendwelche Gegensätze 
zwischen Ihren Parteien, die es gar nicht gibt. Ihnen 
geht es darum, Ihren Kartellparteienanteil – das heißt 
den Anteil der Stimmen, der Prozente, den Ihre Parteien 
jenseits der Alternative für Deutschland bei den Wahlen 
einsammeln wollen – zu erhöhen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]:  
Ist das widerlich!)

Dabei ist es völlig egal, wer von Ihnen wie viele Prozente 
bekommt. Sie tun hier so, als würden Meinungen auf-
einanderprallen. Aber dem ist nicht so. Sie ziehen alle 
am selben Strick.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Da spricht ein 
Demokratieverächter! Wirklich! Pure Demo-
kratieverachtung hier!)

Ihnen fällt nichts anderes ein. Die wichtigen Themen 
wollen Sie nicht angehen. Zuwanderung, Krieg, Wirt-
schaftskrise, Waffenlieferungen, Energiepreise gehen 
Sie nicht an.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Kommt noch etwas 
zum Thema?)

Und dann kommt Ihr Placeboantrag – und jetzt komme 
ich auch gerne wieder zum Thema – von der CDU, wie er 
deplatzierter und falscher gar nicht sein kann, auch wenn 
der Kollege Rhein ihn hier martialisch vorgestellt hat. 
Pathologisch fordern Sie immer wieder,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: „Patholo-
gisch“! Damit kennen Sie sich aus!)

Millionen Internetadressen pro Tag – das muss man ja so 
sagen – von Kindern, von Frauen, von Männern, von 
Betrieben prophylaktisch zu speichern, um hinterher 
dann auswerten zu können, was da los ist.

Wir vergleichen das mal. Es geht um die IP-Adresse. 
Diese Internetprotokolladresse ähnelt einem Brief-
umschlag, der den Empfänger ausweist. Sie wollen also 
quasi den perfekten Überwachungsstaat dadurch schaf-
fen, dass Sie, wenn man das mal auf die analoge Zeit 
übertragen will, anlasslos jeden Brief, der in Deutschland 
verschickt wird, während des Versandes fotokopieren 
wollen,

(Zurufe von der SPD)
weil Sie den Gedanken haben: Vielleicht könnte da etwas 
Verbotenes drin sein.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Haben Sie 
eigentlich ein Autokennzeichen am Auto, 
oder nicht?)

Das ist der hässliche Überwachungsstaat, der vielleicht 
bei BlackRock Unterstützung findet, aber bei uns defini-
tiv nicht.

(Beifall bei der AfD)
Wir stehen für Freiheit der Bürger, für Freiheit natürlich 
auch im Internet.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Reichsbür-
gerrede! Das ist eine Reichsbürgerrede!)

Wir wissen doch selber: Wer könnte was gegen die 
Bekämpfung der Kinderpornografie haben?

(Daniel Baldy [SPD]: Sie offenbar!)
Aber wenn Sie erst einmal einen kleinen Finger aus-
gestreckt bekommen zur Internetüberwachung, wollen 
Sie den ganzen Arm. Das ist doch der typische übergrif-
fige Staat. Sobald die Tür einen Spalt auf ist, treten Sie 
die Tür ein mit martialischen Polizeibeamten und ich 
weiß nicht, was. Das ist genau das, was Sie wollen.
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(Sebastian Fiedler [SPD]: Gespaltenes Ver-
hältnis zur Polizei!)

Sie schieben die Kinderpornografie vor. Das, was Sie hier 
vorhaben, hat mit der Kinderpornografie überhaupt 
nichts zu tun.

(Zuruf der Abg. Andrea Lindholz [CDU/ 
CSU])

Sie wollen die absolute Überwachung. Sie wollen den 
Zugriff auf alle Internetdaten. Und da gehen wir weiß 
Gott nicht mit.

Ihren schrägen Antrag, der nichts anderes ist als Wahl-
kampfgetöse, lehnen wir in Bausch und Bogen ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Peggy 

Schierenbeck.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Peggy Schierenbeck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
„Schmierentheater“, „Qualitätsdemokraten“ – liebe AfD!

Sicherheit zu gewährleisten, ist eine zentrale Aufgabe. 
Es ist das Grundversprechen eines modernen und frei-
heitlichen Rechtsstaats. Die innere Sicherheit unseres 
Landes ist bedroht und damit unsere gesamte Gesell-
schaft. Wir stehen vor gewaltigen Herausforderungen.

Als Innenpolitikerin setze ich mich sehr ausführlich 
mit Statistiken auseinander, die die Kriminalitätslage in 
Deutschland widerspiegeln. Die Zahlen in diesen Statis-
tiken sind den meisten von uns bekannt. Dass die Zahlen 
in der Realität noch höher liegen, möchte ich an dieser 
Stelle betonen. Die Straftaten, die im oder über das Inter-
net begangen werden, nehmen leider kontinuierlich zu.

Wir als SPD nehmen die Veränderungen in der Krimi-
nalitätsentwicklung sehr ernst und haben es zu unserer 
Priorität gemacht, die innere Sicherheit zu stärken und 
unsere Sicherheitsbehörden so auszustatten, dass diese 
in der Lage sind, bestmöglich auf genau diese Entwick-
lungen zu reagieren. Sie brauchen dringend effektive, 
zeitgemäße Instrumente. Sie brauchen sie zur Bekämp-
fung schwerster Kriminalität, wie zum Beispiel sexueller 
Missbrauch, Kindesmissbrauch – wir haben gerade die 
erschreckenden Zahlen gehört –, Terrorismus bzw. Extre-
mismus, Cyberangriffe und Organisierte Kriminalität, 
Hasskriminalität, Betrugsdelikte im Internet und, und, 
und. Die Liste der schweren Straftaten ist lang.

Wir können und wir wollen uns nicht auf das frei-
willige Speicherverhalten privater Telekommunika-
tionsunternehmen verlassen. Wir brauchen eine ver-
hältnismäßige und den Vorgaben des Europäischen 
Gerichtshofs entsprechende IP-Adressen-Speicherung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ohne eine Speicherverpflichtung für IP-Adressen sinkt 
die Erfolgsquote in vielen Deliktfeldern dramatisch. Es 
kann nicht sein, dass wir Hinweise aus dem Ausland 
erhalten müssen, um handeln zu können, und es nicht in 
der eigenen Hand haben. Wir dürfen es nicht zulassen, 
dass Ermittlungen ins Leere laufen und dass die Aufklä-
rung der Straftaten daran scheitert. Bei Straftaten, die 
mittels Internet begangen werden, stellt die IP-Adresse 
des Täters häufig den einzigen Ermittlungsansatz für 
die Strafverfolgungsbehörden dar.

Wir müssen schwerste Straftaten bereits im Vorfeld 
verhindern können. Es geht nicht um das Ob, sondern 
um das Wie. Wir wollen eine IP-Adressen-Speicherung 
und werden prüfen, wie wir diese am besten umsetzen 
können. Das Quick-Freeze-Verfahren, das nicht Quick- 
Freeze-Verfahren heißt, allein ist keine sinnvolle Alter-
native zu einer gesetzlich vorgeschriebenen IP-Adressen- 
Speicherung. Es können ja nur die Daten eingefroren 
werden, die tatsächlich auch vorhanden sind.

Wir sprechen oft von Zahlendelikten und Kriminali-
tätsfeldern. Aber eigentlich müssten wir viel mehr von 
Menschen sprechen und von einem Sicherheitsgefühl, 
das zu gewährleisten ist. Die Menschen in unserem 
Land haben ein Recht darauf, sich sicher zu fühlen. Ge-
rade gegenüber den Opfern und den Angehörigen der 
Opfer ist es sehr wichtig, dass wir Straftaten aufklären.

Unser Land steht für Demokratie, Freiheit und Rechts-
staatlichkeit.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist lange her!)

Wir wollen unsere Demokratie und unsere Gesellschaft 
aktiv gegen ihre Feinde verteidigen. Dafür ist die 
IP-Adressen-Speicherung von zentraler Bedeutung. Da-
mit stärken wir die Sicherheit in unserem Land.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Andrea Lindholz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Andrea Lindholz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Im September des Jahres 2022 hat der Europäische 
Gerichtshof die befristete anlasslose Speicherung von 
IP-Adressen bei schweren Straftaten unter bestimmten 
Voraussetzungen ausdrücklich erlaubt und sie im April 
dieses Jahres sogar zur Bekämpfung jeglicher Kriminali-
tät gestattet. Wir von der Union sind daher der klaren 
Auffassung: Diese Fortentwicklung der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofes müssen wir im Interesse 
der Opfer und der Strafverfolgung für eine bessere Ver-
brechensbekämpfung auch unbedingt nutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Peggy Schierenbeck [SPD])
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Wir haben daher in den vergangenen zwei Jahren hier 
im Deutschen Bundestag die Bundesregierung mehrfach 
zum Handeln aufgefordert, insbesondere um gerade Kin-
der und Jugendliche besser vor diesen abscheulichen und 
widerlichen Taten, vor dem Missbrauch und der Verbrei-
tung von Kinderpornografie zu schützen. Und was ist 
seitdem passiert? Nichts. Einfach gar nichts. Das, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, ist nicht nur unfassbar, 
sondern es ist symptomatisch für das Versagen dieser 
gescheiterten Ampelregierung, auch in der Innen- und 
auch in der Rechtspolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist ein Versagen der FDP; denn es war Ihr Justiz-
minister, der heutige Generalsekretär,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Guter Mann!)

der eine effektive Regelung bis zuletzt blockiert hat. Und 
Ihr Wortbeitrag heute, Herr Kollege Lieb, der ist genauso 
unterirdisch gewesen, weil Sie nicht begreifen, dass es 
um den Missbrauch von Kindern, von Jugendlichen und 
um die Verbreitung von Kinderpornografie geht.

(Stephan Brandner [AfD]: Darum geht es 
Ihnen nicht! Dazu habe ich ausgeführt! Sie 
wollen die Tür aufmachen!)

Sie nutzen gerade nicht alle Möglichkeiten, die der EuGH 
uns einräumt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und es ist ein Versagen der Grünen. Die grüne Fami-
lienministerin redet ja gerne über den Schutz von Frauen 
und Kindern.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Aber leider 
nur „redet“!)

Und ich will klar sagen: Bei über 52 000 Sexualstraftaten 
mit weiblichen Opfern im letzten Jahr in Deutschland 
wäre das auch zwingend nötig. Aber weder die Ministerin 
noch andere prominente Grüne oder Ihr Redner heute 
haben sich nachdrücklich für die IP-Adressen-Speiche-
rung eingesetzt.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Im Gegen-
teil! – Daniel Baldy [SPD]: UBSKM-Gesetz!)

Das ist bezeichnend.
Es ist aber vor allem, liebe SPD, ein Versagen Ihres 

Kanzlers.

(Widerspruch bei der SPD)

Es war Herr Scholz, der über den Kopf seiner In-
nenministerin – Sie haben es vorhin gesagt – auf die 
IP-Adressen-Speicherung verzichtet hat

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Stimmt! So 
war das mit dem Scholz! Man erinnert sich 
aber nicht mehr daran!)

und der das unbrauchbare Quick-Freeze-Verfahren ein-
führen wollte, um von der FDP die Verlängerung der 
Mietpreisbremse zu bekommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Zuruf der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

Es ist schön, Herr Kollege Fiedler, wenn Sie heute sagen, 
Sie finden es gut und wollen den Anträgen zustimmen.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Heute?)

– Ja, Sie sagen das schon länger,

(Sebastian Fiedler [SPD]: Seit 15 Jahren!)

aber Ihre Kollegen eben nicht.

(Zuruf der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

Aber es ist Ihr Kanzler, kein anderer. Es ist der SPD- 
Kanzler, der das ganz einfach in einem Kuhhandel ein-
getauscht hat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Was wahr ist, muss wahr blei-
ben! – Sebastian Fiedler [SPD]: Viel Spaß 
mit der FDP, Frau Lindholz! – Weitere Zurufe 
von der SPD)

– Wer schreit, hat in der Regel unrecht, liebe Kollegen 
von der SPD.

(Lachen bei der SPD – Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt gehen 
Sie Herrn Rhein aber scharf an!)

Nach praktisch einhelliger Meinung in den Strafver-
folgungs- und Sicherheitsbehörden, die diese gescheiterte 
Ampelregierung bis heute offensichtlich nicht zur Kennt-
nis nehmen will,

(Zuruf der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

ist es gerade die IP-Adressen-Speicherung, die in Zeiten, 
in denen die Kriminalität im Netz immer stärker wird und 
sich dorthin verlagert, unverzichtbar ist. Und Boris Rhein 
hat es vorhin nachdrücklich geschildert, was das bedeutet 
für die Ermittlerinnen und Ermittler, was sie mit ansehen 
müssen und wie das ist, wenn man weiß: Man hätte 
vielleicht schlimmste Taten an Kindern und Jugendlichen 
verhindern können, wenn man dieses Instrument gehabt 
hätte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der zerbrochenen 
Ampel, Sie haben versagt. Sie sind gescheitert, und Sie 
haben nicht geliefert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie müssen sich auch an dem orientieren und messen 
lassen, was Sie nicht getan haben. Schon Laotse hat ge-
sagt: „Verantwortlich ist man nicht nur für das, was man 
tut, sondern auch für das, was man unterlässt.“

(Beifall bei der CDU/CSU – Peggy 
Schierenbeck [SPD]: Das können Sie sich auf 
die eigenen Fahnen schreiben! – Sebastian 
Fiedler [SPD]: Ja, beraten wir mal die Geset-
ze!)

– Es ist ja schön, dass Sie immer weiter dazwischen-
schreien.

Ich will Ihnen ganz klar sagen: Wir legen heute einen 
Gesetzentwurf vor, damit endlich Schluss ist damit, dass 
Kinderschänder Fotos und Videos von schrecklichen Ta-
ten im Internet ungestraft verbreiten können. 54 000 Fälle 
der Herstellung, des Besitzes und der Verbreitung von 
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kinder- und jugendpornografischen Inhalten haben wir 
letztes Jahr verzeichnet – 54 000 Fälle. Über 18 000 Kin-
der waren von sexuellem Missbrauch betroffen.

(Zuruf der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])
Und das ist nur das Hellfeld – Frau Schierenbeck, hören 
Sie einfach mal zu; das wird Ihnen vielleicht guttun –; das 
ist das Hellfeld, aber die Dunkelziffer ist noch viel höher. 
22 000 strafrechtlich relevante Hinweise konnten nicht 
weiterverfolgt werden, weil die Daten von den Telekom-
munikationsanbietern bereits gelöscht wurden, Herr 
Lieb. Es ist falsch, dass sie sieben Tage lang in jedem 
Fall vorliegen; das ist schlicht und ergreifend falsch.

Diese Lücken gibt es nicht nur in dem Bereich, sondern 
diese Lücken gibt es auch bei der Verbrechensbekämp-
fung im Bereich der Organisierten Kriminalität und des 
Terrorismus. Liebe Kolleginnen und Kollegen der ge-
scheiterten Ampel, das ist bei der heutigen Bedrohungs-
lage schlicht und ergreifend verantwortungslos, was Sie 
hier gemacht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD])

Sie haben heute also die Chance, unserem Gesetzent-
wurf zuzustimmen, um diesen unhaltbaren Zustand zu 
beenden.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir stimmen heute 
gar nicht ab über den Gesetzentwurf, sondern 
wir überweisen in den Ausschuss!)

Wir legen eine konkrete Regelung vor, mit der schon in 
wenigen Wochen eine Mindestspeicherung von IP-Ad-
ressen und Portnummern Realität wäre. Wir legen eine 
kurze Mindestspeicherfrist von drei Monaten vor zur Be-
kämpfung schwerer Kriminalität und zur Bekämpfung 
schwerer Bedrohungen der öffentlichen Sicherheit.

(Daniel Baldy [SPD]: Drei Monate oder ein 
Monat, was denn jetzt?)

Ich bitte Sie daher heute um Zustimmung.
Und, Herr Brandner, ja, das geht in den Ausschuss. 

Aber was ich heute auch zur Kenntnis genommen habe, 
ist, dass Sie sich nicht mit allen Mitteln einsetzen wollen 
für die Bekämpfung von Kindesmissbrauch und Kinder-
pornografie.

(Stephan Brandner [AfD]: Dann haben Sie mir 
nicht zugehört!)

– Doch, ich habe Ihnen zugehört, und es war wirklich 
schwer genug, Ihnen überhaupt zuhören zu müssen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wenn Sie das intel-
lektuell überfordert, dann kann ich nichts da-
zu!)

Sie, die AfD, wollen sich dafür nicht einsetzen – das war 
die Aussage, und das nehmen wir zur Kenntnis.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Marcel Emmerich für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Die Legislaturpe-
riode scheint innen- und rechtspolitisch gefühlt so zu 
enden, wie sie begonnen hat, nämlich mit einem Unions-
antrag zur Vorratsdatenspeicherung.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Schlimm ge-
nug, dass Sie nicht gehandelt haben!)

Es ist natürlich vollkommen klar, dass unsere Sicher-
heitsbehörden auch in diesen Zeiten angesichts der Viel-
zahl von sicherheitspolitischen Herausforderungen auf 
der Höhe der Zeit arbeiten können müssen, und deswegen 
haben wir in dieser Legislaturperiode in den verschiede-
nen Bereichen durchaus Änderungen vorgenommen. Bei 
der Nachrichtendienstreform, bei der Bundespolizei oder 
auch beim Bundeskriminalamt haben wir entsprechende 
Eingriffsbefugnisse auf den Weg gebracht, und das zeigt, 
dass wir durchaus dafür offen sind, wenn es in einem 
vertretbaren rechtsstaatlichen Rahmen umgesetzt wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber man muss sich auch klarmachen, dass diese Vor-
schläge, die hier mit Blick auf die Vorratsdatenspeiche-
rung im Raum stehen, eine anlasslose Überwachung von 
allen Bürgerinnen und Bürgern bedeuten, und deswegen 
geht das über das Ziel hinaus.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Wenn wir uns das mal im Einzelnen anschauen: Es ist 
ja gar nicht so, dass die Sicherheitsbehörden und die 
Polizei da vollkommen im Dunkeln tappen würden; das 
ist nicht der Fall. Telekommunikationsanbieter speichern 
schon heute ein paar Tage lang entsprechende Daten.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Nicht alle!)

Es ist also nicht so, dass da irgendwer vollkommen im 
Dunkeln tappen würde.

Wenn es um den Kinderschutz geht, muss man einfach 
feststellen, dass die Union immer nur die Vorratsdaten-
speicherung ins Schaufenster stellt und sonst keine Vor-
schläge im Hinblick auf die Prävention hat.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Falsch! 
Falsch! Das entspricht nicht den Tatsachen! – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Das ist doch eine 
Grundvoraussetzung! Ohne das ist alles andere 
nichts!)

Ich will auch noch ganz klar hervorheben, dass selbst der 
Kinderschutzbund sagt, dass er eine rechtssichere Lösung 
befürwortet und deswegen dem Vorschlag zum Quick- 
Freeze-Verfahren zustimmt, aber die Vorratsdatenspei-
cherung ablehnt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP)

Alles in allem kann man daher sagen, dass wir es hier 
mit einer rechtsunsicheren Lösung zu tun haben, die auch 
in der Praxis gar nicht von allen begrüßt wird.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Von den 
Tätern nicht! Das stimmt!)
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Warum ist sie so rechtsunsicher? Das sieht man allein 
schon in dieser Legislaturperiode, wo Ihre Fraktion ver-
schiedene Anträge und Gesetzentwürfe hier eingebracht 
hat.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Und Sie 
machen einfach nichts!)

Mal war die Speicherfrist sechs Monate, dann drei Mo-
nate, dann einen Monat. Das zeigt ja, dass Sie sich selber 
überhaupt nicht im Klaren darüber sind, wie das Ganze 
rechtssicher funktionieren soll, dass es einfach nur in 
einem möglichst geringen begrenzten Zeitraum gespei-
chert wird.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Eine Nichts-
tun-Politik!)

Sie sind da einfach auf dem falschen Weg unterwegs. Mit 
der Vorratsdatenspeicherung würde man dafür sorgen, 
dass die Daten von allen Bürgerinnen und Bürgern ge-
speichert würden, und zwar anlasslos, und das ist ein zu 
großer Eingriff in die Freiheitsrechte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Sebastian Fiedler [SPD]: Das sieht der EuGH 
anders! – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sie 
verstehen es einfach nicht! Das ist unfassbar!)

Lassen Sie uns einfach mal ein Gedankenexperiment 
machen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Vergleichen 
Sie doch mal die beiden Rechtsgüter! Es geht 
hier um das Leben! Es geht um den Schutz der 
Kinder!)

Mal angenommen – wirklich nur mal angenommen –, wir 
als Koalition hätten jetzt in erster oder sogar zweiter, 
dritter Lesung die Vorratsdatenspeicherung, wie Sie sie 
sich wünschen, hier eingebracht.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Und Sie re-
den einfach weiter!)

Sie würden dem doch gar nicht zustimmen! Sie machen 
das auch beim Netzentgelt nicht, wo wir die Bürgerinnen 
und Bürger und die Wirtschaft entlasten wollen. Sie ma-
chen es bei der Kindergelderhöhung nicht. Sie machen 
hier doch gar nicht mehr mit!

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Beim Sicherheitspaket auch nicht!)

Der Fraktionsvorsitzende Merz hat gesagt: Dieser Koali-
tion wird nicht mehr geholfen. – Das ist doch Fakt. Des-
wegen ist das hier alles – lustig, lustig, trallala – für Sie 
vor allem eine Show.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie sind 
drei Jahre in die falsche Richtung gelaufen! – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Bei diesem 
wichtigen Thema so viel Zynismus!)

Ich bitte Sie auch darum, dass Sie beim Thema Sicher-
heitspolitik ein bisschen den Blick weiten; denn wenn es 
um Sicherheitspolitik in diesem Land geht, dann haben 
Sie doch nur zwei Vorschläge.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sagen Sie 
doch mal einen Satz über die Opfer! Das 

interessiert Sie überhaupt nicht! – Andrea 
Lindholz [CDU/CSU]: Es geht um das Kindes-
wohl!)

– Hören Sie mal zu, Herr Kollege, ich habe was Interes-
santes zu erzählen. – Da haben wir nur zwei Vorschläge 
von Ihnen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt  
gar nicht!)

Entweder wollen Sie das Asylrecht verschärfen oder die 
Vorratsdatenspeicherung einführen. Aber Sicherheits-
politik, gerade auch im Innern, ist so viel mehr!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig! – Zuruf von der CDU/CSU: 
Das ist keine Politik der offenen Tür!)

Stimmen Sie doch zum Beispiel dem KRITIS-Dachge-
setz hier im Hohen Haus zu, das wir auf den Weg ge-
bracht haben. Angesichts der Vielzahl von möglichen 
Sabotagen und Angriffen auf die Cybersicherheit in die-
sem Land wäre das doch mal ein Beitrag zur Sicherheits-
politik in diesem Land, wo man wirklich viel schaffen 
kann. Oder schauen Sie sich andere Punkte an, beispiels-
weise das Thema Zivilschutz – daran will ich mal er-
innern –: Da haben Sie jetzt auch herausgefunden, dass 
Sie für den Zivilschutz sind und dass Sie Geld in die Hand 
nehmen wollen. Wir wollten beim Sondervermögen auch 
den Zivilschutz mit reinnehmen. An wem ist denn das 
hier im Bundestag gescheitert?

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Wir wollten! 
Wir hätten!)

An Ihrer Fraktion!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zum Schluss will ich noch das Sicherheitspaket an-
sprechen.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Peinlich!)

Das Sicherheitspaket haben wir hier im Deutschen Bun-
destag beschlossen.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Kein Wort zu 
den Kindern!)

Ich freue mich sehr, Herr Ministerpräsident Rhein, dass 
Sie da sind, aber ich frage mich, warum Sie nicht auf die 
Frage geantwortet haben, warum Sie dieses Sicherheits-
paket zum Scheitern gebracht haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgehordneten der SPD – Dr. Günter 
Krings [CDU/CSU]: Reden Sie doch mal zur 
Sache, Herr Kollege!)

Denn das liegt auch in Ihrer Verantwortung.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sagen Sie 
mal ein paar Sätze zur Sache!)

Damit sorgen Sie dafür, dass die Sicherheitsbehörden 
nicht über die Eingriffsbefugnisse verfügen, die wir hier 
in einem guten und tragfähigen Kompromiss erarbeitet 
hatten.
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Weiten Sie deshalb mal Ihren Blick auf die Sicherheits-
politik: Das ist mehr als Vorratsdatenspeicherung, mehr 
als Asylrechtsverschärfungen. Ein bisschen über den Tel-
lerrand blicken täte Ihnen manchmal ganz gut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Ihnen auch! Das 
ist beschämend!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Nächster Redner ist Manuel Höferlin für die FDP- 

Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Sie wissen, ich kandidiere nicht mehr 
für den nächsten Bundestag, und in der vergangenen Sit-
zungswoche habe ich hier meine vermeintlich letzte Rede 
gehalten. Jetzt darf ich heute meine allerletzte Rede hal-
ten. Manchmal ergeben sich solche Gelegenheiten.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich rede heute zu einem Thema, das mich seit meinem 
Einzug in den Deutschen Bundestag 2009 regelmäßig 
und immer wieder 16 Jahre lang begleitet hat. Das, was 
uns eint – das möchte ich mit aller Ernsthaftigkeit sagen; 
denn beim letzten Mal habe ich zu Ernsthaftigkeit und zu 
Fairness in dieser Debatte geraten –, ist doch der Wille, 
dass wir Strafverfolgung effizienter machen. Das, was 
uns eint, ist, dass wir die abscheulichen Straftaten an 
Kindern wie sexuellen Missbrauch und dessen Darstel-
lung verfolgen und verurteilen wollen. Ich finde es rich-
tig, dass wir das deutlich sagen, und ich finde es nicht in 
Ordnung, dass Worte wie „Kinderschänder“ dazwischen-
gerufen werden, wie ich sie von der Union gehört habe.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht! Das hat hier keiner gesagt!)

– Ich entschuldige mich. – Das sollten wir nicht immer so 
zuspitzen, sondern wir sollten uns auch mal klarmachen, 
was uns eint. Aber der Weg unterscheidet uns eben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Vorratsdatenspeicherung war ein Werkzeug, das 
nie funktioniert hat. Es war übrigens nie anwendbar. Wa-
rum? Weil wir seit anderthalb Jahrzehnten immer wieder 
die gleichen Debatten erleben, immer mit den gleichen 
Argumenten und leider auch immer mit den gleichen 
Ergebnissen. Jede Version der Vorratsdatenspeicherung 
wurde entweder vom Bundesverfassungsgericht als ver-
fassungswidrig eingestuft oder vom EuGH als europa-
rechtswidrig verworfen. Es war nie anwendbar, bis auf 
zwei Wochen mal, und dennoch steht heute erneut ein 
Vorschlag im Raum,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Weil es neue 
EuGH-Urteile gibt, Herr Kollege!)

der uns in die Sackgassen der Vergangenheit zurückführt, 
meine Damen und Herren. Das bringt uns nicht weiter.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte daran erinnern, wie die Große Koalition 
mit ihren Ansätzen mehrfach krachend gescheitert ist, 
und jetzt versuchen Union und die unionsgeführten Län-
der – Herr Rhein hat ja hier vorwiegend wahlkampfmäßig 
dafür gesprochen –, das gleiche oder ein ähnliches Kon-
zept wieder vorzuschlagen, ein Konzept, das die Daten 
von Millionen von Bürgerinnen und Bürgern pauschal 
speichert, ohne konkreten Anlass, ohne Verdacht,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Auf der 
Grundlage von EuGH-Entscheidungen!)

und das ist eben nicht nur ein Angriff auf unsere Grund-
rechte. Es schafft am Ende auch mehr Unsicherheit statt 
Sicherheit und gefährdet das Vertrauen in staatliche In-
stitutionen. Und das ist gerade in diesen Zeiten brandge-
fährlich, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Das Gegenteil ist der Fall!)

Es geht aber auch anders. Es geht auch anders mit 
einem Quick-Freeze-Verfahren, das wir vorschlagen, 
das eine moderne, effektive, rechtssichere Alternative ist.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das ist nicht 
effektiv!)

Quick Freeze bedeutet: Ein konkreter Verdacht auf eine 
schwere Straftat liegt vor. Ich höre, Frau Lindholz, Sie 
möchten inzwischen jegliche Straftat verfolgen;

(Stephan Brandner [AfD]: Genau das ist  
das Problem!)

das haben Sie gerade selbst gesagt.

(Widerspruch der Abg. Andrea Lindholz 
[CDU/CSU])

– Ich habe das so wahrgenommen. – Bei einem schweren 
Verdacht können Sicherheitsbehörden Daten einfrieren. 
Ich war selbst jahrelang Internetprovider. Ich weiß, wel-
che Daten Internetprovider haben und wie lange sie dort 
liegen.

Das Verfahren ist schnell und effizient, und das Wich-
tigste: Es schützt eben dann auch die Privatsphäre all der 
Menschen, deren Daten sonst anlasslos gespeichert 
worden wären. Und das Wichtigste, meine Damen und 
Herren, das Allerwichtigste: Quick Freeze ist sicher ver-
fassungskonform, Quick Freeze ist sicher europarechts-
konform,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Und sicher 
wirkungslos!)

und es ist sicher umsetzbar, während Sie immer wieder – 
auch jetzt wieder – hinsichtlich des Zeitraums im Nebel 
stochern; denn das ist immer das Problem gewesen. Sie 
werden wieder ein Verfahren vorschlagen, das Rechts-
unsicherheit schafft und am Ende möglicherweise kein 
Instrument zur Verfügung stellt. Das ist das Schlimmste, 
was man tun kann, wenn es um Opferschutz und um 
Strafverfolgung geht.
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Und Sie versperren sich seit Jahren – übrigens auch die 
SPD – immer wieder in der Großen Koalition einem 
rechtssicheren Instrument. Sie versperren sich diesem 
Instrument, anstatt ein sicheres Instrument vorzuziehen 
und auf den Weg zu bringen. Das finde ich nicht in Ord-
nung, und das sollten Sie sich wirklich gut überlegen.

Deswegen legen wir einen Gesetzentwurf für ein 
Quick-Freeze-Verfahren vor, und ich bitte herzlich um 
Zustimmung. Es ist ein Verfahren, das anwendbar ist 
und das rechtssicher ist.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch wir-
kungslos! – Sebastian Fiedler [SPD]: Ein My-
thos!)

– Und ob es wirkungslos ist, wissen Sie gar nicht, weil es 
noch nie angewandt wurde.

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Eugen Schmidt für die 

AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Eugen Schmidt (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Landsleute! Die Angela- 

Merkel-Partei der offenen Grenzen versucht, mit immer 
mehr Überwachung und Kontrolle der von ihr importier-
ten Kriminalität Herr zu werden. Das ist die Essenz aller 
vorliegenden Gesetzentwürfe. Wir lehnen diese Über-
wachungsgesetze ab.

(Manuel Höferlin [FDP]: Wer ist denn „wir“?)

Kontrolliert werden unbescholtene Bürger, während Kri-
minelle sich der Kontrolle durch VPN-Dienste entziehen 
werden.

Das Rezept gegen Kriminalität ist nicht, denen mehr 
Macht zu geben, die immer mehr Kriminelle ins Land 
lassen. „AfDler töten“, wie ein Großplakat auf einer 
Demo gegen rechts in Aachen forderte, sei straffrei, wie 
eine Staatsanwaltschaft behauptete. Wenn ein Bürger je-
doch ein Bild nimmt und im Netz teilt, dann missbraucht 
Nancy Faeser die deutsche Polizei,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Zur Sache!)

um ihm morgens um sechs das Haus zu durchwühlen, wie 
auch zum Beispiel bei Journalist Elsässer. Genau so han-
delt ein zunehmend autoritärer Staat.

Die Union begründet ihre Gesetzentwürfe wörtlich mit 
Hasspostings.

(Zuruf von der AfD: Das ist unglaublich!)

Und wir sehen doch, wie schnell neue Straftatbestände 
geschaffen und aufgebläht werden. Sobald die Erich 
Mielkes dieser Zeit auf Kritik stoßen, denken sie sich 
neue Hassparagrafen aus, wie § 188 StGB, die Majestäts-
beleidigung.

Wo es die staatlichen Ideologieproduzenten trifft wie 
ZDF-Clown Jan B., der mit Fäkalsprache einen auslän-
dischen Präsidenten bepöbelte, da wurde das Verfahren 
eingestellt und der § 103 StGB ganz schnell abgeschafft. 
Wie praktisch!

Die Altparteien erzählen uns, die IP-Überwachung sei 
nötig, um Kinder vor Missbrauch und Rentner vor Enkel-
trickbetrügern zu schützen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wer hat Ihnen 
denn das aufgeschrieben? Zurück zum The-
ma!)

In Wahrheit geht es nicht um Schutz, sondern um Kon-
trolle.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]:  
Sie reden wirr!)

Das BKA hat in den letzten Jahren 46 000 Löschaufforde-
rungen an soziale Netzwerke verschickt, und sage und 
schreibe 97,4 Prozent davon hatten bei Telegram einen 
politischen Hintergrund. Das ist nichts anderes als staat-
lich organisierte Zensur.

(Beifall bei der AfD)
Die Regierung überwacht nicht die Kriminellen, sondern 
zielt auf Oppositionelle.

Sie von den Altparteien haben ein gestörtes Verhältnis 
zur Rechtsstaatlichkeit. Sie bringen Kritiker zum Schwei-
gen, um ihren Platz an den Futtertrögen zu verteidigen. 
Und das wird Ihnen nicht mehr lange gelingen.

(Beifall bei der AfD – Sebastian Fiedler [SPD]: 
Schöne Grüße an den Kreml! – Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU]: Schönen Gruß an 
Putin! – Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: 
Kommt die Rede direkt aus dem Ausland auf 
das iPad?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Parsa Marvi für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Parsa Marvi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Jetzt wieder zur Sache. – Die regelmäßig wie-
derkehrende Diskussion um das Thema „Mindestspei-
cherung von IP-Adressen“ verläuft manchmal etwas ein-
geengt. Sie hat aber in Wahrheit mehrere Dimensionen.

Erstens. Die Diskussion hat einen ganz leichten Hang 
zur emotionalen Aufladung.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]:  
Es geht um was!)

– Ja, genau. – Das ist ja völlig in Ordnung. Es geht um 
etwas ganz Zentrales und Wichtiges. Es geht einerseits 
um die technische Unterstützung der Arbeit unserer Si-
cherheitsbehörden, die landauf, landab einen hervor-
ragenden Dienst leisten. Es geht um die Ermittlung, Auf-
klärung und bestenfalls Vereitelung von schweren und 
schwersten Verbrechen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Genau!)
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Und andererseits unterliegen Daten zu Recht höchsten 
Schutzstandards in der Europäischen Union. Es geht bei 
dieser Debatte immer um die Balance von Sicherheit und 
Freiheit, um die Abwägung einer verantwortbaren Ein-
griffstiefe in Bürgerinnenrechte im Rechtsstaat, und es 
geht auch um Vertrauen und Akzeptanz der Bürgerinnen 
in diesen Rechtsstaat. Und da bin ich ganz beim Kollegen 
Höferlin, um es mal positiv zu formulieren. Diese Abwä-
gung verlangt bei aller Kontroverse in der Sache den 
Konsens in der demokratischen Mitte, gegenseitig an-
zunehmen, dass wir uns alle für Rechtsstaatlichkeit und 
Sicherheit einsetzen wollen.

Zweitens gilt es, den rechtlichen Rahmen, den das 
Bundesverfassungsgericht und der Europäische Gerichts-
hof im Bereich der Vorratsdatenspeicherung gesetzt ha-
ben, zu akzeptieren. An höchstrichterlichen Urteilen gibt 
es wahrlich keinen Mangel. Der EuGH hat im September 
2022 entschieden, dass die Vorschriften des deutschen 
Rechts zur Vorratsdatenspeicherung nicht mit dem Uni-
onsrecht vereinbar sind. Die anlasslose Speicherung von 
Verkehrs- und Standortdaten ist allein zum Schutz der 
nationalen Sicherheit zulässig.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]:  
Es gibt neuere Urteile!)

Für die Verfolgung schwerer Kriminalität sind nach 
der Rechtsprechung des EuGH nur wenige eingriffsinten-
sive Maßnahmen wie eine gezielte Vorratsdatenspeiche-
rung anhand von objektiven oder geografischen Kri-
terien, eine behördliche Anordnung zur Speicherung 
vorhandener und künftiger Daten bei einem konkreten 
Verdacht oder eine allgemeine und unterschiedslose Spei-
cherung von IP-Adressen in einem auf das absolut Not-
wendige begrenzten Zeitraum unionsrechtlich möglich. 
Das ist der Rahmen, in dem wir uns bewegen. Auch 
diesen Rahmen gilt es zu interpretieren, zum Beispiel, 
was mit einem auf das absolut Notwendige begrenzten 
Zeitraum gemeint ist.

Wenn wir sehen, dass die von der CDU/CSU beantrag-
ten drei Monate sogar länger sind als die derzeitig aus-
gesetzte Speicherfrist, nach der Standortdaten für vier 
Wochen und alle anderen Verkehrsdaten – also auch 
IP-Adressen – für maximal zehn Wochen gespeichert 
werden sollen – also genau das, was der EuGH gekippt 
hat –, dann sind zumindest hier auch rechtliche Fragen 
und rechtliche Risiken zu betrachten und abzuwägen.

Wir sollten in jedem Fall nicht erneut das Risiko ein-
gehen, mit einer gesetzlichen Regelung eine erfolgreiche 
Klage beim EuGH auf uns zu nehmen. Auch das hat 
etwas mit dem Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
in unseren Rechtsstaat zu tun.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Und was will 
nun die SPD? – Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU]: Was will jetzt die SPD?)

Ich bin ganz beim Kollegen Fiedler. Es ist wichtig, 
dass etwas gelingt. Eine rechtskonforme und gerichts-
feste Lösung muss unser Ziel sein.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wie soll die 
Lösung denn aussehen, Herr Kollege?)

Und der Union kann ich im Übrigen angesichts ihrer 
Blockade im Bundesrat beim Sicherheitspaket nur zu 
etwas mehr Selbstreflexion in dieser Debatte raten.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Unionsfraktion hat nun Dr. Günter Krings das 

Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die bisherige Debatte hat nun einen klaren 
Unterschied gezeigt. Sie hier unmittelbar links leiden 
unter datenschutzrechtlichen Phantomschmerzen, bei ei-
ner bloßen Computeradresse wohlgemerkt. Wir stellen 
hingegen die echten Schmerzen und Verletzungen von 
Kindern in den Mittelpunkt unseres Antrages und dieser 
Debatte. Ich spreche von Kindern, die mitten unter uns 
Opfer von sexueller Gewalt und sexuellem Missbrauch 
werden. Diese Kinder sind ihren Peinigern oft über Jahre 
hinweg ausgeliefert. Der Missbrauch wird gefilmt und ins 
Netz gestellt, dort tausendfach abgerufen. Diese Kinder 
werden immer wieder aufs Neue Opfer des verbrecheri-
schen Missbrauchs.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Polizisten und Polizistinnen müssen diese Videos Tag 
für Tag anschauen, um Taten und Täter aufzuklären. Sie 
sehen nicht nur die perversen Missbrauchstaten, sie müs-
sen auch die Schreie der Kinder mit anhören. Die Politik 
der Bundesregierung verweigert diesen Polizisten aber 
seit drei Jahren die Ermittlungsinstrumente, die sie drin-
gend benötigen, um sehr viele mehr dieser schrecklichen 
Taten aufklären zu können.

(Zuruf des Abg. Manuel Höferlin [FDP])

FDP, Grüne und SPD unterlassen es damit seit drei 
Jahren, Kinder aus der Hölle des sexuellen Missbrauchs 
zu retten. Sie nehmen es hin, dass Tausende von Miss-
brauchsfällen nicht aufgeklärt werden und die betroffe-
nen Kinder weiterhin in den Fängen ihrer Peiniger ver-
bleiben. Wir nehmen das nicht hin.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Und Sie sollten es auch endlich lassen, ständig hier 
juristische Nebelkerzen zu werfen.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das machen Sie!)

Wir stehen mit diesen Anträgen fest auf dem Boden des 
europäischen Rechts; denn der EuGH hat schon vor über 
zwei Jahren klargestellt, dass eine Speicherpflicht für 
Computeradressen zum Zwecke der Verfolgung schwerer 
Straftaten einwandfrei zulässig ist.

(Widerspruch der Abg. Manuel Höferlin [FDP] 
und Dr. Thorsten Lieb [FDP])
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In sehr vielen Fällen ist diese IP-Adresse der einzige 
Ermittlungsansatz, um die Täter ausfindig zu machen. 
Wenn bei den Missbrauchstaten im Netz eine IP-Adresse 
ermittelt wird, kann sie aber nur dann einem Täter zu-
geordnet werden, wenn der Internetdienstanbieter diese 
Adresse auch gespeichert hat. Manche tun das für maxi-
mal sieben Tage. Manche Provider tun das gar nicht.

(Benjamin Strasser [FDP]: Die meisten!)

Von entscheidender, ja, lebensentscheidender Bedeu-
tung sind solche Zuordnungen auch bei der Aufklärung 
und Verhütung anderer schwerer Straftaten. So konnte ein 
Terroranschlag, der zum letzten Jahreswechsel in Cas-
trop-Rauxel in Nordrhein-Westfalen geplant wurde, nur 
deshalb in letzter Minute verhindert werden, weil die 
IP-Adresse, die unsere Polizei bekam, noch nicht sieben 
Tage, sondern eben erst sechseinhalb Tage alt war. Un-
sere Sicherheitsbehörden haben für diese Verhinderung 
Dank verdient, aber sie haben es auch verdient, dass sie 
endlich die notwendigen digitalen Befugnisse im Kampf 
gegen den Terror bekommen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Diese Bundesregierung und die drei Fraktionen, die 
hier links von uns sitzen, haben es bis heute hingenom-
men, dass die Aufklärung von Kindesmissbrauch, die 
Rettung von Missbrauchsopfern und die Verhinderung 
von Terroranschlägen in unserem Land wirklich vom 
puren Zufall abhängig ist.

(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist so krass, wie Sie über die Sicherheits-
behörden in unserem Land reden! Das ist so 
krass!)

Sie sind verantwortlich für die historisch größte rechts-
politische Bankrotterklärung einer Bundesregierung.

(Daniel Baldy [SPD]: Geht es auch eine Num-
mer kleiner? – Abg. Manuel Höferlin [FDP] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage)

Und Sie hier links erhalten für diese skandalöse Haltung 
auch noch Beifall von hier ganz rechts.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Thema IP-Adressen ist ein weiterer Beleg da-
für – –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Krings, gestatten Sie eine Frage oder Bemer-

kung des Kollegen Höferlin?

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Herr Höferlin, bitte schön.

Manuel Höferlin (FDP):
Frau Präsidentin! Vielen Dank, Herr Kollege Krings. – 

Sie haben gerade eine Schuldzuweisung ausgesprochen: 
dass drei Fraktionen schuld seien, dass der Status so sei, 
wie er ist.

Zwei Fragen. Wie stellen Sie sich Ihrer Verantwortung, 
der Verantwortung der CDU/CSU-Fraktion, die seit über 
17 Jahren kein verfassungsgemäßes Konzept für diesen 
Tatbestand hinbekommen hat?

(Daniel Baldy [SPD]: Genau! CDU und Ver-
antwortung schließt sich aus!)

Sie haben bisher nur geschafft, eine Regelung vorzu-
schlagen, die am Ende immer wieder vor dem Verfas-
sungsgericht oder dem EuGH gescheitert ist. Wie stufen 
Sie da Ihre Verantwortung ein?

Verbunden damit, weil Sie auch behauptet haben, Ihr 
Vorschlag würde ganz glasklar auf dem Boden des Urteils 
des Europäischen Gerichtshofs stehen: Wie definieren 
Sie „absolut notwendiger Zeitraum“ gerade im Hinblick 
darauf, dass ein „absolut notwendiger Zeitraum“ nach 
Ihrem Vorschlag drei Monate sind, also zwei Wochen 
mehr, als der EuGH im letzten Urteil als europarechts-
widrig eingestuft hat? Wo liegt da Ihre Verantwortung 
Ihrer Meinung nach? Sind das nicht vielmehr Nebelker-
zen?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Günter Krings (CDU/CSU):
Herr Kollege Höferlin, ich bedanke mich ausdrücklich 

für diese Zwischenfrage, zumal es vielleicht die letzte 
Zwischenfrage ist, die Sie hier im Deutschen Bundestag 
stellen. Wer weiß das schon.

(Manuel Höferlin [FDP]: Vielleicht die 
allerletzte!)

Ich will auch gerne darauf sehr konkret antworten.
Wissen Sie, der Unterschied zwischen dem, was ich 

aus Ihrer Fraktion, auch teilweise von den Grünen, gehört 
habe, und unserer Auffassung ist: Sie betreiben Rechts-
geschichte, wir machen Politik auf der Grundlage aktuel-
ler Urteile. Es ist eben nicht das letzte Urteil, was Sie da 
zitiert haben, sondern es gibt seitdem zwei weitere Urteile 
des Europäischen Gerichtshofs, die sehr klare Aussagen 
zur Nutzung solcher IP-Adressen beinhalten. Das müssen 
wir erst einmal zur Kenntnis nehmen. Ich würde Sie herz-
lich dazu einladen, diese neueren Urteile, die nach dem 
von Ihnen zitierten ergangen sind, noch einmal an-
zuschauen; denn das ist die aktuelle Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs.

Auf dieser Grundlage machen wir Vorschläge, und wir 
haben auch dargelegt, warum die drei Monate aus unserer 
Sicht gut begründbar und verfassungs- und europarechts-
konform sind. Deswegen fordern wir endlich das Han-
deln dieses Parlaments ein.

(Manuel Höferlin [FDP]: 17 Jahre!)
Bis vor Kurzem waren Sie Teil der Regierung. Sie haben 
es in drei Jahren nicht geschafft, etwas zum besseren 
Schutz der missbrauchten Kinder zu tun. Das müssen 
Sie sich auch anhören, das müssen Sie sich vorhalten 
lassen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Was haben Sie 17 Jahre lang gemacht?)
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Aber ich komme gerne noch einmal zurück zu dem 
Beifall, den Sie von ganz rechts hier bekommen – so-
zusagen eine Riesenkoalition, die sich hier anbahnt. Das 
Thema IP-Adressen ist ein weiterer Beleg dafür, dass die 
AfD eine Partei weder der äußeren noch der inneren 
Sicherheit ist. Das hat vor allem die Rede von Herrn 
Brandner gezeigt.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir sind Freiheits-
partei!)

– Sie sind keine Freiheitspartei. – Sie sind in Wahrheit
(Stephan Brandner [AfD]: … Freiheitspartei!)

nur zerfressen vom Misstrauen und von der Verachtung 
gegenüber unserem Staat und seinen Institutionen. Und 
vor allem verachten Sie unsere Strafverfolgungsbehör-
den, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD])

Und Sie sind damit auch mitverantwortlich – wie die 
Fraktionen, die hier links sitzen – für über 20 000 Ein-
stellungen in Kindesmissbrauchsfällen Jahr für Jahr. Das 
sind 20 000 Kapitulationen des Rechtsstaats in jedem 
Jahr.

(Beifall bei der CDU/CSU – Stephan Brandner 
[AfD]: Da sind wir nicht für verantwortlich! 
Da sind wir nicht zuständig!)

Wir legen Ihnen hier und heute abstimmungsreife Ge-
setzentwürfe vor, und ich kann den Kollegen hier links 
nur empfehlen: Geben Sie – so empfinde ich das – Ihre 
zynischen Ablenkungsmanöver endlich auf.

(Zuruf des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Verweisen Sie nicht länger auf Prävention oder Quick 
Freeze. Stellen Sie sich doch endlich einmal der Frage, 
die Ihnen Opfer oder Angehörige von Opfern stellen: 
Was machen Sie denn mit den Tätern, wenn Prävention 
nicht funktioniert und wenn – in fast allen Fällen – Quick 
Freeze nichts nützt? Sagen Sie denen, dass sie Pech ge-
habt haben? Haben Sie eine Antwort für sie? Sie haben 
eben keine Antwort, und das ist nicht verantwortlich. 
Diese Opfer haben Anspruch auf eine Antwort des 
Rechtsstaates.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Manuel Höferlin [FDP])

Meine Damen und Herren, Sie hier links haben die 
Wahl: Sie können unseren Gesetzentwürfen sehr schnell 
zustimmen, oder Sie können Kinder weiter leiden lassen. 
Schützen Sie nicht länger die Täter, sondern helfen Sie 
den Opfern.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gerade hat die Union im Bundesrat 
das Sicherheitspaket blockiert!)

Befreien Sie die Opfer aus ihrem Martyrium, und sorgen 
Sie dafür, dass die Täter endlich ihre gerechte Strafe 
erhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Anke Domscheit-Berg für 

die Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ausgerechnet zum unkaputtbaren Wunsch 
der Union, eine anlasslose Vorratsdatenspeicherung ein-
zuführen, halte ich nach fast acht Jahren im Bundestag 
meine wahrscheinlich letzte Rede.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Endlich!)

Ich kann meine bisherige Kritik nur wiederholen: Dieser 
Vorschlag verstößt gegen die Vorgaben des EuGH und 
das Grundgesetz. Die Speicherfrist ist nicht das Kürzest-
mögliche – es gibt grundrechtssensiblere Alternativen 
wie das Quick-Freeze-Verfahren –, und die Maßnahme 
ist ungeeignet; denn Schwerkriminelle wissen, wie man 
eine IP-Adresse verschleiert.

(Beifall bei der Linken)

Der Gesetzentwurf soll übrigens auch die Funkzel-
lenabfrage erweitern, zum Beispiel auf Enkeltricks. In 
Berlin müsste man dann 200 000 Menschen aus einer 
Funkzelle identifizieren. Und, ja, was denn dann? Eine 
Massengegenüberstellung mit Oma?

(Sebastian Fiedler [SPD]: Eijeijei!)

Sehr praktisch. In Berlin werden per Funkzellenabfragen 
übrigens schon jetzt 100 Millionen Datensätze pro Jahr 
gesammelt. Ich möchte deshalb noch einmal daran er-
innern: Demokratie und Massenüberwachung passen 
nicht zusammen.

(Beifall bei der Linken – Stephan Brandner 
[AfD]: Da haben Sie ausnahmsweise mal 
recht!)

Ich hoffe, dieser Grundsatz wird auch im kommenden 
Bundestag nicht vergessen; denn die Demokratie müssen 
wir mit all ihren Werten verteidigen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Die ganz 
große Kommission!)

Zum Abschluss noch ein paar Worte in eigener Sache. 
Ich habe mit viel Leidenschaft linke Digitalpolitik im 
Bundestag vertreten und mitgestaltet, übrigens mit einem 
großartigen Team, ohne das ich nie so viel hätte schaffen 
können. Tausend Dank! Das ist für euch!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und des Abg. Dr. Thorsten 
Lieb [FDP])

Auch allen Angestellten vielen Dank: denen an der 
Garderobe, in der IT, im Saaldienst. Ohne Sie wären 
wir alle hier aufgeschmissen; denn wenn wir nachts hier 
sitzen, sind Sie auch noch da, und zwar ohne Fahrdienst 
und Diäten.
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(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Als Obfrau habe ich im Digitalausschuss engagiert und 
parteiübergreifend den fachlichen Austausch mit Demo-
kratinnen und Demokraten gesucht und sehr oft gefun-
den. Herzlichen Dank dafür.

(Stephan Brandner [AfD]: Keine Ursache  
dafür!)

Ein Mandat im Bundestag, das ist ein großes Privileg, 
und ich bin dankbar für diese Chance und Erfahrung. 
Bundestag, das heißt aber auch: wenig Schlaf, ständiges 
Multitasking und Überlastung sowie ein aus der Zeit 
gefallenes Trinkverbot im Plenum. Das wird hoffentlich 
der nächste Bundestag abschaffen.

(Beifall des Abg. Uwe Kekeritz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wasser in Bundestagsflaschen verletzt die Würde des 
Hauses nicht. Aber zu wenig zu trinken, ist nicht nur 
gesundheitsschädlich, es verringert auch die Konzentra-
tionsfähigkeit und damit die Qualität unserer Arbeit.

Frustriert hat mich aber auch die immer noch hohe 
Verbreitung digitaler Inkompetenz – man muss immer 
wieder das Gleiche vom Urschleim diskutieren wie bei 
der Vorratsdatenspeicherung –,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das fällt uns 
auch manchmal schwer, Frau Kollegin!)

dass fachliche Kritik erst Jahre später ernst genommen 
wird, dass Koalitionsverträge Theorie bleiben, bei Open 
Source genauso wie beim digitalen Gewaltschutzgesetz. 
Für diese Themen werden in kommenden Legislaturen 
andere Linke weiterkämpfen.

(Stephan Brandner [AfD]: Da irren Sie sich 
ganz gewaltig! Sie werden den Gang der FDP 
gehen!)

Ich habe meine Zeit hier selbst auf zwei Legislaturen 
festgelegt und will zurück in das andere Leben. Ich werde 
natürlich weiter digitalpolitisch aktiv sein, aber künftig 
wird mehr Zeit für anderes sein, zum Beispiel den groß-
artigen Verstehbahnhof in Fürstenberg und meine Fami-
lie.

Ich freue mich schon sehr darauf, die menschenfeind-
lichen Reden einer sicher verfassungswidrigen Partei 
nicht mehr hören zu müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
SPD – Stephan Brandner [AfD]: Das BSW ist 
gar nicht da!)

Das gönne ich übrigens auch allen anderen Abgeordneten 
demokratischer Parteien und habe deshalb einen Wunsch 
zum Abschied:

Vizepräsidentin Petra Pau:
Frau Kollegin.

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
Unterstützen Sie den Antrag auf Überprüfung der AfD 

mit einer Jastimme oder wenigstens einer Enthaltung!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP – Stephan Brandner 
[AfD]: Wann kommt der denn?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ein Teil dieser Rede gibt mir den Anlass, hier einen 

geschäftsleitenden Hinweis zu platzieren. Im Moment 
liegen wir mit dem Sitzungsende der heutigen Sitzung 
bei 3.40 Uhr. Ich gehe davon aus, dass Sie alle daraus 
Ihre Schlussfolgerungen hinsichtlich der Gestaltung des 
weiteren Tages ziehen, auch mit Blick auf die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Hauses.

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat Daniel 
Baldy für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Daniel Baldy (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich kann Sie beruhi-

gen: Es ist nicht meine Absicht, dass das meine letzte 
Rede im Deutschen Bundestag ist.

EuGH, VDS und IP, TKG, BKA und Quick Freeze – 
das klingt alles so ein bisschen wie ein Hit der Fantasti-
schen Vier aus dem Jahr 1999. Und die ganze Debatte um 
IP-Adressen-Speicherung ist gefühlt genauso alt; denn 
schon 2007 hatte der Deutsche Bundestag erstmals eine 
Vorratsdatenspeicherung beschlossen.

Bei der Vorratsdatenspeicherung geht es grob um drei 
Arten von Daten: Einmal geht es um Verbindungsdaten, 
also: „Wer hat wann mit wem Kontakt gehabt, beispiels-
weise telefonisch?“, um Standortdaten: „Wer hat sich 
wann wo aufgehalten, beispielsweise während eines 
Telefonats?“, und eben um IP-Adressen: Welche IP-Ad-
resse hat wann wem gehört? – Mit dem Kampfbegriff der 
Vorratsdatenspeicherung – Herr Lieb, den haben Sie auch 
gebracht – schmeißt man alle diese Daten in einen Topf. 
Dieser Begriff, der immer wieder gebracht wird, ist am 
Ende nichts anderes als ein Gespenst, der mit der heuti-
gen Debatte um die Speicherung von IP-Adressen, also 
einem kleinen Teil dieser Daten, nur noch wenig zu tun 
hat. IP-Adressen-Speicherung ist nicht der Weg in einen 
Orwell’schen Überwachungsstaat, sondern die notwen-
dige Antwort auf Strafverfolgung im digitalen Zeitalter, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD – Dr. Günter Krings 
[CDU/CSU]: Gut!)

Wofür genau werden diese IP-Adressen eigentlich ge-
nutzt? Knapp 90 000 strafrechtlich relevante Meldungen 
über Missbrauchsdarstellungen aus den USA, sogenannte 
NCMEC-Meldungen, gingen im letzten Jahr beim BKA 
ein. Davon haben 98,4 Prozent eine IP-Adresse – als den 
ersten und meist auch einzigen, vor allen Dingen aber als 
den wichtigsten Ermittlungsansatz. Und dennoch können 
letztendlich nur vier von zehn Meldungen über die 
IP-Adresse aufgeklärt werden, obwohl dies der schnellste 
und für die Ermittlerinnen und Ermittler auch der ein-
fachste Weg ist. In manchen Fällen kann über andere, 
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zeitintensivere Wege ein Täter festgestellt werden. Aber 
ein Viertel aller Fälle bleibt am Ende unaufgeklärt, weil 
die IP-Adressen eben nicht mehr zugeordnet werden kön-
nen.

Mit einer Speicherfrist von vier Wochen hätten wir laut 
BKA bereits eine Erfolgsquote von mehr als 90 Prozent. 
Wir hätten also definitiv mehr und schnellere Ermitt-
lungserfolge! Stattdessen müssen in Deutschland jährlich 
knapp 25 000 solcher Verfahren eingestellt werden, Ten-
denz steigend. All diese Zahlen machen deutlich: Wir 
brauchen die Speicherung von IP-Adressen dringender 
denn je, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt liegen dazu drei Gesetzentwürfe vor:
Der Quick-Freeze-Entwurf der FDP wird an der ak-

tuellen Situation schlichtweg nichts ändern. Ein Viertel 
der Täter wird auch in Zukunft entkommen. Dieser Ge-
setzentwurf ist im Prinzip nutzlos. Alles andere, was man 
dazu sagen könnte, kann man sich sparen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dann gibt es einen Gesetzentwurf des Bundesrates, für 
den ich sehr dankbar bin. Einen Monat soll die IP-Ad-
resse bei den Internetanbietern gespeichert werden. Das 
ist vernünftig! Denn der EuGH nennt in seinem Urteil die 
Möglichkeit der Speicherung ausdrücklich. Er stellt aber 
eben auch fest – auch das berücksichtigt der Entwurf –, 
dass die Frist das „absolut notwendige Maß“ nicht über-
schreiten darf. Ich finde, der Bundesrat macht da einen 
sehr guten Vorschlag, und wir sollten als Regierung und 
Opposition in der verbleibenden Legislaturperiode prü-
fen, ob das auch für uns ein gangbarer Weg ist.

(Beifall bei der SPD)

Und dann gibt es da noch den dritten Gesetzentwurf 
der Union. Frau Lindholz, Sie haben eben angedeutet, der 
wäre im Prinzip gleich. Ist er nicht! Sie zitieren in Ihrem 
Entwurf sehr ausführlich das Urteil des EuGH, nur den 
Passus, die Speicherfrist auf das absolut notwendige Maß 
zu senken, lassen Sie komplett weg und ignorieren ihn 
einfach.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Was will denn 
die SPD jetzt konkret? Was wollen Sie denn?)

Und das reiht sich ja ein in Ihre bisherigen Anträge. Im 
Frühjahr haben wir noch über eine Speicherfrist von 
sechs Monaten diskutiert; jetzt sind Sie plötzlich bei 
drei Monaten. Mich erinnert das bei Ihnen eher an wildes 
Zahlenraten als an eine seriöse Grundrechtsabwägung, 
liebe Unionsfraktion.

(Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Was wollen 
Sie denn? Was ist denn Ihr Plan?)

Das passt bei Ihnen genau in das Bild der letzten Jahre.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Was ist denn 
Ihre Zahl? Sagen Sie uns mal eine Zahl! – 
Andrea Lindholz [CDU/CSU]: Genau, sagen 
Sie uns mal eine Zahl! Einen Monat, zwei Mo-
nate? Unglaublich, ehrlich!)

Sie haben auch in dieser Debatte wieder einmal betont, 
wie wichtig die IP-Adressen-Speicherung zum Schutz 
von Kindern vor sexueller Gewalt ist. Und da haben Sie 
auch absolut recht! Jedes betroffene Kind ist eines zu 
viel, und die Zahlen, die wir kennen, betreffen ja auch 
nur das Hellfeld.

(Zuruf des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

– Weil Sie die ganze Zeit dazwischenrufen und fragen, 
was meine Zahl ist, möchte ich sagen: Hätten Sie mir 
eben zugehört und sich nicht die Krawatte gerichtet, 
Herr Krings, dann wüssten Sie es. Ich habe nämlich ge-
sagt: Der Bundesratsentwurf ist sehr gut.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Werden Sie 
mal nicht persönlich hier!)

– Ich muss das ja sagen; denn Sie haben offenbar nicht 
zugehört.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wo ist eigent-
lich Ihre Krawatte? Das ist ja purer Krawatten-
neid!)

Seit September liegt das Gesetz zur Stärkung der 
Strukturen gegen sexuelle Gewalt an Kindern und Ju-
gendlichen auf dem Tisch. Und es ist dringend notwen-
dig, dass es noch in dieser Legislaturperiode beschlossen 
wird. Denn: Dieses Gesetz war bereits in der Anhörung. 
Alle Sachverständigen waren der Meinung, dass es ein 
gutes Gesetz ist, das auch dringend gebraucht wird. Es 
wird überparteilich als notwendig angesehen. Deshalb 
möchte ich an dieser Stelle – das mache ich immer und 
immer wieder – für dieses Gesetz werben: Es schafft 
Schutzkonzepte an den Freizeitorten, an denen sich Kin-
der aufhalten. Es gibt Betroffenen das Recht auf Akten-
einsicht. Es unterstützt sie bei der Aufarbeitung. Und es 
bringt das Thema in die Öffentlichkeit – dort, wo es not-
wendigerweise auch hingehört.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU])

Lassen Sie mich zum Schluss kommen. Schutz vor 
sexualisierter Gewalt ist nicht nur Strafverfolgung, son-
dern es ist auch Aufarbeitung und Prävention. Das gehört 
alles zusammen. Das haben Sie in den letzten Jahren 
übrigens immer vollkommen vergessen.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Falsch!)
Deshalb mein Appell: Wenn wir hier schon über Straf-
verfolgung reden – hoffentlich kommen wir in den nächs-
ten Wochen oder Monaten zu einem Ergebnis –, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Kollege.

Daniel Baldy (SPD):
– dann müssen wir auch beim UBSKM-Gesetz voran-

kommen.
(Denise Loop [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da haben Sie übrigens die Chance, etwas für 
Kinderschutz zu tun!)
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Dazu sind Sie herzlich eingeladen. Wenn Ihnen etwas 
daran liegt, dann machen Sie das doch.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe 

auf den Drucksachen 20/13366, 20/13748 und 20/14022 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 8 a und 8 b: 
a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 

Dr. Lukas Köhler, Renata Alt, Christine 
Aschenberg-Dugnus, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Freiheit von Lie-
ferkettenbürokratie und zur Aufhebung 
des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes 
(Lieferkettenbürokratiefreiheitsgesetz – 
LkBFreiG) 
Drucksache 20/14021
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

b) Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Aufhebung des Gesetzes über die 
unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur 
Vermeidung von Menschenrechtsverlet-
zungen in Lieferketten (Lieferkettensorg-
faltspflichtenaufhebungsgesetz) 
Drucksache 20/14015
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Wolfgang Kubicki für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Wolfgang Kubicki (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Um gleich mit den Märchenerzählungen der vergangenen 
Tage aufzuräumen: Die von der überwältigenden Mehr-
heit der Deutschen ungeliebte Ampel ist nicht an Pyrami-
den gescheitert, die auf dem Kopf stehen, sie ist nicht an 
einzelnen Begrifflichkeiten gescheitert, sie ist auch nicht 
daran gescheitert, dass die FDP nach dem Karlsruher 

Urteilsspruch schon im November letzten Jahres vergeb-
lich eine finanz- und wirtschaftspolitische Neubewertung 
der koalitionären Grundlagen forderte. Sie ist vielmehr 
daran gescheitert, dass SPD und Grüne diese Neubewer-
tung nicht wollten.

(Beifall bei der FDP)
Und sie ist an der Unmöglichkeit gescheitert, völlig 

unterschiedliche ökonomische Wirklichkeiten in Ein-
klang zu bringen. Wenn schon Lösungsvorschläge, die 
von einer Reihe angesehener Ökonomen als zielführend 
betrachtet wurden, als Provokation empfunden werden, 
dann ist es aus unserer Sicht für das Land besser, nicht mit 
Sozialdemokraten und Grünen zu regieren, als falsch zu 
regieren.

(Beifall bei der FDP – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD)

Diese Koalition war inhaltlich schon längst zu Ende, 
bevor sie offiziell zu Ende war. Wer dies bestreitet, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von den Sozialdemokraten 
und Grünen, der sollte vielleicht mal die Kommentare 
von „Spiegel“ und „Welt“ von vor dem 6. November 
lesen, die darin gipfelten, dass es besser sei, dieses Ge-
würge endlich zu beenden.

(Zuruf des Abg. Jens Peick [SPD])
– Ich komme gleich noch mal dazu.

(Jens Peick [SPD]: Das haben Sie herbeige-
führt, das Gewürge!)

– Ich darf kurz sagen: Für eine Partei, die bei 16 Prozent 
steht, nehmen Sie Ihren Bart ziemlich voll.

(Beifall bei der FDP – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD)

Bei der über mehrere Monate laufenden Debatte über 
das Lieferkettengesetz zeigte sich auch: Selbst wenn be-
stimmte wirtschaftspolitische Dringlichkeiten erkannt 
wurden, haben der Kanzler und sein Wirtschaftsminister 
nur viel versprochen, aber nichts umgesetzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn der BDA-Prä-
sident Herr Dulger Herrn Scholz auf offener Bühne er-
klärt, er glaube ihm seine Versprechen beim Lieferketten-
gesetz nicht mehr, er glaube ihm nicht mehr, dass er noch 
in diesem Jahr für bürokratische Entlastung sorgen wolle, 
dann hat er – erstens – völlig recht; auch ich ziehe das in 
Zweifel. Zweitens muss man sagen: Wenn die Verzweif-
lung der deutschen Unternehmen und Arbeitgeber so weit 
gediehen ist, dass man dem Kanzler der Bundesrepublik 
Deutschland öffentlich und unmissverständlich erklärt, 
man glaube nicht, dass er tue, was er sagt, dann offenbart 
das ein sehr grundsätzliches Problem.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf des Abg. Jürgen Kretz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Im Angesicht der dramatischen ökonomischen Zahlen, 
im Angesicht der Tatsache, dass Deutschland Schluss-
licht im Wachstumsranking der OECD ist, im Angesicht 
der Unfähigkeit, diese Zahlen überhaupt als Handlungs-
auftrag zu akzeptieren, müssen wir sachlich feststellen, 
dass der Bundeskanzler seinen sozialdemokratischen 
Vorgängern im Amt nicht einmal ansatzweise das Wasser 
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reichen kann. Denn er hat nicht nur nicht die Kraft zur 
Veränderung, er hat noch nicht einmal den Willen und das 
Vermögen, diese Lage zu verändern. Ökonomisch ist er 
aus meiner Sicht ein Zwerg.

Sie Sozialdemokraten erklären auf Wahlplakaten, Sie 
wollten jetzt für dieses Land kämpfen. Seit 1998 regieren 
Sie mit Ausnahme von vier Jahren dieses Land. Was 
haben Sie in diesen 22 Jahren eigentlich gemacht?

(Beifall bei der FDP – Bernd Rützel [SPD]: 
Nur gute Dinge! Nur gute Dinge!)

– Liebe Kolleginnen und Kollegen, das werden die Wäh-
lerinnen und Wähler noch entscheiden.

Kommen wir nun zum Wirtschaftsminister. Ich war ja 
wirklich begeistert, als ich lesen konnte, dass Robert 
Habeck in Sachen Lieferkettengesetz den Milei machen 
wolle – Friedrich Merz, höre bitte zu –, er wolle – wört-
liches Zitat – „die Kettensäge anwerfen und das ganze 
Ding wegbolzen“. Ich kann nur sagen: Herzlich willkom-
men im Klub!

(Beifall bei der FDP)

Endlich mal jemand aus den Reihen der Grünen, der sich 
mal traut, bei der Bürokratie Mittel der Disruption ein-
zusetzen, um ökonomisch voranzukommen. Bisher 
konnte man den Eindruck gewinnen, dass er mit der Ket-
tensäge durch ganze Wirtschaftszweige schreiten will.

Bisher wurden all diejenigen, die vor zu großer büro-
kratischer Belastung gewarnt haben, vor allem von grü-
nen Vorfeldorganisationen beschimpft. Ich kann mich 
daran erinnern, dass es, als wir gesagt haben: „Wir müs-
sen das ändern, liebe sozialdemokratischen Freunde“, 
hieß: Ihr wollt Kinderarbeit? Ihr wollt die Menschen-
rechte verletzen? – Wer so an die Frage der Bürokratie-
entlastung herangeht, der will nichts verändern, sondern – 
im Gegenteil – die Wirtschaft weiter belasten.

(Beifall bei der FDP)

Ich erwarte von allen Beteiligten: Halten Sie Wort! Ich 
erwarte das deshalb, weil die Menschen darauf vertrauen 
müssen, dass das, was politische Handlungsträger sagen, 
auch umgesetzt wird. Ich will daran erinnern: Ich habe 
bereits im Februar dieses Jahres gesagt, dass diese Koa-
lition am Ende ist, wenn es keine substanziellen Verände-
rungen gibt. Ich kann dokumentieren, wie häufig ich 
öffentlich erklärt habe, dass die Koalition noch 14 Tage, 
drei Wochen Zeit hat, um Veränderungen herbeizuführen, 
oder sie ist zu Ende. Darauf will ich gar nicht eingehen.

Die Freien Demokraten wollen als letzten Dienst an 
diesem Bundeskanzler ihm die Möglichkeit geben, sein 
Wort bei der deutschen Industrie einzulösen, nämlich das 
Lieferkettengesetz noch in diesem Jahr vom Feld zu neh-
men. Das ist unser Ansatz. Die Einzelheiten wird der 
Kollege Cronenberg vortragen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Annika Klose für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Annika Klose (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Werte Zuschauer! Wir alle greifen morgens in 
unseren Kleiderschrank und wählen etwas zum Anziehen 
aus. Wir machen uns dabei durchaus Gedanken: Passt die 
Auswahl zum Wetter, zum Anlass, zu unserer Stimmung? 
Weitaus seltener fragen wir uns morgens: Woher kommt 
diese Kleidung eigentlich? Wer hat sie gefertigt, unter 
welchen Bedingungen und zu welchem Preis?

Viele Produkte, die wir täglich benutzen, werden im-
mer noch unter Bedingungen hergestellt, die wir hier bei 
uns in Deutschland so niemals akzeptieren würden. Men-
schen müssen unter ausbeuterischen Bedingungen in Mi-
nen, auf Feldern und in Fabriken arbeiten – ohne Arbeits-
schutz, mit Löhnen, die nicht zum Leben reichen, ohne 
Rechte und Möglichkeiten, sich zur Wehr zu setzen. Und 
auch die Umwelt leidet.

Aber wessen Aufgabe ist es eigentlich, dafür zu 
sorgen, dass das nicht passiert? Sollte diese Verantwor-
tung bei mir als Verbraucherin liegen? In Deutschland 
existieren schätzungsweise über 1 000 verschiedene Gü-
tesiegel. Sie sollen Qualität, Sicherheit und Umwelt-
freundlichkeit zeigen – doch für Verbraucher/-innen ist 
oft völlig unklar, was diese eigentlich bedeuten. Daher 
bin ich, ist meine Fraktion der Überzeugung, dass es nicht 
die Aufgabe der Verbraucher/-innen sein kann, zu prüfen, 
ob Unternehmen verantwortungsvoll handeln. Außerdem 
hat sich gezeigt: Freiwillige Selbstverpflichtungen al-
leine reichen nicht aus. Viel zu wenig ist passiert, zu 
unambitioniert waren die Ansätze.

Es ist Aufgabe von Staaten, dafür zu sorgen, dass Men-
schenrechte gesetzlich verankert und durchgesetzt wer-
den. Unternehmen müssen dann sicherstellen, dass die 
gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden.

Ich möchte hier noch mal festhalten: Es geht hier wirk-
lich um die ganz grundlegenden Menschenrechts- und 
Umweltstandards. Diese nicht einzuhalten, darf kein 
Wettbewerbsvorteil sein!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Das Lieferkettengesetz hat dafür gesorgt, dass einheitli-
che Regeln für alle geschaffen wurden und gleiche Be-
dingungen für alle Firmen gelten. Ein wichtiger Schritt.

Jetzt legt die FDP hier einen Gesetzentwurf zur Ab-
schaffung dieses Lieferkettengesetzes vor.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Dabei hatten wir erst im September dieses Jahres gemein-
sam mit Ihnen, der FDP, die Wachstumsinitiative auf den 
Weg bringen wollen, die eine pragmatische Umsetzung 
der europäischen Standards und Lieferkettensorgfalts-
pflichten gewährleistet hätte, die neue Regelungen imple-
mentiert und mit dem deutschen Lieferkettengesetz in 
Einklang gebracht hätte. Dies wäre ein echter und für 
uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten durch-
aus auch sehr schmerzhafter Kompromiss gewesen; 
denn es wären deutlich weniger Unternehmen von dieser 
Regelung umfasst als mit dem deutschen Gesetz.
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Tatsächlich geht es der FDP hier aber offensichtlich 
nicht um tragbare Kompromisse, sondern darum, ihre 
Ideologie mit der Brechstange durchzusetzen.

(Benjamin Strasser [FDP]: Was sagt Scholz 
dazu? – Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir wollen 
nur dem Kanzler folgen!)

Bereits 2021 kritisierte die FDP den deutschen Allein-
gang bei der Lieferkette. In ihrem Wahlprogramm zur 
Bundestagswahl 2021 liest man – ich zitiere –:

„Wir Freie Demokraten setzen auf gelebte Eigenver-
antwortung von Unternehmen und Konsumenten 
zum besseren Schutz der Menschenrechte. ... Daher 
treten wir für eine einheitliche europäische Rege-
lung zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht in 
der Lieferkette ein.“

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Aber nicht zur Haf-
tung auf europäischer Ebene!)

Schaut man jetzt mal in die Historie, zeigt sich auch 
hier, dass Sie nicht Wort gehalten haben; denn als es in 
Brüssel zur Verabschiedung des europäischen Gesetzes, 
kurz CSDDD, gekommen ist, haben der damalige FDP- 
Justizminister Marco Buschmann und der FDP-Ex- 
Finanzminister Christian Lindner erklärt, dass sie die 
Richtlinie in der Form auch nicht mittragen können.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin Klose, ich habe die Uhr angehalten. Gestatten 

Sie eine Frage oder Bemerkung?

Annika Klose (SPD):
Nein.

(Zurufe von der FDP: Oh!)
Dies hatte zu einer Enthaltung Deutschlands geführt. Das 
war richtig peinlich für Deutschland.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Nein! Das war genau 
richtig für Deutschland! Haftung ist nicht Ei-
genverantwortung!)

Das CSDDD wurde zum Glück trotzdem beschlossen.
Die Einhaltung von grundlegenden Menschenrechten, 

der Schutz der Umwelt und die Dokumentation der Be-
mühungen dazu sind für mich, sind für uns keine Büro-
kratie. Mehraufwand rechtfertigt nicht, dass sie nicht ein-
gehalten werden. Internationale Standards einzuhalten, 
darf auch keine unternehmerische Abwägung sein, bei 
der Kosten und Nutzen gegenübergestellt werden. Das 
gehört zu der unternehmerischen Sorgfaltspflicht und 
sollte eigentlich selbstverständlich sein.

Ich möchte, dass sichergestellt ist, dass sich die Men-
schen in diesem Land morgens nicht fragen müssen, ob 
Menschen und die Umwelt unter der Herstellung ihrer 
Kleidung leiden mussten, sondern dass sie sich darauf 
verlassen können, dass die grundlegenden Rechte und 
Standards eingehalten wurden. Dafür steht die SPD.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Zu einer Kurzintervention hat der Kollege Strasser das 

Wort.

Benjamin Strasser (FDP):
Frau Klose, Ihre Rede hat uns doch etwas ratlos zu-

rückgelassen. Sie haben dargelegt, dass für die SPD das 
deutsche Lieferkettengesetz nicht zur Disposition stehe. 
Der SPD-Bundeskanzler hat vor den deutschen Arbeit-
gebern öffentlich zugesagt, er garantiere dafür, dass das 
deutsche Lieferkettengesetz noch Ende dieses Jahres ab-
geschafft werde. Deswegen fragen nicht nur wir als FDP- 
Bundestagsfraktion uns, sondern die gesamte deutsche 
Öffentlichkeit fragt sich, was dieser Kanzler in den eige-
nen Reihen eigentlich noch zu sagen hat. Was gilt das 
Wort von Olaf Scholz in der SPD-Bundestagsfraktion?

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU]: Erst die Koalition aufgelöst, jetzt die 
Partei!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Sie haben das Wort zur Erwiderung.

Annika Klose (SPD):
Vielen Dank, Herr Strasser, für diese Zwischenfrage.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nein!  
Das ist keine Zwischenfrage!)

Es ist ja nun mal so, dass es diese europäische Regelung 
gibt. Uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist 
daran gelegen, dass man da Einheitlichkeit schafft. Das 
hat Olaf Scholz zugesagt, und das wird dann natürlich 
umgesetzt.

Trotzdem ist richtig: Es war ein Kompromiss, der aus-
gehandelt wurde. Dann kann man als Partei doch sagen, 
was man besser fände. Ich persönlich stehe dafür und 
finde es richtig, wenn viele Unternehmen davon umfasst 
sind, auch schrittweise. Ich sehe aber auch, dass man im 
europäischen Einklang agieren und da eine gemeinsame 
Linie finden muss. Deswegen denke ich, dass Kompro-
misse nötig sind. Olaf Scholz hat erklärt, was er nächste 
Woche im Kabinett vorlegen möchte, und das wird dann 
auch so gemacht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD – Dr. Günter Krings 

[CDU/CSU]: Wenn er sich erinnert!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat der Kol-

lege Maximilian Mörseburg für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Maximilian Mörseburg (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Seit dem 1. Januar 2023 gilt in 
Deutschland das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz für 
Unternehmen ab einer Größe von 3 000 Mitarbeitern, seit 
dem 1. Januar 2024 für Unternehmen ab einer Größe von 
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1 000 Mitarbeitern. Der Inhalt dieses Gesetzes ist, dass 
diesen Unternehmen Sorgfaltspflichten auferlegt werden, 
wodurch sichergestellt werden soll, dass es entlang ihrer 
Lieferketten zu weniger Menschenrechtsverstößen und 
Umweltschäden kommt.

Leider ist aber die Wahrheit, dass diese Form der Re-
gulierung ihr löbliches Ziel nicht erreicht und stattdessen 
zu bürokratischer Mehrbelastung führt und Risiken für 
die Unternehmen sowie für Märkte insbesondere in Ent-
wicklungsländern birgt. Schon bald nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes hat sich gezeigt, dass es auf den Prüf-
stand muss.

Aber vor allem haben sich schon vorher die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen in unserem Land völlig ver-
ändert. Das lässt sich beispielsweise an Zahlen der deut-
schen Leitindustrie, die in Wolfsburg, aber auch zum 
Beispiel in meinem Wahlkreis in Stuttgart sehr entschei-
dend ist, ablesen. Die Automobilproduktion, die während 
der Jahre unter unionsgeführten Regierungen noch Re-
korde von 5,7 Millionen produzierten Fahrzeugen pro 
Jahr verzeichnen konnte, bewegt sich in den letzten Jah-
ren bei 3 bis 4 Millionen Fahrzeugen pro Jahr – also von 
5,7 Millionen Fahrzeugen in den letzten Jahren auf noch 
3 bis 4 Millionen Fahrzeuge. Wir sehen die Folgen im 
ganzen Land.

Aufgrund dieser veränderten Bedingungen wollten wir 
als CDU/CSU-Fraktion die Lieferkettenregeln bereits am 
15. Dezember 2022, noch vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes, aussetzen. Leider konnten wir die Ampelregie-
rung – damals noch inklusive FDP – nicht von diesen 
Plänen überzeugen.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ah! Hört! Hört!)

Schon damals haben wir Ihnen gesagt, dass sich die welt-
wirtschaftliche Lage verändert hat, dass wir nicht so tun 
können, als gäbe es keinen Krieg in Europa. Wir haben 
schon damals auf die Ampelregierung eingewirkt, dass 
der Prozess für eine EU-Richtlinie unverzüglich gestoppt 
werden muss.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dazu konnten sich allerdings SPD, Grüne und FDP zu 
diesem Zeitpunkt nicht bewegen lassen.

(Benjamin Strasser [FDP]: Nein, das stimmt 
nicht!)

Die Ampel hat in Brüssel zugestimmt, die Verhandlungen 
über die europäische Richtlinie fortzusetzen. Wie wir 
heute wissen, haben diese Verhandlungen, an denen die 
Ampelregierung tatkräftig mitgewirkt hat, am Ende zu 
einem EU-Lieferkettengesetz geführt, das weit über die 
deutschen Regelungen hinausgeht, was die Pflichten, die 
Strafen, die Reichweite, aber auch die Haftung angeht.

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich verstehe, dass die FDP nun auf den letzten Metern 
vor der Bundestagswahl versucht, davon abzulenken, 
dass das EU-Lieferkettengesetz in weitreichender Form 
im europäischen Recht verankert ist und dass sie das eben 
nicht verhindert hat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Wer war denn da noch mal Kommis-
sionschefin, lieber Herr Kollege von der Uni-
on? Können Sie den Namen der EU-Chefin 
kurz für mich diktieren? – Zuruf des Abg. 
Benjamin Strasser [FDP])

Während das deutsche Lieferkettengesetz eine Art Probe-
lauf war, ist die europäische Lieferkettenrichtlinie nun 
gewissermaßen eingraviert. Und wir wissen, was es be-
deutet, wenn etwas im europäischen Recht eingraviert ist,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ach, die Märchen-
bildung ist ja nicht mehr zu glauben!)

nämlich dass es unglaublich schwierig wird, da wieder 
rauszukommen. Unsere Unternehmen werden auf Jahre 
mit einem Gesetz kämpfen,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Vorbereitung von 
Schwarz-Grün!)

das man getrost als „Virtue Signalling“ im Großformat – 
wir konnten es gerade bei der Vorrednerin mal wieder 
sehen – bezeichnen kann.

Was hat der Widerstand der FDP innerhalb der Regie-
rung ganz zum Schluss dann noch gebracht?

(Benjamin Strasser [FDP]: Er hat viel  
gebracht!)

Ihre Enthaltung auf den letzten Metern im EU-Minister-
rat war kein Moment des heldenhaften Widerstands, wie 
Sie ihn darstellen. Es war eine Bankrotterklärung einer 
Regierung, die die stärkste Volkswirtschaft in Europa 
anführt, die ein Land regiert, das Exportchampion ist, 
die aber die eigenen Interessen nicht vertritt, die erst in 
die eine Richtung verhandelt und sich am Ende enthält. 
Dann standen Sie nackt da, weil Sie es eben nicht ver-
hindern konnten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Der Kommissionspräsidentin würde 
ein bisschen mehr Demut guttun!)

Ihre Enthaltung führte nicht dazu, dass das EU-Liefer-
kettengesetz aufgehalten wurde. Ihre Enthaltung führte 
aber dazu, dass wir auf europäischer Ebene nicht mehr 
ernst genommen wurden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Wirtschaft wurde damals schon abgewürgt; zu die-
sem Zeitpunkt war das längst klar. War es den Liberalen 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht klar, dass die Wirtschaft 
abgewürgt wird?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, aber auf der 
Grundlage eures Gesetzes, Mann!)

Das haben Sie in Ihren Reden regelmäßig erwähnt.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Wie hieß noch mal 
der Minister, der das eingeführt hat?)

Was also hat sich seither verändert? Was hat Sie bewo-
gen, die ganzen Dinge von Bürgergeld bis Lieferketten-
gesetz trotz besseren Wissens in der Sache – das hatten 
Sie damals – mitzutragen,
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(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Wir haben keinmal, 
nicht einmal das Lieferkettengesetz mitgetra-
gen! Lügen Sie hier bitte nicht! Wir haben 
nicht einmal einem Lieferkettengesetz zu-
gestimmt! Das ist eine Lüge! Das ist dreist 
von Ihnen! Bleiben Sie bitte bei der Wahrheit! 
Mein Gott! Wahrheit! Das ist hier wichtig! – 
Gegenruf des Abg. Marc Biadacz [CDU/ 
CSU])

zuletzt unseren Gesetzentwurf zur Abschaffung abzuleh-
nen, aber jetzt diese Regierung aufzukündigen und heute 
das exakte Gegenteil zu vertreten?

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Mein Gott! Ich hätte 
mehr erwartet von der Union! Wenn das nicht 
peinlich ist! Dass Ihnen das nicht peinlich ist!)

Das Einzige, das sich seither verändert hat, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, sind die Wahlumfragewerte 
der FDP. Als man noch stabil über 5 Prozent war, konnte 
die Wirtschaft das Lieferkettengesetz vertragen, und so-
gar eine Verschärfung und Zementierung aus Brüssel war 
okay; aber seitdem Sie stabil unter 5 Prozent sind, ist alles 
anders.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Dass Ihnen das nicht peinlich ist!)

Plötzlich teilen Sie unsere Sorgen, lassen die Ampel kal-
kuliert platzen, stellen hier einen Gesetzentwurf ins 
Schaufenster. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
das durchschaut leider jedes Kind.

(Zuruf des Abg. Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Dieser Gesetzentwurf ist eine weitere Szene in Ihrer 
Theateraufführung. Von uns bekommen Sie dafür heute 
keinen Szenenapplaus.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Dass Ihnen das nicht peinlich war!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Jürgen Kretz für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jürgen Kretz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir haben eine Verantwortung für 
Menschenrechte und Umwelt in globalen Lieferketten. 
Und wir haben mit dem Lieferkettengesetz den richtigen 
Hebel, um dieser Verantwortung gerecht zu werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das habe ich vor zwei Monaten genau von diesem Platz 
aus schon einmal gesagt, und ich wiederhole es gerne 
noch mal.

Damals war es die AfD, die das Lieferkettengesetz 
abschaffen wollte, und nun ist es die FDP. In einer sol-
chen Reihe würde ich persönlich ungern stehen; aber 
Christian Lindner ist ja seit Neuestem auch Fan von 
Elon Musk und Javier Milei.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Er ist halt lern-
fähig! – Wolfgang Kubicki [FDP]: War ja klar, 
dass Sie das nicht verstehen!)

Der Gesetzentwurf, über den wir heute hier debattieren, 
wäre ein Rückschritt für nachhaltiges Wirtschaften. Ihre 
Forderung, das Lieferkettengesetz komplett aufzuheben, 
lehnen wir entschieden ab.

Im Oktober sagte der Kollege Cronenberg hier in der 
Debatte – ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin –:

„Globale Wertschöpfungsketten bedingen globale 
Verantwortung. Deutsche Unternehmen sind bereit, 
Verantwortung zu übernehmen …“

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Per Gesetz!)

Ich teile die Ansicht ausdrücklich, dass viele engagierte 
Unternehmen bereits Verantwortung übernehmen; aber 
die vergangenen Jahre haben doch gezeigt, dass Freiwil-
ligkeit allein nicht ausreicht und dass wir verbindliche 
Regelungen brauchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
In Ihrem Gesetzentwurf machen Sie aber keinerlei Vor-

schläge, wie man stattdessen die Einhaltung von Men-
schenrechts-, Sozial- und Umweltstandards garantieren 
sollte. Auch wir Grünen nehmen die Sorgen kleiner Un-
ternehmen sehr ernst. Viele kleinere Unternehmen kriti-
sieren zu Recht, dass sie zu viele unterschiedliche Dinge 
immer wieder aufs Neue berichten müssen. Wie Sie 
selbst in der Begründung schreiben, liegt das aber daran, 
dass die größeren Unternehmen die Berichtspflichten an 
kleinere Unternehmen weiterreichen; aber das steht über-
haupt nicht in diesem Gesetz. Wir Grünen nehmen das 
sehr ernst.

Wir setzen uns daher erstens dafür ein, dass die büro-
kratischen Belastungen für kleine Unternehmen so gering 
wie möglich sind – zum Beispiel durch eine Vereinheit-
lichung und Vereinfachung von Berichtspflichten. Wir 
wollen zweitens, dass die europäische Richtlinie so in 
deutsches Recht umgesetzt wird, dass der Übergang so 
reibungslos wie möglich vonstattengeht. Dafür muss man 
aber nicht das bestehende Gesetz aufheben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Hier nun erneut unsere Gründe, warum wir das Anlie-

gen des Lieferkettengesetzes nach wie vor ausdrücklich 
teilen. Millionen Menschen weltweit arbeiten unter aus-
beuterischen Bedingungen. Deutschland und die EU ha-
ben hier eine besondere globale Verantwortung aufgrund 
der Größe unseres Marktes. Den Menschen in Deutsch-
land ist es sehr wohl ein Anliegen, dass ihre Weihnachts-
geschenke nicht von Kindern oder durch Zwangsarbeit 
hergestellt wurden. Das bestätigt sogar eine aktuelle 
INSA-Befragung: 70 Prozent der Menschen in Deutsch-
land unterstützen das Lieferkettensorgfaltspflichtenge-
setz.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der AfD)

Ich habe beruflich viele Textilfabriken in Bangladesch, 
in Indien und in Pakistan und viele Minen im Kongo 
gesehen. Wenn Textilarbeiterinnen und -arbeiter dort 
nicht von ihrem Lohn leben können, wenn Fabrikunglü-
cke mangels Sicherheitsvorkehrungen vermeidbare Op-
fer fordern oder wenn Rohstoffförderung Konflikte an-
heizt, dann müssen wir ganz klar sagen: Soweit es in 
unserer Macht steht, müssen wir das verhindern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Einhaltung von Sozial- und Umweltstandards, wie 
im Lieferkettengesetz gefordert, ist allein schon mora-
lisch geboten. Viele Unternehmerinnen und Unternehmer 
sagen mir, dass sie dieses Ziel ausdrücklich teilen. Eine 
Aufhebung des Gesetzes, weil es sich angeblich nur um 
unnötige Bürokratie handele, würde den Menschen welt-
weit aber überhaupt nicht helfen. Wir sind froh, dass es 
ein Lieferkettengesetz auf europäischer Ebene gibt, und 
wir wollen, dass es zeitnah in deutsches Recht umgesetzt 
wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Bis dahin soll das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz in 
Deutschland weder pausieren noch abgeschafft werden. 
Es geht nur um die Berichtspflichten.

Natürlich wollen wir die konkreten Probleme, die die 
Unternehmen bei der Umsetzung haben, angehen. Wir 
sind offen für Verbesserungen, die eine Vereinheitlichung 
und Vereinfachung erwirken. Zum Beispiel wird es mög-
lich sein, den Bericht, der künftig aufgrund der CSRD- 
Richtlinie der EU ohnehin nötig sein wird, auch für das 
LkSG anzuerkennen. Eine Doppelung wird dadurch ver-
mieden.

Viele Unternehmen haben sich schon längst auf den 
Weg gemacht, und sie wollen nicht auf halbem Weg die 
Regeln geändert bekommen. Unternehmen brauchen Pla-
nungssicherheit. Nach Ihrem Selbstverständnis, liebe 
FDP, müssten Sie das eigentlich am besten wissen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Abgeordnete Gerrit Huy für die AfD- 

Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Liebe Zuschauer! 

Die FDP möchte nun auch kein Lieferkettengesetz mehr. 
„Herzlichen willkommen im Klub!“, möchte man sagen, 
wüssten wir nicht, dass dieselbe FDP vor wenigen Mo-
naten noch geschlossen gegen den gleichlautenden An-
trag der Union gestimmt hat.

(Zuruf von der AfD: Genau!)

Besonders glaubwürdig ist das nicht. Entweder Sie haben 
sich vorher verstellt, oder Sie tun das jetzt.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Kubicki [FDP])

Vor der Union hatte bereits die AfD zweimal die Ab-
schaffung des Lieferkettengesetzes gefordert. Beide 
Male hatte die FDP das ebenfalls abgelehnt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die Union auch! – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: So sind sie!)

Der unvoreingenommene Zuschauer wird denken: Ist 
das hier ein Kindergarten? Da stellen drei Parteien einen 
gleichen Antrag, und zwei davon können sich nicht dazu 
durchringen, der jeweils anderen Partei zuzustimmen, 
und lassen damit unsere Unternehmen, die händeringend 
auf diese Erleichterung warten, weiter im Regen stehen?

Es war die Union, die dieses Lieferkettengesetz 2021 
auf den Weg gebracht hat, ein Gesetz, das deutsche Un-
ternehmen für jeden Missstand in ihren zum Teil extrem 
verzweigten Lieferketten verantwortlich und haftbar 
macht, auch in den Unter- und Unterunterlieferketten in 
den Entwicklungsländern. Häufig können die Unterneh-
men die Unterlieferketten ihrer Zulieferer gar nicht kom-
plett überschauen und noch weniger beeinflussen. Das ist 
auch nicht ihre Aufgabe. Das ist die Aufgabe der örtli-
chen Staatsregierungen.

(Beifall bei der AfD)

Aber die CDU wollte, dass deutsche Gesetzgebung in 
die ganze Welt hinausreicht, zulasten deutscher Unter-
nehmen. Dieses Gesetz verlangt ein extrem aufwendiges 
und teures Prüf- und Dokumentationsverfahren und stellt 
damit auch einen extremen Wettbewerbsnachteil gegen-
über Unternehmen dar, die nicht nach deutschen Regeln 
und deutschen Gesetzen agieren müssen. Tatsächlich hat 
dieses Gesetz bereits jetzt dazu geführt, dass kleinere 
deutsche Unternehmen ihre Auslandsaktivitäten ein-
geschränkt oder ganz aufgegeben haben, zulasten dieser 
Unternehmen und natürlich auch zulasten der betroffenen 
Entwicklungsländer.

Jetzt will die Union dieses Gesetz zwar abschaffen, sie 
hat aber leider nicht verhindert, dass die EU eine noch 
viel schlimmere Lieferkettenrichtlinie verabschiedet hat. 
Sie verpflichtet die Unternehmen nicht nur zu hohen Ent-
schädigungszahlungen, wenn irgendwo in einer Unter-
unterunterlieferkette arbeitsrechtliche Standards nicht 
eingehalten worden sind, sondern sie müssen jetzt auch 
den Nachweis erbringen, dass über sämtliche Lieferket-
ten hinweg das Pariser Klimaabkommen eingehalten 
wird. Ein echter Irrsinn!

(Beifall bei der AfD)

Es ist nicht das einzige ruinöse EU-Wirtschaftsgesetz, 
das die CDU-geführte EU-Kommission verabschiedet 
hat. Neben vielen anderen gehören auch die Nachhaltig-
keitsberichterstattung und das faktische Verbrennerver-
bot dazu. Beide werden zu Geschäftsaufgaben in EU- 
Ländern führen.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                           26163 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Jürgen Kretz 



Der ehemalige Präsident des Bundesverfassungsge-
richts Papier hat neulich darauf hingewiesen, dass wir 
nicht verpflichtet seien, wegen einer dysfunktionalen 
EU-Asylgesetzgebung unsere innere Ordnung und Si-
cherheit zu riskieren.

(Takis Mehmet Ali [SPD]: Wann kommt der 
Teil mit den Migranten?)

Und ich füge hinzu: Wir sollten auch unsere wirtschaft-
liche Existenz nicht riskieren aufgrund der dysfunktiona-
len EU-Gesetzgebung.

(Beifall bei der AfD)
Die AfD hat deshalb all diese Gesetze abgelehnt. Wäre 

Unionschef Friedrich Merz nicht so ein ängstlicher 
Mensch, dann hätte er heute seinen eigenen Antrag zur 
Abstimmung gestellt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja!)
Aber er hat Angst vor diesen kleinen blauen, roten und 
weißen Abstimmungskärtchen, die die Abgeordneten in 
die Urnen werfen; denn die AfD hätte die blauen genom-
men, und die hätten Zustimmung bedeutet.

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben doch 
selber Angst!)

Und Zustimmung von der AfD, das verträgt Herr Merz 
nicht.

(Beifall bei der AfD)
Lieber lässt er die Unternehmen weiter im Regen stehen. 
Und wenn er dann mit Roten oder Grünen regiert, wird 
sich daran kaum etwas ändern. Vermutlich sind wir doch 
im Kindergarten hier, im teuersten Kindergarten der Welt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Marc Biadacz [CDU/ 
CSU]: So ein Blödsinn, sich selber als „Kin-
dergarten“ zu bezeichnen! – Gegenruf von der 
AfD: Ja, seid ihr doch!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun Bernd Rützel das Wort.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Bernd Rützel (SPD):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Heute kommt der Nikolaus, zumindest in mei-
ner Heimat. Da kommt er nämlich schon am Vorabend 
des 6. Dezember.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Am Abend,  
genau!)

Er hat einen großen Sack dabei. In seinem Sack sind 
Schokolade, Mandarinen und Lebkuchen. Aber diese 
Dinge waren nicht immer in dem Sack vom Nikolaus. 
Die sind oftmals unter schweren Arbeitsbedingungen 
auf den Feldern, auf den Plantagen der Welt geerntet 
worden. Und nicht selten mussten Kinder von früh bis 
spät dafür schuften. Aber die Kinder gehören nicht auf 
die Felder oder in die Minen, sie gehören in die Schule. 
Das ist der Punkt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die Frage ist: Was hat das alles mit uns hier zu tun? Ich 
frage uns alle; Sie frage ich: Wie wollen Sie selber be-
handelt werden?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Rützel, mit 
dem Gesetz schaffen wir doch keine Kinder-
arbeit ab! – Gegenruf des Abg. Jürgen Kretz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Natürlich!)

Wie wollen wir behandelt werden? In der letzten Debatte 
hier wurde gefragt: Haben wir denn Verantwortung für 
die kleinste Bude am Ende der Welt? – Ja, die haben wir; 
denn die Menschen dort in der kleinsten Bude am Ende 
der Welt haben wir beauftragt, für uns zu arbeiten. Des-
wegen sind wir auch verantwortlich. Für die Menschen 
am Ende der Welt sind nämlich wir die Menschen am 
anderen Ende der Welt.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Kubicki [FDP])
Menschenrechte gelten global. Sie sind automatisch 

da, von Geburt an; sie stehen jedem Menschen zu. Das 
steht in unserem Grundgesetz: „Die Würde des Men-
schen ist unantastbar.“ Es geht aber weiter: Sie zu achten 
und zu schützen, ist die Aufgabe jeder staatlichen Gewalt. 
Das ist sozusagen unser Job.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Deswegen ist es gut, dass wir das Lieferkettengesetz auf 
den Weg gebracht haben.

Und was passiert heute, am Nikolausabend? CDU/ 
CSU und FDP bringen jeweils ein Gesetz ein, mit dem 
unser Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz abgeschafft 
werden soll. Wir haben es doch in der GroKo gemeinsam 
beschlossen. Jetzt wollen Sie es abschaffen. Wenn das der 
Nikolaus erfährt, dann bringt er keine Schokolade, keine 
Mandarinen und keine Lebkuchen mit.

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: 
Oah!)

Sie gaukeln vor, dass unser Lieferkettengesetz die 
Wirtschaft belastet. Das ist Ihre Motivation. Vielleicht 
singen Sie auch nur so manches Lied.

(Zuruf des Abg. Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU])

Ich möchte an drei Punkten erklären, weshalb Sie hier 
falschliegen.

Erster Punkt. Unsere Wirtschaft ist längst weiter als 
Sie. Unsere Unternehmen sind vorbereitet; sie haben 
sich eingerichtet.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Bernd, du 
musst schon auch mal mit der Wirtschaft spre-
chen!)

Sie haben mit diesem Lieferkettengesetz eine Bemühens-
pflicht und keine Erfolgspflicht.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Kubicki [FDP])
Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle hilft 
bei der Einführung. Dass die jetzt alles über Bord werfen 
sollen, was sie aufgebaut haben, ist das viel größere Pro-
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blem. Das würde nämlich bedeuten: Rein in die Kartof-
feln, raus aus den Kartoffeln. – Die Unternehmen brau-
chen Planungssicherheit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe der Abg. Wolfgang Kubicki [FDP] und 
Norbert Kleinwächter [AfD])

Das hat der Kollege von den Grünen wunderschön be-
schrieben. – Vielen Dank!

Zweiter Punkt. Ja, wir haben Gott sei Dank diese 
EU-Lieferkettenrichtlinie. Sie muss innerhalb der ersten 
zwei Jahre umgesetzt werden; sie ist am 25. Juli dieses 
Jahres in Kraft getreten. Und diese Richtlinie bietet zwei 
große Chancen, zwei riesige Vorteile:

Erstens müssen sich nun alle daran halten. Also, ich 
verstehe nicht, dass das ein Nachteil für die deutschen 
Unternehmen ist, die sich da bereits eingerichtet haben.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Kubicki [FDP])
Jetzt gilt sie für alle. Neuerdings würde man sagen: Ein 
Level Playing Field hat man geschaffen. Das ist was 
Positives.

(Beifall der Abg. Angelika Glöckner [SPD])
Zweitens. Die deutsche Wirtschaft ist schon weiter. 

Die hat das erprobt, die hat das gemacht, die ist schon 
drinnen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Es muss 
doch geredet werden! Das ist eine Behaup-
tung!)

Wenn andere anfangen, sind wir längst dabei.
Dritter Punkt. Unternehmen wissen, dass es ein großer 

wirtschaftlicher Vorteil ist, wenn sie nachweisen kön-
nen – –

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie müs-
sen mal in meinen Wahlkreis fahren und die 
Unternehmen besuchen! Sollen wir mal in mei-
nen Wahlkreis fahren? – Zuruf des Abg. 
Wolfgang Kubicki [FDP])

– Das nützt gar nichts, wenn Sie dazwischenreden.
(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist 
eine Einladung an dich! Wir machen mal zu-
sammen eine Tour!)

Für unsere Unternehmen ist es ein großer wirtschaftlicher 
Vorteil, wenn sie nachweisen können,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was ist denn mit 
dem Kanzler? Was ist mit Olaf Scholz? Der 
wollte das doch weghaben!)

dass sie nicht Gewinne machen mit einem Wirtschafts-
modell, das auf Ausbeutung setzt, das auf Kinderarbeit 
und Zwangsarbeit setzt. Das Wirtschaftsmodell ist dann 
gut, wenn es fair ist, wenn es nachhaltig ist und wenn es 
gerecht ist.

Drei Punkte will ich zum Schluss kurz ansprechen.
(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, Olaf Scholz will 

Kinderarbeit!)
Olaf Scholz sagt, was er tut, und tut, was er sagt.

(Lachen bei der FDP)
Deswegen ist es genau richtig, was unser Kanzler vorgibt. 
Der Kanzler weiß, dass wir – das habe ich auch hier am 
Rednerpult des Deutschen Bundestages mehrfach ge-
sagt – keine doppelten Berichtspflichten brauchen; das 
ist Quatsch. Das brauchen wir nicht, das können wir ab-
schaffen. Aber wir brauchen einen Bericht. Keinen Be-
richt zu haben, würde Missbrauch Tür und Tor öffnen. 
Wir brauchen einen Bericht, aber einer reicht, Herr 
Kubicki.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Der Arbeitsminister und der Wirtschaftsminister set-
zen ein Sofortprogramm um – das haben die bereits im 
September auf den Weg gebracht –, damit es etwas flüs-
siger geht. Und wir sind dabei, den Gestaltungsbereich 
des europäischen Lieferkettengesetzes vorzuziehen, auf 
den Weg zu bekommen. Annika Klose hat schon aus-
geführt – das wird auch nächste Woche passieren –,

(Norbert Kleinwächter [AfD]:  
Wo ist sie denn?)

dass wir bereits am europäischen Lieferkettengesetz dran 
sind; denn das deutsche war die Blaupause. Wenn wir das 
alles einhalten, dann funktioniert es.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ihr macht gar 
nichts!)

Ein Vorschlag zum Schluss: Geben Sie Ihre Gesetz-
entwürfe dem Nikolaus. Der nimmt sie mit, der weiß, 
was zu tun ist, und dann gibt es faire Schokolade, faire 
Mandarinen, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege.

Bernd Rützel (SPD):
– und dafür sind ganz viele dankbar auf der Welt.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU]: Da haben wir die Bescherung!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Carl-Julius Cronenberg für die FDP- 

Fraktion.
(Beifall bei der FDP)

Carl-Julius Cronenberg (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Freien Demokraten haben nicht ein einziges Mal 
irgendeinem Lieferkettengesetz zugestimmt, nicht hier 
in Berlin und auch nicht in Brüssel.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Wer das behauptet, lügt, lieber Kollege Mörseburg.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zählt Ihr Wort nichts im Kabinett?)
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Und wer das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz erst 
einfordert, dann verabschiedet und am Ende sogar feiert, 
der sollte hier in Sachen Lieferkette ganz kleine Brötchen 
backen.

(Beifall bei der FDP – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Frau Kollegin Huy, ich darf daran erinnern, dass am 
Abend des 6. November 2024 der Bundeskanzler nicht 
den Bundesarbeitsminister entlassen hat, der der Ankün-
digung des Kanzlers, das Lieferkettengesetz abzuschaf-
fen, nicht Folge geleistet hat, sondern den Bundesfinanz-
minister, und zwar deswegen, weil der Kanzler für die 
wichtigen Entscheidungen zur Wirtschaftswende nicht 
mehr eintreten wollte.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD – Bernd 
Rützel [SPD]: Die Leute wissen es doch! – 
Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ein Unsinn!)

Das ist nämlich der Grund gewesen für die Entlassung.
(Beifall bei der FDP)

Vor zwei Jahren hat die österreichische Firma Strabag 
ihren vollständigen Rückzug aus Afrika angekündigt. 
63 Jahre lang hat Strabag in Afrika Infrastruktur für die 
Wasserversorgung gebaut.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wegen dem Lieferkettengesetz? Un-
sinn!)

Dann war Schluss. Dann kam das deutsche Lieferketten-
gesetz und Strabag musste sich entscheiden: entweder 
unkalkulierbare Risiken in Kauf nehmen oder Rückzug 
aus Afrika. Der drohende Ausschluss von öffentlichen 
Aufträgen hier hätte die Existenz der Firma bedroht und 
32 000 Arbeitsplätze in Deutschland gleich mit. Urteilen 
Sie selbst: Welche Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
hat das Gesetz den ägyptischen Bauarbeitern gebracht? 
Wohl keine. Wenn jetzt aber chinesische oder russische 
Baukonzerne die Projekte bauen, ist eher mit einer Ver-
schlechterung der Bedingungen zu rechnen. Wer kann 
das wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen?

(Beifall bei der FDP – Zuruf der Abg. 
Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das Wollen war hier im Haus noch nie das Problem. 
Menschenrechte stärken, Arbeitsbedingungen verbes-
sern, Kinderarbeit zurückdrängen sind immer zentrale 
Ziele der Außen- und Entwicklungspolitik. Jedoch an-
ständige Unternehmen im nationalen Alleingang unter 
Androhung harter Sanktionen zu zwingen, bürokratische 
Dokumentationen zu erstellen, um vor Gericht Bemühen 
nachzuweisen, das verfehlt das beabsichtigte Ziel, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Im Übrigen sind Fachkräfte 
knapp und teuer. Die sollen keine Berichte schreiben, die 
sollen innovative Produkte entwickeln und Märkte er-
schließen.

(Beifall bei der FDP – Bernd Rützel [SPD]: 
Zehn Jahre haben wir es mit Freiwilligkeit pro-
biert! Zehn Jahre ist es mit Freiwilligkeit pro-
biert worden!)

Die gute Absicht ersetzt nicht die Verantwortung für 
die Folgen des Gesetzes. Die gute Absicht darf nicht dazu 
führen, dass unternehmerische Haftung die mangelhafte 
oder fehlende Rechtsdurchsetzung im Globalen Süden 
ersetzt. Die gute Absicht darf auch nicht länger als Recht-
fertigung für nationale Alleingänge dienen, nicht beim 
Thema Lieferkette und in der Klimapolitik schon gar 
nicht. Wer davor die Augen verschließt, der schwächt 
Wirtschaft, Klima und Menschenrechte gleichermaßen. 
An diesem Punkt stehen wir, und deshalb muss das Lie-
ferkettengesetz weg, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Bernd Rützel [SPD]: Nein! 
Niemals!)

Das ist jetzt auch das richtige Signal an Brüssel. Die 
Lieferkettenrichtlinie, die Ursula von der Leyen, CDU, 
durchgedrückt hat, muss grundlegend geändert werden; 
besser noch: sie wird gar nicht erst eingeführt. Wir wissen 
doch, dass unsere Unternehmen neue Beschaffungs-
märkte brauchen als Alternativen zu Russland oder Chi-
na. Wie kann man da auf die Schnapsidee kommen, die 
Erschließung neuer Lieferketten durch Bürokratiemons-
ter und Haftungsrisiken zu erschweren? Erleichtern, er-
mutigen, Türen öffnen, das ist der Job der Kommission.

(Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Transparente Lieferketten sind resilient!)

Wir wissen doch, dass unsere Unternehmen zusätzli-
che Absatzmärkte brauchen in Zeiten, in denen Trump 
die Welt mit neuen Zöllen und mehr Zöllen überziehen 
will. Wie kann man da auf die Schnapsidee kommen, den 
Abschluss neuer Freihandelsabkommen durch unilaterale 
Markteintrittsbarrieren zu erschweren? Mehr und neue 
Freihandelsabkommen auf Augenhöhe abschließen, das 
ist der Auftrag.

(Beifall bei der FDP)

Wir Freien Demokraten lehnen eine Politik ab, die 
Unternehmen kriminalisiert, die unterstellt, dass Gewinn 
auf Ausbeutung gründet.

(Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Niemand wird kriminalisiert!)

Das haben Unternehmen nicht verdient.

(Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie haben das Gesetz nicht verstanden!)

Bürokratie und Misstrauen schaffen Verdruss und Ver-
unsicherung. Der Mittelstand verdient das Gegenteil: 
mehr Freiheit und Vertrauen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister Heil! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Diese beiden Gesetz-
entwürfe lassen an der ökonomischen Kompetenz zwei-
feln. Die CDU/CSU zweifelt an ihrem eigenen Gesetz; 
das muss man ja noch mal betonen. Es war ein Gesetz von 
Hubertus Heil, Peter Altmaier und Gerd Müller, also 
SPD, CDU und CSU.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Wir reagieren 
auf die Ampelpolitik! – Julia Klöckner [CDU/ 
CSU]: Man kann auch mal Gesetze korrigie-
ren! Oder?)

In dem Gesetzentwurf steht der interessante Satz:

„Schon bald nach Inkrafttreten des LkSG hat sich 
gezeigt, dass das Gesetz insbesondere im Hinblick 
auf umfangreiche jährliche Berichtspflichten einer 
Überprüfung bedarf.“

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ihr wart auch 
mal gegen LNG!)

Das hätte Ihnen ja auch schon früher einfallen können, als 
Sie das Gesetz verabschiedet haben. Also schon erstaun-
lich, dieses Hin und Her. Dieses Hin und Her ist schlecht 
für die Wirtschaft. Die Wirtschaft braucht Planungs-
sicherheit und klare Linien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Mal ist die CDU dafür, mal dagegen, mal ist die CSU 
dafür, mal dagegen. Also, das führt nicht zu Sicherheit 
in der Wirtschaft.

Die Gesetzentwürfe führen sogar zu zusätzlicher Büro-
kratie, weil die Unternehmen schon Abteilungen auf-
gebaut haben, um die Berichte zu verfassen, teilweise 
wurden die Berichte sogar schon geschrieben.

(Bernd Rützel [SPD]: So ist es!)
Jetzt muss diese Abteilung wieder abgebaut werden und 
dann, wenn die EU-Richtlinie umgesetzt wird, wieder 
aufgebaut werden. Also, was ist denn das für ein öko-
nomischer Unsinn?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Es ist aber noch schlimmer. Wenn wir das jetzt ab-
schaffen würden, würden wir den deutschen Unterneh-
men einen Wettbewerbsvorteil nehmen,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Hallo!)
weil die deutschen Unternehmen jetzt schon Erfahrungen 
mit den Sorgfaltspflichten sammeln, womit die anderen 
Unternehmen erst in den nächsten Jahren anfangen. Also, 
Sie schaffen Wettbewerbsnachteile für die deutschen Un-
ternehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Das ist alles überhaupt nicht überzeugend.
Was für uns als Grüne überhaupt nicht geht, ist die 

Abschaffung oder auch nur Aussetzung der Sorgfalts-
pflichten. Das ist ja der eigentliche Kern des Gesetzes, 

dass Unternehmen Verantwortung haben, wenn in ihren 
Lieferketten Menschenrechtsverstöße, Umweltverstöße 
passieren. Diese Verantwortung muss beibehalten wer-
den.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen: Eine Aussetzung der Sorgfaltspflichten ist 
mit uns überhaupt nicht zu machen.

Über die Berichtspflichten kann man reden. Dann ist 
die Frage: Was macht man jetzt? Die Ampel, als sie noch 
existiert hatte,

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Lang ist es her!)

hat ja vereinbart, die EU-Richtlinie jetzt möglichst 
schnell umzusetzen. Dafür haben wir jetzt keine Zeit 
mehr. Es gibt noch keinen Referentenentwurf. Es hätte 
dann eine Verbändeanhörung gegeben, dann wäre es ins 
Parlament gekommen. Wir hätten eine Anhörung gehabt. 
Das hätte man gemeinsam noch machen können. Das ist 
jetzt ad acta gelegt.

Aber ich mache Ihnen einen anderen Vorschlag: Wir 
sind uns doch alle hier einig, von SPD bis CDU/CSU, 
dass es die Berichtspflichten sind, die das Problem sind, 
weil sie zu bürokratisch sind. Das können wir noch än-
dern.

(Max Straubinger [CDU/CSU]:  
Das ganze Gesetz!)

Das Gute ist: Dazu gibt es sogar schon einen Gesetz-
entwurf, der bereits im parlamentarischen Verfahren ist – 
das haben manche vielleicht vergessen –, nämlich den 
Gesetzentwurf des Justizministeriums zur Umsetzung 
der CSRD, also der Richtlinie zur Nachhaltigkeits-
berichterstattung. Darin enthalten sind Absätze zu den 
Berichtspflichten nach dem Lieferkettensorgfaltspflich-
tengesetz.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört! – Zuruf von der CDU/CSU: 
Das wird ja immer schlimmer!)

Das Ganze ist schon im parlamentarischen Verfahren. Es 
gab sogar schon eine Anhörung dazu. Das heißt, das par-
lamentarische Verfahren ist fast abgeschlossen. In dem 
Gesetzentwurf steht, dass wir die Abgabefrist für die 
Lieferkettenberichte bis Ende 2025 verlängern. Damit 
würden wir die Unternehmen entlasten. Und – das hat 
der Kollege Jürgen Kretz schon gesagt – künftig soll es 
reichen, dass es einen Nachhaltigkeitsbericht gibt; es 
muss nicht zusätzlich noch einen Lieferkettenbericht ge-
ben. Es wäre auch Quatsch, wenn es zwei Berichte zu 
dem gleichen Thema geben würde.

Wie gesagt, wir hatten dazu schon eine Anhörung. Der 
Gesetzentwurf ist im parlamentarischen Verfahren. Wir 
könnten den Gesetzentwurf in der nächsten Sitzungs-
woche in den Ausschüssen abschließend behandeln und 
hier im Bundestag noch verabschieden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Thomas 
Rachel [CDU/CSU]: Sie machen gar nichts 
mehr! Sie haben nämlich keine Mehrheit 
mehr!)
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Das heißt, wir im Bundestag könnten noch vor Weih-
nachten gemeinsam die Unternehmen von Bürokratie 
entlasten und gleichzeitig für Planungssicherheit sorgen. 
Das wäre doch was, oder?

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Strengmann-Kuhn, ich weiß, es halten heute 

sehr viele ihre letzte Rede; aber ich bedanke mich für den 
Deutschen Bundestag für das Zeitgeschenk, das Sie uns 
in Ihrer letzten Rede gemacht haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war viel-
leicht noch gar nicht die letzte!)

Das Wort hat der Kollege Michael Grosse-Brömer.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Grosse-Brömer (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es wurde dazwischengerufen, es wurde hier 
auch angesprochen: Ja, das Lieferkettengesetz hat eine 
unionsgeführte Bundesregierung mitbeschlossen.

Viele von Ihnen kennen vermutlich den weltbekannten 
Physiker und wahrscheinlich seinerzeit klügsten Men-
schen der Welt, Stephen Hawking. Er hat einst gesagt: 
Intelligenz ist die Fähigkeit, sich an Veränderungen an-
zupassen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Sehr gut!)

Deswegen lässt sich heute zu Recht zum Lieferkettenge-
setz die Frage stellen: Ist das gesetzgeberische Kunst, 
oder kann das weg? Und wir sind der Auffassung: Es 
kann weg.

(Beifall bei der CDU/CSU – Jürgen Kretz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Eigenes Ge-
setz!)

Angesichts der wirtschaftlich dramatischen Lage in un-
serem Land und vor allen Dingen angesichts der am 
Horizont schon erkennbaren europäischen Lieferketten-
richtlinie braucht es einen deutschen Alleingang nach 
unserer Auffassung eben nicht mehr.

Die Bundesregierung hat selbst angekündigt, das Lie-
ferkettengesetz abschaffen zu wollen. Der von mir sehr 
geschätzte Kollege Kubicki hat den Kettensäge-Spruch 
von Herrn Habeck angesprochen; da gibt es einen Bezug 
zu Formulierungen des argentinischen Präsidenten. Von 
dem Präsidenten gibt es ja schon Fotos mit Kettensäge, 
von unserem Wirtschaftsminister gibt es die noch nicht. 
Aber ich wundere mich, dass jetzt manche Kollegen der 
Grünen erklären, das Gesetz dürfe nicht angetastet wer-
den.

(Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das stimmt ja nicht! – Dr. Wolfgang 

Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das habe ich doch gerade gesagt! Keine 
Berichtspflicht mehr im nächsten Jahr!)

Vielleicht sollte das jemand Robert Habeck auch noch 
erzählen. – Martialischer geht es nicht mehr. Aber ich 
meine, wir können uns darauf verständigen: Zum Liefer-
kettensägenmassaker ist es bisher nicht gekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das ist ja das Problem. Obwohl der Bundeskanzler das-
selbe gefordert hat, ist bisher leider nichts passiert.

Vielleicht, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollten wir 
in diesem Hohen Hause nicht nur Beschlüsse fassen, die 
regeln, wie wir in Zukunft leben sollen, sondern auch 
daran denken, wovon wir in Zukunft leben wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Denn die wirtschaftliche Stärke und der ökonomische 
Erfolg unseres Landes sind – das sollte man vielleicht 
auch nicht vergessen – die Grundlage für einen starken 
Sozialstaat und nicht umgekehrt. Ohne wirtschaftliche 
Kompetenz wird auch eine erfolgreiche Klima- und Ver-
teidigungspolitik nicht gelingen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, Kompetenz lässt 
bei Ihnen ja deutlich nach!)

Lassen Sie uns also sinnvollerweise – möglicherweise 
sogar gemeinsam – bürokratische Fesseln, insbesondere 
die Fesseln des Lieferkettengesetzes, schnell beseitigen, 
notfalls auch ohne Kettensäge.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, lasst uns das ma-
chen! Nächste Woche! Es gibt einen Gesetz-
entwurf dazu!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dies ist voraussicht-
lich meine letzte Rede im Deutschen Bundestag. Ich 
durfte 22 Jahre diesem Hohen Haus angehören. Meine 
Fraktion hat mir in dieser Zeit verschiedene Aufgaben 
zugetraut.

Neun Jahre war ich Erster Parlamentarischer Ge-
schäftsführer; das war wohl die spannendste Herausfor-
derung. Wer die Arbeit als Erster PGF kennt, der weiß: 
Das ist eine Mischung aus Mediator, Terminator und par-
lamentarischem Tatortreiniger.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU – 
Beifall bei Abgeordneten der SPD, des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Das sind schon gewisse Herausforderungen.
Mit Bezug auf den Terminator-Teil habe ich mich ge-

fragt: Muss ich mich heute an dieser Stelle noch bei 
irgendjemandem entschuldigen?

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Dann ist mir aber glücklicherweise der Satz der HSV- 
Legende Uwe Seeler eingefallen. Der hat mal gesagt: 
Also, ein normales Foul ist nicht unfair.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU)
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Der Satz hat mehr Tiefgang, als man denkt, wenn man 
mal darüber nachdenkt. Aufgrund dieser Erkenntnis des 
Hamburger Philosophen Uwe Seeler bin ich zu dem Er-
gebnis gekommen: Ich muss mich nicht entschuldigen.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)
Natürlich bin ich auch dankbar, dass ich in den letzten 

drei Jahren Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses sein 
konnte.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das war der 
Höhepunkt!)

So habe ich ein bisschen von der Reputation zurück-
gewonnen, mit der ich als Notar in diesem Haus mal 
gestartet bin. Manche behalten sie; aber man weiß ja 
nicht, wie das beim Ersten PGF geht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche mir mit 
Blick auf die anstehenden Wahlen, dass sich der Wahl-
sieger dessen bewusst ist, dass er einen Regierungsauf-
trag bekommt und keinen Erziehungsauftrag.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Ich finde, man sollte den Menschen nicht vorschreiben, 
wie sie leben sollen, sondern ihnen ermöglichen, so zu 
leben, wie sie es gerne wollen.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Guter Satz!)

Das würde aus meiner Sicht Politikverdrossenheit ver-
mindern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Da könnte die SPD auch mal klatschen, finde ich.
(Beifall der Abg. Svenja Stadler [SPD])

– Ja, danke schön.
Für einen erfolgreichen Abschied – das wissen wir – 

braucht man natürlich auch ein bisschen Wehmut, mög-
licherweise in Verbindung mit Dankbarkeit. Ohne meine 
Familie, vor allen Dingen ohne meine Frau, ohne meine 
Mitarbeiter, ohne die verschiedenen Teams, die ich im 
Wahlkreis und in Berlin hatte, ohne Unterstützung bei 
Wahlen vor Ort wäre ich gar nicht hier. Manche glauben, 
es gäbe sie nicht, aber es gibt sie: Freundschaften über 
Parteigrenzen hinweg. Die machen einem das Leben hier 
manchmal auch etwas leichter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Königin Elisabeth hat einmal gesagt: Ich bevorzuge 
altbewährte Tugenden: gut voneinander reden, andere 
Ansichten respektieren, zusammenkommen, um Gemein-
samkeiten zu suchen, und nie das große Ganze aus dem 
Blick verlieren. – Ich mochte diese große Frau, und ich 
mag diese Einschätzung. Wenn wir uns hier im Bundes-
tag manchmal an diese Tugenden erinnern, ist das wahr-
scheinlich auch eher sinnvoll.

Abschließend danke ich auch für so manchen Streit, 
der zur Demokratie dazugehört. Mit Blick auf den Wahl-
kampf, der, wie ich finde, schon begonnen hat, erlaube 

ich mir auch den Hinweis: Wer andere schlechtmacht, ist 
selbst noch nicht besser geworden. – Vielleicht sollte man 
sich auch daran bei Wahlkämpfen erinnern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

In diesem Sinne: Es war eine lehrreiche, spannende, 
aufregende und vor allen Dingen zwischendurch auch 
immer wieder schöne Zeit hier im Deutschen Bundestag. 
Machen Sie es gut, möglicherweise sogar besser!

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und des 
Abg. Matthias W. Birkwald [Die Linke])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Vielen Dank. – Das Wort hat der Abgeordnete Norbert 

Kleinwächter für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Norbert Kleinwächter (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz – von 
der SPD damals flammend gefordert, von der CDU ein-
geführt, von der Ampel weitergeführt, von der EU ver-
schärft – ist wirklich das Sinnbild der falschen Politik der 
selbsternannten demokratischen Parteien gegen unser 
Land.

Sie machen tatsächlich, ohne mit der Wimper zu zu-
cken, ein Gesetz mit dem niedrigstmöglichen Nutzen und 
dem größtmöglichen Schaden für unsere Wirtschaft, weil 
Ihnen vor den Erfolg unseres Landes Ihre ideologischen 
Spinnereien gehen: irgendwelche erfundenen Klimaziele 
und eine gar vergewaltigende Interpretation der Men-
schenrechte, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Julia 
Klöckner [CDU/CSU]: Eijeijei!)

Es ist schon sehr interessant, werter Herr Kollege 
Grosse-Brömer, dass Sie sich gerade als intelligent dafür 
bezeichnet haben, dass Sie das damals eingeführt haben 
und es jetzt abschaffen wollen.

(Zuruf des Abg. Michael Grosse-Brömer 
[CDU/CSU])

Ich sage Ihnen eins: Wir waren von Anfang an dagegen. 
Wir haben schon viele Gesetzentwürfe eingereicht, damit 
das Ding abgeschafft wird. Die AfD ist nicht nur intel-
ligent, sie ist auch noch weitsichtig.

(Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Ja, das 
sagen die meisten, die es nicht sind!)

Aber Sie haben sie ja abgelehnt.
(Beifall bei der AfD – Marc Biadacz [CDU/ 

CSU]: Hochmut kommt vor dem Fall!)
Schon wahrlich oft haben wir über das Lieferketten-

sorgfaltspflichtengesetz debattiert, darüber, wie schlimm 
es für die Unternehmen ist, weil es eine bürokratische 
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Katastrophe darstellt. Unternehmen, die beispielsweise 
etwas importieren, müssen über die komplette Lieferkette 
hinweg nachweisen,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein, das stimmt 
überhaupt nicht!)

dass die Klima- und Menschenrechtsziele, die Sie sich in 
Ihrem Oberstübchen ausgedacht haben, durchweg ein-
gehalten werden,

(Jürgen Kretz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Es geht um universelle Rechte!)

selbst in den Unternehmen, auf die sie selbst gar keinen 
Zugriff haben,

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unsinn!)

wo sie keinen Zutritt haben, wo sie keine Kontrolle ha-
ben.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unsinn! Das ist 
falsch!)

Die Einzigen, die dabei gewinnen, sind Big Tech und 
natürlich jedes andere Unternehmen, das eben nicht in 
Deutschland oder in der Europäischen Union sitzt, weil 
es diese bürokratischen Pflichten nicht hat. Sie schaden 
unseren Unternehmen, meine Damen und Herren, und 
das ist eine große Katastrophe.

(Beifall bei der AfD – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Völliger Unsinn!)

Sie tun das, weil Sie hier im Bundestag wirklich ein 
anderes Verständnis von dem etabliert haben, was Unter-
nehmertum ausmacht,

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Psychoanalysen!)

und das betrifft insbesondere auch die Union. Früher 
haben wir Unternehmer als fleißige Menschen betrachtet, 
als Wertschöpfer, als gerade die Elemente, die unser Land 
voranbringen. Heute sind die fleißigen Menschen wahl-
weise Umweltsäue, Hasser oder Hetzer und natürlich all-
gemein schuldig, grundsätzlich schuldig, irgendwo auf 
der Welt einen Menschenrechtsverstoß zu verantworten.

Ich sage Ihnen was, meine Damen und Herren: Die 
Unternehmer sind nicht schuldig. Wir haben keine Sip-
penhaftung. Wer aus dem Ausland importiert, haftet nicht 
für die Zustände, die die dortigen Regierungen oft zu 
verantworten haben

(Michael Sacher [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da waschen wir unsere Hände in Un-
schuld!)

oder die dort das Ergebnis demokratischer Prozesse sind. 
Die Unternehmer sind nicht schuldig!

(Beifall bei der AfD – Jürgen Kretz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat auch keiner 
behauptet, dass sie schuldig sind!)

Sie sind fleißig; sie sind gut, und wir müssen sie be-
freien von dieser Steuerlast, von dieser Bürokratielast, 
von dieser Dokumentationslast, die Sie über die Unter-
nehmen ergossen haben und die sie erdrücken.

(Zuruf des Abg. Thomas Rachel [CDU/CSU])

Die Unternehmen brauchen endlich Freiheit.
Genau deswegen, weil Sie ihnen diese Freiheit weg-

genommen haben, ist die Alternative für Deutschland die 
einzige Alternative für die Unternehmen; denn die Alter-
native für Deutschland ist die Alternative für ein freies 
Deutschland.

Haben Sie vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Genau! Sehr gut! Das wollen sie nicht 
hören! – Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun Jan Dieren das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete in 

den demokratischen Fraktionen!

(Matthias W. Birkwald [Die Linke]: Ach so! 
Wir nicht, oder was?)

– Und Gruppen! – Die FDP möchte das „Bürokratie-
monster“ Lieferkettengesetz abschaffen. Klar, niemand 
von uns mag überflüssige Bürokratie. Beim Lieferketten-
gesetz gibt es Berichtspflichten, durch die Unternehmen 
verpflichtet werden, darüber zu berichten, ob entlang ih-
rer Lieferketten Menschenrechte eingehalten werden.

Jetzt ist ja die Frage: Würden Unternehmen das auch 
machen, wenn es das Lieferkettengesetz nicht gäbe? Auf 
die Frage haben wir eine Antwort: Bis das Lieferketten-
gesetz galt, gab es nämlich eine freiwillige Selbstver-
pflichtung von Unternehmen. Daran haben sich aber 
über 80 Prozent der Unternehmen nicht gehalten,

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:  
So ist es!)

und deshalb braucht es das Lieferkettengesetz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Freiwilligkeit funktioniert nicht; es braucht ein Gesetz.
Ich will dafür ein Beispiel nennen: Bananen. Wir alle 

kaufen Bananen im Supermarkt. Geerntet werden die 
aber nicht hier, sondern weltweit, zum Beispiel in Latein-
amerika. Vor ein paar Wochen habe ich mich mit Bana-
nenbäuerinnen aus Ecuador und Costa Rica getroffen. Sie 
sind extra den weiten Weg von Lateinamerika hierhin 
geflogen, in den Bundestag gekommen, um uns eine klare 
Botschaft mitzubringen:

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Um mit Ihnen 
zu reden! Na, Prost Mahlzeit!)
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Bitte schafft das Lieferkettengesetz nicht ab! Es schützt 
uns; es verbessert unsere Arbeitsbedingungen. Das Lie-
ferkettengesetz wirkt.

(Bernd Rützel [SPD]: So ist es!)

Deshalb schafft es bitte nicht ab!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wie wirkt das Lieferkettengesetz? Auf diesen Plan-
tagen werden beispielsweise Pestizide versprüht. Weil 
die unwegsam sind, werden die mit einem Flugzeug ver-
sprüht, aus der Luft, großflächig. Oft auch dann noch, 
wenn Menschen auf dem Feld sind und da arbeiten. Das 
ist nicht nur gesundheitsschädlich, höchst gesundheits-
schädlich, sondern auch verboten. Es wurde trotzdem 
gemacht.

Und seit es das Lieferkettengesetz gibt, wird das aber 
häufiger kontrolliert. Das heißt, ganz konkret sorgt es 
dafür, dass Menschen weniger Gesundheitsschäden erlei-
den. Das Lieferkettengesetz wirkt, und deshalb ist es 
wichtig; deshalb brauchen wir es.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dafür zu sorgen, dass Menschen auf Bananenplan-
tagen nicht mutwillig an der Gesundheit geschädigt wer-
den, nicht mit Pestiziden übersprüht werden, nicht wie 
Ungeziefer behandelt werden, das nennt die FDP jetzt 
Bürokratie. Das nennen Sie hier Bürokratie.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist 
unterste Schublade, Herr Kollege! Unterste 
Schublade! – Pascal Kober [FDP]: Das ist 
schäbig! – Gegenruf des Abg. Jürgen Kretz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was ist denn 
daran schäbig?)

Ich nenne das ein Minimum an Menschenrechten, ein 
Minimum an Menschenwürde.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und ja, das kommt nicht von allein; das verursacht 
Kosten. Durch die Berichte, durch die Umsetzung ent-
stehen Kosten – für kleinere Unternehmen im Verhältnis 
größere Kosten als für große Unternehmen. Deshalb: 
Wenn der Anwendungsbereich des europäischen Liefer-
kettengesetzes vorgezogen wird, wird ja auch der Situa-
tion kleiner und mittlerer Unternehmen besonders Rech-
nung getragen.

Aber es gilt eben nicht nur für die, sondern auch für 
große Unternehmen. Auch da ein Beispiel: Wir alle ken-
nen die Supermarktkette Lidl. Vielleicht haben wir alle da 
auch schon mal Bananen gekauft. Für große Unterneh-
men entstehen durch die Berichtspflichten des Lieferket-
tengesetzes Kosten in Höhe von – das hat die EU ermit-
telt, bevor sie es erlassen hat – 0,0004 Prozent des 
Umsatzes.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja! – Michael 
Grosse-Brömer [CDU/CSU]: Klar, die geben 
das an ihre Subunternehmer weiter!)

Für Lidl, das zur Schwarz-Gruppe gehört, die einen Um-
satz von 167,2 Milliarden Euro hat, entstehen damit also 
Kosten von ungefähr 670 000 Euro. 670 000 Euro sind 
viel Geld, aber für Lidl, sollte man meinen, ja wohl trag-
bar.

Und es ist ja auch nicht so, als wenn das Unternehmen 
gerade in wirtschaftlichen Schwierigkeiten wäre. Im Ge-
genteil: Dieter Schwarz – das ist der reichste Mann 
Deutschlands; dem gehört Lidl, dem gehört die ganze 
Schwarz-Gruppe – hat sein Vermögen allein im letzten 
Jahr um 4,2 Milliarden Euro erhöht.

4,2 Milliarden Euro. Ich habe mich dann gefragt: Wo-
rauf muss der Mann jetzt eigentlich verzichten durch das 
Lieferkettengesetz? Auf 670 000 Euro!

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie ma-
chen einen Klassenkampf aus jedem Thema! 
Wirklich! Also, man kann kaum zuhören! 
Haben Sie überhaupt keinen Sachlichkeits-
anspruch? Das ist Populismus! – Zuruf des 
Abg. Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU])

670 000 Euro, was kann ich davon machen? In Berlin 
kann ich davon nicht mal mehr eine Dreizimmerwohnung 
kaufen. Ich habe geschaut: Eine kleine Jacht kann ich mir 
davon kaufen, nicht mal eine Luxusjacht, würde ich sa-
gen; es ist eine kleine Jacht.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist 
Kommunismus, Sozialismus! Also, wenn ihr 
meint, dass ihr so den Wahlkampf macht!)

Dieter Schwarz also kann sich jetzt statt 6 269 Jachten, 
die er sich im Jahr kaufen kann, nur noch 6 268 Jachten 
kaufen! Eine Jacht im Jahr, auf die der verzichten muss. 
Eine Jacht im Jahr, auf die Dieter Schwarz verzichten 
muss,

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Es geht nicht 
nur um Schwarz! Es geht um die kleinen und 
mittelständischen Unternehmen! Die gehen 
pleite!)

damit Menschen auf Bananenplantagen nicht mit Pestizi-
den übersprüht werden!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Bernd 
Rützel [SPD]: Genau! Darum geht es!)

Eine Jacht im Jahr, damit Menschen wie Menschen be-
handelt werden. Ich finde, das ist wirklich nicht zu viel 
verlangt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Oh Mann!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Ottilie Klein für die CDU/CSU-Frak-

tion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Rezession statt Wirtschaftswunder, Jobver-
luste statt Wachstum: Das ist das Ergebnis von drei Jah-
ren Ampelregierung.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Und alles wegen Ih-
rem Gesetz?)

Als Union haben wir in diesem Hohen Haus immer wie-
der deutlich gemacht, wie wichtig es ist, unsere Unter-
nehmen zu entlasten, um Arbeitsplätze zu sichern.

Dass die FDP jetzt im Wahlkampf mit einem regel-
rechten Plagiat unserer Anträge zur Abschaffung des Lie-
ferkettengesetzes um die Ecke kommt,

(Carl-Julius Cronenberg [FDP]: Die Lage hat 
sich doch geändert!)

liebe Kollegen, ist einigermaßen frech.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn – wir erinnern uns – im Juni und Oktober haben Sie 
unseren Unionsantrag und teils sogar die Debatte zu die-
sem Antrag abgelehnt,

(Carl-Julius Cronenberg [FDP]: Ein verläss-
licher Koalitionspartner!)

dem Antrag, den Sie im Gesetzestext nahezu eins zu eins 
von uns übernommen haben und heute hier vorlegen. 
Liebe Kollegen von der FDP, damit haben Sie erst vor 
wenigen Monaten gegen Ihren eigenen Antrag gestimmt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das ist doch keine seriöse Politik.

(Carl-Julius Cronenberg [FDP]: Doch, natür-
lich! Wir sind Koalitionspartner gewesen!)

Aber SPD und Grüne sind in dieser Frage keinen Deut 
besser. Wir erinnern uns: Olaf Scholz hat großspurig 
angekündigt, dieses Gesetz noch in diesem Jahr ab-
zuschaffen.

(Bernd Rützel [SPD]: So hat er es nicht 
gesagt!)

Was ist passiert? Nichts. Robert Habeck meinte kernig, 
man müsse – Zitat – „die Kettensäge anwerfen und das 
ganze Ding wegbolzen“. Passiert ist auch hier nichts. 
Wenn man der Debatte heute so folgt, dann muss man 
sich doch die Frage stellen, ob diese beiden Kanzlerkan-
didaten – Scholz und Habeck – überhaupt noch für ihre 
Parteien sprechen.

Die Bürgerinnen und Bürger werden sich dieses un-
würdige Schauspiel jedenfalls sehr genau anschauen 
und sich zu Recht die Frage stellen, ob SPD, Grüne und 
FDP weiter Regierungsverantwortung tragen sollten. Den 
Herausforderungen unseres Landes sind alle drei Parteien 
jedenfalls nicht gewachsen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben einen Noch-Kanzler Olaf Scholz, der die 

Nöte der Wirtschaft einfach wegschmunzelt, der drei 
Jahre lang weder in seiner Koalition noch in seiner Frak-
tion noch in seiner Partei Führung unter Beweis gestellt 

hat, der vom eigenen Regierungsversagen ablenken will, 
indem er ganz nach Populistenmanier mit der Kriegsangst 
der Menschen spielt.

(Bernd Rützel [SPD]: Na, na, na, na!)
Wir haben einen Wirtschaftsminister Robert Habeck, 

der lieber an den Küchentischen dieses Landes sitzt, als 
sich den Problemen der Menschen an den Werkbänken, 
den Ladentresen und Schreibtischen zu widmen,

(Beifall bei der CDU/CSU)
jener Menschen, die sich wegen der desaströsen Ampel-
politik zu Tausenden sorgen, ihren Arbeitsplatz zu ver-
lieren.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sollten mal zum Arzt gehen! – Wei-
tere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und wir haben eine FDP, der man in Zeitlupe bei der 
Selbstdemontage zusehen kann, eine Partei, die so gerne 
vergessen lassen will, dass sie, wie SPD und Grüne, die 
volle Verantwortung für die politische Geisterfahrt der 
letzten drei Jahre trägt.

(Beifall des Abg. Dr. Markus Reichel [CDU/ 
CSU])

Sehr geehrte Damen und Herren, wir können dankbar 
sein, dass die Ampel Geschichte ist. Unser Land braucht 
einen grundlegenden Politikwechsel.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Menschen haben eine stabile und verlässliche Bun-
desregierung verdient, die die Probleme löst und nicht 
ständig neue schafft.

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie Sie in den 16 Jahren!)

Wir als Union stehen dafür bereit.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Susanne Ferschl für die 

Gruppe Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Susanne Ferschl (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Das Lieferkettengesetz schützt 
elementare Menschenrechte. Das kann man in § 2 des 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes – so heißt es – 
nachlesen. Verboten ist unter anderem, Arbeitnehmern 
zu verwehren, sich frei zu Gewerkschaften zusammen-
zuschließen. Verboten sind auch ungenügende Sicher-
heitsstandards am Arbeitsplatz, alle Formen der Skla-
verei, die schlimmsten Formen der Kinderarbeit und das 
Vermitteln oder Anbieten eines Kindes zur Prostitution, 
um nur einige Punkte aus dem Gesetz zu zitieren, die 
deutlich machen, worüber wir hier heute eigentlich reden.

(Beifall der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
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Das Gesetz soll verhindern, dass deutsche Konzerne Pro-
fite mit Zwangsarbeit, Kinderarbeit und Ausbeutung ma-
chen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und genau dieses Gesetz wollen FDP und Union jetzt 
aushebeln.

An die Adresse der Union kann ich nur sagen: Strei-
chen Sie besser das „C“ in Ihrem Namen, das für „Christ-
lich“ steht! Das haben Sie nicht verdient.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Meine 
Güte! Von Ihnen sind wir kein anderes Niveau 
gewöhnt! – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Also 
bitte!)

Und bei der FDP ist klar, wofür das „Frei“ steht: Frei-
heit der Wirtschaft – da können Sie noch so schreien, 
auch wenn es wehtut – von sozialen, arbeits- und men-
schenrechtlichen Mindeststandards. Oder kurz gesagt, 
was für Sie passt: Profit first, Menschenrechte second! 
Sie sollten sich wirklich schämen!

(Beifall bei der Linken)
Aber auch SPD und Grüne brauchen sich hier heute 

nicht erheben.
(Bernd Rützel [SPD]: Was?)

Kanzler Scholz hat noch im Oktober auf dem Arbeit-
gebertag in Bezug auf das Lieferkettengesetz getönt: 
Das kommt weg.

(Bernd Rützel [SPD]: Ja, weil es europäisch 
kommt!)

Und der grüne Kanzlerkandidat Habeck wollte das Ding 
sogar mit der „Kettensäge … wegbolzen“. Es ist unter-
irdisch.

(Beifall bei der Linken)
Jetzt im Wahlkampf hält man sich da offensichtlich wie-
der zurück, um sozialdemokratisch und grün gesinnte 
Wählerschichten nicht zu verschrecken. Aber Sie alle 
wollen durch angeblichen Bürokratieabbau die deutsche 
Wirtschaft stärken.

Ich kann nur wiederholen, was ich in der letzten De-
batte zu dem Thema gesagt habe: Wenn deutsche Unter-
nehmen ohne Kinderarbeit und ohne Zwangsarbeit nicht 
wettbewerbsfähig sind, ja, dann müssen sie ihr Ge-
schäftsmodell eben ändern.

(Beifall bei der Linken)
Dazu kommt: Sie würden mit der Aufhebung des Ge-

setzes die Unternehmen bestrafen, die das Gesetz bereits 
umsetzen, und ausgerechnet denjenigen einen Wett-
bewerbsvorteil verschaffen, die bislang ihren Hintern 
nicht hochbekommen haben. Das ist wirklich völlig ab-
surd.

(Beifall bei der Linken)
Als ehemalige Gesamtbetriebsratsvorsitzende von 

Nestlé liegt mir das Lieferkettengesetz besonders am 
Herzen.

(Zuruf von der SPD: Von Nestlé!)

Arbeitnehmer in der Nahrungsmittelproduktion weltweit, 
angefangen in der Landwirtschaft, sind besonders häufig 
von Menschenrechtsverletzungen betroffen. Gleichzeitig 
haben die großen Lebensmittelkonzerne Gewinnmargen 
von teilweise über 20 Prozent. Die größten fünf Lebens-
mitteleinzelhändler teilen sich den Markt in Deutschland 
auf. Dreckige Profite und Menschenrechtsverletzungen 
sind zwei Seiten ein und derselben Medaille.

Staatliche Regulierung ist keine Bürokratie, sondern 
Schutz.

(Beifall bei der Linken)

Und für uns Linke ist klar: Menschen vor Profite!
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat die Kollegin Abdi das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sanae Abdi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! „Nie wieder 
Rana Plaza!“, das hatte der damalige Entwicklungsminis-
ter Müller versprochen, nachdem beim Zusammensturz 
einer Textilfabrik in Bangladesch mehr als 1 000 Arbeit-
nehmer/-innen ums Leben gekommen sind. Sie starben, 
weil grundlegende Bedingungen der Gebäude- und Ar-
beitssicherheit ignoriert worden waren. Elf Jahre ist das 
jetzt her.

Millionen von Menschen arbeiten weltweit oft unter 
lebensgefährlichen Bedingungen für Löhne, die nicht 
ausreichen, um ihre Existenz zu sichern. Unzählige Kin-
der werden auf Kaffee- und Kakaoplantagen, in Stein-
brüchen oder in Textilfabriken für die Produkte aus-
gebeutet, die wir tagtäglich konsumieren.

Mit der Einführung des deutschen Lieferkettengeset-
zes haben wir ein wichtiges Instrument geschaffen, um 
dafür zu sorgen, dass unsere Produkte nicht auf Kosten 
der Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
hergestellt werden. Unser Gesetz legt klare Anforderun-
gen für die Sorgfaltspflichten von Unternehmen fest. Und 
das, was Unternehmen jetzt brauchen, ist eben Planungs-
sicherheit und nicht dieses ständige Hin und Her, die Dis-
kussionen um Abschaffung, Aussetzung, Rückgängigma-
chung von einem Gesetz, zu dem wir verpflichtet sind.

Und es ist eben auch nicht so, dass deutsche Unterneh-
men vor lauter Bürokratie nicht mehr wissen, wie sie den 
Berichtspflichten nachkommen sollen.

(Carl-Julius Cronenberg [FDP]: Doch!)

Nein, genau das Gegenteil ist doch der Fall: Unterneh-
men haben durch das Lieferkettengesetz einen Vorteil 
gegenüber den EU-Ländern, in denen es eine solche Re-
gelung noch nicht gibt. Sie sind vorbereitet, sie haben das 
Wissen, sie haben die Strukturen aufgebaut.
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(Widerspruch des Abg. Benjamin Strasser 
[FDP])

Denn es ist ja klar, dass die europäische Richtlinie umge-
setzt werden muss. Da kann die FDP auch noch so da-
gegensprechen: Dass das kommen wird, ist klar.

Ich frage mich: Was ist denn mit den Unternehmen, die 
die Sorgfaltspflichten seit Jahren engagiert umsetzen, die 
die Verbesserung in ihren Lieferketten erreicht haben, die 
gezeigt haben, dass es eben sehr wohl möglich ist?

(Beifall des Abg. Uwe Kekeritz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Eine Umfrage unter 680 deutschen Unternehmen aus 
dem Frühjahr dieses Jahres hat gezeigt, dass diese der 
Meinung sind, dass sich Investitionen in faire Lieferket-
ten sehr wohl auszahlen. Denn jenseits der finanziellen 
Aspekte sehen viele die positiven Ergebnisse wie Um-
weltschutz, den Schutz von Menschenrechten, die Be-
kämpfung des Klimawandels oder eben auch die Risiko-
minimierung und grundsätzliche Wettbewerbsvorteile.

Zu den Herausforderungen sagen die Unternehmen: 
Diese sind vor allem noch der Zugang zu Daten, unzurei-
chende personelle Kapazitäten oder Schwierigkeiten, die 
Strategie zu operationalisieren. – Genau hier setzt die 
Bundesregierung an, indem sie umfangreiche Beratungs- 
und Unterstützungsangebote macht,

(Bernd Rützel [SPD]: Genau!)
mit denen die Unternehmen auf diesem Weg auch beglei-
tet werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie wirklich Bürokratie reduzieren wollen, 
dann – das hat der Kollege Strengmann-Kuhn ja schon 
gesagt – lassen Sie uns doch das Umsetzungsgesetz zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung beschließen. Durch die-
ses Gesetz würde wirklich eine Doppelbelastung vermie-
den werden.

(Bernd Rützel [SPD]: Genau! Kommt sogar 
aus der FDP!)

– Das kommt sogar aus der FDP.
Wir reden hier nicht über ein Nice-to-have; Unterneh-

men müssen Menschenrechte beachten.
Vor ein paar Tagen haben wir hier im Bundestag ein 

Gespräch mit Gewerkschafterinnen und Gewerkschaftern 
aus Produktionsländern geführt, die uns eindringlich ge-
schildert haben, was das deutsche Lieferkettengesetz bei 
ihnen positiv bewirkt hat, zum Beispiel in Kenia oder 
Indien, wo Gewerkschaften und Betriebsräte gestärkt 
werden und Arbeitnehmer/-innen durch die Beschwerde-
mechanismen ihre Rechte auch besser durchsetzen kön-
nen.

(Bernd Rützel [SPD]: Genau!)
Sowohl das europäische als auch das deutsche Lie-

ferkettengesetz sind dreifach gerecht: gerecht für die Ar-
beitnehmer/-innen, weil ihre grundlegenden Rechte ge-
schützt werden, gerecht für Unternehmen, weil sie die 
gleichen Anforderungen erfüllen müssen und verantwor-
tungsbewusste Unternehmen eben keinen Wettbewerbs-

nachteil erleiden, und gerecht für Verbraucher/-innen in 
Deutschland, weil sie sich darauf verlassen können, dass 
in den Produkten, die sie kaufen, keine Kinderarbeit, 
keine Ausbeutung und keine Umweltzerstörung steckt.

Für uns als Sozialdemokraten ist klar: Wir werden uns 
nicht an einer pauschalen Aussetzung eines lang er-
kämpften Gesetzes beteiligen, und wir werden uns wei-
terhin für die Umsetzung der EU-Vorgaben einsetzen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Kollege Marc 

Biadacz das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Biadacz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Nun kommt die FDP doch noch hinter dem 
Ofen hervor und möchte beim Lieferkettengesetz nach-
bessern. Dabei haben Sie als Teil der Ampelbundesregie-
rung noch betont, wie wichtig die neue Regelung ist.

(Pascal Kober [FDP]: Ich bin mal gespannt, 
was Sie in der Koalition mit den Grünen ma-
chen!)

Der FDP-Kollege Carl-Julius Cronenberg hat uns sogar 
vorgeworfen, dass wir ein Gesetz abschaffen, das wir 
selbst eingeführt haben.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Hat er recht! Hat er 
völlig recht!)

Jetzt frage ich die FDP: Wo bleibt eigentlich Ihre Glaub-
würdigkeit?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auf was sollen sich die Menschen bei Ihrer Politik ei-
gentlich noch verlassen können?

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wer im Glas-
haus sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen!)

Ihre Politik zum Thema Lieferketten stellen Sie nun 
selbst infrage; denn das Lieferkettengesetz, das Sie heute 
abschaffen möchten, haben Sie erst vor wenigen Monaten 
noch verteidigt.

(Pascal Kober [FDP]: Und Sie haben es doch 
überhaupt erfunden! Nach Ihren 16 Jahren soll-
ten Sie mit kleineren Brötchen unterwegs 
sein!)

Dabei hätten Sie es so einfach haben können, wenn Sie 
unserem Antrag, dem der CDU/CSU-Bundestagsfrakti-
on, zugestimmt hätten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben es eingeführt! – Pascal Kober 
[FDP]: Sie haben es doch eingeführt! – Zuruf 
des Abg. Stephan Thomae [FDP])
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Als Union haben wir gefordert, das am 1. Januar 2023 
in Kraft getretene Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
außer Kraft zu setzen. Heute fordert die FDP ebenso die 
Aufhebung. Ich sage Ihnen: Hätten Sie schon damals 
rational und besonnen gehandelt, hätten wir gemeinsam 
eine Einigung finden können. Sie haben sich aber in der 
Ampel auf ein Gesetz verständigt, das maßgeblich dazu 
beigetragen hat, unsere Wirtschaft noch weiter zu belas-
ten –

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist kein Ampel-
gesetz! Das ist ein Gesetz von euch!)

ein wahres Vermächtnis Ihrer Regierungsbeteiligung in 
der Ampelkoalition.

Wir als Union haben schon damals hervorgehoben,
(Bernd Rützel [SPD]: Damals habt ihr es doch 
mit uns gemacht! Ihr habt es doch selbst ver-
abschiedet! – Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was heißt, „damals“? Damals 
haben Sie es verabschiedet!)

erstens, dass wir keine doppelten Regelungen brauchen 
und, zweitens, dass wir ebenso keine doppelten Berichts-
pflichten brauchen, die zu einer erheblichen Bürokratie 
bei Unternehmen führt. An dieser Stelle hat sich an un-
serer Sichtweise nichts geändert.

(Stephanie Aeffner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hä? Und was habt ihr dann plötzlich 
gegen das Gesetz?)

Was sich aber bei Ihnen, liebe FDP, geändert hat: dass Sie 
nicht mehr in der Regierung sind, sondern in der Oppo-
sition und im Wahlkampf.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will Ihnen mal gerne vor Augen führen, was die 

FDP mitgetragen hat: wirtschaftlichen Abschwung und 
mehr Bürokratie in diesem Land. Diese Wankelmütigkeit 
nimmt Ihnen niemand mehr ab, liebe FDP.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)
Jetzt steht schon fest: So kann es nicht bleiben, und so 

kann es auch nicht weitergehen. Wir, die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, werden hart dafür arbeiten, dass die 
deutsche Wirtschaft wieder wächst, die Unternehmen 
und Arbeitnehmer in diesem Land wieder optimistisch 
und mutig in die Zukunft blicken können.

(Pascal Kober [FDP]: Und die Schuldenbremse 
schleifen!)

Deswegen lehnen wir Ihren Gesetzentwurf ab.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe 

auf den Drucksachen 20/14021 und 20/14015 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist 
nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 9 a und 9 b: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried Curio, 
Martin Hess, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Zurückweisungen von Asylantragstellern 
ohne Visum oder gültigen Aufenthaltstitel 
an der Bundesgrenze – Pilotversuch umge-
hend starten

Drucksache 20/14028
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat

b) Beratung der Beschlussempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Inneres 
und Heimat (4. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Dr. Gottfried Curio, 
Dr. Christian Wirth, Martin Hess, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Kehrtwende in der Migrationspolitik jetzt 
einleiten – Maßnahmen zur sofortigen Be-
endigung der illegalen Einwanderungs-
ströme treffen

Drucksachen 20/12802, 20/13413  
Buchstabe d

Für die Aussprache wurde die Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Ich bitte, zügig Platz zu nehmen.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-

ordnete Dr. Bernd Baumann für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir erle-

ben heute einen historischen Moment, eine historische 
Chance. Wir könnten auf einen Schlag dem ganzen 
Wahnsinn der Grenzöffnung von 2015 ein Ende setzen, 
diesem Massenzustrom mit dreistelligen Milliardenkos-
ten, geplünderten Sozialkassen, überlasteten Kommunen, 
mit explodierender Kriminalität, Parallelgesellschaften, 
Messermorden, islamistischen Attentaten. Besonders un-
sere Frauen haben Angst wie nie zuvor.

(Nadine Heselhaus [SPD]: Vor Ihnen!)

„Wie viele müssen noch totgeschlagen werden, bis 
sich etwas ändert?“: Das fragt aktuell ein Kolumnist in 
der „Welt“. Meine Damen und Herren, genau das ist die 
Frage aller Fragen!

(Beifall bei der AfD)

Auf die könnte es heute endlich eine Antwort geben; 
denn seit dem Ende der Ampel haben sich hier die stra-
tegischen Mehrheiten verändert. Die FDP hat die Seiten 
gewechselt, und jetzt versprechen FDP und CDU – beide 
Parteien – den Wählern Zurückweisungen von Asyl-
migranten an den Grenzen.
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Die AfD fordert diese Zurückweisungen ja schon seit 
Jahren. AfD, Union und FDP, dazu etliche fraktionslose 
Abgeordnete: Damit gibt es jetzt erstmals eine Mehrheit 
in dieser Frage. Das wäre die Rettung. Deutschland 
würde von einem Albtraum befreit, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir müssen jetzt handeln – jetzt! Jeder Tag, an dem wir 

den unkontrollierten Massenzustrom früher beenden, ret-
tet Leben. Wie viele Gewalttäter, Clangangster, Islamis-
ten könnten wir ab sofort draußen halten? Wie vielen 
Eltern bliebe die Trauer um ihre erstochenen Kinder er-
spart? Wie viele Frauen würden nicht vergewaltigt und 
traumatisiert? Wenn auch nur eine einzige Gruppenver-
gewaltigung verhindert werden könnte, die seelische Zer-
störung einer einzigen Frau in Deutschland, wäre die 
Maßnahme schon gerechtfertigt, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD)
Wir müssen also die Kontrolle über die Grenzen 

zurückgewinnen. Aber was tut die Union? Sie folgt statt-
dessen einer verlogenen Strategie. Jetzt, vor der Bundes-
tagswahl, verspricht sie den Deutschen, die Asylmigran-
ten an den Grenzen zurückzuweisen, um weiteren 
Schaden von Deutschland abzuwenden. Aber das gaukelt 
sie den Wählern nur vor.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Falsch!)
Denn nach der Bundestagswahl wird die Union ja mit der 
SPD eine Regierung bilden, vielleicht obendrein sogar 
noch mit den Grünen. Aber mit SPD und Grünen sind 
Zurückweisungen an den Grenzen ausgeschlossen; das 
haben beide Fraktionen immer wieder bestätigt. Und 
weil die Union mit SPD und Grünen paktieren will, 
kann sie dem Antrag auf Zurückweisung an den Grenzen 
gar nicht zustimmen.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie ha-
ben es ja bekanntermaßen mit der Wahrheit 
nicht so!)

Was tut sie deshalb heute? Sie verhindert die nament-
liche Abstimmung.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wir 
springen doch nicht über Ihr rechtes Stöck-
chen!)

Denn in einer solchen müsste sie Farbe bekennen vor den 
Wählern.

(Beifall bei der AfD)
Die Frage lautet: Zurückweisungen an den Grenzen, Uni-
on, ja oder nein?

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Dafür 
brauchen wir Sie nicht! Dafür brauchen wir 
die AfD nicht!)

Die Schicksalsfrage für Deutschland wollen Merz, 
Linnemann und Spahn aber nicht beantworten. Die Wäh-
ler sollen glauben: Ja. – Aber mit der künftigen Koalition 
gibt es nur ein Nein.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]:  
Märchenstunde!)

Die CDU täuscht also die Wähler ganz bewusst. Das Leid 
und die Opfer der Bevölkerung sind Ihnen völlig egal.

(Beifall bei der AfD)
Wann jemals hat eine Partei auf so perfide Weise ver-

sucht, an die Macht zu kommen? Noch nie! Und das 
müssen alle Wähler wissen.

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Märchenstunde, Herr Baumann!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat der Kollege Helge Lindh das 

Wort.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Norbert Kleinwächter [AfD]: AfD-blaue Schu-
he: Finde ich toll!)

Helge Lindh (SPD):
Guten Tag! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Ich höre gerade den Zwischen-
ruf: „AfD-blaue Schuhe: Finde ich toll!“. Lieber AfD- 
blaue Schuhe als AfD-blaues Hirn; das würde dem 
Land guttun.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Aber jetzt erst mal Ihren epochalen Wortbeitrag, Herr 
Dr. Baumann, aufnehmend: Die Frauen in Deutschland 
verwehren sich dagegen, dass Sie von „unseren Frauen“ 
sprechen, und das entlarvt auch das Ganze.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ja das perfide wie auch dämliche – leider bei 
manchen verfangene – Prinzip, dass Sie sich zu 99 Pro-
zent Ihrer Arbeit bei anderen Themen null darum scheren, 
wie es um Frauenrechte, Femizide und sonst wie steht. 
Aber wenn es Ihnen angenehm ist, das im Kontext der 
Migration auszubeuten, fällt Ihnen plötzlich Ihr besonde-
res Interesse an dem Schicksal von Frauen ein. Das ist so 
scheinheilig, doppelmoralisch und selbstgerecht, dass 
man schreien möchte.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das nimmt Ihrem Anliegen jede Berechtigung. Bei Anti-
semitismus und anderen Themen ist es genauso: rein in-
strumentell, ohne jede Haltung, ohne jede Überzeugung.

Deshalb ist Ihr Kalkül – das muss man im Sinne eines 
guten Parlamentarismus auch sagen –, jetzt hier sozusa-
gen das Spiel zu spielen und zu versuchen, die CDU 
vorzuführen und damit entsprechend zu taktieren, ja 
auch durchschaubar. Ich finde, es gebietet auch der An-
stand im Umgang miteinander, die CDU davor zu schüt-
zen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Da bestehen sehr wohl deutliche Unterschiede, und das 
sage ich hier auch so deutlich.

Allerdings sage ich auch,
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(Josef Oster [CDU/CSU]: Nichts „aller-
dings“!)

dass mittlerweile einzelne Forderungen der inzwischen ja 
zum Regelprinzip gewordenen Forderungen der AfD 
nach generellen Zurückweisungen auch Eingang in An-
träge und Forderungen der Union gefunden haben.

(Zuruf von der AfD: Ach!)
Das ist eine nüchterne Bestandsaufnahme. Deshalb ma-
chen Sie es der AfD leider leicht, auf Anträge der Union 
verweisen zu können und die zum Teil wortgleich vorzu-
legen.

Das ist in der Tat eine deutliche Verschiebung. Denn 
ich erinnere mich noch daran, wie wir hier Anfang 2018 
gemeinschaftlich – abgesehen von der AfD – deutlich 
und in aller Klarheit generelle Zurückweisungen abge-
lehnt haben. Diese Deutlichkeit ist leider geschwunden. 
Und auch die Union hat sich ja am Ende dagegen ent-
schieden.

Ich erinnere mich noch ganz vage an die Auseinander-
setzung von Merkel und Seehofer. Das Ergebnis war, dass 
man – übrigens auch das BMI – der Überzeugung war: Es 
geht nicht, weil es gute und überzeugende rechtliche 
Gründe gibt, dass wir nicht etwas durchsetzen können, 
was gegen europäisches und internationales Recht ver-
stößt. Wir können auch nicht das Kalkül gelten lassen – 
und das ist auch das Prinzip dieses Antrags –: Machen wir 
es einfach! Uns interessiert internationales Recht nicht. 
Und wenn es dann irgendwann vor Gericht kassiert wer-
den sollte, ist es uns auch egal.

Das ist nicht das Prinzip dieser Regierung. Wir sind für 
Humanität, Ordnung und Steuerung auf der Basis des 
Rechts, weil wir unsere Rechte nicht für billige Gewinne 
von Wählerstimmen verscherbeln. Das ist unanständig, 
und das ist nicht machbar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Was Sie tun, ist ja Un-
recht! – Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Es kommt noch hinzu, dass es ja Vorschläge gibt. Das 
ist das Interessante an dem Ganzen: dass wir uns hier in 
einer absurden Debatte befinden. Zum Beispiel haben der 
Kanzler und das BMI einen maßgeblichen Vorschlag für 
eine europarechtskonforme Zurückweisung an den deut-
schen Grenzen im Modus der Dublin-Rücküberstellung – 
komplett konform mit der Dublin-Verordnung – vorge-
legt. Das Ergebnis war: Ablehnung der Union. Und von 
der AfD brauchen wir gar nicht zu reden. Das heißt, die 
Vorschläge liegen auf dem Tisch. Man könnte sich ihnen 
anschließen und sie unterstützen. Nichts ist geschehen, 
weil man das Thema lieber weiter köcheln lassen will.

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])
Und dann gucken wir uns doch mal den Tatbefund an. 

Was haben die Ampelregierung und jetzt in der Nach-
folge Rot-Grün gemacht? Wir haben genau das gemacht, 
was unbequem ist, aber was der richtige Weg ist, nämlich 
beides miteinander versöhnt: Menschlichkeit und Rechts-
staatsdurchsetzung. Aber mit dem Unterschied, dass wir 
der Meinung sind: Rechtsstaatsdurchsetzung, Law and 
Order, Recht und Ordnung, das geht ohne jeden rassisti-
schen Muff und ohne Ressentiments. Das ist verdammt 

noch mal auch unsere Pflicht gegenüber allen Menschen 
mit internationaler Familiengeschichte, mit Fluchthinter-
grund oder wie auch immer in diesem Land. Sie verdie-
nen es nicht, dass Rechtsstaatspolitik auf ihrem Rücken 
ausgetragen wird. Das macht auch dieses ganze Vorgehen 
so schändlich.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
Ganz viele Menschen in diesem Land, die eingewan-

dert oder geflüchtet sind, fordern auch Ordnung und Prin-
zipien. Sie unterstützen auch ein Einwanderungsrecht. 
Sie unterstützen konsequente Abschiebungen. Es wird 
aber immer fragwürdig, wenn das wie bei Ihnen mit of-
fensichtlich völkischen und rassistischen Vorstellungen 
von Menschengruppen kombiniert wird. Das ist das Per-
fide daran. Es wird genauso durchschaubar, wenn es mit 
der Forderung verbunden wird, grundsätzlich alle Auf-
nahmeprogramme abzustellen, das Staatsangehörigkeits-
recht wieder zu schleifen und auf alte, völkische Blut- 
und Bodenprinzipien zurückzuführen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Zuruf 
des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Das ist inakzeptabel und mit uns nicht zu machen. Und 
das zeigt, dass es Ihnen überhaupt nicht um den Rechts-
staat geht. Ohnehin: Bei Ihrem eigenen Handeln ist Ihnen 
der Rechtsstaat ja sowieso egal, was man sieht, wenn man 
mal in die Reihen Ihrer Mitarbeiterschaft guckt.

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])
Gucken wir uns mal an, was geschehen ist. Die Zahl 

der Ausreisepflichtigen, über die ja jetzt so viel diskutiert 
wird, ist nicht unter einem SPD-Kanzler gewachsen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, weil Sie allen 
die Staatsbürgerschaft gegeben haben!)

ist nicht unter der Ampelregierung gewachsen, sondern 
sie ist in dem Fall angewachsen unter langer CDU-Kanz-
lerschaft und auch CDU/CSU-Innenministern; das muss 
man einfach zur Kenntnis nehmen. Die Schuld kann man 
dieser Regierung wahrlich nicht geben. Die Asylantrags-
zahlen und noch mehr die Asylgesuchzahlen sind deut-
lich zurückgegangen: 40 Prozent bzw. 25 Prozent, das ist 
das aktuelle Ergebnis. Diese Politik wirkt.

(Lachen des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD])

Diese Regierung hat ein Chancen-Aufenthaltsrecht ge-
macht, das umfassend genutzt wird, das aber nicht den 
Automatismus bedeutet, ein Bleiberecht zu bekommen, 
sondern das genau das macht, was der Name sagt: dass es 
Chancen für diejenigen eröffnet, die sich besonders an-
strengen, die ihren Lebensunterhalt sichern, die nicht 
straffällig geworden sind, die ihre Identität klären. Das 
ist wirklich mal vernünftige Politik, die aber nicht dem 
populistischen Impuls nachgibt.

Welche Regierung hat einen europäischen Kompro-
miss hinbekommen? Die letzten waren es nicht. Diese 
Regierung war es. Alle haben gepredigt: Wir brauchen 
die europäische Einigkeit. Jetzt liegt sie vor. Plötzlich 
wollen alle nationale Alleingänge. Wir machen den Men-
schen doch etwas vor. Es geht darum, glaubhaft über 
Abschiebungen zu sprechen. Diese Regierung hat mehr-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                           26177 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Helge Lindh 



fach ein Abschiebungsrecht etabliert, das so konsequent, 
so klar und auch in Teilen so hart ist, wie es noch nie war. 
Das ist Fakt.

Dass aber Abschiebungen seriell scheitern, ist wahr-
lich nicht Ergebnis des Handelns dieser Bundesregie-
rung, sondern das hat mit der Situation in den Kommunen 
und Ländern zu tun. Diese Ehrlichkeit gibt es hier im 
Raum nie; die benennen Sie nicht. Was Sie aber machen, 
ist Täuschung der Menschen in diesem Land.

Wir haben gesehen, dass ganz viele Menschen, die real 
längst Teil dieses Landes sind und hier arbeiten, Steuern 
zahlen, Sozialversicherungsbeiträge zahlen, überhaupt 
nicht abgeschoben werden können und auch nicht sollten. 
Diese haben die Möglichkeit, zu bleiben. Andersrum ist 
bei Straftätern alles gemacht worden, um die Bedingun-
gen zu verschärfen.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Ja, genau!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Helge Lindh (SPD):
Am Ende sehen wir, dass viele eine Anerkennung be-

kommen, und zwar weil das BAMF und die deutschen 
Gerichte ordentlich arbeiten.

Sie müssen sich also entscheiden:

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Herr Lindh, letzter Satz.

Helge Lindh (SPD):
Wollen Sie in einem Rechtsstaat leben, der europäi-

sches und internationales Recht anerkennt, oder ist es 
Ihnen lieber, um billig Menschen für Ihre Position zu 
gewinnen, das Recht zu schleifen und gegen die Men-
schenwürde zu verstoßen?

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])
Wir haben uns entschieden: für die Menschenwürde, für 
den Rechtsstaat.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Gegen Deutsch-
land!)

Das ist der Unterschied.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich grüße Sie recht herzlich, liebe Kolleginnen und 

Kollegen und liebe Besucherinnen und Besucher auf 
den Tribünen. – Wir führen die Debatte fort. Der nächste 
Redner ist für die Unionsfraktion Detlef Seif.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 

Lindh, eines hat Ihre Rede schon gezeigt: Die Entwick-
lung der letzten zehn Jahre ist vollkommen an Ihnen 
vorbeigezogen.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Ja! Nicht nur die!)

Sie haben sie überhaupt nicht mitgekriegt und bewerten 
die Belastungen in unserem Land. So kann das nicht 
stehen bleiben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn die Erfahrung zeigt doch auch: Unser Asylsystem 
ist gerade in den letzten Jahren auch von Menschen miss-
braucht worden, die überhaupt keinen Schutzanspruch 
haben. Wer nach Deutschland kommt, hat es in der Regel 
auch geschafft; denn die Rückführungen sind dann eher 
die Ausnahmen – mit allen Konsequenzen für die innere 
Sicherheit und für den Staatshaushalt, aber auch mit den 
Belastungen der Städte und Gemeinden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Machen wir uns nichts vor: Die bereits beschlossene 
Weiterentwicklung des GEAS wird das grundsätzliche 
Problem nicht lösen. Das kann nur durch einen komplet-
ten Wegfall der Anreize zur Migration auf dem Ticket des 
Asyls nach Deutschland und nach Europa erfolgen. Das 
ist der Grund, warum CDU und CSU mit der Verlagerung 
von Asylverfahren in sichere Drittstaaten einen Paradig-
menwechsel in der Asyl- und Migrationspolitik anstre-
ben.

Wir alle wissen: Im Moment ist das noch Zukunfts-
musik. Aber solange das europäische Asylsystem nicht 
funktioniert und andere Mitgliedstaaten Asylsuchende 
einfach weiterschicken, sind weitergehende Zurückwei-
sungen an der deutschen Grenze unumgänglich.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Ja, also!)

Das gilt auch für Personen, die in einem anderen Mit-
gliedstaat der EU bereits aufgenommen wurden oder 
dort einen Asylantrag stellen können.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Dann stimmen Sie 
doch zu! – Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und warum macht die Kommis-
sionspräsidentin nichts?)

Schauen wir an die Landesgrenzen. Wer über die Lan-
desgrenze kommt, kommt immer aus einem sicheren 
Drittstaat. Mittlerweile betonen mehrere ehemalige Ver-
fassungsrichter, dass im Gegensatz zu früher Zurückwei-
sungen an der Grenze im Moment unter dem Gesichts-
punkt der öffentlichen Sicherheit und Ordnung zulässig 
sind.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Dann stimmen Sie doch zu! – 
Gegenruf des Abg. Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Wir springen doch nicht über 
Ihr Stöckchen!)

Die Union hat die umfassende Zurückweisung an der 
Grenze mehrfach beantragt, zuletzt in einem Entschlie-
ßungsantrag am 16. Oktober.

(Helge Lindh [SPD]: Schlimm genug!)
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Herr Baumann, jetzt komme ich zu Ihnen. Woran liegt 
das denn, dass die AfD gerade heute, kurz vor der Bun-
destagswahl, nochmals einen fast inhaltsgleichen Antrag 
stellt und auch sehr ausführlich auf unseren Antrag in 
ihrem Begründungsteil Bezug nimmt?

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist unser An-
trag! Wir haben eine Mehrheit! Eine Mehr-
heit! – Zuruf von der AfD: Abgeschrieben!)

Ganz einfach: Einerseits wollen Sie hier natürlich platt 
politisch gegen uns sprechen. Aber andererseits suggerie-
ren Sie, dass eine Mehrheit durch AfD und Union gege-
ben sein könnte,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja! Zählen Sie 
durch!)

was eine Zusammenarbeit voraussetzt.
(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wird 
nicht passieren! – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Nein! Entscheidung in der Sache!)

Aber eine Zusammenarbeit ist ausgeschlossen.
(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 

Baumann [AfD]: Es geht um Deutschland!)
Aus welchen Gründen ist das so? Drei Ihrer Landes-

verbände sind gesichert rechtsextrem. Ihre Jugendorgani-
sation ist gesichert rechtsextrem. In Gesamtdeutschland 
sind Sie ein Beobachtungsfall des Verfassungsschutzes.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie müssen 
Deutschland schützen an den Grenzen!)

Teilweise vertreten Ihre Politiker völkisch-nationale Ide-
en. Demokratische Prozesse und Akteure werden delegi-
timiert. Demokratie- und menschenfeindliche Vorstellun-
gen finden bei Ihnen eine politische Heimat.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Es geht um Schutz an der 
Grenze!)

Das Menschenbild ist oftmals gestört. Die Würde des 
Menschen – da muss ich Herrn Lindh recht geben – spielt 
bei Ihnen keine Rolle.

Besonders ekelhafte Beispiele sind folgende Aussagen 
von AfD-Mitgliedern: „Wer versucht, die AfD zu richten, 
den richtet die AfD!“

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ist doch Blöd-
sinn!)

Oder: „Das Pack erschießen oder zurück nach Afrika 
prügeln.“

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ist doch Blöd-
sinn!)

Und: „Immerhin haben wir jetzt so viele Ausländer im 
Land, dass sich ein Holocaust mal wieder lohnen würde.“

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch 
Schwachsinn! Das ist doch nicht von uns! So 
ein Lügenmist! – Martin Hess [AfD]: Dass Sie 
so verzweifelt sind!)

Und neben vielen anderen abstrusen Aussagen von Björn 
Uwe Höcke hat er unter anderem gesagt: „Das große 
Problem ist, dass man Hitler als das absolut Böse dar-

stellt.“ Das sind Einzelbeispiele. Aber es gibt ganz viele 
Einzelbeispiele. Das sind nicht alle bei Ihnen, aber sehr 
viele. Diesen Leuten bieten Sie eine politische Heimat.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Dr. Ann-Veruschka Jurisch 
[FDP])

Und mit einer solchen Partei ist nicht nur für den Teil des 
Bundestags hier auf meiner linken Seite eine Zusammen-
arbeit ausgeschlossen, sondern definitiv auch für uns, für 
die Union.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Und deswegen lassen Sie 
die Grenze auf!)

Sie sind nicht wählbar; das muss jeder Wähler wissen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. 
Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP])

Wer diese Partei wählt, wählt Menschenfeinde. Sie wol-
len unsere Demokratie delegitimieren.

(Martin Hess [AfD]: Das ist an Niederträchtig-
keit nicht mehr zu überbieten! – Weiterer Zuruf 
von der AfD: Das sind doch Lügen!)

Vor allen Dingen ist eines klar: Jede Stimme, die Sie 
bekommen, ist eine verlorene Stimme. Niemand arbeitet 
mit Ihnen zusammen. Das wird also nicht in einer Koali-
tion münden. Man stärkt das linke Lager, das insgesamt 
wahrscheinlich keine Zurückweisung anstrebt.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie stärken das 
linke Lager! – Weitere Zurufe von der AfD)

Nur wenn die Union aus der Bundestagswahl so stark 
hervorgeht, dass keiner an uns vorbeikommt, ist der er-
forderliche Paradigmenwechsel in der Asylpolitik mög-
lich und können die Zurückweisungen an der Grenze 
auch umgesetzt werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Jede Stimme für die 
AfD ist eine Stimme für Die Linke!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Julian Pahlke für Bündnis 90/Die Grünen ist der 

nächste Redner.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Julian Pahlke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten! Sehr geehrter Herr Seif, erst 
einmal danke für Ihre klare Haltung gegenüber der AfD!

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Brüder im Geiste! – 
Norbert Kleinwächter [AfD]: Ich habe die 
klare Haltung Ihrer Menschenschmuggler ver-
misst!)
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Wir laden Sie – und das gilt für die ganze Fraktion – 
natürlich herzlich ein, unseren Antrag, den gemeinsamen 
Antrag auf ein Prüfverfahren, zu unterstützen.

(Josef Oster [CDU/CSU]: So war das jetzt aber 
nicht gemeint! – Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU]: Das können wir schon selbst, die klare 
Haltung!)

Die Argumente dafür haben Sie dankenswerterweise ge-
rade schon genannt; das will ich auch ausdrücklich wert-
schätzen.

Aber es hätte mich auch gewundert, wenn die AfD hier 
nicht noch mal versuchen würde, vor der Wahl aus der 
Migrationspolitik ein bisschen Honig zu saugen. Es gibt 
bei aller Debatte um Migration eine Sache, die mir seit 
Jahren keine Ruhe lässt, nämlich wenn Menschen auf der 
Flucht nicht mehr als Menschen gesehen werden, wenn 
Hass auf geflüchtete Menschen überhandnimmt. Das ist 
und bleibt das gefährlichste Gift, eben weil es tödlich ist.

Ich war mit anderen auf dem Mittelmeer, und wir ha-
ben gesehen, wie Menschen ertrinken. Am Ende geht es 
für mich um eine ganz grundsätzliche Frage des An-
stands, nämlich um den Umgang mit geflüchteten Men-
schen. Es geht darum, ob man Menschen auf dem Mittel-
meer helfen möchte oder ob man lieber den libyschen 
Milizen Geld gibt und flüchtende Menschen zurück in 
die Folterlager schickt oder ob man sie vielleicht auch 
einfach gleich ertrinken lässt.

Friedrich Merz und die Union können von mir aus 
allen die Schuld daran geben, warum das europäische 
Asylsystem nicht funktioniert. Ich hätte da auch eine 
Idee, warum es nicht funktioniert. Aber über Menschen 
auf der Flucht herzufallen, die mit einem T-Shirt am Leib 
vor Bomben fliehen, das ist das Niedrigste.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Die haben aber 
auch ein iPhone! – Martin Hess [AfD]: In Ös-
terreich flieht niemand vor Bomben, Herr Kol-
lege!)

Das ist das menschlich Kleinste, und das ist am Ende des 
Tages nur zum Schämen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Auf dem Mittelmeer sind in den letzten zehn Jahren 
mehr als 30 000 Menschen gestorben, die meisten ano-
nym, ohne dass die Familien überhaupt jemals davon 
erfahren haben. Und jede Woche kommen neue hinzu. 
Ich stand, als ich einen Bericht für den Europarat ge-
schrieben habe, in Griechenland vor überfüllten Kühl-
containern zwischen Mülltonnen, in denen Leichen von 
Geflüchteten lagen, Menschen ohne Namen, die auf der 
Flucht gestorben sind – ohne Beerdigung, ohne Trauer-
feier, einfach verschwunden.

Ganz ehrlich: Das kann einem doch keine Ruhe lassen. 
Und um diese letzte Würde zu wahren, wollen wir eben 
genau diese Identifizierung von Toten unterstützen: um 
Menschen würdevoll zu begraben oder ihre Körper in das 
Heimatland zu überführen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Was ist denn mit 
den deutschen Opfern? Sind die Ihnen egal?)

Dazu gehört aber auch, dass Menschen, die in europäi-
sche Länder einreisen wollen – um zum Beispiel ihren 
verstorbenen Angehörigen die letzte Ehre zu erweisen –, 
zu diesem Zweck vielleicht auch einfach mal ein Visum 
brauchen.

(Martin Hess [AfD]: Habt ihr auch ein Herz für 
Deutschland? – Weitere Zurufe von der AfD)

Aber ich will, dass wir uns hier ehrlich machen, weil 
diese Migrationsdebatten eben auch immer ein „Race to 
the Bottom“ sind und zu einem Abschiebewettlauf wer-
den. Dafür kann man vielleicht auch ein bisschen exem-
plarisch die Überschriften der letzten zwei Wochen, unter 
anderem vom „Spiegel“, lesen: „Busfahrer dringend ge-
sucht“ oder – Zitat – „Ohne sie können wir dichtmachen“ 
oder „Heimleiter kämpft gegen die Abschiebung von ei-
nem Viertel seiner Pflegekräfte“ oder „Spanien erleich-
tert Zuwanderung für ausländische Arbeiter“. Und eine 
Studie der Arbeitsagentur meldet: „Fachkräftebedarf so 
hoch wie seit zehn Jahren nicht“.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Illegale 
Migranten sind keine Fachkräfte!)

Es ist doch völlig gaga. Sie wollen Menschen in die 
Elfenbeinküste abschieben, aber gleichzeitig Menschen 
aus Ghana anwerben. Da muss sich doch bei Ihnen im 
Kopf ein Strudel auftun bei so viel Unsinn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Wir hören sehr genau zu, was dazu aus der Unions-
fraktion kommt. Es ist immer dasselbe: Abschieben, 
Zahnarzttermine, Ausgrenzen und „kleine Paschas“.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]:  
So viel zum Konsens!)

Sie haben keine Idee, wie eigentlich eine moderne Gesell-
schaft aussieht, in der mehr als 20 Prozent der Menschen 
eine Einwanderungsgeschichte haben. Da sind Sie blank, 
und da sind Sie mit Friedrich Merz in den 90ern hängen 
geblieben. Man muss es vielleicht in einer Sprache sagen, 
die Sie verstehen, nämlich mit den Worten von Bernd 
Stromberg: „Wenn du nix im Fenster hast, musst du 
schon verdammt viel im Laden haben.“

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]:  
Ist das arm! Ist das billig!)

In Ihrem Laden brennt vielleicht noch Licht, aber da ist 
keiner mehr zu Hause.

(Norbert Kleinwächter [AfD], an die CDU/ 
CSU gewandt: Mit solchen Leuten wollen Sie 
koalieren?)

Wir brauchen Arbeitskräfte, nicht nur den Chemiepro-
fessor, sondern auch Menschen, die hier bei uns die Lager 
einräumen, unsere Angehörigen pflegen, auf unsere Kin-
der aufpassen und hier als Ärzte anfangen. Aber dafür 
muss man eben auch mal sein Menschenbild ändern, da-
mit diese Menschen am Ende des Tages nicht wieder 
gehen, weil sie jeden Tag Rassismus und Anfeindungen 
ausgesetzt sind.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Sie müssen mal raus 
ins Land gehen und gucken, was da los ist! Mal 
raus aus Berlin!)
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Das ist die Gefahr für unsere Gesellschaft, für die Unter-
nehmen und für die Menschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei jeder migrationspolitischen Debatte geht es 
schließlich um gesellschaftlichen Zusammenhalt. Wenn 
25 Prozent der Menschen mit Einwanderungsgeschichte 
überlegen, ob sie Deutschland nicht vielleicht wieder ver-
lassen sollen, dann müssen wir uns doch für so viel Ras-
sismus und für so viel Ausgrenzung nur schämen.

Ich habe etwas, das gegen den Hass hilft, nämlich 
Wissenschaft.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ich dachte 
schon, das Bürgergeld!)

Und die sagt uns seit Jahren, wie falsch der Weg von 
immer mehr Ausgrenzung und Hass ist. Wenn aber jetzt 
mehr Menschen mit Einwanderungsgeschichte, auch in 
der zweiten oder dritten Generation, gehen wollen, dann 
verlieren wir alle. Dagegen können wir etwas tun, zum 
Beispiel mit der Abschaffung der Arbeitsverbote. Damit 
würden geflüchtete Menschen nämlich sofort mit beiden 
Beinen im Leben ankommen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Ohne lesen  
zu können!)

Mit dem Staatsangehörigkeitsrecht haben wir auch schon 
die Ausgrenzung beendet.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Diejenigen mit ei-
nem Bleiberecht können doch sowieso arbei-
ten! Das ist doch Quatsch, was Sie erzählen! 
Es gibt doch Bleiberecht!)

Mit dem Chancen-Aufenthaltsrecht haben wir den wür-
delosen Limbo für geflüchtete Menschen überwunden. 
Und da ist bei Ihnen in der Union bei der Abstimmung 
auch ganz gewaltig der Laden auseinandergeflogen; das 
haben wir hier alle im Plenum gut beobachten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Derya Türk-Nachbaur [SPD])

Aber ich will der Union in einem Punkt recht geben:

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]:  
Bitte keine Ratschläge!)

Es lohnt sich nämlich, mal ganz genau zu schauen, wes-
halb Menschen an den EU-Grenzen nicht registriert wer-
den. In Italien zum Beispiel wird in der Tat ein ganzer Teil 
der Menschen nicht registriert und am Ende einfach 
durchgewunken. Italien setzt sich jeden Tag über euro-
päische Regeln hinweg.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Nein! Wirklich? 
Wenigstens das haben Sie erkannt!)

Anstatt Grenzkontrollen zu fordern, könnten Sie von der 
Union einfach mal bei Ihren Freunden, den Postfaschis-
ten in Rom, anrufen.

(Lachen des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD])

Mit denen stimmen Sie im Europaparlament nämlich ab; 
man kennt sich also ganz gut.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Jetzt wird es aber 
unterirdisch! – Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU]: Sie haben es noch nicht gemerkt!)

Oder – anderer Vorschlag – Sie rufen mal bei der Kom-
mission an

(Beifall des Abg. Uwe Kekeritz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und fragen, warum Italien eigentlich jahrelang europäi-
sche Regeln verletzen darf. Soweit ich weiß, hat die 
Kommissionspräsidentin noch ein CDU-Parteibuch. Ma-
chen Sie sich nützlich! Rufen Sie sie an!

Danke. 
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Gute Besserung!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die FDP-Fraktion hat das Wort Stephan Thomae.

(Beifall bei der FDP)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine Damen und Herren! Die Steuerung 
und Kontrolle, die Ordnung und Begrenzung der Migra-
tion bleiben eine Herausforderung für die ganze euro-
päische Politik, vor allem auch für die deutsche, weil 
Deutschland ein wichtiges Zielland von Fluchtmigration 
vieler Flüchtlinge ist.

Richtig ist, dass sich seit 2016 die Zahl der in Deutsch-
land lebenden Flüchtlinge auf ungefähr 3 Millionen etwa 
verdoppelt hat. Was die AfD aber verschweigt – und das 
muss man den AfD-Wählern auch mal sagen –: Ganz viel 
davon haben wir Ihrem Freund Wladimir Putin zu ver-
danken. Von diesen 3 Millionen Flüchtlingen, die in 
Deutschland leben, kommt etwa 1 Million aus der Ukrai-
ne, etwa 1 Million aus Syrien. Überall da, wo Ihr Freund 
Putin

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Er ist nicht unser 
Freund! Das ist doch Blödsinn!)

die Hände im Spiel hat – in Europa, in Afrika, in Asien –, 
da fliehen die Menschen. Die Migrationskrise in Europa 
und Deutschland hat einen Namen, den Namen Ihres 
Freundes Wladimir Putin, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Fällt 
Ihnen sonst nichts ein?)

Und wenn ich mir nun Ihre sieben Forderungen an-
schaue, dann fällt auf:

Erstens. Ein Teil davon ist ohnehin schon erledigt. 
Sachleistungen statt Geldleistungen: Das steht im Gesetz. 
Gerade wir als FDP haben die Bezahlkarten vehement 
gefordert und jetzt auch eingeführt.

Der Entzug des Schutzstatus von Menschen, die in 
ihrem Heimatland Urlaub machen, ist beschlossen. Die 
Aufhebung des Abschiebestopps nach Afghanistan und 
Syrien: Für Afghanistan gab es bereits einen ersten Ab-
schiebeflug.
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(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Christian Wirth [AfD]: Einen!)

Syrien: schwierige neue Lage. Und der Machthaber von 
Syrien, Assad, ist – man glaubt es kaum – bei Ihrem 
Freund Putin in Moskau. Das ist auch ein Teil der Wahr-
heit: Ein Teil ist abgearbeitet.

Zweitens. Ein Teil ist unrealistisch. Sie fordern Grenz-
zäune. Mein Wahlkreis ist das Oberallgäu im bayerischen 
Oberland. Im Allgäu verlaufen die Grenzen zu Österreich 
durch die Berge. Wie will man da Grenzzäune errichten? 
Das ist unrealistisch.

Drittens. Ein Teil Ihrer Forderungen ist kontraproduk-
tiv. Sie fordern die Abschaffung des Chancen-Aufent-
haltsrechts. Das Chancen-Aufenthaltsrecht war eine For-
derung aus der Wirtschaft heraus. Wir schieben immer 
die Falschen ab. Wir schieben statt Straftätern und Ge-
fährdern viele Menschen ab, die gut integriert sind, die 
hier Ausbildungsplätze und Arbeitsplätze haben. Und da 
schafft der Chancenaufenthalt Abhilfe.

Zum Vierten. Hier möchte ich kurz verweilen: Ein Teil 
der Forderungen ist sehr entlarvend. Sie schreiben in 
Ihrem Antrag von der „verantwortungslosen Politik der 
offenen Grenzen“.

(Zuruf von der AfD: Ja!)
Offene Grenzen in Europa: Das ist nicht per se verant-
wortungslose Politik, sondern es ist eigentlich das Ziel 
europäischer Einigungspolitik.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch ganz 
was anderes!)

Dass wir einen Schutz der Außengrenzen brauchen, dass 
wir ein besser funktionierendes Gemeinsames Europäi-
sches Asylsystem brauchen, ja, das ist die Wahrheit.

(Martin Hess [AfD]: Und da kommen Sie jetzt 
nach zehn Jahren drauf! Herzlichen Glück-
wunsch!)

Wir wollen im Endeffekt eine Wiederherstellung eines 
Europas offener Grenzen durch eine bessere Migrations-
politik und nicht ein Europa, in dem die Grenzen wieder 
geschlossen werden. Das ist der große Unterschied. Wir 
wollen ein Europa der offenen Grenzen, und das will die 
AfD nicht.

(Zuruf von der AfD: Völliger Quatsch!)
Wir wollen ein starkes, einiges, offenes Europa. Das ist 
das Gegenteil dessen, was Wladimir Putin will, und fol-
gerichtig das Gegenteil dessen, was Sie wollen.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wir wollen ein 
funktionierendes Europa!)

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Derya Türk-Nachbaur für die SPD-Fraktion ist die 

nächste Rednerin.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Derya Türk-Nachbaur (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen und andere! Wenn die AfD hier wieder einmal 
von einer „beispiellosen Migrationskrise“ spricht, dann 
erinnert mich das an eine sehr schlechte Daily Soap: 
dramatisch, laut und vor allem erfunden.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Der Antrag liest sich wie eine Mischung aus Stammtisch-
parolen und Panikmache. Wir sehen: Die Währung der 
Populisten bleibt stabil. Doch heute stehen wir hier, um 
Fakten gegen Fantasie zu setzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Spannend ist auch, dass die AfD es schafft, von stei-
genden Zahlen seit 2022 zu sprechen, ohne den Angriffs-
krieg Russlands auf die Ukraine zu erwähnen. Und ich 
frage mich: Warum mussten denn die Menschen aus der 
Ukraine überhaupt fliehen?

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die meinen wir 
überhaupt nicht!)

Wer ist denn der Verursacher dieser Fluchtbewegung?

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Über die reden 
wir überhaupt nicht!)

Sie bringen es nicht mal über die Lippen, Putin als Ag-
gressor zu benennen, und das ist ziemlich entlarvend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Doch Realität schlägt Panik, Fakten statt Mythen.
Die Zahl der Asylanträge ist gesunken. Ja, die Zahl der 

Asylanträge sinkt drastisch. Beispielsweise ist im Ver-
gleich zum Oktober letzten Jahres ein Rückgang von 
über 50 Prozent zu verzeichnen, im November setzte 
sich dieser Trend fort. Und das wissen die Damen und 
Herren hier rechts außen sehr wohl. Das ist ein Ergebnis 
klarer, kluger Maßnahmen der Bundesregierung, nicht 
das Ergebnis eines Grenzzauns, wie ihn die AfD hier 
fordert. Die Regierung handelt pragmatisch. Die AfD 
aber ruft nach Scheinlösungen, die nichts anderes sind 
als Symbolpolitik für die eigene Anhängerschaft.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Der Grenzzaun 
von Polen funktioniert gut!)

Die gezielte Steuerung der Migration, engere Abkommen 
mit Herkunftsländern und eine effizientere Verwaltung 
zeigen Wirkung. Ich sage es noch mal, in der Hoffnung, 
dass es bei Ihnen ankommt: Die Zahlen sind gesunken.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Wir haben den 
höchsten Stand!)

Der AfD geht allerdings die Düse, so scheint es jeden-
falls; denn in der Welt wird es ziemlich eng, wenn die 
Realität zeigt, dass es Verantwortungsträgerinnen und 
-träger gibt, die für Lösungen pauken, statt nur immer 
nur populistisch zu poltern. Also, was machen Sie? 
Das, was Sie immer machen, wenn Sie Angst haben, 
aus der öffentlichen Debatte zu fliegen: Sie schreiben 
einen Antrag zum Thema Migration. In der öffentlichen 
Debatte kommen Sie momentan nämlich nur vor wegen 
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der Mitgliedschaften einiger Ihrer Mitglieder in terroris-
tischen Vereinigungen, wegen Gastprofessuren in Russ-
land und wegen Spionageskandalen.

Schauen wir uns also mal an, was die Blaumaler hier 
fordern: jeden zurückweisen, der ein Asylgesuch stellt. 
Entschuldigung, aber Sie wissen schon, dass das ein ver-
fassungsrechtlicher Rohrkrepierer ist? Von Dublin III ha-
ben Sie wahrscheinlich auch noch nichts gehört.

(Martin Hess [AfD]: Gucken Sie mal in Arti-
kel 16a Grundgesetz! – Gegenruf des Abg. 
Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber von Karlsruhe haben Sie gehört?)

Offenbar haben Sie in der Fraktion übersehen, dass das 
weder menschenrechtskonform noch rechtlich abgedeckt 
ist. Und dazu der Vorschlag, Grenzzäune zu errichten!

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Zurückweisen 
ist rechtskonform!)

Meine Damen und Herren, Deutschland ist kein Freiluft-
gefängnis. Wir sind mit Leib und Seele überzeugte Euro-
päerinnen und Europäer. Wir setzen nicht auf Abschot-
tung, sondern auf Kooperation in Europa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Dr. Ann-Veruschka Jurisch 
[FDP] – Norbert Kleinwächter [AfD]: Bürger-
geld für alle!)

Sie haben Europa nicht verstanden. Sie verlieren sich 
im Klein-Klein eines Nationalismus, der wirklich aus 
dem letzten Jahrtausend stammt. Die AfD suggeriert, 
Deutschland sei durch Migration im Chaos versunken; 
alle Migrantinnen und Migranten seien Gefährder, Straf-
täter.

(Martin Hess [AfD]: Das ist Quatsch, und das 
wissen Sie auch!)

Ja, unter den Menschen, die zu uns kommen, gibt es ver-
einzelt auch Straftäter und Gefährder, die man nun ver-
stärkt abschiebt. Aber diese Straftäter und Gefährder, die 
sich gegen unsere Demokratie richten, gibt es auch in 
Ihren Reihen. Wohin wollen wir denn bitte die abschie-
ben?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Diese Ablenkungsmanöver sind echt durchschaubar und 
billig. Sie wollen keine lösungsorientierten, vielfältigen 
Maßnahmen. Es gibt nicht die eine Maßnahme. Sie ver-
kaufen Abschiebungen als Allheilmittel, und das ist wirk-
lich Populismus on the rocks.

(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])
Und wenn die Abschiebungen in einige Herkunftslän-

der nicht gut klappen, dann soll man eben die Entwick-
lungszusammenarbeit streichen oder die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit abschaffen, um Staaten zu erpressen.

(Zurufe von der AfD)
Das heißt, Sie wollen für noch mehr Fluchtursachen 
kämpfen. Ja, super, das ist keine Diplomatie auf interna-
tionalem Parkett, sondern billige Stammtischdiplomatie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

So verspielt man Vertrauen in die künftige Zusammen-
arbeit mit den Staaten, auf deren partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit wir als Deutschland dringend angewiesen 
sind.

(Martin Hess [AfD]: Wer wirklich Vertrauen 
verspielt, das ist die Außenministerin!)

Ich möchte gar nicht wissen, wessen Feder dieser ge-
niale Vorschlag überhaupt entspringt. Wahrscheinlich 
waren es genau diejenigen, die dafür plädieren, den Ab-
schiebestopp nach Syrien auszusetzen. Offenbar ver-
schließen Sie auch da die Augen vor der Realität. Wissen 
Sie überhaupt nicht, was gerade in Syrien los ist? 
Schauen Sie doch mal Nachrichten!

Was bleibt: Der AfD-Antrag ist ein leeres Versprechen. 
Der Antrag der AfD mag als tapferer Versuch erscheinen, 
die angebliche Invasion zu stoppen; aber in Wahrheit ist 
er nichts anderes als ein Sammelsurium aus Angst, Fehl-
information und einer Politik, die wir in Deutschland 
längst überwunden glaubten. Was Sie als Kehrtwende 
verkaufen, ist nichts anderes als ein gefährliches Rück-
wärtsmanöver. Eine Politik, die Menschenrechte igno-
riert, löst keine Probleme, sondern schafft neue.

Unser Weg ist klar: Wir setzen auf internationale Zu-
sammenarbeit, Menschlichkeit und Rechtsstaatlichkeit. 
Sie mögen vielleicht den Applaus von den Rängen des 
Hasses bekommen, aber Demokratinnen und Demokra-
ten in diesem Haus stehen für Vernunft, Stabilität und 
Verantwortung.

(Martin Hess [AfD]: Wir bekommen Applaus 
von denen, die das hier in Deutschland nicht 
erleben wollen, im Gegensatz zu Ihnen! Genau 
so!)

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Knut Gerschau [FDP])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Gottfried Curio für die AfD-Fraktion ist der 

nächste Redner.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Seit 2015 fordert die AfD die Zurückweisung illegaler 
Migranten an der Grenze. Das Asylgesetz verbietet die 
Aufnahme von Asylbewerbern aus sicheren Drittstaaten; 
es wird mitnichten EU-rechtlich überlagert. Wo die EU 
ihrer Pflicht nicht nachkommt, einen funktionierenden 
Raum der Sicherheit zu bieten, muss Deutschland seiner 
nationalen Pflicht zur Aufrechterhaltung von Sicherheit 
und Ordnung nachkommen.

(Beifall bei der AfD)
Auch zur Feststellung der Zuständigkeit muss 

Deutschland niemanden an der Grenze einlassen. Der 
Migrant befindet sich, etwa in Österreich, schon auf 
EU-Boden, wo geprüft werden kann. Die Union täuscht 
nur vor, Zurückweisungen zu wollen. Merz schließt die 
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einzige Option auf Umsetzung dieser Politik, die AfD, 
aus, will sich sogar von den Feinden einer solchen Politik 
zum Kanzler wählen lassen. Das stellt seine Priorität klar; 
dem Wohle Deutschlands gilt sie jedenfalls nicht. Wer an 
diesem ehrlich interessiert ist, der muss dem Antrag der 
AfD zustimmen.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Merz will illegale Migration nicht stoppen, wenn er 
dafür mit der AfD abstimmen muss. Seine Brandmauer 
zur Verleumdung der AfD ist ihm wichtiger als die Si-
cherheit unserer Bürger, wichtiger als die Wohlfahrt un-
seres Landes. Deutschland, meine Damen und Herren, 
hat Besseres verdient!

(Beifall bei der AfD)
Jetzt, in der Opposition, kopiert die Union die von ihr 
abgelehnten AfD-Anträge.

(Lachen des Abg. Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU])

Umsetzen ließe sich das nur mit der AfD; die von Merz 
erhofften Königsmacher, SPD und Grüne, lehnen das 
rundweg ab.

Ziel der Union ist also nur eine Neuauflage der ver-
heerenden Merkel-GroKo als Merz-GroKo. Die Merz- 
Union betreibt vorsätzlich Wählertäuschung; sie fordert 
Zurückweisungen nur zum Schein. Um das zu ver-
tuschen, versuchen Sie in demokratieverachtender Kom-
plizenschaft mit den Ampelfraktionen durch Manipula-
tion der Tagesordnung die zweitgrößte Oppositionspartei 
mundtot zu machen und damit Millionen Wähler.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Aber Sie 
reden doch! – Gabriele Katzmarek [SPD]: Ma-
nipulation der Tagesordnung?)

Die CDU lässt alle Anträge der AfD in den Ausschüs-
sen blockieren. Warum? Damit sie selbst nicht vor der 
Wahl Farbe bekennen muss.

(Widerspruch des Abg. Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Wähler soll das wahre Gesicht der Union nicht sehen. 
In diesem Staatsstreich gegen den Parlamentarismus, die-
ser Verschwörung zur Wählertäuschung, sind sich die 
vier Kartellparteien aus Ampel und Union einig.

(Beifall bei der AfD)
Die Union will sogar ihre bei der AfD abgeschriebenen 

Anträge nicht mehr stellen, aus Angst, AfD-Stimmen 
könnten denen zu einer Mehrheit verhelfen. Deutlicher 
kann man die Heuchelei solcher kopierten Anträge gar 
nicht mehr machen. Merz will keine Veränderung zum 
Wohle der Menschen umsetzen. Man flieht vor dem Of-
fenbarungseid der Abstimmung heute und entlarvt sich 
selbst, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Seine Brandmauerstrategie macht die CDU sowieso 

nur zum Steigbügelhalter linker Politik. Was diese Union 
braucht und was vor allem Deutschland jetzt braucht, ist 
endlich eine Brandmauer zur Merkel- und Ampelära. 

Stattdessen will Merz mit den Restbeständen der Ampel 
weitermachen bei der Zerstörung Deutschlands, selbst 
mit Habeck. Er will gerade keinen Neuanfang.

So eine Opposition braucht niemand, erst recht nicht so 
eine Regierung. Eine Brandmauer zur AfD ist eine Mauer 
zu politischen Lösungen in Deutschland. Wer politische 
Lösungen in Deutschland will, muss die AfD wählen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: So eine Heulsuse!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Lamya 

Kaddor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Die Tages-
ordnungspunkte der AfD wiederholen sich mittlerweile 
im Sitzungswochentakt. Heute lautet einer ihrer Anträge 
„Kehrtwende in der Migrationspolitik jetzt einleiten – 
Maßnahmen zur sofortigen Beendigung der illegalen Ein-
wanderungsströme treffen“. Und der zweite Antrag lautet 
„Zurückweisung von Asylantragstellern ohne Visum 
oder gültigen Aufenthaltstitel an der Bundesgrenze – Pi-
lotversuch umgehend starten“.

(Beifall bei der AfD – Bernd Schattner [AfD]: 
Das muss man jetzt tun!)

So ist das, wenn man keine Ideen hat, wenn einem nichts 
einfällt.

Ich könnte jetzt natürlich einfach meine Reden der 
letzten Wochen und Monate wiederholen. Das mache 
ich natürlich nicht; denn die Einfallslosigkeit überlasse 
ich Ihnen. Oder liegt Ihre Einfallslosigkeit vielleicht da-
ran, dass Ihnen Ihr eigener Leitantrag zum Wahlpro-
gramm peinlich ist oder Sie ihn gerne verheimlichen 
wollen? Denn dort findet sich nämlich allerhand Unsinn – 
anders kann ich es nicht sagen –, wie Klimawandelleug-
nung oder Marktradikalismus, der schon andere Volks-
wirtschaften in den Ruin getrieben hat.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Wohin es mit der Wirtschaft nach einem EU-Austritt 
geht, sehen wir eindrücklich in UK. Sie geben sich als 
Partei der einfachen Leute, wollen aber Erbschaft- und 
Vermögensteuer abschaffen.

(Zuruf von der AfD: Zum Thema!)

Sie wollen den Mieterschutz streichen und die abschlags-
freie Rente erst nach 45 Beitragsjahren, unabhängig vom 
Alter.

(Bernd Schattner [AfD]: Kommen Sie doch 
mal zur Sache!)

Sie wollen Menschen arbeiten lassen, solange sie noch 
irgendwie Leben in sich haben.
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Dass Sie sich außenpolitisch Russland anbiedern, ist 
nicht neu. Aber danke, dass Sie es wenigstens weiter 
schriftlich festhalten, wenn Sie schon nicht darüber reden 
wollen. Bekanntlich genauso unsinnig und gefährlich 
sind Ihre Asyl- und Migrationsideologien.

Ja, das ist sicher alles unangenehm für Sie. Doch an-
ders, als Sie es wollen, werden Sie uns nicht mundtot 
machen, und auch die Medien werden weiter die unange-
nehmen Wahrheiten über Sie dokumentieren. Ihre Politik 
zu entlarven, ist keine politische Benachteiligung oder 
undemokratische Ausgrenzung der AfD. Es ist verfas-
sungsfeindlicher Imperativ.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Verfassungs-
feindlicher Imperativ, genau!)

Es ist Ausdruck von Meinungsfreiheit.
Und apropos Meinungsfreiheit. Überall lamentieren 

gerade Sie – das werden wir ja morgen auch noch hören –, 
dass die Meinungsfreiheit gefährdet sei, nur weil Sie in 
Ruhe Ausländer, Muslime und andere Minderheiten be-
schimpfen wollen, ohne lästigen Widerspruch. Fordern 
Sie das ruhig. Aber seien Sie doch endlich mal ehrlich, 
und übertölpeln Sie Ihre eigenen Wähler nicht.

Wir Grüne sollen uns beleidigen, bedrohen lassen. Al-
les durch die Meinungsfreiheit gedeckt! Und während-
dessen träumen Sie sich Meinungsfreiheit und andere 
Freiheiten weg und wollen Klimafolgenforschung, Ge-
schlechterforschung, Pandemieforschung abschaffen. So 
wie Sie Migration unterbinden wollen, wollen Sie auch 
alles andere unterbinden. Schöne autoritäre Welt!

(Zuruf von der AfD: Das macht schon der 
Wähler!)

Wahr ist, was die AfD sagt, oder? Sonst nichts? Das ist 
doch lächerlich. Sie müssen Ihre Wählerinnen und Wäh-
ler schon für außerordentlich dumm halten, wenn Sie im 
ersten Satz vor Zensur warnen, um dann im zweiten Satz 
die Forschung zu zensieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Hohes Haus, gerade weil ich als Deutsche, die eine 
Frau ist, eine Muslimin – und das mit Migrations-
geschichte – und damit gerne Ihr Feindbild und Ihr An-
griffsobjekt bin, interessieren mich Ihre Pläne für Men-
schen wie mich natürlich sehr.

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
Sie wollen islamischen – wohlgemerkt: nicht islamis-
tischen – Organisationen den Status als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts verwehren. Bravo! Das wird 
Deutschland total nach vorne bringen, wenn Sie das hin-
kriegen. Wir wollen lieber – und ich glaube, das wollen 
viele hier im Haus –, dass diese Organisationen auf der 
Basis unserer rechtsstaatlichen Grundordnung mithelfen, 
unser Gemeinwesen zukunftsfest zu machen.

Warum hat es eigentlich Ihr Lieblingsbegriff „Re-
migration“ nicht in den Leitantrag geschafft? Sie haben 
doch genug Mitglieder und Wähler, die – sagen Sie es 
doch mal klar – Menschen wie mich am liebsten depor-
tieren wollen.

(Zurufe von der AfD)

War selbst Ihnen das zu radikal? Bestimmt nicht. Ihre 
bayerischen Parteifreunde haben doch eine Resolution 
zur Remigration verabschiedet und wollen Personen-
gruppen mit – Zitat – „schwach ausgeprägter Integrati-
onsfähigkeit“ und -willigkeit zurückführen. Und was 
„schwach ausgeprägt“ heißt, bestimmt natürlich die 
AfD. Richtig? Ein Schlaraffenland für Rechtsextremis-
ten!

Selbst was Sie offenkundig im Bereich der Migration 
planen, ist hanebüchen. Nationale Grenzkontrollen sind 
auf Dauer nicht machbar. Asylverfahren außerhalb der 
EU haben schon Briten und Italiener nicht geschafft. Statt 
Arbeitserlaubnis ist verpflichtende gemeinnützige Arbeit 
vorgesehen, also modernes Sklaventum. Na, herzlichen 
Glückwunsch!

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Das steht  
im Gesetz!)

Und dann wollen Sie zum Staatsangehörigkeitsrecht 
von vor 1990 zurück. Wissen das eigentlich jene hart 
arbeitenden Menschen mit Migrationshintergrund, die 
Sie zu umgarnen versuchen, wenn Sie Menschen in 
gute und böse Migranten aufteilen? Sagen Sie den Men-
schen einfach die Wahrheit, was in Ihren Hinterzimmern 
eigentlich geplant wird. Vielleicht merkt dann auch der 
Allerletzte in diesem Land, wofür Ihre Partei meines Er-
achtens steht:

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Sie haben 
Robert Habeck!)

Ausgrenzung, Abwertung, Diskriminierung, Extremis-
mus und Rassismus.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Philipp Amthor für die Unionsfraktion ist der nächste 

Redner.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Auch wenn die Debatte dazu ja nicht gerade einlädt und 
auch wenn es der Antragsteller vielleicht nicht unbedingt 
gewollt hat, will ich zu Beginn etwas in der Sache sagen. 
Denn wenn wir über Zurückweisungen reden, dann ist für 
uns als Union klar: Solange das europäische Asylsystem 
nicht funktioniert – es wird auf absehbare Zeit wohl auch 
nicht funktionieren –,

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es ist Ihre Kommissionspräsidentin!)

müssen wir endlich dazu kommen, Zurückweisungen an 
den deutschen Grenzen durchzuführen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)
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Und ich will das auch noch mal entgegen den linken 
Bedenken hier im Haus deutlich machen: Zurückweisun-
gen sind rechtlich zulässig, sie sind praktisch umsetzbar – 
das sagt die Bundespolizei –, und sie sind vor allem 
politisch geboten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zurückweisungen müssen kommen. Das Wichtige ist – 
das ist der AfD wahrscheinlich nicht ganz klar und hier in 
der Debatte vielleicht auch noch nicht so klar gesagt –: 
Für Zurückweisungen braucht es gar keinen Beschluss 
des Deutschen Bundestages. Ein Beschluss des Deut-
schen Bundestages ist nicht notwendig. Was es für ge-
steuerte Migration und für Zurückweisungen an den 
deutschen Grenzen braucht, ist eine handlungsfähige Re-
gierung. Diese haben wir im Moment nicht, und diese 
kann es nur durch Neuwahlen geben, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Kollege Amthor, erlauben Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Emmerich von Bündnis 90/Die Grü-
nen?

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Gerne.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin, vielen Dank für die Fragemöglich-

keit. – Herr Kollege Amthor, Sie selbst kommen aus 
dem Landesverband Mecklenburg-Vorpommern, ge-
nauso wie eine ehemalige Bundestagsabgeordnete, die 
vor Kurzem ein Buch veröffentlicht hat.

(Maximilian Mordhorst [FDP]: Ganz falscher 
Titel!)

Ihr Name lautet Angela Merkel. Sie war Bundeskanzlerin 
dieses Landes und hat gerade im Rahmen der Veröffent-
lichung Ihres Buches ausgeführt, warum sie Bedenken 
gegen Zurückweisungen hat und warum sie da im Dis-
sens zur Union steht. Würden Sie die Bedenken der ehe-
maligen Bundeskanzlerin Angela Merkel auch als linke 
Bedenken bezeichnen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Lieber Herr Kollege Emmerich, ich verstehe ja den 

Wunsch. Sie hätten auch gerne jemanden, von dem man 
rückblickend sagen kann, dass er dieses Land vernünftig 
regiert hat. Bei den Grünen sind davon nicht so viele 
vorhanden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es gibt einen Unterschied in der Sache. Wir sehen das 

nicht so. Die Union hat ein klares Regierungsprogramm. 
In einer Volkspartei ist es nicht unüblich, dass ihre Mit-
glieder nicht immer alle Auffassungen der Partei teilen.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist denn eine Volkspartei?)

Auch wenn Sie sich das anders wünschen: Angela Merkel 
hat klar formuliert, dass sie sich Friedrich Merz als Bun-
deskanzler wünscht. Dafür werden wir arbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ihre Frage zeigt natürlich, wie weit Sie noch davon ent-
fernt sind, wieder eine handlungsfähige Regierung zu 
bilden.

Ich wollte mich aber eigentlich gar nicht der linken 
Seite des Plenums so stark zuwenden, weil ich noch klare 
Worte zum Antragsteller, zur AfD, sagen will.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann machen Sie es zur rechten Seite!)

Der Antrag zum Thema Zurückweisung dient dem 
Grunde nach nur einem Zweck: Sie wollen uns als Union 
hier vorführen.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]:  
Genau so ist es!)

Die Einzigen, die Sie aber vorführen mit diesem Antrag, 
sind Sie selbst. Sie entlarven sich selbst mit dieser Debat-
te.

(Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])
Denn Sie gerieren sich hier im Parlament immer als die 
großen Sachwalter, interessiert an sachlichen Debatten.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Gottlos!)
Sie beklagen hier einen großen Politikzirkus. Wenn man 
sich aber anschaut, wie Sie hier parlamentarische Arbeit 
gestalten, kommt man zu dem Schluss, dass es hier nur 
einen Zirkus gibt, und das ist die AfD-Bundestagsfrak-
tion mit schlechten Artisten, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bei Ihrem Salto rechtwärts fallen Sie dann auch mal vom 
Seil. Ich kann Ihnen sagen: Mit den Lösungen, die Sie 
hier anbieten – ich habe gesagt, es braucht keinen Be-
schluss des Deutschen Bundestages zu Zurückweisungen 
an der Grenze –, versuchen Sie ja nur, zu skandalisieren.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Was ist mit Ihrem 
Zustrombegrenzungsgesetz?)

Wir brauchen neue und handlungsfähige Mehrheiten. 
Aber das, was wir von Ihnen hier angeboten bekommen, 
ist ehrlicherweise immer dieselbe Leier. Sie wollen im-
mer so starke Typen sein. Stattdessen legen die AfD- 
Redner hier ständig eine Heulsusenmentalität an den 
Tag und jammern die ganze Zeit am Pult nur rum.

(Beifall bei der CDU/CSU – Heiterkeit bei der 
Linken – Martin Hess [AfD]: Wir müssen uns 
nicht als „Heulsusen“ bezeichnen lassen!)

Niemand will mit Ihnen spielen. Und warum nicht? Weil 
Sie einen Dreck auf die Spielregeln der parlamentari-
schen Demokratie geben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Sebastian Fiedler 
[SPD] – Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth 
[AfD])
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– Ja, das sieht man doch, wie Sie hier agieren. Bleiben Sie 
doch einmal sachlich.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: – Das sieht man 
dann hier in zwei Wochen! Wie agieren Sie 
dann?)

Ich kann Ihnen sagen: So wie Sie agieren, gelingt es 
Ihnen nicht, sich abzugrenzen von dem, was notwendig 
wäre.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Ach, hören Sie 
doch auf!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer sich nicht von den 
Extremisten abgrenzen kann, ist nicht besser als die Ex-
tremisten selbst.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD])

Sie sind eine Ansammlung von schwachen Typen, die 
es nicht schaffen, für Ordnung in Ihren eigenen Reihen zu 
sorgen. Sie sind schuld daran, dass Sie hier im Parlament 
keinerlei Gestaltungsmöglichkeiten haben, weil Sie sich 
radikalisieren. Von dem Humus der früheren Professoren-
partei ist nichts mehr übrig. Das, was bei Ihnen noch 
übrig ist, ist eine hoch ideologisch verblendete Gruppe 
von Menschen, die das System sprengen wollen, und von 
schwachen Typen, die sich nicht trauen, diesen zu wider-
sprechen.

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: So ein 
Quatsch, Herr Amthor!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Philipp Amthor (CDU/CSU):
Mit Ihnen gibt es keine Zusammenarbeit. Eine Stimme 

für die AfD ist eine verlorene Stimme für Deutschland.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Widerspruch bei der AfD – 
Dr. Christian Wirth [AfD]: Unglaublich!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin ist für die FDP-Fraktion 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch.
(Beifall bei der FDP)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Als Freie Demokratin setze ich mich aus tiefs-
ter Seele dafür ein, dass Deutschland ein weltoffenes 
Land ist und bleibt.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Ja, danke!)
Damit Deutschland ein weltoffenes Land ist und bleibt, 
sind Ordnung und Kontrolle in der Migration eine, wenn 
nicht die Voraussetzung. Wir verdanken Menschen, die 
aus dem Ausland zu uns eingewandert sind, sehr viel. 
Jeder von uns kennt so viele Menschen mit ausländischen 
Wurzeln, Menschen, die hart arbeiten und schon deshalb 

einen wichtigen Beitrag bei uns leisten, die aus unseren 
Vereinen nicht wegzudenken sind und die wir einfach 
gerne als Freunde, Kollegen und Nachbarn haben. Als 
Freie Demokratin setze ich mich dafür ein, dass unser 
Land ein weltoffenes Land bleibt. Ordnung und Kontrolle 
in der Migration sind dafür die Grundlage, damit wir 
wissen, wer zu uns kommt, damit die Anzahl der Men-
schen, die als Asylbewerber zu uns kommen, uns nicht 
überfordert, damit die Integration jedes einzelnen Men-
schen, der auf Dauer zu uns kommt, auch wirklich gelin-
gen kann.

Wir werden in den kommenden Jahren zunehmend auf 
Arbeitskräfte aus dem Ausland angewiesen sein; denn 
wir haben ein gigantisches demografisches Problem. 
Deswegen ist die Frage, ob die Menschen in unserem 
Land kontrollierte Einwanderung als natürlichen und 
funktionierenden Bestandteil unseres Landes betrachten, 
auch eine Frage unseres wirtschaftlichen Erfolges. Oder 
um es anders zu sagen: Für eine echte Wirtschaftswende 
brauchen wir auch eine sehr klare Haltung in der Migra-
tion. Ordnung und Kontrolle in der Migration als Voraus-
setzung für Weltoffenheit und als Bedingung für eine 
leichtere Einwanderung in unseren Arbeitsmarkt, darum 
geht es uns Freien Demokraten in der Migrationspolitik.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Und Ordnung und Kontrolle in der Migration kann 
allein mit rechtsstaatlichen Mitteln und im Einklang mit 
Europarecht und unserer Rolle in der Europäischen 
Union durchgesetzt werden. Ein Zaun rund um Deutsch-
land zu bauen, wie hier gefordert wird, ist nicht nur eine 
lächerliche Vorstellung – Deutschland hat 3 876 Kilo-
meter Grenze, die, wie schon mein Kollege Thomae aus-
geführt hat, auch an schwierig zugänglichen Orten ver-
läuft –, sondern widerspricht auch fundamental dem 
Kernanliegen und dem Kernverdienst der Europäischen 
Union, einem Europa ohne Binnengrenzen, von dem wir 
in Deutschland auch so sehr profitieren. Und kommen Sie 
mir jetzt nicht mit Ungarn. Der Russlandfreund und an-
gebliche Friedensmissionar Viktor Orbán kann nur den 
extremen Rändern hier ein Vorbild sein.

Reden wir über das, was jetzt sinnvollerweise und 
dringlich in der Migrationspolitik zu machen ist. Erstens. 
Wo bleiben die versprochenen weiteren Abschiebungen 
von Straftätern nach Afghanistan und Syrien? Ich gehe 
jetzt mal nicht davon aus, dass die Innenministerin damit 
bis kurz vor der Wahl wartet, um dann ins Schaufenster 
zu stellen, dass noch weitere Abschiebungen stattfinden. 
Ich erwarte deswegen per sofort regelmäßige Abschie-
beflüge – und zwar in kurzer Taktung – von Straftätern 
nach Afghanistan und Syrien.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Zweitens. Ich erwarte, dass die Innenministerin jetzt 
endlich die Möglichkeit zu Asylverfahren in Drittstaaten 
erprobt. Das habe ich auch schon oft an dieser Stelle 
gefordert. Die Expertenevaluation vor fast einem Jahr 
hat hinreichend Hinweise gegeben, dass es rechtsstaatlich 
tragfähige Möglichkeiten dafür gibt. Wo sind hier die 
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Konzepte? Wo sind die konkreten Ideen zur Umsetzung? 
Wo sind auch Konzepte für Abschiebungen in Drittstaa-
ten? Auch das ist Teil des Expertenberichts.

Drittens. Ich erwarte, dass die Innenministerin jetzt 
sehr schnell und – ich betone das – rechtssicher Zurück-
weisungen von Dublin-Fällen direkt an der Grenze end-
lich mit den Bundesländern vereinbart und umsetzt. Das 
war schon Bestandteil einer Vereinbarung. Das ist längst 
überfällig. Da sind auch Sie von der Union gefragt; denn 
wir brauchen dafür dringend die Bundesländer.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Es gibt noch einiges abzuarbeiten für mehr Ordnung 

und Kontrolle in der Migration, und das ausschließlich 
rechtsstaatlich und europäisch, für ein weltoffenes 
Deutschland.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Martin 

Hess [AfD]: Amen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sebastian Fiedler von der SPD-Fraktion hat das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Fiedler (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ein AfD-Antrag – Herr Baumann ist wieder zurück-
gekehrt – und wieder werden Begriffe bzw. Aussagen ins 
Feld geführt wie „Albtraum“, „Massenzustrom begren-
zen, weil das Leben kostet“ – ich habe gerade mit-
geschrieben –, „Schicksalsfrage für Deutschland“; darun-
ter geht es nicht. Leid und Opfer der Bevölkerung spielen 
eine Rolle.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen Sie sich 
nicht lustig!)

Die AfD versucht erneut, Migration und Sicherheit in 
einen unmittelbaren kausalen Zusammenhang zu stellen 
und sich zu gerieren als diejenige, die für Sicherheit und 
Rechtsstaat steht. Dazu möchte ich Ihnen gerne ein paar 
Worte sagen.

Erst heute Morgen haben wir gehört, dass Sie auf be-
rechtigte Forderungen aller Sicherheitsbehörden nach 
IP-Adressen-Speicherung mit irgendwelchen Mythen 
und Verschwörungstheorien antworten. Daran kann man 
erkennen, wie sehr Sie auf die Sicherheitsbehörden hö-
ren, nämlich gar nicht. Sie diffamieren wichtige Ermitt-
lungsinstrumente.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist ja nicht 
schwer!)

Das haben Sie heute Morgen getan.
Was machen Sie sonst noch? Sie diffamieren eines 

der wichtigsten Sicherheitsorgane des Bundes und der 
Länder, den Verfassungsschutz, und delegitimieren ihn 
in einer Tour und bei jeder Gelegenheit, obwohl da 

Tausende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen Eid 
auf die Verfassung geschworen haben, obwohl er sich 
an Recht und Gesetz hält und obwohl gerichtlich unter 
anderem festgestellt wurde, dass die AfD eine rechts-
extreme Partei ist. Das kann man bei jeder Gelegenheit 
nur wiederholen.

(Beifall bei der SPD)

Und was wollen Sie noch? Sie wollen – das verschwei-
gen Sie hier – die europäische Sicherheitsarchitektur zer-
stören, indem Sie aus der EU austreten wollen. Was 
würde das bedeuten? Ich will das den Bürgerinnen und 
Bürgern noch einmal erklären. Es gäbe kein Frontex 
mehr, obwohl diese Sicherheitsagentur für den Schutz 
unserer Außengrenzen dringend erforderlich ist. Sie ist 
auf der einen Seite für die Einhaltung der Menschen-
rechte und auf der anderen Seite für den Grenzschutz 
Europas verantwortlich. Wir wollen sie ausbauen. Wir 
hätten kein Europol mehr. Auch diese Organisation müs-
sen wir weiterentwickeln. Wir wünschen uns sogar mehr 
Verantwortung für Europol. Wir hätten keine Europäi-
sche Staatsanwaltschaft, mit der wir auf wichtigen Krimi-
nalitätsfeldern zusammenarbeiten können. Wir hätten 
keine europäische Koordinierung der Nachrichtendiens-
te. Jeder Polizist und jede Polizistin in Deutschland schla-
gen sich vor die Stirn bei der Vorstellung, aus der Euro-
päischen Union auszutreten. Das wäre eine Katastrophe 
für die Sicherheit. Und Sie wagen es, so zu tun, als sprä-
chen sie hier für Sicherheitsinteressen der deutschen Be-
völkerung. Ein Witz in Tüten!

(Beifall bei der SPD)

Das ist auch einer der Gründe dafür, warum das bei 
denjenigen, mit denen man sprechen sollte, unter ande-
rem mit der Gewerkschaft der Polizei und dem Bund 
Deutscher Kriminalbeamter, den ich vertreten habe, zu 
Unvereinbarkeitsbeschlüssen geführt hat. Sie können da 
gar nicht Mitglied werden, wenn sie gleichzeitig Mitglied 
der AfD sind. Das hat seinen Grund. Sie sprechen nicht 
für die Sicherheitsbehörden, und Sie sprechen nicht für 
die Sicherheit. Sie sprechen vielleicht für den Kreml.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Und wie ist die Lage tatsächlich? Es ist doch ganz 
einfach: Wir können doch vielleicht mal auf Horst See-
hofer hören. Er hat ja in den letzten Tagen weise Mo-
mente gehabt. Er wird in vielen Medien wie folgt zitiert: 
„Mittlerweile sei … im Gegensatz zu 2015 und 2016 ‚die 
Ordnung weitgehend hergestellt.“ Er lobt seine Nach-
folgerin, die Bundesinnenministerin Nancy Faeser. Sie 
habe – Zitat – „schon die richtigen Ansätze, es unter 
Kontrolle zu bringen, gerade was Europa angeht“. Das 
sagt jemand, der mal die Migration als „Mutter aller 
Probleme“ bezeichnet hat. Ich verstehe gar nicht, warum 
heute irgendwie keiner darauf hört und von der Union 
keiner darauf zu sprechen kommt. Das ist so inkonsistent. 
Wollen Sie den Herrn Seehofer jetzt rausschmeißen? Ich 
verstehe es gar nicht.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Soll das witzig sein, 
oder was?)

Also offensichtlich ist die Lage doch ganz anders, als hier 
insinuiert wird.
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Ich habe gestern noch mal mit dem Vorsitzenden der 
Gewerkschaft der Polizei und mit meinem Nachfolger 
beim Bund Deutscher Kriminalbeamter gesprochen und 
sie, die Interessenvertreter der Sicherheitsbehörden, ge-
fragt, was sie eigentlich von den Vorschlägen der Zurück-
weisung halten. Die Haltung da ist eindeutig. Sie sagen 
nämlich, sie wollten kein politisches Experiment auf dem 
Rücken der Polizistinnen und Polizisten.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Genau!)
Das wollen sie nicht haben. Sie weisen darauf hin, dass 
der Europäische Gerichtshof in ständiger Rechtspre-
chung diese Vorschläge der Zurückweisung nicht mit-
geht.

Oder wollen Sie eine Notlage ausrufen? Ist das Ihr 
Ernst? Was würde das bedeuten? Würde das Rechts-
sicherheit schaffen, wenn das so wäre, oder müsste nicht 
vielmehr gewartet werden, bis der Europäische Gerichts-
hof anschließend erneut entschieden hätte? Wie würden 
solche Verfahren eigentlich aussehen? Darauf weist die 
GdP hin: Es würde die einzelne Polizistin oder der ein-
zelne Polizist, der die Maßnahmen ausführt, verklagt 
werden. Wollen Sie das wirklich auf dem Rücken der 
Beschäftigten unserer Sicherheitsbehörden austragen? 
Ist das Ihre Position? Ich kann Ihnen sagen: Wir machen 
das nicht mit. Wir stehen hinter unserer Polizei.

(Beifall bei der SPD)
Das tun wir allemal, weil wir sehen – ich wiederhole da 
im Prinzip das, was Horst Seehofer in weiser Erkenntnis 
beschrieben hat –: Wir sind erfolgreich. Ohne uns gäbe es 
gar kein Gemeinsames Europäisches Asylsystem. Unsere 
Bundesinnenministerin hat es geschafft, erfolgreich in 
Europa zu verhandeln.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Norbert 
Kleinwächter [AfD]: Erfolgreich dysfunktio-
nale Systeme etabliert!)

Ich verstehe gar nicht, warum Sie das nicht mal loben 
können. Wieso kriegen Sie das denn eigentlich nicht 
hin? Nur weil Wahlkampf ist? Sagen Sie doch den Leu-
ten, dass wir in Wahrheit gerade erfolgreiche Zeiten ha-
ben!

(Lachen des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD] – Zuruf des Abg. Josef Oster [CDU/ 
CSU])

Ich will schließen und folgenden Satz an die rechts-
extremen Gröler hier rechts außen im Plenum, aber 
auch mit großer Ernsthaftigkeit an die Bevölkerung rich-
ten.

(Martin Hess [AfD]: Sie täuschen die Bevölke-
rung! Das hat nichts mit Ernsthaftigkeit zu tun! 
Das ist das glatte Gegenteil! Das grenzt an 
Niedertracht!)

Bei all den Debatten, die wir hier führen, gilt aus Sicht 
aller Sicherheitsbehörden, die sehr viel Erfahrung haben, 
ein Kernsatz: Europa ist in Fragen der Sicherheit und der 
Kriminalitätsbekämpfung nicht das Problem, sondern die 
Lösung. Also: Schauen Sie mit uns sicher nach vorn!

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 
Kurth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Dr. Silke Launert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Silke Launert (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Es braucht 
viel Mut, um sich selbst einzugestehen, geschweige denn 
öffentlich zu sagen: Ich bin überfordert. – Zu groß ist die 
Angst, dass dieser Satz an einem kleben bleibt, als ein 
Zeichen der Schwäche ausgelegt wird. Aber ist das wirk-
lich so? Tatsächlich ist ein solches Eingeständnis mit-
unter der notwendige Schritt, um in Wahrheit Schaden 
abzuwenden. Nur wenn ich ehrlich mit mir bin, wenn 
ich bereit bin, meine eigenen Grenzen anzuerkennen, 
die Grenzen dessen, was ich zu leisten imstande bin, 
übernehme ich Verantwortung, sei es im Beruf, im Priva-
ten oder als politisch Verantwortlicher.

Auch wir müssen uns eingestehen: Deutschland ist 
überfordert. Die Integrationsfähigkeit unseres Landes ist 
überschritten – in den Kindergärten und Schulen, im Hin-
blick auf Wohnraum und auch im Hinblick auf die Be-
wahrung des sozialen Friedens in unserem Land. Wer vor 
dieser Lage die Augen verschließt, die Stimmung im 
Land nicht wahrnimmt, an den Menschen im Land vor-
beiregiert, der wird seiner Verantwortung für das Land 
eben nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Volker Münz [AfD])

Wir als Union haben in zahlreichen Anträgen in den 
letzten Jahren die Regierung aufgefordert, eine Wende in 
der Asyl- und Migrationspolitik einzuleiten. Immer wie-
der haben wir Anträge gestellt, konstruktive Vorschläge 
gemacht. Immer wieder, ein ums andere Mal wurden sie 
von der Regierung abgelehnt. Aber wir lassen nicht lo-
cker; denn im Interesse des Friedens im Land müssen  
wir eine echte Asylwende erreichen. Das bedeutet zu-

allererst: Wir müssen selbst entscheiden, wer in unser 
Land kommt. Solange kein sicherer Grenzschutz an den 
EU-Außengrenzen erfolgt, solange viele EU-Staaten die 
Dublin-Regeln nicht einhalten – wir waren in Griechen-
land; vieles läuft ordentlich; aber es ist ein reiner Ver-
schiebebahnhof –, solange reihenweise Flüchtlinge nur 
nach Deutschland weitergeschoben werden, so lange ist 
es erforderlich, nationale Grenzkontrollen durchzuführen 
und auch Leute ohne Visum an den deutschen Grenzen 
zurückzuweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Volker Münz [AfD])

Auch das ist übrigens eine Forderung, die wir immer 
wieder aufgestellt haben, zuletzt im Rahmen des so-
genannten Migrationsgipfels, auch da vergebens. Aktuell 
ist es doch so: Jeder, der es geschafft hat, nach Deutsch-
land zu kommen, bleibt in der Regel hier, ganz gleich, ob 
er ein Bleiberecht hat oder nicht. Abschiebungen sind 
schwierig – wir sehen die Probleme in der Praxis; ich 
war selbst in der Praxis tätig und habe das mehrfach 
erlebt – und herausfordernd. Deshalb sind der Außen-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                           26189 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Sebastian Fiedler 



grenzschutz auf EU-Ebene oder, wenn da nicht möglich, 
der Schutz der nationalen Grenzen zwingend erforder-
lich, wenn wir andere Signale senden wollen.

Die Menschen verstehen es nicht, wenn sie vonseiten 
der Ampelregierung seit drei Jahren immer wieder hören: 
Dieses und jenes geht nicht; das widerspricht EU-Recht. – 
Man braucht sich doch nicht wundern, wenn sie das Ge-
fühl haben: Wenn immer an allem Europa schuld ist, ist 
vielleicht Europa nicht mehr so gut. Wenn die Regierung 
immer sagt: „Wir können nichts machen“, ist das viel-
leicht die falsche Regierung. – Das treibt die Leute in 
Wahrheit zu den ganz rechten Parteien, die einfache Lö-
sungen versprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich sage nicht immer gleich „rechtsradikal“ und be-
zeichne nicht jeden als Nazi. Nazis sind für mich Massen-
mörder. Und ich beschuldige nicht jeden gleich, von dem 
ich nicht sicher sagen kann, dass es so ist.

Jetzt komme ich zum Antrag der AfD. Obwohl wir bei 
dieser einen Frage vielleicht eine ähnliche Meinung ha-
ben, haben wir wirklich Probleme, mit Ihnen zusammen-
zuarbeiten.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Sie müssen ja 
nur zustimmen, nicht zusammenarbeiten!)

Und warum? Es sind unter anderem Ihre hetzerischen 
Reden. Herr Baumann, leider war Ihre Rede heute wieder 
ein Beispiel dafür. Sie hetzen die Leute auf. Sie schüren 
Ausländerhass. Es geht Ihnen nicht nur um die Begren-
zung der illegalen Zuwanderung, sondern auch generell 
darum, Ausländerhass entstehen zu lassen. Und das 
nehme ich Ihnen übel. – Da ich sehe, dass Sie Ihren 
Kopf schütteln, möchte ich auf ein Zitat von Herrn Höcke 
verweisen, der gesagt hat, dass wir ohne Probleme mit 20, 
30 Prozent weniger Menschen in Deutschland leben 
könnten; das halte er ökologisch sogar für sinnvoll. Von 
solchen Leuten lassen Sie sich im Hintergrund beeinflus-
sen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Nur im Hintergrund?)

Das zeigt: In Wahrheit geht es Ihnen um Ausländerhass 
und Remigration. Und dafür stehen wir gerade nicht.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: Sie sind schon 
auf dem Niveau der SPD gelandet!)

Wir wissen, dass hier viele Menschen mit Migrationshin-
tergrund leben, die dieses Land bereichern. Wir sehen die 
Gefahr einer Zusammenarbeit mit Ihnen, und genau des-
halb lehnen wir sie ab.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Eine harte Migrationspolitik ist nicht das Ende der Mit-
menschlichkeit. Sie bedeutet, das Heft wieder in der 
Hand zu haben, selbst zu entscheiden, Rücksicht zu neh-
men auf die eigene Bevölkerung, auf das, was geht und 
nicht geht, schlichtweg auch den Mut zu haben, zu sagen: 
Wir können nicht mehr.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Gruppe Die Linke hat das Wort Clara Bünger.

(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Die AfD hat heute wieder behauptet, Grenzkon-
trollen seien die Lösung für alles – von überfüllten Kom-
munen bis hin zu steigenden Mieten. Doch das ist keine 
Antwort; das ist Angstmacherei.

(Beifall bei der Linken)

Statt echte Lösungen zu bieten, träumt die AfD von Zäu-
nen, Abschottung und Remigration – Maßnahmen, die 
keine Probleme lösen, Grundrechte verletzen und das 
Leben der Menschen hier nicht verbessern. Ihre Vorstel-
lungen entsprechen einer national-völkischen Idee, und 
da wundert es nicht, wenn Sie als Nazipartei bezeichnet 
werden.

(Beifall bei der Linken)

Der AfD-Antrag zeigt das Elend der Debatte über 
Migration in Deutschland deutlich. Er zeigt nicht nur, 
wie extrem die Forderungen der AfD sind. Er zeigt auch, 
wie nah sich Union und FDP diesen Positionen angenä-
hert haben. Forderungen wie Zurückweisung von Schutz-
suchenden an den Grenzen oder das Ignorieren von 
EU-Recht sind keine exklusiven AfD-Thesen mehr. 
Union und FDP vertreten solche Ansätze längst selbst 
und normalisieren damit Hetze und Rechtsbrüche der 
AfD.

Während es 2016 als großer Tabubruch galt, als 
Beatrix von Storch Waffengewalt an den Grenzen einset-
zen wollte, konnte Jens Spahn im Oktober 2023 davon 
sprechen, „irreguläre Migrationsbewegungen“ gegebe-
nenfalls „mit physischer Gewalt“ aufzuhalten.

(Martin Hess [AfD]: Das ist die Gesetzeslage!)

Der Aufschrei blieb damals aus.
Heute fordert die AfD dasselbe, und Union sowie FDP 

schweigen oder stimmen sogar inhaltlich zu. – Ja, Herr 
Amthor, Sie stimmen dem inhaltlich zu. Hören Sie ruhig 
zu! Sie sagen, Zurückweisungen wären rechtlich möglich 
und zulässig. Das ist falsch, Herr Amthor. Da vertreten 
Sie einfach keine rechtmäßige Position.

(Zuruf des Abg. Detlef Seif [CDU/CSU])

Stattdessen wird der Diskurs weiter nach rechts verscho-
ben, und die AfD testet hier ganz klar die Brandmauer. 
Lehnen Union und FDP die Position ab, blockieren sie 
ihre eigenen Forderungen. Stimmen sie zu, Herr Seif, 
dann fällt die Brandmauer.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von Union und 
FDP, es gibt einen Ausweg. Erkennen Sie an, dass hier 
rote Linien überschritten werden, weil deutsches und 
europäisches Recht gebrochen wird! Solange Sie AfD- 
Positionen übernehmen,

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
doch keine AfD-Position! Die Frage ist: Was 
ist richtig, und was ist möglich?)
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dürfen Sie sich nicht wundern, wenn diese Partei Sie vor-
führt und den Diskurs immer weiter nach rechts ver-
schiebt. Und die AfD? Sie bleibt das, was sie immer 
war: eine Brandstifterin, die Ängste schürt und keine 
Lösungen bietet.

Mit uns hätte es die ganzen Verschärfungen, die SPD, 
Grüne und FDP mitgetragen haben, nicht gegeben.

(Beifall bei der Linken)
Wir sagen ganz klar Nein zu einer Normalisierung von 
rechter Hetze und Ja zu einer Politik, die Probleme löst, 
den Kommunen hilft und Menschlichkeit und Rechts-
staatlichkeit voranstellt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken – Michael Brand [Ful-
da] [CDU/CSU]: Ihre Antwort ist ja gar keine 
Lösung!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Michael Brand für die Unionsfraktion ist der letzte 

Redner in dieser Debatte.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Debatte zur inneren Sicherheit und Migration wird 
heute aufmerksam verfolgt von einer Gruppe von Men-
schen, der wir alle große Dankbarkeit schulden und die 
unsere Anerkennung verdient. Es handelt sich um eine 
Truppe, die nicht nur uns ans Herz gewachsen ist: unsere 
Bundespolizei.

Hier im Deutschen Bundestag und in der Bevölkerung 
ist es eine überwältigende Mehrheit, die unsere Bundes-
polizei und ihren Einsatz für unsere Demokratie, für un-
seren Rechtsstaat enorm schätzt. Im Namen des ganzen 
Hohen Hauses danke ich allen für diesen wichtigen 
Dienst für unser Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Für den vorgelegten Antrag gilt: Anträge von Extre-
misten sind nicht deshalb zustimmungsfähig, weil Sie 
neben Unsinn auch Elemente eingebaut haben, die all-
gemein akzeptiert werden, zumal Sie konkrete Vor-
schläge der CDU/CSU in Ihrem Antrag schlicht kopiert 
haben.

(Lachen bei der AfD)
Sie wollen Chaos. Wir wollen Lösungen, die funktionie-
ren. Darüber will ich jetzt konkret sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Martin Hess 
[AfD]: Also bitte! Sie machen sich ja lächer-
lich!)

Wir brauchen endlich Fortschritte, um Grenzschutz 
und andere wichtige Aufgaben tatsächlich effektiv er-
füllen zu können. Dazu gehört eine Reihe von Maßnah-
men, nämlich auch Grenzkontrollen, Zurückweisungen, 
EU-Außengrenzenschutz und natürlich auch Migrations-
abkommen mit anderen Ländern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dazu gehören klare 
rechtliche Befugnisse. Wir reden nicht nur über Sie – es 
geht nämlich um die Mitteposition, die Position, die am 
Ende funktioniert –, sondern wir müssen auch darüber 
reden, was die Ampel in den letzten drei Jahren blockiert 
hat. Die Ampel hat blockiert, dass das immer wieder 
angekündigte Bundespolizeigesetz auf der Höhe der 
Zeit kommt. Sie hat moderne materielle, personelle und 
rechtliche Ausstattung blockiert.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir als Union wollen nach einer Regierungsüber-

nahme – und darüber reden wir heute – endlich die an-
derswo in der EU schon lange realisierte Speicherung von 
Vorratsdaten, damit Organisierte Kriminalität, auch 
Schleuserbanden, Clans und Kinderschänder mit IP-Ad-
ressenverfolgung endlich wirksam bekämpft werden. Der 
hessische Ministerpräsident hat das in seiner Rede heute 
hier im Deutschen Bundestag klargemacht. Das muss 
doch jetzt wirklich jeden zum Nachdenken und vor allen 
Dingen zum Handeln bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
SPD: Ist das Migrationspolitik?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da geht es nicht ge-
gen den Datenschutz. Da geht es gegen Täterschutz, der 
endlich aufhören muss. Herr Fiedler, da müssen Sie Ihre 
Truppe mal bewegen. Nicht Reden hier halten, sondern 
endlich handeln!

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian Fiedler 
[SPD]: Sie waren doch heute gar nicht da!)

– Natürlich war ich da.
(Sebastian Fiedler [SPD]: Sie sind beim fal-
schen Tagesordnungspunkt! „Migrationspoli-
tik“ steht da! Migration! Sie sind zwei Stunden 
zu spät, Herr Brand!)

– Na ja komm, passen Sie auf! – Auch der Europäische 
Gerichtshof hat das klar bestätigt. Er hat das nicht nur für 
ausdrücklich zulässig erklärt, sondern auch für zwingend 
erforderlich.

Wir brauchen weitere Maßnahmen.
(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na, Herr Brand, keine Redezeit bekom-
men?)

– Ja, es ist mir klar, dass Sie das alles nicht hören wollen, 
weil Sie es drei Jahre nicht auf die Kette gebracht haben. 
Das ist der Grund, warum diese Truppe auf der rechten 
Seite des Hauses ständig wächst.

(Beifall bei der CDU/CSU – Julian Pahlke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach! Merz 
wollte sie halbieren! Friedrich Merz wollte 
die AfD halbieren! Was hat er denn gemacht? – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie rennen der AfD doch hinterher mit 
Ihren Ideen! Und was bringt es?)

Wir brauchen am Ende moderne Technik zur Unterstüt-
zung, Quellen-TKÜ, Drohnentechnik, Taser als präventi-
ves Hilfsmittel, die dringend notwendige Ertüchtigung 
der IT des Bundes und im Übrigen auch die lange ge-
forderten Sachmittel.
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(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, dann rennen Sie der AfD noch wei-
ter hinterher, Herr Kollege!)

All das braucht die Bundespolizei im Kampf gegen Mi-
gration und im Kampf gegen Schleuser.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und wir brauchen eine personelle Stärkung der Bun-

despolizei, zumal zahlreiche Abgänge zu beklagen sind. 
Belastung und Vernachlässigung durch die Ampel und 
eine miserable Perspektive sind für viele großartige 
Frauen und Männer der Grund, ihren Dienst für unseren 
Rechtsstaat mit Bedauern und aus Frust zu quittieren.

(Zuruf des Abg. Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Hören Sie auf die Gewerkschaften, wenn Sie nicht auf die 
CDU/CSU hören wollen! Die sprechen mittlerweile von 
30 Prozent Kündigungen während und unmittelbar nach 
der Ausbildung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen einen 

Sonderplan für die Bundespolizei, um diese Entwicklung 
zu stoppen und umzukehren. Wir müssen den Schaden 
reparieren, den die Ampel auch hier verursacht hat. Der 
Kurs der Ampel gegen die Bundespolizei und gegen die 
innere Sicherheit

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Unfassbar! Un-
sachlich! Diese Wahlkampfreden kann man 
mal lassen! – Weitere Zurufe von der SPD)

darf und wird so nicht weitergehen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
Statt Kontrollquittungen ausstellen zu müssen, wie 

SPD, FDP, Grüne fest und falsch geplant hatten, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Kollege Brand, kommen Sie bitte zum Schluss 

Ihrer Rede.
(Sebastian Fiedler [SPD]: Erst nicht zum 

Thema und dann nicht zum Schluss!)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
– braucht die Bundespolizei eine Stärkung durch den 

demokratischen Staat, nicht Misstrauen linker Politik. 
Die Bundespolizei hat jede Unterstützung verdient. Und 
in der Tat, auch darum geht es am 23. Februar.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Übelste Fake News! – Helge 
Lindh [SPD]: Ich möchte den alten Michael 
Brand wieder! Vor dem Wahlkampf! Den Nor-
malen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.

Bevor wir zu den Abstimmungen kommen, habe ich 
gehört, dass das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht 
ist.

Das Wort hat für die AfD-Fraktion Dr. Curio.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Auf Anstiftung der Union wurden gestern alle Anträge 
der AfD in den Fachausschüssen per Geschäftsordnungs-
missbrauch blockiert. Der Sinn ist, die nachfolgende Auf-
setzung zu weiterer Beratung im Plenum zu verhindern. 
Die Anträge sollen nicht debattiert und abgestimmt wer-
den können.

Das Parlament ist aber ein Repräsentationsorgan. Da 
sollen alle vom Volk gewählten Kräfte zu Wort kommen. 
Danach wird mit Mehrheit abgestimmt. Wir verdanken es 
dem antidemokratischen Ungeist der Merz-Union, dass 
jetzt der genuine Sinn dieses Hauses komplett untergra-
ben wird. Wenn die Viererbande aus Union und Ampel 
schon die Debattenpunkte der AfD streichen will, die 
Opposition mundtot machen möchte, dann können wir 
uns den Bundestag sparen. Sie entehren nicht nur sich 
selbst, sondern vor allem auch dieses Parlament.

(Beifall bei der AfD)

Und die AfD-Anträge, die schon zur Abstimmung reif 
sind wie der heutige Migrationsantrag, sollen jetzt per 
Hand gestoppt werden: durch den exotischen Geschäfts-
ordnungstrick, abstimmungsreife Anträge erneut in die 
Ausschüsse zu verweisen, um sie dort verenden zu lassen. 
Die an den Haaren herbeigezogene Scheinbegründung, 
zu der sich die CDU gestern Abend herabgewürdigt hat: 
Die Ausschussmehrheit hätte sich nach dem Ampelende 
geändert, die Beschlussempfehlung könnte anders lauten. 
Nur, ob die Beschlussempfehlung Ja oder Nein lautet, ist 
irrelevant. Sie verhalten sich absolut zum Antragsziel und 
in Folge relativ zur Beschlussempfehlung.

Gestern im Innenausschuss hat die Union es vorgezo-
gen, überhaupt keine Begründung mehr anzugeben. Das 
ist verständlich; denn es gibt keine ehrenhafte Begrün-
dung.

(Beifall bei der AfD)

Die Wahrheit ist nämlich: Die Union will sich vor der 
Bundestagswahl zu allen möglichen Fragen nicht mehr 
öffentlich bekennen,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ist das jetzt ein 
Geschäftsordnungsbeitrag?)

insbesondere bei solchen Fragen wie Kernenergie oder 
eben Zurückweisung an der Grenze, bei denen Sie per 
billiger AfD-Kopie auf Dummenfang gegangen ist. Die 
Merz-Union will nach der Wahl mit einer der jetzt von ihr 
zum Schein bekämpften Ampelparteien koalieren.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Das ist nicht zur 
Geschäftsordnung!)

Da sind dann die jetzt von ihr ins Schaufenster gestellten 
Rücknahme- –
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Curio, sprechen Sie bitte zur Geschäftsordnung.

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Ich spreche zur Geschäftsordnung. – Da sind dann die 

Rücknahmeansichten obsolet: beim Heizungsgesetz, bei 
den offenen Grenzen. Dass man all dies rückabwickeln 
wolle, soll weiter dem Wähler vorgegaukelt werden.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Geschäftsordnung!)

Da wäre jetzt Farbe bekennen zu müssen hier im Plenum 
nur störend. Die Union muss sich verstecken vor dem 
Offenbarwerden ihrer eigenen Absichten durch die Ab-
stimmung.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Curio, das ist eine Geschäftsordnungsdebatte, und 

ich bitte Sie – –

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Ich rede von der Verhinderung der Abstimmung, die 

jetzt von Ihrer Fraktion, Frau Präsidentin, geplant ist.

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Merz ist noch gar nicht gewählt, da stört ihn schon der 
Bundestag, der eine Regierung kontrollieren soll. Das 
sind ja schöne Aussichten. Dieser Merz-Kurs entwürdigt 
Demokratie und Parlament.

(Beifall des Abg. Norbert Kleinwächter 
[AfD] – Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: 
Das ist doch nicht zur Geschäftsordnung! Das 
ist Propaganda, aber nicht zur Geschäftsord-
nung!)

Wenn das seine antidemokratischen Methoden sind, tau-
schen Sie ihn aus! Lassen Sie uns wieder die Debatte über 
die verschiedenen Vorschläge öffentlich austragen!

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Geschäftsordnung!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte jetzt zum Schluss Ihrer Rede. Ihre 

Redezeit ist vorbei.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: So eine 
Propagandarede! Das ist doch nicht zur Ge-
schäftsordnung!)

Dr. Gottfried Curio (AfD):
Wer wie die Merz-Union ins Parlament kommt, um 

seine eigenen politischen Absichten zu verhehlen und 
anderen das Wort zu beschneiden, hat hier nichts ver-
loren, nicht in der Opposition

(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

und schon gar nicht – –

(Beifall bei der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat aber viel 
Energie gekostet!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Curio, Sie haben die Präsidentin kritisiert. Dafür 

erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)
Und auch zur Geschäftsordnung hat der Kollege 

Thomae das Wort.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Stephan Thomae (FDP):
Herr Dr. Curio, das war viel Theaterdonner um einen 

Vorgang, der eigentlich ziemlich normal in diesem Par-
lament ist:

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Über-
haupt nicht!)

Wir verweisen Vorlagen, die der Sachberatung bedürfen, 
in einen Ausschuss, wenn noch Ausschüsse tagen, weil 
Sitzungswochen sind.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Der war schon im 
Ausschuss, und das wissen Sie! – Zuruf des 
Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])

Was soll da der Trick mit der Geschäftsordnung sein? So 
sieht es die Geschäftsordnung vor.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Da Sie jetzt aber Einwände haben – es war ja einer 
Ihrer Anträge schon im Ausschuss –, weise ich darauf 
hin, dass die Beschlussempfehlung, die damals gefasst 
worden ist, eine Mehrheit widerspiegelte, die so jetzt 
nicht mehr existiert.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Das ist irrelevant! 
Das habe ich Ihnen gerade erklärt!)

Es ist also sozusagen eine unechte Beschlussempfehlung. 
Dass wir dann zu dem Mittel greifen, sie noch einmal in 
den Ausschuss zurückzuverweisen,

(Zuruf des Abg. Norbert Kleinwächter [AfD])
ist ein völlig normaler Vorgang, der in § 82 der Geschäfts-
ordnung vorgesehen ist. Deswegen ist es kein Trick, son-
dern die Geschäftsordnung ist so angelegt. Von daher 
weiß ich nicht, warum Sie sich darüber aufregen.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Martin Hess [AfD]: Also, 
Herr Thomae, dass Sie bei diesem Schmieren-
theater mitmachen, das hätte ich nicht von 
Ihnen gedacht! Ganz ehrlich!)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir kommen nun zur Abstimmung.
Wir beginnen mit dem Zusatzpunkt 9 a. Das ist der 

Antrag der Fraktion der AfD auf der Drucksache 
20/14028 mit dem Titel „Zurückweisungen von Asyl-
antragstellern ohne Visum oder gültigen Aufenthaltstitel 
an der Bundesgrenze – Pilotversuch umgehend starten“. 
Die AfD-Fraktion wünscht eine Abstimmung in der Sa-
che. Die Fraktionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die 
Grünen und FDP wünschen Überweisung an den Aus-
schuss für Inneres und Heimat.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für diese beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD. Wer stimmt 
dagegen? – AfD-Fraktion, Gruppe BSW und Gruppe 
Die Linke.

(Manuel Höferlin [FDP]: Das ist ja wie in 
Frankreich! – Michael Brand [Fulda] [CDU/ 
CSU]: Das ist ja eine Front hier! – Gegenruf 
des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD]: Besser 
als mit euch!)

Enthaltungen? – Sehe ich keine. Dann ist die Überwei-
sung somit beschlossen. Damit stimmen wir heute über 
den Antrag auf Drucksache 20/14028 nicht in der Sache 
ab.

Wir kommen jetzt zum Zusatzpunkt 9 b. Die Frak-
tionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und 
FDP haben gemäß § 82 Absatz 3 unserer Geschäftsord-
nung beantragt, den Antrag der AfD-Fraktion mit dem 
Titel „Kehrtwende in der Migrationspolitik jetzt einlei-
ten – Maßnahmen zur sofortigen Beendigung der illega-
len Einwanderungsströme treffen“ auf den Drucksachen 
20/12802 und 20/13413 an den Ausschuss für Inneres 
und Heimat und die mitberatenden Ausschüsse zurück-
zuverweisen. Wer stimmt für die Zurücküberweisung? – 
CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Weil Sie nicht 
Farbe bekennen wollen! Der Wähler soll ge-
täuscht werden! – Gegenruf der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir 
spielen Ihr Spielchen nur nicht mit! Das ist 
der Unterschied! – Zuruf des Abg. Michael 
Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Wer stimmt dagegen? – AfD-Fraktion, die Gruppen Die 
Linke und BSW. Enthaltungen? – Sehe ich keine.

(Julian Pahlke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist bei den Linken los? – Gegenruf 
der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

– Während des Abstimmungsverfahrens wäre es schön, 
wenn alle etwas ruhiger wären, sodass wir alle gemein-
sam den Abstimmungen folgen können. – Der Antrag auf 
Zurückverweisung ist damit angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir kommen jetzt zu 
einer Reihe von Abstimmungen ohne Debatte, wofür in 
diesem Saal höchste Aufmerksamkeit notwendig ist. Und 
darum bitte ich Sie, Zwischenrufe und bilaterale Gesprä-
che zwischen den Fraktionen zu unterlassen und den Ab-
stimmungen zu folgen.

Ich rufe nun auf die Zusatzpunkte 31 a bis 31 bb sowie 
34: 

ZP 31 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Bereitstellung und Nutzung von Mobili-
tätsdaten und zur Änderung des Personen-
beförderungsgesetzes 

Drucksache 20/13954
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrej Hunko, Dr. Sahra Wagenknecht, Ali 
Al-Dailami, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe BSW 
Erhöhung des Beitrages zur gesetzlichen 
Pflegeversicherung abwenden

Drucksache 20/13743
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andrej Hunko, Dr. Sahra Wagenknecht, Ali 
Al-Dailami, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe BSW 
Ablehnung der Änderungen der Interna-
tionalen Gesundheitsvorschriften

Drucksache 20/13643
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Auswärtiger Ausschuss

d) Erste Beratung des von den Abgeordne- 
ten Stephan Brandner, René Bochmann, 
Dr. Gottfried Curio, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes (Erweiterung der Verwir-
kungsregelung des Artikels 18 um die un-
gestörte Religionsausübung des Artikels 4 
Absatz 2) 
Drucksache 20/13796
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Tobias Matthias Peterka, Dr. Götz Frömming, 
Martin Erwin Renner, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Sicherung der 
Pressefreiheit 
Drucksache 20/13794
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Kultur und Medien
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f) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Tobias Matthias Peterka, Dr. Christina Baum, 
Dr. Malte Kaufmann, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung 
der Transparenz in Verfahren vor Unter-
suchungsausschüssen und der Strafverfol-
gung im Zusammenhang mit Falschaus-
sagen vor Untersuchungsausschüssen   

Drucksache 20/13792
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Petitionsausschuss 
Rechtsausschuss

g) Erste Beratung des von den Abgeordne- 
ten Tobias Matthias Peterka, Thomas Seitz, 
Dr. Christina Baum, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Rückfallpräven-
tion durch Strafverschärfung bei Wieder-
holungstätern  

Drucksache 20/9392
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss

h) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Tobias Matthias Peterka 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Schaffung von 
Transparenz hinsichtlich möglicher Betei-
ligungen politischer Beamter an Unterneh-
men 

Drucksache 20/13791
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

i) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Tobias Matthias Peterka, 
Dr. Malte Kaufmann, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Erweiterung des 
§ 78b Absatz 2 des Strafgesetzbuchs  

Drucksache 20/13797
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss

j) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Barbara Benkstein, René 
Bochmann, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Sicherstellung der Gewal-
tenteilung 

Drucksache 20/13793
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

k) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, Marc Bernhard, Jörn 
König, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Verringerung verjährungs-
bedingter Einnahmeausfälle bei Forderun-
gen aus Ordnungsgeldverfahren gemäß 
§ 335 des Handelsgesetzbuchs 
Drucksache 20/13806
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss

l) Erste Beratung des von den Abgeordne- 
ten Stephan Brandner, Fabian Jacobi, 
Dr. Christina Baum, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Streichung der 
automatischen Anpassung der Abgeordne-
tenentschädigung 
Drucksache 20/13808
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales

m) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Stephan Brandner, René Bochmann, Dirk 
Brandes, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Änderung des Bundes-
ministergesetzes (Gesetz zur Neuregelung 
des Übergangsgeldes) 
Drucksache 20/4291
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Rechtsausschuss

n) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Markus Frohnmaier, Barbara Benkstein, 
René Bochmann, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 
Terrorismus in den Palästinensischen Au-
tonomiegebieten austrocknen – Streichung 
der finanziellen Zuwendungen für die Pa-
lästinensischen Autonomiegebiete

Drucksache 20/13927
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Haushaltsausschuss

o) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dietmar Friedhoff, Dr. Christina Baum, 
Dr. Malte Kaufmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 
Chancen für die deutsche Wirtschaft nut-
zen – Afrikas wachsenden Chemiemarkt 
noch stärker erschließen

Drucksache 20/13906
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss

p) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dietmar Friedhoff, Dr. Christina Baum, 
Dr. Malte Kaufmann, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 
Rohstoffkooperation mit der Republik 
Senegal stärken und als Modell für Ko-
operationen mit anderen afrikanischen 
Ländern anwenden – Arbeitsplätze und 
Wachstum sichern

Drucksache 20/13899
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss

q) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Jochen Haug, Tobias Matthias Peterka, 
Stephan Brandner, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 
Grundrechte wahren – Kein Vermögens-
register einführen bei der Umsetzung der 
EU-Richtlinie über die Abschöpfung und 
Einziehung von Vermögenswerten

Drucksache 20/13799
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

r) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Markus Frohnmaier, Dr. Christina Baum, 
René Bochmann, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 
Widerstandsfähigkeit von Entwicklungs-
staaten stärken – Klimaschutz aus der Ent-
wicklungspolitik streichen und Kunstbe-
griff Klimaflüchtling überwinden

Drucksache 20/13924
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

s) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Markus Frohnmaier, Carolin Bachmann, 
Marc Bernhard, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 
Entwicklungshilfepolitik im deutschen In-
teresse – Lieferbindung festschreiben

Drucksache 20/13922
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss

t) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Markus Frohnmaier, Marc Bernhard, René 
Bochmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Migrationskrise entwicklungspolitisch be-
kämpfen – Abfluss von Sozialleistungen 
verhindern und Rücküberweisungen regu-
lieren

Drucksache 20/14032
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

u) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Markus Frohnmaier, Dr. Christina Baum, 
Marc Bernhard, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Massenmigration aus dem Gazastreifen 
verhindern – Keine Aufnahme von palästi-
nensischen oder anderen nicht deutschen 
Ortskräften aus dem Gazastreifen in 
Deutschland

Drucksache 20/13925
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat

v) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Markus Frohnmaier, Dietmar Friedhoff, 
Edgar Naujok, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Die Entwicklungszusammenarbeit mit der 
Mongolei strategisch ausrichten

Drucksache 20/13926
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

w) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Michael Kaufmann, Nicole Höchst, 
Dr. Götz Frömming, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Batterie-Recycling – Bedarf erforschen 
und Methoden verbessern

Drucksache 20/13625
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz
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x) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Marc Jongen, Marc Bernhard, René 
Bochmann, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Einrichtung eines Forschungsinstituts für 
geopolitische Studien an der Helmut- 
Schmidt-Universität/Universität der Bun-
deswehr Hamburg

Drucksache 20/6989
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Verteidigungsausschuss 
Haushaltsausschuss

y) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier, Mike Moncsek, 
Klaus Stöber, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Bezahlbare Pauschalreisen schützen – 
Überregulierung verhindern

Drucksache 20/13945
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

z) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Malte Kaufmann, Dr. Michael Kaufmann, 
Leif-Erik Holm, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Die Rahmenbedingungen für naturwissen-
schaftliche und technologische Produkt-
entwicklungen verbessern

Drucksache 20/13944
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

aa) Beratung des Antrags der Abgeordneten Petr 
Bystron, Tino Chrupalla, Markus Frohnmaier, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 

Globale Infrastruktur im deutschen Inte-
resse errichten – Global-Gateway-Initia-
tive der Europäischen Union durch neue 
Strategie gestalten

Drucksache 20/8576
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

bb) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Eugen Schmidt, Steffen Kotré, Matthias 
Moosdorf, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
Zusammenarbeit mit Asien stärken – Bei-
tritt als Beobachter zur Konferenz über 
Interaktion und vertrauensbildende Maß-
nahmen in Asien
Drucksache 20/13526
Überweisungsvorschlag:  
Auswärtiger Ausschuss

ZP 34 Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurfs eines ... Gesetzes zur Änderung des 
Transplantationsgesetzes und Einführung der Wi-
derspruchslösung 
Drucksache 20/12609
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir so wie vor-
geschlagen.

Bevor wir zu den abschließenden Beratungen ohne 
Aussprache kommen, möchte ich Ihnen mitteilen, dass 
der Zusatzpunkt 32 bb von der Tagesordnung abgesetzt 
werden soll. – 

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Schade!)
Ich sehe, Sie sind damit einverstanden. Dann verfahren 
wir so.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 32 a bis 32 aa, 32 cc bis 
32 ss, 32 uu bis 32 ggg, 32 nnn bis 32 rrr sowie 32 yyy bis 
32 zzzz. Das ist höhere Mathematik heute hier.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es handelt sich um die Beschlussfassung zu Vorlagen, 
zu denen keine Aussprache vorgesehen ist.

Zusatzpunkt 32 a: 
– Beratung der Beschlussempfehlung und des 

Berichts des Ausschusses für Gesundheit 
(14. Ausschuss) zu der Verordnung der Bun-
desregierung 
Verordnung zur Anpassung des Beitrags-
satzes in der sozialen Pflegeversicherung 
2025
(Pflege-Beitragssatz-Anpassungsverord-
nung 2025 – PBAV 2025)
Drucksachen 20/13710, 20/13813 Nr. 2.2, 
20/14053
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– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 20/14054

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf der Drucksache 20/14053, die Verordnung der 
Bundesregierung auf der Drucksache 20/13710 zur 
Kenntnis zu nehmen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das sind die SPD-Fraktion und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die AfD- 
Fraktion und die Gruppe BSW. Wer enthält sich? – Die 
CDU/CSU, die Gruppe Die Linke und die FDP-Fraktion. 
Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe Die Linke auf Drucksache 
20/14080. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? – 
Das sind die Gruppe Die Linke und die Gruppe BSW. 
Wer stimmt dagegen? – AfD-Fraktion, CDU/CSU und 
der Rest des Hauses. Enthaltungen? – Sehe ich keine. 
Der Entschließungsantrag ist damit abgelehnt.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 32 b:

Beratung der Verordnung der Bundesregierung 

Verordnung zur Änderung der Verordnung 
über nationale Verpflichtungen zur Reduktion 
der Emissionen bestimmter Luftschadstoffe

Drucksachen 20/13377, 20/13694 Nr. 2

Die Fraktionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP haben beantragt, die Verordnung der Bun-
desregierung auf der Drucksache 20/13377 an den Aus-
schuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz und die mitberatenden Ausschüsse 
zurückzuverweisen. Wer stimmt dafür? – CDU/CSU, 
FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und die Gruppe Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion und die 
Gruppe BSW. Enthaltungen? – Sehe ich keine. Der An-
trag auf Zurücküberweisung ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 32 c: 

Beratung der Verordnung des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Klimaschutz 

Erste Verordnung zur Änderung der Versiche-
rungsvermittlungsverordnung

Drucksachen 20/13636, 20/13813 Nr. 2.1

Auch hier haben die Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP beantragt, die Ver-
ordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Kli-
maschutz auf der Drucksache 20/13636 an den Wirt-
schaftsausschuss und die mitberatenden Ausschüsse 
zurückzuverweisen. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
antragstellenden Fraktionen und die Gruppe Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – AfD-Fraktion und die Gruppe 
BSW. Enthaltungen? – Keine. Der Antrag auf Zurück-
verweisung ist somit angenommen.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 32 d:

Beratung der Beschlussempfehlung des Ältesten-
rates 

Änderung des Zeitplans des Deutschen Bun-
destages für das Jahr 2025 – 1. Halbjahr

Drucksache 20/13995

Für die Aussprache wurde hier eine Drei-Minuten- 
Runde vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und ich erteile das Wort für 
die SPD-Fraktion dem Kollegen Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Der Ältestenrat 
hat nahezu einstimmig vorgeschlagen, dass wir drei Sit-
zungswochen im nächsten Jahr streichen.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
Es wird also drei Sitzungswochen weniger geben. Wa-
rum? Dafür gibt es einen einfachen Grund: Wir, die re-
gierungstragenden Fraktionen, haben hier keine Mehrheit 
mehr für die Bundesregierung. Deswegen wird es kaum 
noch Gesetzesvorhaben geben, und dann brauchen wir 
hier nicht künstlich zu tagen, wenn wir sowieso kaum 
Tagesordnungspunkte haben, wo wir tatsächlich Gesetze 
beraten.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Bis 4 Uhr heute 
Morgen!)

Deswegen sollten wir das tun, was die Bürger in Wahl-
kampfzeiten erwarten, nämlich uns im Wahlkampf zu 
zeigen und für die Gespräche mit den Bürgerinnen und 
Bürger offenzustehen. Deswegen ist es ein guter Vor-
schlag des Ältestenrates, dem wir folgen sollten, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wobei wir dabei – das will ich ausdrücklich sagen – 
etwas Besonderes machen: Drei Wochen vor der Bundes-
tagswahl haben wir noch eine Sitzungswoche. Das ist 
sehr kurz; wir arbeiten also bis zur Bundestagswahl na-
hezu durch. 2017 und 2021, da hatten wir drei Monate – 
jetzt sind es drei Wochen – vor der Bundestagwahl die 
letzte Sitzungswoche, 2021 übrigens auch mit Zustim-
mung der AfD. Jetzt hier so zu tun, als wäre das was 
Besonderes, als würden wir die Arbeit einstellen und 
Ähnliches, ist an den Haaren herbeigezogen.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich muss sagen: Es ist schon scheinheilig, dass jetzt 
ausgerechnet die AfD-Fraktion bedauert, dass es diese 
Sitzungswochen nicht gibt, wo Sie doch die Fraktion 
sind, die am allermeisten gefehlt hat bei den namentli-
chen Abstimmungen, die die meisten Fehlzeiten hatte
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(Widerspruch bei der AfD)

– lesen Sie doch die Plenarprotokolle! –, die hier bei den 
Debatten am meisten gefehlt hat. Da, finde ich, ist es 
einfach scheinheilig, dass Sie jetzt hier auf den letzten 
Metern der Wahlperiode diese Sitzungswochen tatsäch-
lich haben wollen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe von der AfD)

Denn wenn ich mir anschaue, was Sie in dieser Wahl-
periode geleistet haben, wird klar: Sie haben hier kaum 
mitgearbeitet.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Sie haben ganz selten konkrete Gesetzesvorschläge ein-
gebracht. In der Regel waren es irgendwelche hingewurs-
telten Texte,

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] – 
Gabriele Katzmarek [SPD]: Oder Pöbeleien!)

in denen Sie die Bundesregierung zum Handeln aufgefor-
dert haben. Also, da wollen Sie jetzt nachholen, was Sie 
die ganze Wahlperiode nicht gemacht haben. Tatsächlich 
geht es Ihnen doch einmal mehr darum, hier die par-
lamentarischen Abläufe verächtlich zu machen,

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] – 
Zuruf von der AfD)

auch in diesen letzten Sitzungswochen Hass und Hetze zu 
verbreiten und diese Sitzungswochen für den Wahlkampf 
zu missbrauchen. Und das, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, machen wir nicht mit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir werden deshalb diesem guten Vorschlag des Ältes-
tenrates, bis drei Wochen vor der Wahl noch zu arbeiten, 
dann aber die Sitzungswochen nicht stattfinden zu lassen, 
folgen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dr. Bernd Baumann für die AfD-Fraktion ist der 

nächste Redner.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Bernd Baumann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In der 

Industrie brennt es; es droht ein Flächenbrand. Das sagen 
Spitzenverbände – von der Chemieindustrie über die Au-
toindustrie bis zum Maschinenbau.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Aber Sie werden 
nie der Feuerlöscher sein! Sie nie!)

Alle leiden unter der links-grünen, selbstzerstörerischen 
Politik der Ampel.

Diese Politik müssen wir jetzt korrigieren. Die nötigen 
Mehrheiten im Bundestag sind jetzt vorhanden. Lassen 
Sie uns arbeiten und unsere Pflicht tun, statt Sitzungs-
wochen zu streichen, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Hinzu kommt: Gegen Ende jeder Legislaturperiode 

stapeln sich Anträge und Gesetzesvorlagen massiv, so 
auch jetzt. Herr Fechner, allein heute müssen wir hier 
im Plenum bis 4 Uhr in der Früh tagen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja, und? Da seid 
ihr zu faul zu! Da werden wir mal schauen, wie 
viele von euch da sind! – Zurufe von der CDU/ 
CSU und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch deshalb bräuchte man mehr und nicht weniger Sit-
zungswochen.

Aber was tun Sie hier, CDU, FDP, SPD, Grüne? Sie 
treffen sich in Hinterzimmern als Kungelrunde und strei-
chen Sitzungswoche um Sitzungswoche. Damit lähmen 
Sie den Parlamentsbetrieb, die Herzkammer der Demo-
kratie. Bei all den Nöten des Landes müssen wir doch 
mehr arbeiten und nicht weniger, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der AfD – Bruno Hönel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Warum sind Sie dann 
nie da, Herr Baumann? Ihre Leute fehlen im-
mer von früh bis abends! Sie sind nie da! Wo 
sind Ihre Leute?)

SPD und Grüne haben deutlich bekundet, dass sie 
gerne weiterarbeiten würden. Es ist ganz klar die Union, 
die auf die Abschaffung der Sitzungswochen drängt. 
Aber warum eigentlich? Das kann ich Ihnen erklären: 
Seit dem Austritt der FDP aus der Koalition sind völlig 
neue Mehrheiten hier entstanden; denn auch die FDP will 
jetzt die schlimmsten links-grünen Projekte rückabwi-
ckeln, ebenso wie AfD und CDU, dazu noch einige frak-
tionslose Abgeordnete. Das ist die Mehrheit im Hause. 
Nutzen wir die Chance, die jetzt da ist!

(Beifall bei der AfD)
Wir können das Heizungsgesetz sofort hier abschaffen. 

Das Lieferkettengesetz, den Soli, die kalte Progression – 
alles einstampfen. Alle Ökozwangsmaßnahmen, der 
ganze links-grüne Wahnsinn können weg. Wir können 
die Atomkraft wieder einschalten, meine Damen und 
Herren.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Michael Sacher [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Und vor allen Dingen können wir endlich die Asyl-
migranten an den Grenzen zurückweisen. Die Chance 
müssen wir nutzen.

(Beifall bei der AfD – Bruno Hönel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr Baumann, wa-
rum schreien Sie denn immer so? Haben Sie 
Angst, dass Sie sonst nicht gehört werden?)

Das geht aber nur, wenn die Union mitmacht. Aber die 
Union will den links-grünen Wahnsinn ja gar nicht zu-
rückdrehen. Sie will nach der Wahl ja mit den Grünen und 
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der SPD koalieren, vielleicht sogar mit beiden. Da will 
und kann sie die links-grünen Projekte gar nicht rück-
abwickeln,

(Johannes Schraps [SPD]: Drei Minuten!)

obwohl sie ja genau das den Wählern verspricht. Und nur 
darum verhindert die CDU Sitzungswoche um Sitzungs-
woche,

(Zuruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])

weil sie sonst in allen Abstimmungen Farbe bekennen 
müsste. Die Union will also die Wähler hinters Licht 
führen. Eine Kanzlerschaft aber, die auf solchen Lügen 
errichtet ist, kann nur zum Schaden Deutschlands sein.

(Beifall bei der AfD – Bruno Hönel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich dachte, ihr wollt 
mit denen koalieren! Was denn jetzt? – Gegen-
ruf des Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD]: 
Habe ich auch so verstanden!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und für die Unionsfraktion hat das Wort Thorsten Frei.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thorsten Frei (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich weiß nicht, Herr Baumann, ob ich es Ihnen 
noch mal erklären muss, aber seit dem 6. November die-
ses Jahres gibt es keine Mehrheit hier in diesem Deut-
schen Bundestag.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Doch!  
Zählen Sie nach!)

Es hat weder Rot-Grün eine Mehrheit, noch gibt es jen-
seits von Rot-Grün eine Mehrheit,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Doch! Ja!  
Das sind Sie!)

weil es für uns völlig ausgeschlossen ist, mit Ihnen in 
irgendeiner Weise zusammenzuarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Und, Herr Baumann, ich muss es Ihnen so offen sagen: In 
jeder Debatte treten Sie erneut den Beweis dafür an, dass 
unsere Haltung die einzig richtige ist: Eine Zusammen-
arbeit mit Ihnen ist völlig unmöglich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP – Zurufe von der AfD)

Wir haben die Situation, dass man hier nicht nach 
Schema F arbeiten kann. Wir haben die Situation, dass 
es seit dem 6. November keine Mehrheit mehr gibt.

(Zuruf von der AfD: Natürlich!)

Deswegen ist es völlig normal, dass wir uns hier mit den 
Themen beschäftigen, die zeit- und sachkritisch sind und 
darüber hinaus unsere Kräfte darauf ausrichten, dass die 
Menschen, dass der Souverän in diesem Land frei ent-

scheidet, welche Richtung dieses Land nehmen soll. Wir 
brauchen eine neue, eine frische Legitimation für den 
Deutschen Bundestag. Genau darum geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Johannes Schraps [SPD])

Ich will Ihnen zur historischen Einordnung etwas sa-
gen; der Kollege Fechner hat es auch schon gemacht. Wir 
sind heute genau 80 Tage vor dem mutmaßlichen Wahl-
tag für den 21. Bundestag. Wenn wir ganz normal die 
Legislatur zu Ende gebracht hätten, dann hätten wir in 
den elf Wochen vor der Wahl keine einzige Sitzungs-
woche gehabt. Und wenn Sie es historisch einordnen: 
Wir sind heute 80 Tage vor der mutmaßlichen Wahl; 
1982 und 2005, bei den Vertrauensfragen von Helmut 
Kohl und Gerhard Schröder, waren es auch 80 Tage von 
der Vertrauensfrage bis zum Wahltag. In beiden Fällen 
gab es wie viele Plenartage? Einen einzigen Plenartag.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir tagen in dieser Woche. Wir tagen vor Weihnachten. 
Wir tagen eine ganze Woche im Januar. Wir tagen zwei 
weitere Tage im Februar. Bauen Sie hier doch keinen 
Popanz auf!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Malen Sie keine Situation, die mit der Realität nichts zu 
tun hat!

Hier geht es darum, dass wir unsere Aufgaben sachlich 
lösen und unsere Probleme bearbeiten. Deshalb, glaube 
ich, ist es richtig und verantwortungsvoll, wie wir es tun. 
Dieses Parlament arbeitet. Und dieses Parlament nimmt 
sich dazu die Möglichkeiten und die Freiheit, die es 
braucht.

Deswegen ist es auch richtig, dass wir dort, wo wir 
Beratungsbedarf haben, beraten,

(Zuruf von der AfD)
und dort, wo wir glauben, dass Dinge nicht entschei-
dungsreif sind, eben auch nicht entscheiden. Genau so 
verhält sich verantwortungsvoller Parlamentarismus, 
und genau so werden wir es tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und des Abg. 
Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Christian Görke für die Gruppe Die Linke ist der 

nächste Redner.
(Beifall bei der Linken)

Christian Görke (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nachdem wir ja in den letzten drei Sitzungswochen ent-
weder parlamentarische Mittagskinder waren bzw. ganze 
Sitzungswochen abgesetzt worden sind, hat uns die harte 
Realität wieder eingeholt. Heißt: Nach dieser parlamen-
tarischen Schleichfahrt haben wir nun eine übervolle Ta-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                            26200 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Bernd Baumann 



gesordnung, eine regelrechte Bugwelle von inhaltlichen 
Positionen zu verschiedensten Gesetzentwürfen.

Ich frage mich allen Ernstes, Herr Kollege Fechner, 
wie Sie diese zum Teil so wichtigen Gesetze, die Sie 
jeden Tag medial ins Schaufenster stellen, mit Ihrer Koa-
lition bzw. mit Ihrer SPD noch in der zweiten oder dritten 
Lesung ordnungsgemäß zum Abschluss bringen wollen,

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ja, dann passen 
Sie mal schön auf!)

wenn im Januar und im Februar von den vier Sitzungs-
wochen nur noch eine stattfinden soll. Das müssen Sie 
erklären.

(Beifall bei der Linken)

Oder sind Ihre Vorhaben überhaupt nicht ernst gemeint, 
und wir simulieren hier Parlamentsarbeit? Ich sage ganz 
deutlich: Es ist auch nicht die Zeit von Küchentisch-
gesprächen oder selbstgefälligen Wahlsiegerkonferen-
zen, sondern es ist die Zeit des Parlaments, und wir sind 
gewählt, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Wir sind gewählt als Teil der Opposition, Sie auch als 
Minderheitsregierung zu kontrollieren. Und wir lassen 
nicht zu, dass Sie weitere Sitzungswochen hier einfach 
mal absagen und dann auch noch mit Geschäftsordnungs-
tricks versuchen, die parlamentarische Opposition, die 
demokratische Opposition, hier auszugrenzen.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Oh!)

Sie sind gewählt – ja, Sie sind gewählt –, um zu re-
gieren, sich um Mehrheiten zu bemühen, etwa um Vor-
haben bezüglich Industriestrompreis, Rente, Tariftreue 
oder Mietpreisbremse endlich umzusetzen. Oder, liebe 
Sozialdemokraten, soll es so wie immer sein? Das sind 
dann immer Ihre wiederkehrenden Wahlkampfschlager. 
Ich meine, wir kennen das ja schon. Sie sind jetzt mit 
kleiner Unterbrechung 26 Jahre in Regierung, haben 
also das Steuer des Landes in der Hand, und alle vier 
Jahre plakatieren Sie dann die nicht umgesetzten Wahl-
versprechen. So geht das.

(Zuruf des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])

Und es wird immer links geblinkt und dann konsequent 
nach rechts abgebogen zu Ihren neuen besten Freunden 
hier von der Union.

Sehr geehrter Herr Frei, Sie als Union legen sich jetzt 
hierhin wie ein toter Käfer – auf den Rücken –, um Ihre 
30 Prozent, die Sie in den Umfragen noch haben, zu 
zementieren bzw. um nichts anbrennen zu lassen. Ich 
finde, das ist unverantwortlich, und das ist auch politische 
Arbeitsverweigerung par excellence.

(Beifall bei der Linken und dem BSW)

Dafür sollten Sie sich auch wirklich schämen.
Falls Sie es nicht mitbekommen haben: Wir haben eine 

ausgemachte Wirtschaftskrise in diesem Land. Und an-
statt dass Sie Maßnahmen ergreifen, sind Sie überhaupt 
nicht staatstragend, und das ist verantwortungslos.

(Beifall bei der Linken und dem BSW)

Meine Damen und Herren, insofern bitte ich Sie, den 
Antrag der „Koalition der Unwilligen“ abzulehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Jessica 
Tatti [BSW])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort Dr. Till 

Steffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dieses 

Parlament ist nicht faul, sondern wir bewegen noch 
ganz wichtige Vorhaben – Sie haben es gestern in der 
Debatte gehört – zu Fragen der Stärkung des Wirtschafts-
standorts: Können wir den Strompreis noch absenken? 
Morgen werden wir eine Vorlage beraten. Wir werden 
in der nächsten Sitzungswoche die Stärkung des Bundes-
verfassungsgerichts beraten und abschließen. Es sind 
noch wichtige Vorhaben, die wir hier beraten müssen, 
und das macht das Parlament.

Ja, wir haben jetzt eine volle Tagesordnung. Herr 
Görke, ich gebe Ihnen recht: Der Zustand, den wir bis 
zur letzten Sitzungswoche hatten, den mussten wir ab-
stellen. Das haben wir gemacht. Es war notwendig, dass 
es diese Einigung gab, die jetzt dazu führt, dass das Par-
lament voll arbeitsfähig ist und auch intensiv arbeitet. 
Insoweit muss ich Ihren Vorwurf an der Stelle zurück-
weisen.

(Lachen des Abg. Jürgen Braun [AfD])

Jetzt schaue ich mir mal an: Was machen wir? Ja, wir 
haben noch eine ganze Menge Vorhaben. Bei einigen – 
das ist richtig gesagt worden – ist die Bildung einer ge-
eigneten Mehrheit nicht in Sicht. Es gibt aber eine ganze 
Menge anderer Gesetze, die noch auf dem Tisch des 
Hauses liegen, die noch beraten werden können und ab-
geschlossen werden können.

Beispiel. Der Rechtsausschuss hat diese Woche allein 
drei Anhörungen durchgeführt. Bei der Anhörung gestern 
hatte die AfD keinen Experten benannt. Ein Abgeord-
neter war anwesend, der keine einzige Frage gestellt 
hat. Die Linke war nicht anwesend. So viel zum Fleiß 
der Fraktionen und Gruppen, die sich über das angeblich 
untätige Parlament beklagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Also wenn hier jemand faul ist, dann ist es in Kontinuität 
die AfD und – aus welchen Gründen auch immer – in 
dieser Sitzungswoche Die Linke.

Und schließlich: Ich habe mir das noch mal an-
geschaut, Herr Baumann. Dieses politische Stalking ist 
ja schon ein bisschen unappetitlich, was Sie gegenüber 
der CDU/CSU betreiben. Herr Merz hat es gesagt, Herr 
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Frei sagt es Ihnen jedes Mal wieder: Es besteht keinerlei 
Interesse der CDU/CSU-Fraktion, mit Ihnen zusammen-
zuarbeiten,

(Zuruf des Abg. Mike Moncsek [AfD])
aus Gründen, die bei Ihnen liegen, die überhaupt nichts zu 
tun haben mit den anderen Fraktionen, sondern aus Grün-
den, die etwas zu tun haben mit Ihrer extremistischen 
Einstellung.

(Peter Boehringer [AfD]: Diese Arroganz!)
Deswegen kann man nur sagen: Auch Sie sollten lernen 
„Nein heißt nein“, und Sie sollten dieses Stalking bitte 
schön unterlassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Gruppe BSW hat jetzt Jessica Tatti das Wort.

(Beifall beim BSW)

Jessica Tatti (BSW):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Was der-

zeit im Hohen Haus abgeht, ist eine wahre Schmierenko-
mödie. Nach außen bekämpfen Sie sich, Sie überziehen 
sich mit Anschuldigungen, und gleichzeitig tun Sie so, als 
ginge es Ihnen, und zwar nur Ihnen, um Land und Leute; 
denn schließlich hat der Wahlkampf begonnen.

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir freuen uns heute extrem, dass Sie bei uns 
sind!)

Aber in Wahrheit kungeln Sie ohne Ende, sodass es ei-
nem wirklich nur noch schlecht werden kann.

(Beifall beim BSW – Bruno Hönel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Im Finanzausschuss 
habe ich Sie noch nie gesehen! Da waren Sie 
noch nie da! Schön, dass Sie hier sind, wenn 
Sie im Plenum reden können! Da freuen wir 
uns!)

Die ganz große Koalition aus rot-grüner Resteregie-
rung, FDP und Union, gemeinsam bestimmen Sie die 
Tagesordnung gegen den Rest des Hauses. Im Schulter-
schluss haben Sie gestern in den Ausschüssen unsere 
Anträge und die von anderen abgesetzt. Seite an Seite 
verhindern Sie, dass bestimmte Anträge noch abgestimmt 
werden, wie zum Beispiel unser Antrag, das Verbrenner-
verbot zurückzunehmen. Diese für unseren Wirtschafts-
standort so wichtige Debatte verschieben Sie heute auf 
1 Uhr nachts. Worum geht es Ihnen dabei? Sie haben 
Angst, Herr Frei! So einfach ist das.

(Beifall beim BSW)
Union und FDP tun in der Öffentlichkeit so, als wäre 

Ihnen die Zukunft unserer Automobilindustrie ein großes 
Anliegen. Deshalb wären Ihre Wähler wahrscheinlich 
sehr erstaunt, wenn Sie unseren Antrag ablehnen würden. 
Zustimmen können Sie aber auch nicht; denn Sie haben ja 
hier feierlich versprochen, dass keine zufälligen Mehr-
heiten zustande kommen.

(Zuruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])

Das Richtige darf in diesem Land anscheinend nur 
noch dann umgesetzt werden, wenn sichergestellt ist, 
dass man nicht mit den Falschen gemeinsam stimmt. Be-
sonders amüsant dabei ist: Die Union wollte unserem 
Tagesordnungspunkt zum Verbrenner-Aus unbedingt ih-
ren eigenen Antrag beilegen. Eine Gelegenheit, darüber 
zu schwadronieren, wie sehr Ihnen die Hunderttausend 
Arbeitsplätze am Herzen liegen, lassen Sie sich natürlich 
nicht entgehen. Aber darüber abstimmen will die Union 
leider nicht; denn es könnte ja aus Versehen eine Mehr-
heit geben.

(Sevim Dağdelen [BSW]: Pfui!)

Dann doch lieber die eigenen Überzeugungen über Bord 
werfen und gemeinsam mit Grünen und SPD dafür 
sorgen, dass es beim Verbrennerverbot bleibt. Ist Ihnen 
das eigentlich nicht peinlich?

(Beifall beim BSW)

Das gleiche Spiel treibt man auch bei anderen Anträ-
gen zur Migration oder zur Abschaffung des unsäglichen 
Heizungsgesetzes. Ich erinnere mich noch gut daran, wie 
der CDU-Abgeordnete Heilmann damals bis vor das 
Bundesverfassungsgericht zog, um die Abstimmung 
zum Heizungsgesetz zumindest zu verschieben; das war 
zugegebenerweise auch beeindruckend. Aber jetzt ver-
hindert die Union eine Abstimmung zum Heizungs-
gesetz, gerade weil es eine Mehrheit für dessen Abschaf-
fung gibt. Das ist derart absurd, niemand könnte sich so 
etwas je ausdenken.

(Beifall beim BSW und bei der AfD)

Anstatt auf die Tagesordnung zu setzen, was jetzt 
wichtig für Deutschland wäre,

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Drüben sitzen 
Ihre Freunde!)

und die wirklich knappe Zeit, die wir in dieser Legislatur 
noch haben, zu nutzen – Rezession, Wohnungsnot, Al-
tersarmut, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss, Frau Tatti.

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das Hufeisen wird Realität bei Ihnen! Sie kön-
nen sich gegenübersetzen! Das war eine AfD- 
Rede!)

Jessica Tatti (BSW):
– Hilfe für Impfgeschädigte, eine diplomatische Lö-

sung im Ukrainekrieg –, zeigt sich: Nichts davon ist 
Ihnen auch nur einen einzigen ernsthaften Versuch wert. 
Gehen Sie Wahlkampf machen, erzählen Sie den Leuten, 
wie großartig alles wird, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Frau Tatti, letzter Satz, bitte.

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das war eine AfD-Rede!)
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Jessica Tatti (BSW):
– wenn man Ihnen noch einmal das Vertrauen schenkt. 

Was für eine Farce!

(Beifall beim BSW sowie bei Abgeordneten 
der Linken – Gabriele Katzmarek [SPD]: Die 
Rede hätte von der AfD sein können! Das tut 
weh!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Stephan Thomae für die FDP-Fraktion ist der letzte 

Redner.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Stephan Thomae (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Ich habe das Gefühl, dass mit ziemlich 
viel heißer Luft skandalisiert werden soll,

(Stephan Brandner [AfD]: Da kennt die FDP 
sich aus! Heiße Luft statt 5 Prozent!)

dass wir am Ende einer verkürzten Wahlperiode noch 
Sitzungswochen im Januar und Februar entfallen lassen. 
Übrigens: Keineswegs alle Sitzungswochen entfallen. 
Wichtige Gesetzesvorhaben werden noch behandelt und 
auch abgeschlossen werden können, wie zum Beispiel 
das Gesetzesvorhaben zum Thema „Resilienz des Bun-
desverfassungsgerichtes“. Also, wir arbeiten durchaus 
noch in der Sache: fachlich, in den Ausschüssen, im 
Plenum, in Anhörungen. Es ist keineswegs so, dass der 
Bundestag seine Arbeit einstellt.

Es ist völlig logisch, dass wir jetzt am Ende der aus-
klingenden Wahlperiode die Anzahl der Sitzungswochen 
reduzieren. Die Aufgabe des Bundestages ist in erster 
Linie Gesetzgebung. Dass jetzt, da die Regierung keine 
Mehrheit mehr hat, Gesetzgebungsvorhaben auch aus-
klingen, ist etwas ganz Normales, was in jeder Wahl-
periode am Ende stattfindet. Ja, wir haben ansonsten 
das Zusammenfallen dieser Phase mit der parlamentari-
schen Sommerpause in den Monaten Juli, August und 
September, wenn Schulferien in vielen Bundesländern 
sind. Das ist jetzt anders.

Aber dass wir uns auch da mehr auf den Wahlkreis 
konzentrieren, ist etwas ganz, ganz Normales. Das ist 
der zweite Punkt, auf den ich zu sprechen kommen woll-
te. Die Arbeit des Abgeordneten findet nicht nur hier in 
Berlin, im Bundestag, im Plenum, statt. Das ist nicht 
unser einziger, nicht einmal der hauptsächliche Arbeits-
platz. Wir arbeiten an vielen anderen Stellen: in Aus-
schüssen und auch im Lande, in den Wahlkreisen. Es ist 
mindestens genauso wichtig, bei den Leuten im Wahl-
kreis zu sein, um die wichtige Wahl des Bundestages 
der 21. Wahlperiode vorzubereiten.

Ich weiß nicht, wie Sie das handhaben; aber ich bin 
mindestens genauso intensiv im Wahlkreis unterwegs wie 
hier in Berlin in einer Sitzungswoche des Bundestages. 
Deswegen ist es absolut vertretbar, dass wir unser Augen-
merk jetzt auf den Wahlkreis richten und bei den Leuten 

vor Ort in der Fläche sind. Und insofern ist es durchaus 
vertretbar, die zweieinhalb Sitzungswochen im Januar 
und Februar zu streichen.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Danke für die eingesparte Minute. – Damit schließe ich 

die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ältestenrates auf der Drucksache 20/13995. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und SPD. Wer 
stimmt dagegen? – Die Gruppe Die Linke, die Gruppe 
BSW und die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Sehe ich 
keine. Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 32 e:

Beratung der Ersten Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses 

zu Einsprüchen gegen die Gültigkeit der Wahl 
der Abgeordneten des Europäischen Parla-
ments aus der Bundesrepublik Deutschland 
am 9. Juni 2024 sowie zu Einsprüchen betref-
fend die ordnungsgemäße Zusammensetzung 
des 20. Deutschen Bundestages

Drucksache 20/13500
(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt ist das BSW wieder weg! Das 
BSW verlässt den Plenarsaal!)

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf der Drucksache 20/13500, die aus den Anlagen 1 
bis 30 ersichtlichen Beschlussempfehlungen anzuneh-
men. Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die 
AfD-Fraktion, CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD und die Gruppe Die Linke.

(Michael Sacher [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und BSW? – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: BSW ist nicht 
da!)

Wer stimmt dagegen? – Niemand. Enthaltung? – Sehe ich 
auch nicht. Die Gruppe BSW hat nicht teilgenommen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ah! – Gabriele Katzmarek [SPD]: Fürs 
Protokoll!)

Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.
Wir kommen nun zu sieben Beschlussempfehlungen 

zu Gesetzentwürfen der AfD-Fraktion. Die Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP ha-
ben jeweils gemäß § 82 Absatz 3 unserer Geschäftsord-
nung beantragt, die Gesetzentwürfe der AfD-Fraktion an 
die jeweils federführenden nebst mitberatenden Aus-
schüsse zurückzuverweisen.

Bevor wir zur Abstimmung kommen: Ich habe gehört, 
dass das Wort zur Geschäftsordnung gewünscht wird.
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Stephan Brandner hat das Wort.
(Beifall bei der AfD)

Ich bitte, dass wir wirklich auch etwas zur Geschäftsord-
nung hören.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich habe noch gar 
nicht angefangen!)

– Bei Ihnen muss man ja manchmal auch vorsorglich was 
sagen.

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Alt-

parteien, die Kartellparteien greifen wieder tief in die 
Trickkiste der Geschäftsordnung und versuchen jetzt 
was völlig Absurdes, nämlich fertige Gesetzentwürfe, 
die auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestags ste-
hen,

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

in die Ausschüsse zurückzuüberweisen. Jetzt kann man 
sagen: „Gut, vielleicht wollen Sie ja was daran ändern, 
oder Sie haben andere inhaltliche Vorstellungen“; aber 
das wollen Sie nicht. Sie wollen einfach blockieren.

(Zuruf des Abg. Stephan Thomae [FDP])
Sie verlagern Ihre Kahlschlagstrategie aus den Ausschüs-
sen jetzt auch ins Plenum. Das ist einfach schäbig.

Dass es vor 30 Jahren, Herr Frei – ich weiß nicht, 
wohin Sie jetzt geflüchtet sind –, noch schlimmer war, 
macht die Sache heute ja nicht besser. Sie versuchen 
einfach mit allen Mitteln – legalen und illegalen Mit-
teln –,

(Michael Frieser [CDU/CSU]: Das ist doch gar 
nicht wahr!)

uns mundtot zu machen und nicht zu Wort kommen zu 
lassen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das haben wir 
gar nicht nötig! – Zurufe von der FDP)

Sie lassen Sitzungswochen ausfallen. Sie führen eine 
Kahlschlagstrategie in den Ausschüssen durch,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So ein Quatsch! 
Was soll denn das Dauergejammer? Immer nur 
am Rumheulen!)

was die Rücküberweisungen in die Ausschüsse noch viel 
widersinniger macht.

Rechtsausschuss gestern: Wir haben – in diesem Ar-
beitsparlament – knapp 50 Tagesordnungspunkte auf der 
Tagesordnung gehabt. 26 von diesen knapp 50 Tagesord-
nungspunkten waren von der AfD. Die wurden drei Mi-
nuten nach Beginn der Sitzung in Bausch und Bogen 
abgelehnt

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ja, weil gar nicht 
mehr Inhalt hinten drin war! Man muss ja auch 
inhaltlich was liefern, Herr Brandner! – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das hat was mit 
Inhalt zu tun!)

und von der Tagesordnung genommen. 26 vernünftige 
Vorschläge, die unser Land nach vorne gebracht hätten!

Sie wollen es nicht, Sie können es nicht. Sie mau-
scheln, und Sie tricksen. Sie führen die Bürger draußen 
hinter die Fichte, und hinter den Kulissen wird Robert 
Habeck schon zum nächsten Wirtschaftsminister unter 
BlackRock-Ägide von Herrn Merz gemacht. Das ist so 
was von durchsichtig, ekelhaft und erbärmlich, was Sie 
hier machen!

(Beifall bei der AfD)

Da könnte man – das muss ich Ihnen sagen – anfangen, zu 
brechen.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Ja, fragen Sie uns 
mal, wie oft uns das so geht! Weil Sie sich nie 
benehmen können!)

26 von knapp 50 Tagesordnungspunkten wurden ges-
tern runterbügelt. Und genau das werden Sie mit den 
Gesetzentwürfen, die Sie zurücküberweisen, doch auch 
machen. Sie überweisen sie jetzt zurück. Dann haben wir 
sie in der nächsten Sitzungswoche wieder auf der Tages-
ordnung, und dann stimmen Sie gegen die Gesetzentwür-
fe.

Sie trauen sich nicht. Sie von der CDU/CSU haben ja 
alle irgendwo Angstschweiß – das ist wirklich schwer 
erträglich; wir sitzen ja neben Ihnen. Wischen Sie sich 
einfach mal Ihren Angstschweiß ab, und machen Sie 
Politik für Deutschland und für die Bürger draußen.

(Beifall bei der AfD)

Die Mehrheiten sind da:

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Worüber reden 
wir jetzt gerade? Über einen Geschäftsord-
nungsantrag?)

Heizungsmurks beenden – will Herr Merz aber gar nicht, 
wie wir gestern erfahren haben. Er möchte den Heizungs-
murks weitermachen, es soll nur drei Jahre länger dauern.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Geschäftsordnung! – Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Reden wir über die Ge-
schäftsordnung, Herr Brandner?)

Diese Unterdrückungspolitik der Grünen wollen Sie mit 
den Grünen fortsetzen. Das muss man sich mal vorstel-
len! Wo soll denn da die Alternative, wo soll denn da ein 
Politikwechsel sein?

Wir könnten Grenzen schließen.

(Gabriele Katzmarek [SPD]: Geschäftsord-
nungsantrag, Herr Brandner! Haben Sie das 
nicht verstanden?)

Wir könnten Abschiebungen durchführen, das Lieferket-
tengesetz und das Verbrenner-Aus aufheben. Wir könnten 
an das Bürgergeld rangehen, über das Sie so herziehen. 
Sie waren dafür; Sie haben für das Bürgergeld gestimmt.

(Michael Sacher [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat doch nichts mit der Geschäfts-
ordnung zu tun! – Weitere Zurufe: Geschäfts-
ordnung!)

Wir haben von Anfang an gesagt: Das ist höchst proble-
matisch.
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(Michael Donth [CDU/CSU]: Geschäftsord-
nung!)

Jetzt drehen Sie sich wie das Fähnchen im Wind und sind 
dagegen. Wir können heute alles regeln, und morgen 
könnten wir unter Verzicht auf Fristen darüber abstim-
men; das ist ja alles möglich in diesem Bundestag.

Wir könnten die Steuern senken. Die Bürger draußen 
zahlen Millionen Euro an Steuern, nur weil Sie zu faul 
und zu ängstlich sind,

(Rasha Nasr [SPD]: Geschäftsordnung!)
vernünftige Politik für Deutschland zu machen. Das ist 
durchschaubar. Das müssen die Menschen draußen wis-
sen. Stimmen Sie ruhig alles weg, mauscheln Sie weiter.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie zum Schluss, Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Damit werden Sie auf Dauer nicht durchkommen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sind noch andere Wortmeldungen zur Geschäftsord-

nung gewünscht? –
(Stephan Brandner [AfD]: Alle überzeugt!)

Nein, das sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Abstim-
mung.

Zusatzpunkt 32 f: 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Stephan Brandner, Tobias Matthias 
Peterka, Fabian Jacobi, weiteren Abgeordneten 
und der Fraktion der AfD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Rehabilitierung von 
Personen, die aufgrund von Verstößen gegen 
Verhaltenspflichten zur Verhinderung der 
Verbreitung der COVID-19-Krankheit wegen 
einer Straftat verurteilt oder nach dem Ord-
nungswidrigkeitengesetz mit einer Geldbuße 
belegt wurden (COVID-19-Rehabilitierungs-
gesetz) 

Drucksache 20/12034

Beschlussempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuss)

Drucksache 20/13331

Wer stimmt hier für die Zurückverweisung? – CDU/ 
CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Wer stimmt dagegen? – AfD-Fraktion und die Gruppe 
Die Linke.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: „Das Kartell“!)

Enthaltungen? – Sehe ich nicht. BSW hat nicht teil-
genommen. Der Antrag auf Zurückverweisung ist an-
genommen.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 32 g:

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Stephan Brandner, Thomas Seitz, 
Barbara Benkstein, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Einführung eines Lobbyregisters für die In-
teressenvertretung gegenüber dem Deutschen 
Bundestag und gegenüber der Bundesre-
gierung (Lobbyregistergesetz – LobbyRG) – 
Geldflüsse offenlegen und kontrollieren 

Drucksache 20/8863

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts-
ordnung (1. Ausschuss)

Drucksache 20/11597

Wer stimmt für die Zurückverweisung? –
(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell! – Ge-
genruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD]: 
„Die demokratischen Parteien“ heißt es! – 
Weiterer Gegenruf des Abg. Stephan Thomae 
[FDP]: Bündnis der Vernunft!)

CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und SPD. Wer 
stimmt dagegen? –

(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition!)
Die AfD-Fraktion und Die Linke. BSW hat nicht teil-
genommen. Enthaltung? – Sehe ich keine. Zurückverwei-
sung ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 32 h: 

Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Stephan Brandner, Fabian Jacobi, 
Thomas Seitz, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Verhinderung von Falschmel-
dungen und zur Transparenz der Medien-
macht von Parteien (Medientransparenzge-
setz) 

Drucksache 20/8531

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss)

Drucksache 20/10688

Wer stimmt für die Zurückverweisung? –
(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)

CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und SPD. Wer 
stimmt dagegen? –

(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition!)
AfD und Gruppe Die Linke. BSW hat nicht teilgenom-
men. Enthaltungen? – Keine. Der Antrag auf Zurückver-
weisung ist angenommen.
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Wir kommen zum Zusatzpunkt 32 i:
– Zweite und dritte Beratung des von den 

Abgeordneten Stephan Brandner, Carolin 
Bachmann, Roger Beckamp, weiteren Abge-
ordneten und der Fraktion der AfD ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Infektionsschutzgesetzes – 
Gesetz zur Erfassung der Herkunft 
von an der Coronavirus-Krankheit-2019- 
(COVID-19)-Erkrankten 
Drucksache 20/1640

– Zweite und dritte Beratung des von dem Ab-
geordneten Stephan Brandner und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Infektions-
schutzgesetzes  Gesetz zur Einführung ei-
ner Entschädigungsregelung für präven-
tive Betriebsschließungen aufgrund des 
Infektionsschutzes 
Drucksache 20/1641

– Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Stephan Brandner, Thomas Seitz, 
Fabian Jacobi, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Aufhebung besonderer 
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der 
Verbreitung der Coronavirus-Krankheit- 
2019 (COVID-19) unabhängig von einer 
epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite 
Drucksache 20/5199

– Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Stephan Brandner, Fabian Jacobi, 
Thomas Seitz, weiteren Abgeordneten und 
der Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Verhinderung der Ein-
führung einer Impfpflicht durch Rechts-
verordnung 
Drucksache 20/5201

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Gesundheit (14. Ausschuss)
Drucksache 20/13711

Abstimmung über den Gesetzentwurf der AfD-Frak-
tion zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes – Gesetz 
zur Erfassung der Herkunft von an der Coronavirus- 
Krankheit-2019-Erkrankten. Wer stimmt für die Zurück-
verweisung? –

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell! – Ge-
genruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD]: 
Herr Brandner, „Demokratie“ heißt das!)

CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und SPD. Da-
gegen stimmt

(Stephan Brandner [AfD]: … die Opposition!)
die AfD-Fraktion und die Gruppe Die Linke. Enthaltun-
gen? – Sehe ich keine. BSW hat nicht teilgenommen. Der 
Antrag auf Zurückverweisung ist somit angenommen.

Weiter geht es beim Zusatzpunkt 32 i. Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Änderung 
des Infektionsschutzgesetzes – Gesetz zur Einführung 
einer Entschädigungsregelung für präventive Betriebs-
schließungen aufgrund des Infektionsschutzes. Wer 
stimmt für die Zurückverweisung? –

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)

CDU/CSU, FDP, SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer 
stimmt dagegen? –

(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition!)

AfD-Fraktion, Die Linke. Enthaltungen? – Sehe ich kei-
ne. BSW hat nicht teilgenommen. Antrag auf Zurückver-
weisung ist damit angenommen.

Weiter beim Zusatzpunkt 32 i. Abstimmung über den 
Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur Aufhebung be-
sonderer Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Ver-
breitung des Coronavirus unabhängig von einer epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite. – Für die 
Zurückverweisung stimmt

(Stephan Brandner [AfD]: … das Kartell! – 
Gabriele Katzmarek [SPD], an die AfD ge-
wandt: Das ist wie ein Kasperletheater da drü-
ben! – Gegenruf des Abg. Stephan Brandner 
[AfD]: Es ist, wie es ist!)

die CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD. Wer 
stimmt dagegen? –

(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition!)

AfD und Die Linke. BSW hat nicht teilgenommen. Ent-
haltungen? – Sehe ich nicht. Der Antrag auf Zurückver-
weisung ist angenommen.

Wir sind immer noch beim Zusatzpunkt 32 i. Abstim-
mung über den Gesetzentwurf der AfD-Fraktion zur 
Verhinderung der Einführung einer Impfpflicht durch 
Rechtsverordnung. Wer stimmt für die Zurücküberwei-
sung? – CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)

Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion

(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition!)

und die Gruppe Die Linke.

(Stephan Thomae [FDP]:  
Die Putin-Connection!)

Enthaltungen? – Keine. BSW hat nicht teilgenommen. 
Der Antrag auf Zurückverweisung ist somit angenom-
men.

Wir kommen nun zu weiteren 28 Anträgen der AfD- 
Fraktion, bei denen strittig ist, ob abgestimmt oder über-
wiesen werden soll. Die Fraktion der AfD wünscht je-
weils Abstimmung in der Sache. Die Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP wünschen 
jeweils Überweisung an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse. Nach ständiger Übung stimmen 
wir jeweils zuerst über den Antrag auf Ausschussüber-
weisung ab. Wird diesem Antrag zugestimmt, entfällt 
jeweils die Abstimmung in der Sache.
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Wir beginnen mit dem Zusatzpunkt 32 j:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Joachim 
Wundrak, Barbara Benkstein, Tobias Matthias 
Peterka, Jan Wenzel Schmidt und der Fraktion 
der AfD 

Zehn-Punkte-Plan für die deutsch-amerika-
nischen Beziehungen

Drucksache 20/13623
Überweisung/Beschlussfassung 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Die Linke.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Wer stimmt dagegen? – AfD-Fraktion.

(Stephan Thomae [FDP]: Die Putin-Connecti-
on! – Stephan Brandner [AfD]: Die Oppositi-
on!)

Enthaltungen? – Sehe ich keine. BSW hat nicht teil-
genommen. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Zusatzpunkt 32 k: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Eugen 
Schmidt, Matthias Moosdorf, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Eine unabhängige internationale Aufklärung 
des Anschlags auf Nord Stream sicherstellen – 
Internationale Expertenkommission bei den 
Vereinten Nationen einsetzen

Drucksache 20/13811
Überweisung/Beschlussfassung 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, SPD und die Gruppe 
Die Linke.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell! – La-
chen der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])

Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion.
(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition!)

Enthaltungen? – Sehe ich keine. BSW hat nicht teil-
genommen. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Dann kommen wir zum Zusatzpunkt 32 l:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Sichert, Jörg Schneider, Dr. Christina Baum, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Psychotherapeuten bedarfsgerecht ausbilden – 
Weiterbildung sichern

Drucksache 20/13626

Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss

Jetzt machen wir mal was anderes: Wer stimmt denn 
gegen die Überweisung? – Das die AfD-Fraktion.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Opposition!)
Wer stimmt dafür?

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Das ist der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell, ja, ja!)
Enthaltungen? – Gibt es nicht. BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen. – Das geht 
ein bisschen schneller.

Zusatzpunkt 32 m: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Sichert, Thomas Dietz, Jörg Schneider, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Flächendeckende Arzneimittelversorgung mit 
Apotheken zukunftssicher machen

Drucksache 20/13784
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Digitales 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Die AfD-Frak-
tion.

(Stephan Brandner [AfD]: Opposition!)
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
BSW hat nicht teilgenommen. Enthaltungen? – Sehe ich 
keine. Die Überweisung ist beschlossen.

Zusatzpunkt 32 n: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Mike 
Moncsek, Dr. Dirk Spaniel, Wolfgang Wiehle, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Simson-Kleinkrafträder als Teil des tech-
nischen und kulturellen Erbes des wiederver-
einigten Deutschlands schützen – Zulassung 
von Export-Simson erleichtern

Drucksache 20/12190
Überweisung/Beschlussfassung 
Verkehrsausschuss

(Stephan Brandner [AfD]: Toller Antrag!)
Wer stimmt gegen die Überweisung? – Die AfD-Frak-

tion.
(Stephan Brandner [AfD]: Opposition!)

Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.
(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
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Enthaltungen? – Sehe ich keine. BSW hat nicht teil-
genommen. Die Überweisung ist beschlossen.

Zusatzpunkt 32 o: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Marcus Bühl, Peter Felser, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Die Beauftragten der Bundesregierung, die 
Bundesbeauftragten sowie die Koordinatoren 
der Bundesregierung deutlich reduzieren

Drucksache 20/10436
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr guter Antrag!)

Wer stimmt hier gegen die Überweisung? – AfD-Frak-
tion.

(Stephan Brandner [AfD]: Opposition!)

Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Kartell!)

Enthaltungen? – Keine. BSW hat nicht teilgenommen. 
Die Überweisung ist beschlossen.

Zusatzpunkt 32 p: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Carolin Bachmann, Marc Bernhard, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Keine Belastung des Bundeshaushalts durch 
Frisör-, Kosmetik- und Visagistenkosten der 
Mitglieder der Bundesregierung

Drucksache 20/13802
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Haushaltsausschuss

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr guter Antrag! – 
Gegenruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie könnten auch mal 
zum Friseur gehen!)

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Das ist die 
AfD-Fraktion.

(Stephan Brandner [AfD]: Opposition!)

Wer stimmt für die Überweisung? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Visagistenkartell!)

Enthaltungen? – Keine. BSW hat nicht teilgenommen. 
Die Überweisung ist beschlossen.

Zusatzpunkt 32 q: 

q) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stephan Brandner, Tobias Matthias Peterka, 
Dr. Christina Baum, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Beendigung der Vereinbarung zwischen 
dem Bundesamt für Migration und Flücht-
linge und den Kirchenvertretern zum 
Kirchenasyl zwecks Beseitigung möglicher 
Abschiebungshindernisse

Drucksache 20/13769
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss

(Stephan Brandner [AfD]: Rechtsstaat  
umsetzen!)

Wer stimmt gegen diese Überweisung? – AfD-Frak-
tion.

(Stephan Brandner [AfD]: Opposition!)
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Enthaltungen? – Keine. BSW hat nicht teilgenommen. 
Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 r: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Marc Bernhard, René Bochmann, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Ausübung des Wahlrechts für im Ausland le-
bende Deutsche erleichtern

Drucksache 20/13795
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

(Stephan Brandner [AfD]: Sehr guter Antrag!)
Wer stimmt gegen die Überweisung? – Die AfD-Frak-

tion. Wer stimmt für die Überweisung? – Das ist der Rest 
des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Enthaltungen? – Sehe ich keine. BSW hat nicht teil-
genommen. Die Überweisung ist beschlossen.

Zusatzpunkt 32 s: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, René Bochmann, Marcus Bühl, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Einführung eines Transparenzregisters hin-
sichtlich der Kontakte der obersten Bundes-
gerichte mit Mitgliedern und Mitarbeitern 
der Bundesregierung

Drucksache 20/13812
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss

(Stephan Brandner [AfD]: Wichtiger Antrag!)
Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 

Wer stimmt für die Überweisung? – Der Rest des Hauses.
(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell mal 

wieder!)
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Enthaltungen? – Sehe ich keine. BSW hat nicht teil-
genommen. Die Überweisung ist so beschlossen.

Zusatzpunkt 32 t: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Nicole Höchst, Dr. Marc Jongen, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Schulen am Limit – Bildungsmisere abwenden

Drucksache 20/5996
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen eine Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt für die Überweisung? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Ah, das Kartell 
wieder!)

Enthaltung? – Keine. BSW hat nicht teilgenommen. Die 
Überweisung ist beschlossen.

Zusatzpunkt 32 u: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Joachim Wundrak, Volker Münz, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Verständigung mit Polen verbessern – Das In-
ternationale Mahnmal in Dachau um eine pol-
nischsprachige Inschrift ergänzen

Drucksache 20/13781
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

(Stephan Brandner [AfD]: Was kann man da-
gegen haben?)

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
BSW hat nicht teilgenommen. Enthaltungen? – Keine. 
Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 v: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Martin Erwin Renner, Beatrix von 
Storch, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 
Ostdeutsches Kulturerbe bewahren – Den 
vollständigen Namen des ehemaligen Bundes-
instituts für Kultur und Geschichte der Deut-
schen im östlichen Europa wiederherstellen

Drucksache 20/13782
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Auswärtiger Ausschuss 

Ausschuss für Inneres und Heimat 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt für die Überweisung? – Der 
Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Wieder das Kartell!)
Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 w: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Leif- 
Erik Holm, Dr. Malte Kaufmann, Enrico 
Komning, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Rahmenbedingungen für unsere Handwerker 
verbessern

Drucksache 20/13619
Überweisung/Beschlussfassung 
Wirtschaftsausschuss (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell wird 
nicht müde!)

Enthaltungen? – Sehe ich keine. Das BSW hat nicht teil-
genommen. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 x: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Rainer Rothfuß, Thomas Dietz, Jan Wenzel 
Schmidt und der Fraktion der AfD 

Sanktionen beenden – Investitionsschutz-
abkommen zwischen der EU und China rati-
fizieren

Drucksache 20/13786
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Wirtschaftsausschuss

Wer stimmt gegen Überweisung? – AfD-Fraktion. Wer 
stimmt für Überweisung? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell  
schlägt zu!)

Enthaltungen? – Sehe ich keine. Das BSW hat nicht teil-
genommen. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 y: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten René 
Springer, Jürgen Pohl, Gerrit Huy, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD 
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Bürgergeldbezug für Kriegsflüchtlinge aus 
der Ukraine beenden

Drucksache 20/13527
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)

Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 z: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike 
Schielke-Ziesing, René Springer, Jürgen Pohl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Regelaltersgrenze von 67 Jahren sichern und 
abschlagsfreie Rente nach 45 Arbeitsjahren 
ermöglichen

Drucksache 20/13762
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Die AfD-Frak-
tion. Wer stimmt für die Überweisung?

(Stephan Brandner [AfD]: Ich glaube, das 
Kartell wieder!)

Der Rest des Hauses. Enthaltungen? – Keine. Das BSW 
hat nicht teilgenommen. Die Überweisung ist somit be-
schlossen.

Zusatzpunkt 32 aa: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Tino 
Chrupalla, Jürgen Pohl, René Springer, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Keine Bürokratie auf Kosten des Mittelstan-
des – Abschaffung der verpflichtenden Ur-
laubskassenverfahren im Bauhaupt- und Bau-
nebengewerbe

Drucksache 20/13798
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Wirtschaftsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell bleibt 
sich treu!)

Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Wir kommen zum Zusatzpunkt 32 cc:
Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike 
Schielke-Ziesing, René Springer, Jürgen Pohl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Eigenverantwortliche Altersvorsorge erleich-
tern

Drucksache 20/6814
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Gesundheit 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt für die Überweisung? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 dd: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike 
Schielke-Ziesing, René Bochmann, Dr. Malte 
Kaufmann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 
Altersarmut in Deutschland – Einführung ei-
nes 25-Prozent-Freibetrages für Rentner in 
der Grundsicherung

Drucksache 20/7461
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 ee: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten René 
Springer, Jürgen Pohl, Gerrit Huy, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion der AfD 
Recht auf ein analoges Leben – Digitale Dis-
kriminierung beim Zugang zu Sozialleistun-
gen verhindern

Drucksache 20/13809
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Digitales

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt für die Überweisung? – Das ist der Rest des 
Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell wieder! 
Meine Güte!)

Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Dann ist die Überweisung somit beschlossen.
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Dann kommen wir zum Zusatzpunkt 32 ff:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulrike 
Schielke-Ziesing, René Springer, Jürgen Pohl, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Hürden abbauen für ein selbstbestimmtes und 
freiwilliges Arbeiten im Alter

Drucksache 20/13783
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell stimmt 
dafür, genau!)

Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 gg: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stephan 
Brandner, Fabian Jacobi, Jochen Haug, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Änderung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages

hier: Wahl und Abwahl des Präsidenten und 
der Stellvertreter

Drucksache 20/14033
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

(Jörn König [AfD]: Das ist ein guter Antrag! – 
Stephan Brandner [AfD]: Das ist ein super An-
trag!)

Wer stimmt gegen eine Überweisung? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Kartell-
parteien!)

Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Dann ist die Überweisung somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 hh: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Marc 
Bernhard, Carolin Bachmann, Roger Beckamp, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Wohnen bezahlbar machen – Wärmewende 
stoppen

Drucksache 20/13764
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell wieder!)

Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 ii: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier, Marc Bernhard, Roger 
Beckamp, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Green Deal und Neues Europäisches Bauhaus 
beenden – Für eine selbstbestimmte Zukunft 
europäischen Lebens, Wohnens und Bauens in 
Freiheit

Drucksache 20/11451
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Wer stimmt gegen die Überweisung? – AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Die Kartell-
fraktionen!)

Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 jj: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Sebastian Münzenmaier, Marc Bernhard, Roger 
Beckamp, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Wohnraumförderung auf die soziale Kernauf-
gabe fokussieren

Drucksache 20/13768
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dafür? – Der Rest des Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!)
Enthaltungen? – Keine. Das BSW hat nicht teilgenom-
men. Die Überweisung ist somit beschlossen.

Zusatzpunkt 32 kk: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Carolin 
Bachmann, Marc Bernhard, Roger Beckamp, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Die Territoriale Agenda der Europäischen 
Union beenden – Eine selbstbestimmte Raum-
entwicklung Deutschlands sicherstellen

Drucksache 20/11449
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Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Die AfD-Frak-
tion. Wer stimmt für die Überweisung? – Der Rest des 
Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!  
Wie immer!)

Enthaltungen? – Keine. BSW hat nicht teilgenommen. 
Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Zusatzpunkt 32 ll: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Hess, Dr. Bernd Baumann, Dr. Gottfried Curio, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Keine politisch-ideologische Brandmarkung 
von Kritikern der Energie- und Coronapolitik 
als Staatsfeinde oder Extremisten – Dialog und 
Mitbestimmung suchen und sicherstellen

Drucksache 20/4066
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Wer stimmt gegen die Überweisung? – Die AfD-Frak-
tion. Wer stimmt für die Überweisung? – Der Rest des 
Hauses.

(Stephan Brandner [AfD]: Oh Wunder! Das 
Kartell!)

Enthaltungen? – Gibt es nicht. BSW hat nicht teilgenom-
men. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Wir machen jetzt einen kleinen Tausch in der Leitung. 
Ich bedanke mich für das konzentrierte Abstimmen und 
wünsche weiterhin viel Erfolg beim Abstimmen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich grüße Sie und freue mich sehr, dass wir weiter 

zusammen abstimmen dürfen.
Dann kommen wir zu 26 Beschlussempfehlungen zu 

Anträgen der Fraktion der AfD. Die Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben je-
weils gemäß § 82 Absatz 3 unserer Geschäftsordnung 
beantragt, die Anträge der Fraktion der AfD an die je-
weils federführenden nebst mitberatenden Ausschüsse 
zurückzuverweisen.

Zusatzpunkt 32 mm: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wohnen, Stadtent-
wicklung, Bauwesen und Kommunen (24. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 

Dr. Marc Jongen, Carolin Bachmann, Martin 
Erwin Renner, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Berliner Bauakademie von Karl Friedrich 
Schinkel jetzt nach historischem Vorbild re-
konstruieren

Drucksachen 20/11629, 20/12264

Wer stimmt für die Zurückverweisung? –
(Stephan Brandner [AfD]: Die Kartell-

parteien!)
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Bei Gegen-
stimmen durch Die Linke und AfD und Zustimmung des 
übrigen Hauses ist die Zurückverweisung angenommen. 
Das BSW ist nicht anwesend.

Zusatzpunkt 32 nn:

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Kultur und Medien 
(22. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Marc Jongen, Martin Erwin Renner, 
Dr. Götz Frömming, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Keine Ideologisierung der Bundesfilmförde-
rung – Der Kunstfreiheit Geltung verschaffen

Drucksachen 20/8415, 20/8615

Wer stimmt für die Zurückverweisung? –
(Stephan Brandner [AfD]: Das Kartell!  

Teilweise!)
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist bei 
Gegenstimmen durch AfD und Linke, bei Abwesenheit 
des BSW und bei Zustimmung der übrigen Fraktionen die 
Zurückverweisung angenommen.

Zusatzpunkt 32 oo: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Kultur und Medien 
(22. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Marc Jongen, Martin Erwin Renner, 
Dr. Götz Frömming, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Die Restitution von Benin-Bronzen aus deut-
schen Museumssammlungen an Nigeria umge-
hend einstellen

Drucksachen 20/7201, 20/7786 Buchstabe b

Wer stimmt für die Zurückverweisung? –
(Stephan Brandner [AfD]: Die Kartellfraktio-
nen! Ich glaube, das ist immer das Gleiche 
jetzt!)

Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
beim gleichen Stimmverhältnis wie eben – Gegenstim-
men von AfD und Die Linke, Abwesenheit des BSW und 
Zustimmung des übrigen Hauses – die Zurückverweisung 
angenommen.
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Zusatzpunkt 32 pp: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Kultur und Medien 
(22. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Marc Jongen, Martin Erwin Renner, 
Dr. Götz Frömming, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 
Deutsche Identität verteidigen – Kulturpolitik 
grundsätzlich neu ausrichten
Drucksachen 20/5226, 20/6601

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Diese Zurückverweisung ist 
mit dem gleichen Stimmverhältnis wie die vorherige an-
genommen.

Zusatzpunkt 32 qq: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Dr. Marc Jongen, Martin Erwin 
Renner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 
Wissenschaftliche Untersuchung der Partei-
zugehörigkeit und Funktionärstätigkeit späte-
rer Bundestagsabgeordneter in der SED-Dik-
tatur
Drucksachen 20/7185, 20/11598

Wer stimmt für die Zurückverweisung? –
(Stephan Brandner [AfD]: Das ist jetzt keine 

Überraschung!)
Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstim-
men durch AfD und Linke, Abwesenheit des BSW und 
Zustimmung der übrigen Fraktionen ist die Zurückver-
weisung angenommen.

Zusatzpunkt 32 rr: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (19. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Markus 
Frohnmaier, Dietmar Friedhoff, Edgar Naujok, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Indien 
stärken – Entwicklungsleistungen für Solar- 
und Windenergie streichen und ökonomisches 
Potential in der Energiepolitik nutzen
Drucksachen 20/6538, 20/7458

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Der Antrag auf Zurückverweisung ist an-
genommen bei Gegenstimmen durch AfD und Linke; 
BSW war abwesend, die Übrigen haben zugestimmt.

Zusatzpunkt 32 ss: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung (19. Ausschuss) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Markus 
Frohnmaier, Dr. Christina Baum, Marc Bernhard, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Konsequente Beendigung der Entwicklungs-
zusammenarbeit in und mit Afghanistan – 
Keine Anwerbung neuer Ortskräfte

Drucksachen 20/6727, 20/7450

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Der Antrag ist angenommen 
bei Gegenstimmen durch AfD und Linke, Abwesenheit 
des BSW und Zustimmung der übrigen Fraktionen.

Zusatzpunkt 32 uu: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung und Land-
wirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Frank Rinck, Stephan Protschka, 
Peter Felser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Sojaimporte aus dem Ausland verringern – 
Heimischen Eiweißpflanzenanbau fördern

Drucksachen 20/6728, 20/8481

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? –

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie haben einen 
übersehen! – Gegenruf der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wurde abgesetzt!)

Bei Gegenstimmen durch AfD und Linke, Abwesenheit 
des BSW und Zustimmung der übrigen Fraktionen ist die 
Zurückverweisung angenommen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie haben 32 tt 
übersehen, bitte! Den davor! – Gegenruf der 
Abg. Gyde Jensen [FDP]: Der wurde abge-
setzt! – Gegenruf des Abg. Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Der wurde abgesetzt? – Patrick 
Schnieder [CDU/CSU]: Das haben Sie über-
sehen!)

– Es wurde gar nichts übersehen. Das habe ich nicht 
übersehen, das wurde ja abgesetzt. Deswegen muss ich 
dazu hier nichts sagen.

(Josephine Ortleb [SPD]: Die AfD weiß wieder 
nicht, was sie getan hat!)

Zusatzpunkt 32 vv: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung und 
Landwirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Bernd Schattner, Stephan 
Protschka, Peter Felser, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Bundesweite Hofübernahmeprämie für Jung-
landwirte einführen

Drucksachen 20/7579, 20/8577
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Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen durch 
AfD und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung 
der übrigen Fraktionen ist der Antrag zurücküberwiesen.

Zusatzpunkt 32 ww: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Ernährung und Land-
wirtschaft (10. Ausschuss) zu dem Antrag der 
Abgeordneten Peter Felser, Stephan Protschka, 
Bernd Schattner, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Kulturgut Fleisch schützen – Kennzeich-
nungspflicht für künstlichen Fleischersatz 
aus dem Labor

Drucksachen 20/10977, 20/11231

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen durch 
AfD und Linke, Zustimmung durch die übrigen Frak-
tionen, keiner Enthaltung und Abwesenheit des BSW ist 
die Zurückverweisung so angenommen.

Zusatzpunkt 32 xx: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Wirtschaftsausschusses (9. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Uwe Schulz, 
Leif-Erik Holm, Dr. Malte Kaufmann, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Wirtschaft stärken – Nationales Raumfahrt-
gesetz für Deutschland

Drucksachen 20/6074, 20/13845

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Die Zurückverweisung ist 
angenommen bei Gegenstimmen durch AfD und Linke, 
Abwesenheit des BSW und Zustimmung der übrigen 
Fraktionen.

Zusatzpunkt 32 yy: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Wirtschaftsausschusses (9. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Uwe Schulz, 
Leif-Erik Holm, Dr. Malte Kaufmann, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Bürokratieentlastung jetzt – Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe stärken, Kleinunter-
nehmern helfen

Drucksachen 20/6073, 20/13437

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Wer enthält sich? – Bei Gegenstimmen durch 
AfD und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung 
der Übrigen ist die Zurückverweisung angenommen.

Zusatzpunkt 32 zz: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wohnen, Stadtent-
wicklung, Bauwesen und Kommunen (23. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 

Stephan Brandner, Marc Bernhard, Roger 
Beckamp, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Erweiterungsbau für das Bundeskanzleramt 
stoppen

Drucksachen 20/4064, 20/6204

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Bei Gegenstimmen durch 
AfD und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung 
der Übrigen ist die Zurückverweisung angenommen.

Zusatzpunkt 32 aaa: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wahlprüfung, Immu-
nität und Geschäftsordnung (1. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Stephan Brandner, 
Thomas Seitz, Dr. Christina Baum, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
zu familiären und persönlichen Verstri-
ckungen in der Bundesregierung und Ver-
bindungen der bundesdeutschen Exekutive 
finanzieller, persönlicher, politischer und wirt-
schaftlicher Art zu internationalen Organisa-
tionen

Drucksachen 20/6776, 20/11599

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen durch 
AfD und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung 
der übrigen Fraktionen ist die Zurückverweisung an-
genommen.

Zusatzpunkt 32 bbb: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Inneres und Heimat 
(4. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Stephan Brandner, Dr. Christina Baum, Marc 
Bernhard, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Verbot der Organisation „Letzte Generation“

Drucksachen 20/6702, 20/9201

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen durch AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung der 
übrigen Fraktionen ist die Zurückverweisung so an-
genommen.

Zusatzpunkt 32 ccc: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung (18. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Nicole Höchst, Dr. Marc Jongen, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
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Forschungsverbünde zur DDR-Geschichte 
stärken – Forschungsförderung des Bundes 
zur Geschichte des Kommunismus, der DDR 
und der SED wieder aufstocken

Drucksachen 20/11395, 20/14049

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen durch AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung der 
Übrigen ist Zurückverweisung angenommen.

Zusatzpunkt 32 ddd: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Fraktion der 
AfD 

Sozialstaat sichern – Bürgergeld für EU-Bür-
ger und Drittstaatsangehörige begrenzen

Drucksachen 20/10063, 20/11705

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen durch AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung der 
übrigen Fraktionen ist die Zurückverweisung angenom-
men.

Zusatzpunkt 32 eee: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
René Springer, Jürgen Pohl, Gerrit Huy, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Zuwanderung muss sich für Deutschland loh-
nen – Stabile Sozialsysteme brauchen Trans-
parenz

Drucksachen 20/7665, 20/10128

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Enthaltungen? – Damit ist die Zurückverwei-
sung angenommen bei Gegenstimmen von AfD und 
Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung aller Üb-
rigen.

Zusatzpunkt 32 fff: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
René Springer, Jürgen Pohl, Gerrit Huy, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Sozialstaatsmagnet sofort abstellen – Ende des 
Rechtskreiswechsels für Kriegsflüchtlinge aus 
der Ukraine und Einführung eines strengen 
Sachleistungsprinzips für Asylbewerber

Drucksachen 20/4051, 20/11257 Buchstabe b

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen von AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung der 
Übrigen ist Zurückverweisung angenommen.

Zusatzpunkt 32 ggg: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Jürgen Pohl, René Springer, Gerrit Huy, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Mindestlohnkommission stärken – Krisenfes-
ten Mindestlohn gewährleisten

Drucksachen 20/4319, 20/11488

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen von AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW und Zustimmung aller 
Übrigen angenommen.

Zusatzpunkt 32 nnn: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Jürgen Braun, 
Dr. Rainer Rothfuß, Martin Sichert, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD 
Die Geschichte der Speziallager in der Sowje-
tischen Besatzungszone weiterhin aufarbeiten, 
die Opfer angemessen würdigen

Drucksachen 20/12972, 20/13314

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Zurückverweisung ange-
nommen bei Gegenstimmen von AfD und Linke, Abwe-
senheit von BSW und Zustimmung aller Übrigen.

Zusatzpunkt 32 ooo: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe (17. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Jürgen Braun, Martin Sichert, 
Petr Bystron, Dietmar Friedhoff, Jan Wenzel 
Schmidt und der Fraktion der AfD 
Die Handlungsweise der polnischen Regierung 
im Hinblick auf die Einhaltung von Men-
schenrechten überprüfen

Drucksachen 20/12099, 20/13370

Wer stimmt für die Zurückverweisung? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen von AfD 
und Linke, Abwesenheit von BSW, Zustimmung der Üb-
rigen ist Zurückverweisung angenommen.

Zusatzpunkt 32 ppp: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Petr 
Bystron, Tino Chrupalla, Markus Frohnmaier, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Partnerschaft mit den Visegrád-Staaten aus-
bauen – Abendländische Werte verteidigen, 
Europa neu denken, Wirtschaftskooperation 
vertiefen

Drucksachen 20/8355, 20/10684
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Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen von AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW, Zustimmung aller 
anderen so angenommen.

Zusatzpunkt 32 qqq: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Stefan 
Keuter, Joachim Wundrak, Petr Bystron, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Für eine vollumfängliche deutsch-indische 
Partnerschaft im 21. Jahrhundert

Drucksachen 20/11625, 20/12161

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen von AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW, Zustimmung der Üb-
rigen angenommen.

Zusatzpunkt 32 rrr: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten Roger 
Beckamp, Rüdiger Lucassen, Eugen Schmidt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Würdige Beisetzung auch von deutschen Ge-
fallenen der Zeit vor den Weltkriegen

Drucksachen 20/13359, 20/13659

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Gegenstimmen von AfD und 
Linke, Abwesenheit des BSW, alle Übrigen haben zu-
gestimmt. Damit ist Zurückverweisung beschlossen.

Zusatzpunkt 32 yyy: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz, nukleare Sicherheit und Verbraucher-
schutz (16. Ausschuss) zu dem Antrag der Abge-
ordneten Dr. Dirk Spaniel, Wolfgang Wiehle, 
Dirk Brandes, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Arbeitsplätze in der deutschen Automobil-
industrie schützen – Den Verbrennungsmotor 
erhalten und die rechtliche Stellung syntheti-
scher Kraftstoffe stärken

Drucksachen 20/12969, 20/13656

Wer stimmt für Zurückverweisung? – Wer stimmt da-
gegen? – Enthaltungen? – Bei Gegenstimmen von AfD 
und Linke, Abwesenheit des BSW, Zustimmung aller 
anderen so angenommen.

Wir kommen zu den Beschlussempfehlungen des Peti-
tionsausschusses.

Zusatzpunkt 32 zzz: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 
Sammelübersicht 678 zu Petitionen
Drucksache 20/13378

Es handelt sich um 101 Petitionen.
Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-

tungen? – Die Sammelübersicht ist bei Abwesenheit des 
BSW einstimmig so angenommen.

Zusatzpunkt 32 aaaa: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 679 zu Petitionen
Drucksache 20/13379

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist bei Abwesenheit des 
BSW einstimmig angenommen.

Zusatzpunkt 32 bbbb: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 680 zu Petitionen
Drucksache 20/13380

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist bei Abwesenheit des 
BSW einstimmig angenommen.

Zusatzpunkt 32 cccc: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 681 zu Petitionen
Drucksache 20/13381

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist bei Gegenstimmen 
der Linken in Abwesenheit des BSW von den anderen 
Fraktionen angenommen.

Zusatzpunkt 32 dddd: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 682 zu Petitionen
Drucksache 20/13382

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Gegenstimmen von der AfD, Zustimmung von 
allen anderen, Abwesenheit des BSW. Damit so an-
genommen.

Zusatzpunkt 32 eeee: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 683 zu Petitionen
Drucksache 20/13383
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Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Die Sammelübersicht ist bei Gegenstim-
men von AfD und Linke, Abwesenheit des BSW mit 
Zustimmung von den übrigen Fraktionen angenommen.

Zusatzpunkt 32 ffff: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 684 zu Petitionen

Drucksache 20/13384

Hier handelt es sich um zwei Petitionen.
Bevor wir zu der Abstimmung über diese Sammelüber-

sicht kommen, erteile ich dem Kollegen Gereon 
Bollmann das Wort zur ergänzenden Berichterstattung.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Gereon Bollmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich be-

richte von einer Petition, mit der bei frühgeborenen Kin-
dern ein weiterer Monat Elterngeld erstrebt wird. Der 
Petitionsausschuss hat einstimmig beschlossen, die Peti-
tion der Bundesregierung zur Erwägung zu überweisen. 
Nach unseren Verfahrensgrundsätzen soll die Bundes-
regierung damit ersucht werden, das Anliegen zu über-
prüfen und nach Möglichkeiten der Abhilfe zu suchen.

Es geht dem Petenten konkret darum, dass bei Früh-
geburten die Zahlung von Elterngeld auf 13 Monate ver-
längert wird, wenn ein Kind vier Wochen vor dem errech-
neten Geburtstermin zur Welt kommt – und nicht erst 
dann, wenn das Kind sechs Wochen vor dem Termin 
geboren wird.

Es gibt gute Gründe, diesem Petitum zu folgen. Eine 
Schwangerschaft dauert normalerweise 40 Wochen. Me-
dizinisch ist ein Kind ein Frühgeborenes, wenn es vor der 
vollendeten 37. Schwangerschaftswoche geboren wird. 
Schon deshalb ist es nicht nachvollziehbar, dass der Ge-
setzgeber sich nicht an dieser medizinischen Definition 
orientiert hat.

Der Gesetzesbegründung aus der 19. Wahlperiode ent-
nehmen wir, der weitere Monat für den Bezug von Eltern-
geld solle helfen, mögliche Entwicklungsstörungen auf-
zufangen. Außerdem sollten die Eltern mit mehr Zeit 
unterstützt werden – und die brauchen sie auch. Eltern 
zu früh geborener Kinder sind teils erheblich größeren 
Belastungen und Sorgen um ihr Kind ausgesetzt als bei 
einer normalen Geburt.

Ich nenne nur einige der Komplikationen, die bei Früh-
geborenen auftreten können: Dazu gehören Atemnot, 
Nierenunterfunktion, Hirnblutungen, Aufstau im Darm, 
Netzhauterkrankungen, und ein unreifes Immunsystem 
kann die Häufigkeit von Infekten erhöhen. Alles das 
muss bei den Frühchen medizinisch abgeklärt und even-
tuell auch behandelt werden, und das kostet auch und 
gerade die Eltern Zeit. Ohnehin hatten sie zur Vorberei-
tung auf die Geburt ja mehrere Wochen weniger Zeit.

Meine Damen und Herren, in Deutschland werden 
jährlich rund 63 000 Kinder vor der 37. Schwanger-
schaftswoche geboren. Wir alle hier sind aufgefordert, 
den Eltern so viel Hilfestellung zu geben, wie erforderlich 
ist. Mit etwas mehr Zeit für die Eltern kann dieses Haus 
seinen Beitrag dazu leisten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 

Seitz [fraktionslos])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Dann kommen wir jetzt zur Abstim-

mung über die Sammelübersicht 684. Wer stimmt da-
für? – Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Das ist 
einstimmig bei Abwesenheit des BSW.

Zusatzpunkt 32 gggg: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 685 zu Petitionen

Drucksache 20/13385

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Einstimmig angenommen bei Abwesenheit des 
BSW.

Zusatzpunkt 32 hhhh: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 686 zu Petitionen

Drucksache 20/13386

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Bei Gegenstimmen der AfD von allen anderen 
angenommen bei Abwesenheit des BSW.

Zusatzpunkt 32 iiii: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 687 zu Petitionen

Drucksache 20/13387

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Bei Gegenstimmen von der CDU/CSU von 
allen Übrigen bei Abwesenheit des BSW angenommen.

Zusatzpunkt 32 jjjj: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 688 zu Petitionen

Drucksache 20/13388

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Bei Gegenstimmen von CDU/CSU und AfD 
von allen Übrigen bei Abwesenheit des BSW angenom-
men.
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Zusatzpunkt 32 kkkk: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 689 zu Petitionen

Drucksache 20/13389

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Bei Gegenstimmen von AfD und Linke von 
allen Übrigen angenommen bei Abwesenheit des BSW.

Zusatzpunkt 32 llll: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 690 zu Petitionen

Drucksache 20/13390

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist angenommen bei Ge-
genstimmen von CDU/CSU, AfD und Linke. Alle Übri-
gen haben dafürgestimmt. Das BSW war nicht anwesend.

Zusatzpunkt 32 mmmm: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 691 zu Petitionen

Drucksache 20/13661

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist einstimmig angenom-
men bei Abwesenheit des BSW.

Zusatzpunkt 32 nnnn: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 692 zu Petitionen

Drucksache 20/13662

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Bei Abwesenheit des BSW einstimmig an-
genommen.

Zusatzpunkt 32 oooo: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 693 zu Petitionen

Drucksache 20/13663

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist bei Gegenstimmen 
der Linken und Abwesenheit des BSW angenommen.

Zusatzpunkt 32 pppp:
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 694 zu Petitionen

Drucksache 20/13664

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist angenommen bei Ge-
genstimmen der AfD und Abwesenheit des BSW.

Zusatzpunkt 32 qqqq: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 695 zu Petitionen

Drucksache 20/13665

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Bei Gegenstimmen der CDU/CSU, Zustim-
mung von allen anderen und Abwesenheit des BSW an-
genommen.

Zusatzpunkt 32 rrrr: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 696 zu Petitionen

Drucksache 20/13666

Bevor wir zur Abstimmung über diese Sammelüber-
sicht kommen, erteile ich der Kollegin Ina Latendorf das 
Wort zur ergänzenden Berichterstattung.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Petition, deren Überweisung zur Berück-
sichtigung wir hier gleich beschließen werden, ging si-
cher allen von uns sehr nahe. Und das ist wahrscheinlich 
auch der Grund dafür, dass sich der Petitionsausschuss 
hier einstimmig für das höchste Votum entschieden hat.

Die Petentin ist mit einer Forderung nach einer Ände-
rung am Mutterschutzgesetz an das Parlament heran-
getreten. Aktuell tritt bei einer Fehlgeburt vor der 
24. Schwangerschaftswoche keine Schutzfrist ein, weil 
es sich rechtlich nicht um eine Entbindung handelt. Was 
das bedeutet, hat die Petentin, die selbst eine Fehlgeburt 
erlebt hat, eindrücklich geschildert. Eine Ärztin sagte ihr 
im Anschluss an den operativen Eingriff der Ausscha-
bung: Sie brauchen keine Krankschreibung. Sie können 
morgen wieder arbeiten gehen. – Das ist für viele Betrof-
fene leider aktuell Realität.

Jede dritte Frau erlebt eine Fehlgeburt. Geschätzt sind 
es in Deutschland jährlich 200 000 Frauen, die eine Fehl-
geburt erleiden. Man kann nur schätzen, weil sie in die-
sem frühen Stadium eben nicht erfasst werden. Ich denke, 
wir alle trauen zwar Ärzten und Ärztinnen zu, einschät-
zen zu können, in welcher körperlichen Verfasstheit sich 
die betroffenen Frauen dann befinden, aber – aber! – es 
wird wohl kaum ernsthaft zu bezweifeln sein, dass jen-
seits der körperlichen Verfasstheit ein solches Erlebnis 
auch eine gewaltige Belastung für die Psyche darstellt. 
Eine Krankschreibung erfolgt dabei eben nicht auto-
matisch. Und nicht jede Betroffene fühlt sich in so einer 
Situation in der Lage, mit dem Arzt oder der Ärztin eine 
Diskussion über eine Krankschreibung anzufangen.
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Konkret bedeutet das, dass Frauen, die eine Fehlgeburt 
am sechsten Tag der 23. Schwangerschaftswoche erlei-
den, unter Umständen am nächsten Tag wieder arbeiten 
müssen, während für die Betroffene, die dieses Unglück 
einen Tag später ereilt, eine Schutzfrist greift. Die ehema-
lige Koalition wollte eigentlich die Frist auf die 
20. Schwangerschaftswoche absenken. Das wird nun 
nicht mehr kommen. Aber selbst eine solche pauscha-
lierte Regelung hätte das rechtliche Problem nur abge-
mildert, nicht wirklich behoben.

(Dr. Gesine Lötzsch [Die Linke]: Das stimmt!)

Wir reden hier über ein so sensibles Thema, dass die 
derzeitige rechtliche Lage den Betroffenen einfach nicht 
zumutbar ist. Die von der Petentin vorgebrachte Idee 
eines gestaffelten Mutterschutzes erscheint vor dem Hin-
tergrund sinnvoll. Der Schutz würde hier auch bei frühe-
ren Fehlgeburten greifen und würde sich im Zeitrahmen 
nach den Wochen der Schwangerschaft aufbauen, keine 
Pflicht, sondern Schutz für die betroffenen Frauen. Der 
Petitionsausschuss erwartet, wie im Votum zum Aus-
druck gebracht, die Berücksichtigung dieses Vorschlages.

Vor dem Hintergrund des anstehenden Wahlperioden-
wechsels möchte ich hier darauf hinweisen, dass Petitio-
nen – anders als Anträge und Gesetzentwürfe – nicht dem 
Prinzip der Diskontinuität unterfallen.

(Beifall bei der Linken)

Sie werden also auch vom nächsten Bundestag weiterbe-
handelt. Ich verbinde mit dieser Rede auch den Wunsch, 
dass sich die Abgeordneten des Petitionsausschusses der 
21. Wahlperiode für eine Umsetzung dieser Petition ein-
setzen werden und sie nicht in Vergessenheit gerät. Das 
sind uns die betroffenen Frauen wert.

(Beifall bei der Linken)

Wir überweisen die Petition zur Berücksichtigung an 
die Bundesregierung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Dann kommen wir zur Abstimmung 

über die Sammelübersicht 696. Wer stimmt dafür? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Sie ist ein-
stimmig bei Abwesenheit des BSW angenommen.

Zusatzpunkt 32 ssss: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 697 zu Petitionen

Drucksache 20/13667

Wer stimmt für diese Sammelübersicht? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Damit ist die Sammelüber-
sicht bei Abwesenheit des BSW einstimmig angenom-
men.

Zusatzpunkt 32 tttt: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 698 zu Petitionen

Drucksache 20/13668

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Linke hat dagegengestimmt. Das BSW war 
nicht da. Die Sammelübersicht ist bei Zustimmung aller 
anderen angenommen.

Zusatzpunkt 32 uuuu: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 699 zu Petitionen

Drucksache 20/13669

Wer stimmt für diese Sammelübersicht? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Die Sammelübersicht ist 
angenommen bei Gegenstimmen der AfD. Alle anderen 
haben zustimmt. Das BSW war nicht da.

Zusatzpunkt 32 vvvv: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 700 zu Petitionen

Drucksache 20/13670

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Enthal-
tungen? – Die Sammelübersicht ist angenommen. Da-
gegen haben gestimmt AfD und Linke. Alle anderen wa-
ren dafür. Das BSW war nicht da.

Zusatzpunkt 32 wwww: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 701 zu Petitionen

Drucksache 20/13671

Wer stimmt für diese Sammelübersicht? – Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Die CDU/CSU hat da-
gegengestimmt. Alle Übrigen waren dafür. Das BSW war 
nicht anwesend. Die Sammelübersicht ist angenommen.

Zusatzpunkt 32 xxxx: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 702 zu Petitionen

Drucksache 20/13672

Wer stimmt für diese Sammelübersicht? – Wer stimmt 
dagegen? – Enthaltungen? – Die Sammelübersicht ist 
angenommen. Dagegen haben gestimmt CDU/CSU und 
Linke. Das BSW war nicht anwesend. Alle anderen wa-
ren dafür.
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Zusatzpunkt 32 yyyy: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 703 zu Petitionen

Drucksache 20/13673

Wer stimmt für diese Sammelübersicht? – Wer ist da-
gegen? – Wer enthält sich? – Die Sammelübersicht ist 
angenommen. Dagegen haben CDU/CSU und AfD ge-
stimmt. Das BSW war nicht anwesend. Die Übrigen wa-
ren dafür.

Zusatzpunkt 32 zzzz: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 704 zu Petitionen

Drucksache 20/13674

Wer stimmt dafür? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Die Sammelübersicht ist angenommen. 
CDU/CSU, AfD und Linke haben dagegengestimmt. 
Das BSW war nicht da. Die Übrigen waren dafür.

Jetzt rufe ich auf den Zusatzpunkt 33: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktion der FDP
Mehr Freihandel als Baustein einer erfolgrei-
chen Wirtschaftswende – Mercosur-Abkom-
men jetzt abschließen

Ich gebe als Erstes das Wort dem Kollegen Carl-Julius 
Cronenberg für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Carl-Julius Cronenberg (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Siehe da: Die FDP-Fraktion beantragt eine 
Aktuelle Stunde zum Mercosur-Abkommen, und der 
Durchbruch wird gemeldet. Das wünschte ich mir bei 
vielen anderen Vorhaben und Initiativen meiner Fraktion 
auch.

(Beifall bei der FDP)
Der Durchbruch für das Mercosur-Abkommen ist ein 

Durchbruch für den Freihandel weltweit. Endlich – end-
lich! – ein positives Signal. Nach 24 langen Verhand-
lungsjahren entsteht jetzt die größte Freihandelszone 
der Welt – und damit jede Menge Chancen für Wachstum 
und Wohlstand, für weniger Abhängigkeiten bei Rohstof-
fen zum Beispiel und für mehr Diversifizierung. Ganz 
besonders profitiert unser Mittelstand: mehr Chancen 
für unsere Maschinenbauer oder Hersteller von Medizin-
produkten, mehr Chancen auch für unsere Partner in Süd-
amerika, ihre Wertschöpfungsketten nachhaltig zu mo-
dernisieren, und Marktzugang für ihre Exportindustrien. 
Um es sehr deutlich zu sagen: Das ist gut, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Isabel 
Cademartori Dujisin [SPD])

Der Abschluss des EU-Mercosur-Abkommens ist ein 
Lichtblick in ansonsten düsteren Zeiten für den Multi-
lateralismus. Erinnern wir uns an die drei handelspoliti-
schen Nachrichten der letzten Wochen: Donald Trump 
kündigt hohe Einfuhrzölle an, er kündigt das USMCA- 
Abkommen – früher NAFTA – auf, und China will Gal-
lium und Germanium, wichtige Rohstoffe, nicht mehr in 
die USA exportieren. Das zeigt: Die Welt des Freihandels 
ist unter Druck. Multilateralismus hat viele Gegner und 
nur noch wenige Unterstützer.

Der aufziehende Handelskrieg zwischen den USA und 
China bedroht unmittelbar Wohlstand und Wachstum bei 
uns in Deutschland. Machen wir uns nichts vor: Wir sind 
vulnerabler als jede andere große Volkswirtschaft der 
Welt. Jeder dritte Arbeitsplatz in Deutschland hängt 
vom Export ab. Im verarbeitenden Gewerbe sind es sogar 
50 Prozent. Deshalb brauchen wir mehr und neue Ab-
kommen in der Welt. Mercosur kann und muss Startblock 
und nicht Ziellinie der europäischen Handelspolitik sein, 
ein Beschleuniger für die Abkommen, die noch in der 
Schwebe sind.

(Beifall bei der FDP)

In Indien, Indonesien, Australien und auch in Afrika 
wartet man auf pragmatische Vorschläge aus Brüssel. 
Worauf man nicht wartet, sind Belehrungen, Bürokratie 
und überzogene Standards. China steht vor der Tür. Ich 
veranschauliche das an einer Zahl. Im Jahr 2000, zu Be-
ginn der Mercosur-Verhandlungen, betrug Europas An-
teil am Mercosur-Außenhandel 31 Prozent. Chinas Anteil 
lag damals bei 2 Prozent. Heute haben wir einen Anteil 
von 15 Prozent, China von 31 Prozent. Unser Anteil hat 
sich halbiert, der Chinas mehr als verzehnfacht. Mit an-
deren Worten: Während die EU 24 Jahre lang verhandelt, 
hat China die Geschäfte gemacht. Das darf uns nicht noch 
einmal passieren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Dennoch: Geopolitisch ist das Abkommen ein Meilen-
stein, weil es widerlegt, was China und Russland in ihrer 
Erklärung vom 5. Februar 2022 behaupteten, nämlich 
dass es der Westen nicht gut meine mit dem Rest der 
Welt; man solle sich besser einer globalen antiwestlichen 
Allianz anschließen. Chinas Hegemonialansprüche und 
Russlands Kriege dürfen nicht unbeantwortet bleiben. 
Die europäische Antwort auf China und Russland muss 
lauten: Mehr regelbasierter Handel auf Basis von multi-
lateralen Abkommen im Rahmen einer reformierten 
WTO. Das ist unsere Antwort. Das ist unser Angebot 
an die Welt, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Handelsabkommen müssen auf Augenhöhe verhandelt 
werden. Augenhöhe kann es nicht geben, wenn unsere 
Partner den Eindruck haben, dass Europa seine Standards 
auch da durchdrücken will, wo Wirtschaft und Gesell-
schaft einen anderen Entwicklungsstand haben. Markus 
Töns und ich haben das in Indien erlebt: „Klar sind wir 
für Nachhaltigkeit“, sagten uns die Inder. „Nur: Wir de-
finieren Nachhaltigkeit anders als ihr. Für uns bedeutet 
Nachhaltigkeit Zugang zu Bildung, Zugang zu Gesund-

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                            26220 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013673.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013674.pdf


heit und zu sozialer Mindestsicherung für alle, für 
1,4 Milliarden Menschen.“ Ich kann die Inder da ver-
stehen.

Lieferkette, Entwaldung, CBAM, Taxonomie sind 
unilaterale EU-Gesetze, die den Abschluss neuer Han-
delsabkommen unnötig erschweren. Das ist falsch. Be-
troffene beteiligt man – das nennen wir „Multilatera-
lismus“ –, und das ist richtig, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Und dass das gelingen kann, sehen wir heute. 
Deshalb ist heute ein guter Tag für eine regelbasierte 
internationale Ordnung in der Welt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Isabel Cademartori hat jetzt das Wort für die SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Isabel Cademartori Dujisin (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In der Tat haben die Kollegen der FDP bei der 
Auswahl des Themas heute ein gutes Händchen bewie-
sen. Wer hätte gedacht, dass nach 24 Jahren zäher Ver-
handlungen und vieler Rückschläge die EU-Kommis-
sionspräsidentin heute nach Lateinamerika reist, um 
endlich die Unterschrift unter dieses wichtige Freihan-
delsabkommen zu setzen.

Es ist wirklich ein guter Tag für Europa und auch für 
Deutschland. Diese Bundesregierung hat mit sehr viel 
Energie dafür gekämpft, dass dieses Freihandelsabkom-
men zustande kommt. Damit wird die größte Freihandels-
zone der Welt geschaffen. Dies ist ein wichtiges Zeichen 
in einer geopolitischen Situation, in der sich viele wich-
tige Nationen in eine andere Richtung entwickeln – mehr 
Protektionismus, mehr Handelsbarrieren –, was insbe-
sondere das deutsche Exportmodell gefährdet. Deshalb 
ist es ein guter Tag.

Es ist auch deshalb ein guter Tag, weil ein Freihandels-
abkommen gelungen ist, das unsere Werte hochhält. Das 
ist natürlich umso einfacher, wenn man mit Partnerinnen 
und Partnern verhandelt, mit denen man gemeinsame 
Werte teilt, wie es bei den meisten lateinamerikanischen 
Ländern der Fall ist. Klar ist auch, dass durch dieses 
Abkommen wichtige Klimaschutzziele, die die EU sich 
gesetzt hat, nicht untergraben werden. Im Gegenteil: 
Wenn es uns gelingt, dass alle fünf Mercosur-Länder – 
mittlerweile ist Bolivien auch dabei – ihre Unterschrift 
unter dieses Abkommen setzen, dann errichten wir eine 
weitere Barriere gegen einen Austritt aus dem Pariser 
Klimaabkommen, was ja in Argentinien durch den dieser 
Tage viel diskutierten Präsidenten Milei in Erwägung 
gezogen wird. Das Mercosur-Abkommen ist somit ein 
Instrument, mit dem man politische Bündnisse im Han-
del, aber auch in anderen politischen Feldern vorantrei-
ben und ein Zusammenwachsen auf einer gemeinsamen 
Wertebasis fördern kann.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Christoph Hoffmann [FDP])

Wir sind aber noch nicht am Ende des Weges. Das 
Abkommen muss noch ratifiziert werden. Wir wissen, 
dass es in der EU auch große Widerstände gegen dieses 
Abkommen gibt. Auch hier wird manchmal erzählt – wir 
haben in den letzten Jahren öfter über dieses Abkommen 
diskutiert –, das liege daran, dass zu hohe Umweltstan-
dards oder zu hohe Verbraucherschutzstandards angelegt 
würden. Aber die Wahrheit ist natürlich eine andere: Es 
ist der Agrarprotektionismus in vielen Ländern der EU, 
der die größte Hürde ist und bleiben wird, die dieses 
Abkommen nehmen muss, um ratifiziert zu werden. Ich 
hoffe, dass alle, die heute hier viele gute, kluge und lo-
bende Worte für dieses Abkommen finden werden, sich 
auch dann noch daran erinnern, wenn die Bauern mit 
ihren Baggern und Traktoren über die Straßen rollen 
und möglicherweise gegen dieses Abkommen protestie-
ren werden. Ich hoffe, dass wir uns gemeinsam als deut-
sche demokratische Parteien einig sind, dass das der rich-
tige Weg für unsere Wirtschaft ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Ein paar Fakten auch dazu, weil ich vermute, dass in 
den nächsten Wochen und Monaten viel darüber dis-
kutiert werden wird. Die Landwirtschaft in der Europäi-
schen Union ist ein wichtiges und hohes Gut, ebenso wie 
die Standards, die wir dort etabliert haben und ausbauen. 
Die Öffnungen für südamerikanische Produkte sind sehr 
maßvoll gewählt worden. Hier wird teilweise erzählt, wir 
würden jetzt überschwemmt von Rindfleisch und Ge-
flügelfleisch aus Südamerika. Es sind feste Quoten im 
Mercosur-Abkommen vorgesehen. Der Import von Rind-
fleisch entspricht beispielsweise etwas mehr als 1 Prozent 
der europäischen Rindfleischproduktion. Es ist also mit-
nichten so, dass hier die Märkte überschwemmt werden. 
Es ist sehr maßvoll vorgegangen worden, und ich denke, 
es ist ein guter Kompromiss, dem auch landwirtschafts-
starke Staaten in Europa unter diesen Umständen zustim-
men können. Dafür sollten wir gemeinsam werben.

Ich will noch ein letztes Thema ansprechen, weil es 
dieser Tage in vielen Wortbeiträgen oder Medien zu lesen 
war. Dieses Abkommen war deshalb möglich, weil es 
eine gemeinsame Wertebasis gibt, und auch deshalb, 
weil diese Bundesregierung sehr viel Wert darauf gelegt 
hat, starke und gute Beziehungen zu den lateinamerika-
nischen Staaten aufzubauen. Als Bundeskanzler Scholz 
in Argentinien war, ganz am Anfang seiner Amtszeit, hat 
er als Erstes ein Mahnmal für die Opfer der Militärdikta-
tur in Argentinien besucht. Der Präsident, der jetzt dort 
herrscht – das sollte man nicht aus dem Blick verlieren –, 
ist jemand, der die Geschichte relativiert und die Auf-
arbeitung der Militärdiktatur blockiert, der die Unter-
suchung der Verbrechen der Militärdiktatur auszusetzen 
versucht.

Deswegen sollte man seine wirtschaftspolitische 
Agenda davon nie ganz trennen und immer klarstellen – 
auch als Konservative, auch als Liberale –, dass unser 
Verhältnis zur Demokratie kein taktisches ist, sondern 
eine wirkliche Überzeugung von den Werten, die wir 
teilen, widerspiegelt. Es ist ein guter Tag für Deutschland.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Stefan Rouenhoff hat jetzt das Wort für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn man jetzt den Signalen trauen darf, dann 
wird das ein guter Tag und eine gute Woche für die Euro-
päische Union. Ich möchte aber noch mal den Weg zum 
Freihandelsabkommen hervorheben und unterstreichen, 
wie wichtig dieser Vertrag für die Europäische Union 
und für Deutschland ist.

Im Sommer 2019 wurden auf europäischer Ebene die 
Verhandlungen mit den Mercosur-Staaten erfolgreich 
abgeschlossen. Der Vertragstext war geeint; das Abkom-
men hätte also nach der Rechtsförmlichkeitsprüfung von 
den EU-Mitgliedstaaten ratifiziert werden können. Aber 
wer stand in Brüssel auf der Bremse? Wer hat sich da-
gegengestemmt? Wer hat die Kommission zu ergänzen-
den Erklärungen und Nebenabreden mit den Mercosur- 
Staaten genötigt? Es war Deutschland, es waren die Am-
pelkoalitionäre. Es war die Bundesregierung mit ihrem 
grünen Wirtschaftsminister Robert Habeck, die nach ih-
rem Amtsantritt Sonderwünsche für das Klima- und Um-
weltkapitel des Abkommens anmeldete, die EU-Kom-
mission und die Mercosur-Staaten mit ihrem Vorgehen 
brüskierte und dadurch ein Scheitern des Abkommens 
riskiert hat.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD, Grünen 
und FDP, auch wenn Sie es nicht hören wollen: Sie haben 
mit Ihrem Vorgehen das Abkommen fast zum Scheitern 
gebracht; denn Sie haben linken und rechten Populisten 
mehrere Jahre Zeit gegeben, mit Halb- und Unwahrheiten 
einzelne Bevölkerungsgruppen gegen das Abkommen 
aufzubringen.

(Maik Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Welche Unwahrheiten sollen das denn 
gewesen sein?)

Daran beteiligt waren auch die grünen Vorfeldorganisa-
tionen und die grüne Parteibasis, die das Handelsabkom-
men nach wie vor ablehnt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist das Freihandelsabkommen mit Lateinamerika, 
das uns jetzt in der aktuellen Wirtschaftskrise hilft. Die 
deutsche Wirtschaft schrumpft das zweite Jahr in Folge. 
Industrieunternehmen streichen allein in diesem Jahr 
Zehntausende Stellen in Deutschland, und auch für 
das nächste Jahr sind die wirtschaftlichen Aussichten 
schlecht. Ein Handelsabkommen mit Lateinamerika öff-
net der deutschen Wirtschaft neue Bezugs- und Absatz-
chancen.
– Entschuldigen Sie bitte meinen Husten.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich halte mal die Uhr an, und Sie trinken in Ruhe einen 

Schluck Wasser.

(Beifall)

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):
Danke. – Es wird unseren Zugang zu Rohstoffen ver-

bessern, die für die grüne Transformation entscheidend 
sind, und es hilft uns, unsere Wirtschaftsbeziehungen zu 
anderen Staaten auf ein breiteres Fundament zu stellen. 
All das stand bis vor Kurzem auf der Kippe wegen eines 
kurzsichtigen Handelns, wegen einer kurzsichtigen Au-
ßenwirtschaftspolitik. Liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, ich hätte mir an dieser Stelle mehr Einsatz 
des Bundeskanzlers gewünscht und mehr Engagement 
dabei, sich in Brüssel für die deutschen Wirtschafts-
belange einzusetzen. Ich hätte mir gewünscht, dass der 
Bundeskanzler nicht nur zum Hörer greift, um Wladimir 
Putin anzurufen, sondern auch, um mit Emmanuel Ma-
cron zu reden und über die geopolitische Bedeutung des 
Abkommens zu sprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Meine Damen und Herren, die internationale Ordnung 
ist im Wandel; das hat der G-20-Gipfel Ende November 
noch einmal deutlich gemacht. Krisen, Konflikte und 
politische Unsicherheiten prägen die internationale Poli-
tik und globale Märkte zusehends. Lieferketten stehen 
immer stärker unter Druck, und das Ringen um kritische 
Rohstoffe und Spitzentechnologien ist längst in vol- 
lem Gange. Die Wahl von Donald Trump zum neuen 
US-Präsidenten wirft weitere Schatten über den Welthan-
del.

Die Europäische Union und Deutschland müssen end-
lich begreifen, dass die Zeitenwende und die neue welt-
politische Lage einen Politikwechsel erfordern. Wenn wir 
auch künftig international mitreden und mitgestalten wol-
len, dann brauchen wir neue Partnerschaften, bei denen 
die gemeinsamen Interessen stärker im Vordergrund ste-
hen, sowie eine Politik, die unseren Wirtschaftsraum 
stärkt und nicht schwächt. Und dazu gehört ein breiteres 
Netz an Wirtschaftspartnern, auch die strategische Part-
nerschaft mit den Mercosur-Staaten. Wenn wir als Euro-
päer dazu nicht mehr in der Lage sind, dann geht das 
zulasten unserer wirtschaftlichen Stärke.

Ich bin sehr froh, dass wir jetzt die Kurve gekriegt 
haben auf europäischer Ebene und dass unsere Wertvor-
stellungen und unser Gesellschaftsmodell damit auch zu-
künftig eine Rolle spielen.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank, und gute Besserung. – Maik Außendorf 

hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)
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Maik Außendorf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Jetzt geht das bei mir auch schon los mit dem Husten.

(Heiterkeit)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ich hoffe, dass das nicht am Redepult liegt, sonst müs-

sen wir da einmal mit dem Wedel drüberwischen.

Maik Außendorf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielleicht ist es das Klima heute; darauf kommen wir 

aber gleich noch zu sprechen. – Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Auf 
Antrag der FDP reden wir heute über Mercosur, das ge-
plante Handelsabkommen. Nach wie vor ist es auch nur 
ein geplantes Handelsabkommen. Es gibt Anzeichen für 
einen Erfolg: Frau von der Leyen ist losgereist; aber wir 
wissen noch nichts Genaues. Wir wissen nicht, was am 
Ende vereinbart wurde hinsichtlich Waldschutz und Kli-
maschutz, und das heißt, wir müssen erst mal abwarten. 
Wir werden uns dann sehr genau die Ergebnisse anschau-
en, und dann werden wir das Ganze beurteilen.

Bis dahin nutze ich die Zeit, um ein bisschen allgemei-
ner auf die Handelspolitik und die geopolitische Situation 
einzugehen. Was erleben wir gerade? China stärkt seinen 
Einfluss in aller Welt, auch in Südamerika: Dort baut 
China Häfen in Peru, sichert sich dadurch Zugang zu 
Rohstoffen und auch zu Loyalitäten; exportiert Waren, 
Dienstleistungen und Güter in alle Welt, aber auch Infra-
struktur. Wenn China beispielsweise in Afrika mit Hua-
wei ein Mobilfunknetz baut, dann exportiert das nicht nur 
Technik, sondern es exportiert auch technische Normen 
und Werte und schafft die Voraussetzung für einen 
Überwachungsstaat. Das alles müssen wir mitbetrachten, 
wenn wir über Außenpolitik und über Handelspolitik re-
den.

Wir haben von der Großen Koalition eine Situation im 
Energiebereich mit einer großen Abhängigkeit von Russ-
land übernommen. Das haben wir aufgelöst mit dieser 
Bundesregierung. Wir haben auch erlebt, wie anfällig 
Handelswege sein können: Ein havariertes Schiff im 
Suezkanal reicht, und die Lieferketten brechen zusam-
men. Die Epidemie tut ihr Übriges. Wir haben die Si-
tuation, dass plötzlich Werke ausfallen. Wir hatten vor 
einigen Jahren auch mal einen Vulkanausbruch in Nord-
europa, der dazu geführt hat, dass der halbe Flugverkehr 
lahmgelegt war. Also, das heißt: Es ist eine Aufgabe, 
Handelswege zu diversifizieren und uns sicherer auf-
zustellen. Es geht darum, Lieferketten auszubauen, um 
unseren Wohlstand zu sichern und zu erneuern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Handel und Wirtschaft haben aber auch einen Einfluss 
auf Klima, auf Umwelt, auf Menschenrechte, auf die 
Situation, wie Gesellschaften leben. Das möchte ich jetzt 
noch mal etwas weiter ausführen und den Blick Richtung 
Amazonas richten. Der Amazonasregenwald hat eine un-
glaubliche Bedeutung für das Weltklima. Dort bilden sich 
die Regenmassen für den ganzen Kontinent. Wir erleben 
jetzt im Herbst die größte Dürre im Amazonasgebiet seit 
Beginn der Aufzeichnungen, mit verheerenden Bränden, 

ausbleibendem Regen für die ganze Region, unschiff-
baren Flüssen und auch einer bedrohten Lebensgrundlage 
für die Bevölkerung.

Ich habe mir das dort vor zwei Jahren mal selber an-
geschaut und mit indigenen Vertreterinnen und Vertretern 
gesprochen. Herr Rouenhoff, Sie sagen, wir wollten un-
sere Nachhaltigkeitsideen exportieren. Darum geht es 
aber nicht. Es geht nicht darum, was wir wollen, sondern 
es geht um das, was den Menschen dort vor Ort nutzt und 
was ihnen Sorge bereitet. Und das ist das, was mir die 
indigenen Vertreterinnen und Vertreter vor Ort sagen. Sie 
erleben, dass die Flüsse vergiftet werden durch den Roh-
stoffabbau. Sie erleben, dass Wälder gerodet werden, 
Lebensgrundlagen zerstört werden. Es ist unsere Auf-
gabe, das zu verhindern; denn sonst machen wir nichts 
anderes als das, was jahrhundertelang Kolonialisten auch 
getan haben. Also, das ist eine Aufgabe, die wir haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

– Gibt es da eine Frage?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielleicht ein kleiner Hinweis: In der Aktuellen Stunde 

gibt es keine Zwischenfrage. Das gab es noch nie, auch 
nicht in dieser Legislaturperiode.

Maik Außendorf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Okay, gut. Dann mache ich weiter. – Ich habe dort aber 

auch gesehen, dass die nachhaltige Bewirtschaftung von 
Regenwaldgebieten finanziell ertragreicher ist, und zwar 
viel ertragreicher, als sie es sein kann durch Rodung und 
Gewinn neuer Landwirtschaftsflächen. Nur, es braucht 
Investitionen, und es braucht die Verbreitung von 
Know-how. Genau das tun wir mit dem Amazonienfonds; 
damit unterstützen wir das ganz gezielt. Aber das zeigt 
doch auch, wo der Weg hingehen muss, nämlich nicht in 
ein plattes Wegmachen des Waldes und ein Ersetzen 
durch Sojaplantagen, sondern hin zu einer intelligenten 
Handels- und Wirtschaftspolitik.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen ist es gut, dass wir Anforderungen an Han-
delsabkommen stellen, dass der Klimaschutz berücksich-
tigt sein muss, dass das Paris-Abkommen als essenzieller 
Bestandteil berücksichtigt wird, dass wir Waldschutz be-
rücksichtigen, dass wir Nachhaltigkeitskapitel verankern, 
auch zum Schutz der Arbeitnehmer/-innen vor Ort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber wofür steht denn eigentlich die Union? Die da-
malige Landwirtschaftsministerin Klöckner hat sich 2020 
gegen das Abkommen ausgesprochen. Wie ist das jetzt? 
Heute sagt sie, es sei verantwortungslos, dagegen zu sein. 
Herr Rouenhoff, heute sprechen Sie sich dafür aus. Es 
gibt in der Union einen designierten Landwirtschafts-
minister; der ist Präsident des Bayerischen Bauernver-
bandes, ist CSU-Mitglied und spricht sich gegen das Ab-
kommen aus. Ja, wo stehen Sie denn eigentlich?
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Ich kann Ihnen sagen, wo wir stehen. Wir werden uns 
die Texte genau anschauen. Wir haben mit der handels-
politischen Agenda eine Grundlage für die Bewertung 
geschaffen, nämlich dass es effektiven Waldschutz gibt, 
dass Nachhaltigkeit verankert sein muss. Und wenn das 
gegeben ist, dann ist es auch sinnvoll, Handel auszubau-
en, denn es verstärkt die Bindung zwischen den Ländern, 
stabilisiert die Gesellschaften und sorgt für langfristige 
stabile Handelsbeziehungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben in dieser Regierung CETA verbessert, rati-
fiziert. Die EU hat Abkommen abgeschlossen mit Neu-
seeland, mit Chile. Die unionsgeführte Regierung hat 
kein einziges abgeschlossen. Wir werden in diesem Sinne 
weitermachen, auch mit Rohstoffpartnerschaften und mit 
Rohstofffonds, und somit für Wohlstand sorgen für Men-
schen in aller Welt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Weil die Frage per Zwischenruf auf-

kam: Der Wirtschaftsminister ist entschuldigt. Er ist in 
seiner Funktion als Verwaltungsratsvorsitzender in Gre-
mien der KfW.

Das Wirtschaftsministerium ist jetzt auch vertreten, 
nachdem wir so schnell waren, dass offenbar niemand 
damit gerechnet hat, dass die Aktuelle Stunde schon be-
gonnen hatte – mit Augenzwinkern.

Enrico Komning hat das Wort für die AfD.
(Beifall bei der AfD)

Enrico Komning (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren Kollegen! Sehr geehrter Herr Staatssekretär Kellner! 
Schön, dass Sie pünktlich zu meiner Rede erschienen 
sind;

(Heiterkeit des Abg. Dr. Götz Frömming 
[AfD])

freut mich, auch wenn der Wirtschaftsminister selbst 
nicht kann.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der hat Besseres zu tun, als sich 
Ihr Zeugs anzuhören!)

– Aber schön, dass Sie hier heute sitzen. Sie haben of-
fensichtlich nichts Besseres zu tun, als mir zuzuhören.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Ja, meine Damen und Herren, freier Handel ist grund-

sätzlich gut, freier Handel ist auch grundsätzlich richtig. 
Aber Freihandel ist eben nur für die Länder von Vorteil, 
die wettbewerbsfähig sind. Und Deutschland, meine Da-
men und Herren, ist nicht wettbewerbsfähig.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir sind der drittgrößte Expor-
teur! Wie kann man so einen Quatsch reden!)

Uns schwimmen im Welthandel die Felle davon, ge-
rade jetzt nach der Wahl von Donald Trump. Deutsch-
lands Verbündete sind rar geworden – kein Wunder, 
wenn deutsche Außenpolitik seit Jahren anderen Ländern 
nur noch Mores lehren will, anstatt, was eigentlich Kern 
von Diplomatie sein sollte, deutsche Interessen – idealer-
weise Handelsinteressen – zu vertreten. Das tat und tut 
diese Bundesregierung hier nicht.

(Beifall bei der AfD)

Anders Frankreich: Frankreich handelt grundsätzlich 
so, Polen handelt so, Italien auch. Nur Deutschland stellt 
einmal mehr Ideologie vor Nutzen. Und jetzt, wo Frank-
reich gerade handlungsunfähig ist, fliegt die CDU- 
Ursula – auf Druck der deutschen Bundesregierung of-
fensichtlich –

Peter Beyer [CDU/CSU]: Na, na, na! Sie reden 
immerhin von der Präsidentin der EU-Kom-
mission! Bisschen mehr Respekt, Herr Kolle-
ge!)

schnell mal eben nach Montevideo zur Unterschrift. 
Meine Damen und Herren, was für ein Schurkenstück. 
So funktioniert keine ernsthafte Außenpolitik.

(Beifall bei der AfD)

Natürlich ist Südamerika ein wichtiger Markt für 
Deutschland und für Europa, diese Freihandelszone um-
fasst über 700 Millionen Menschen. Und natürlich 
braucht Deutschland Rohstoffe. Ich frage mich allerdings 
in letzter Zeit: Wozu eigentlich noch? Es sieht doch so 
aus, dass Robert Habeck mit seiner Deindustrialisie-
rungsorgie nach der Bundestagswahl weitermachen kann, 
zumindest offenbar nach den Vorstellungen von Friedrich 
Merz. Meine Damen und Herren, eine grüne Morgen-
thauwiese braucht keine Seltenen Erden.

(Beifall bei der AfD)

Dennoch zielt die Bundesregierung auf das Lithium. 
Sie braucht es für ihre selbstzerstörerische E-Auto-Dok-
trin, und sie braucht es aus Argentinien, weil sie aus 
China keines mehr bekommt und aus Russland keines 
mehr will. Da können einem die deutschen Bauern schon 
mal egal sein; da kann einem schon mal egal sein, dass 
Deutschland seine Lebensmittelsouveränität aufgibt. Nur 
eine weitere Abhängigkeit nach Energie und Wehrhaftig-
keit – das nennt man Politik zum Schaden Deutschlands.

(Beifall bei der AfD)

Und wenn ich höre, dass die Bauern die Wirtschaft in 
Geiselhaft nehmen würden, dann kann ich nur sagen: Es 
sind die Bauern, die uns das Brot, die Butter, den Schin-
ken, den Käse auf den Tisch bringen. Essen kommt eben 
nicht aus dem Kühlregal, so wie es der gemeine Vorstadt-
grüne denkt, sondern vom hart beackerten Feld, und dafür 
gebührt den deutschen Bauern unser Dank.

(Beifall bei der AfD)

Nein, die jetzt an den Tag gelegte Eile ist unange-
bracht. Wir müssen in Deutschland zunächst unsere 
Hausaufgaben machen, bevor wir unsere am Boden lie-
gende Wirtschaft dem Freihandel mit Südamerika aus-
setzen.
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(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Eile? Das Ding ist zehn Jahre alt!)

Wir müssen unsere Wirtschaft wieder wettbewerbsfähig 
machen, und das heißt Abwicklung des links-grünen 
Transformationsschwachsinns, weniger Habeck und ein 
bisschen mehr Milei. Wirtschaft braucht endlich wieder 
Freiheit.

(Beifall bei der AfD)
Und das heißt weniger Bürokratie, niedrigere Steuern, 

technologieoffene Forschung und Entwicklung ohne 
ideologische Scheuklappen. Wir brauchen Kohle und 
Kernkraft für niedrige Energiepreise. Dann und nur 
dann können wir damit anfangen, über einen Abschluss 
des Mercosur-Prozesses nachzudenken, wenn Deutsch-
land nämlich davon profitiert und eben nicht wieder die 
Zeche zahlen muss.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt hat Lukas Köhler das Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mercosur ist mehr als ein Freihandelsabkom-
men. In der aktuellen Situation wie jetzt ist Mercosur ein 
Signal dafür, dass wir eine offene Welt brauchen, dass wir 
offene Handelsbeziehungen brauchen, dass wir Markt-
wirtschaft brauchen, dass wir Wachstum brauchen, dass 
wir vor allen Dingen aber Zusammenarbeit und keinen 
Protektionismus brauchen. Und deswegen ist es umso 
wichtiger, dass dieses Abkommen abgeschlossen wird.

(Beifall bei der FDP)
Freihandel bedeutet in erster Linie genau das: freier 

Handel, also weniger Zölle, weniger Abgaben, weniger 
Hürden, weniger Einschränkungen für unsere Unterneh-
men. Es bedeutet, dass unsere Unternehmen, die ins Aus-
land exportieren, wieder wachsen können. Es bedeutet, 
dass die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes massiv 
entlastet werden.

Natürlich sorgen 4 Milliarden Euro an eingesparten 
Zöllen für die EU pro Jahr dafür, dass Menschen weniger 
zahlen müssen für die Produkte aus dem Mercosur. Das 
ist eine fantastische Nachricht, weil es genau das ist, was 
dieses Land und diese EU jetzt brauchen: Wir brauchen 
niedrigere Kosten, wir brauchen Wirtschaftswachstum, 
wir brauchen Perspektive, und Mercosur bietet genau 
diese. Darüber freue ich mich.

(Beifall bei der FDP)
Gleichzeitig haben wir eine aktuelle Situation, in der 

wir neue Machtblöcke sehen, die gar nichts von Freihan-
del halten. Wir sehen die USA mit Donald Trump, der gar 
kein Interesse daran hat, auf Freihandel zu setzen. Donald 
Trump sagt – und seine Handelsberater sagen genau das-
selbe –, dass die USA wieder kleiner werden wollen, dass 
sie sich wieder zurückbesinnen wollen rein auf den In-

landsmarkt, dass sie mit Zöllen und mit Handelsstrafen 
dafür sorgen wollen, dass Steuern gesenkt werden. Das, 
meine Damen und Herren, ist der falsche Weg.

Gleichzeitig sagt China, dass es, sollte die EU schei-
tern bei ihren Verhandlungen zu Mercosur, in den Start-
löchern steht, um dann in Südamerika einzuspringen. 
Und auch das ist eine riesige Herausforderung für die 
Welt. Deswegen ist es umso wichtiger, dass wir mit einer 
klaren Freihandelsagenda dafür sorgen, dass wir dieses 
gemeinsame Wachstum wieder auf den Weg bringen.

Und doch haben wir in den letzten Wochen und Mo-
naten und Jahren und Jahrzehnten – 25 Jahre wird jetzt 
über dieses Abkommen verhandelt – immer wieder er-
lebt, dass Freihandel infrage gestellt wird, und das ist 
ein Problem. Das ist ein Problem, weil nur Freihandel 
dafür sorgen wird, dass die Welt sinnvoll zusammen-
wachsen kann.

Natürlich sorgt Freihandel auch in den Mercosur- 
Staaten für mehr Klimaschutz, vor allen Dingen dadurch, 
dass technologischer Austausch entsteht, vor allen Din-
gen dadurch, dass Wirtschaftswachstum vor Ort entsteht. 
Denn Wirtschaftswachstum sorgt dafür – der Kollege 
Außendorf hat das gerade gesagt –, dass ökonomisch 
effizienter mit Ressourcen umgegangen werden kann. 
Das ist richtig.

Es ist richtig, dass Wälder wie der Amazonasregen-
wald nachhaltig genutzt werden, aber doch nicht durch 
staatliche Vorgaben, nicht dadurch, dass wir den Men-
schen sagen: „Ihr müsst nachhaltig sein“, sondern da-
durch, dass es sich ökonomisch rechnet. Wir müssen als 
Staaten nicht Freihandelsabkommen mit immer weiteren 
und neuen Auflagen überfrachten; wir müssen dafür 
sorgen, dass Wohlstand in den Ländern, mit denen wir 
handeln, ausbricht. Dann sorgen die Menschen dafür, 
dass ihre Ressourcen vor Ort geschützt werden. Das ist 
echte Nachhaltigkeitspolitik.

(Beifall bei der FDP)

Über Mercosur wird schon lange verhandelt. Und ja, es 
gibt viele Bedenken, gerade in Frankreich, Italien und 
Polen. Und ja, genau deswegen ist eine Führungsposition 
Deutschlands in Europa so wichtig. Es ist wichtig, dass 
der Kanzler mit diesen Ländern spricht; denn es sind die 
Länder, die notwendigerweise dafür sorgen müssen, dass 
Mercosur über die Bühne gebracht wird.

Wir müssen die Franzosen überzeugen. Auch Frank-
reich hat eine Verantwortung für die wirtschaftliche Exis-
tenz Europas.

(Der Redner räuspert sich – Isabel Cademartori 
Dujisin [SPD]: Oje!)

– Was ist denn heute los?

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Also ich weiß jetzt nicht, ob ich das persönlich nehmen 

muss.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                           26225 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Enrico Komning 



Dr. Lukas Köhler (FDP):
Nein.

(Der Redner räuspert sich erneut)
– Entschuldigung.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Alles ist gut. In aller Ruhe. Die Uhr ist angehalten.

Dr. Lukas Köhler (FDP):
Danke. – Frankreich hat eine wesentliche Verantwor-

tung für die EU und auch für das Wirtschaftswachstum.
Wir dürfen nicht zulassen, dass immer mehr nationa-

listischer Protektionismus in Europa und Deutschland 
aufkommt. Wir dürfen nicht dem Vorbild Trumps folgen 
und uns mit unseren Märkten kleiner machen. Und wir 
dürfen nicht zulassen, dass sich die EU gegen Freihandel 
stellt. Wir müssen dafür sorgen, dass diese Welt sinnvoll 
zusammenwächst. Wir müssen dafür sorgen, dass Frei-
handel Wirtschaftswachstum erzeugt. Wir müssen dafür 
sorgen, dass Mercosur umgesetzt wird, nicht nur auf 
europäischer Ebene, sondern dann, wenn es zum Schwur 
kommt, auch hier im Deutschen Bundestag.

Ich freue mich auf die Ratifizierung, so wie wir es bei 
CETA geschafft haben. Nur durch Freihandel wächst die 
Welt zusammen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Isabel 
Cademartori Dujisin [SPD])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Der Kollege Markus Töns hat das Wort für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Markus Töns (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir debattieren heute über ein ganz wichtiges Abkom-
men. Ich bin dankbar dafür, dass wir diese Aktuelle 
Stunde aufgesetzt haben. Sie scheint ja auch zum richti-
gen Zeitpunkt zu kommen; Ursula von der Leyen ist auf 
dem Weg nach Brasilien.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Uruguay!)
Sie will dort ihre Unterschrift geben. Ich halte das für 
richtig und glaube, dass das gut ist.

Aber wir müssen hier über einige Punkte sprechen und 
diese noch einmal klarstellen:

Der Kollege Rouenhoff – er ist jetzt nicht mehr da; ich 
wünsche ihm gute Besserung – hat unter anderem uns und 
auch den Grünen vorgeworfen, wir hätten das im Sommer 
verhindert.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: War noch früher!)
Ich kann nicht erkennen, wo das gewesen sein soll. Ich 
weiß nicht, in welchem Paralleluniversum das gewesen 
sein soll. Sie hätten mal mit den französischen Kollegin-
nen und Kollegen über das eigentliche Problem sprechen 
sollen, nämlich die fehlende Zustimmung Frankreichs in 
dieser Frage. Ich will noch einmal darauf hinweisen, dass 

dieser Vorwurf vollkommen falsch ist. Deutschland und 
die deutsche Sozialdemokratie unterstützten dieses Ab-
kommen. Wir sind dafür, es zu ratifizieren, es zu unter-
schreiben. Wir haben so viele Jahre verhandelt, über 
20 Jahre, jetzt muss das auch zu einem Ergebnis führen.

Ich will auch noch einmal sagen, warum das wichtig 
ist – Sie haben das ja zum Teil auch schon beschrieben –: 
Wir leben in einer anderen geopolitischen Welt als noch 
vor 20 Jahren. Es geht darum, dass wir es schaffen, in 
dieser Welt Freihandel, aber auch regelbasierten und wer-
tebasierten Handel zu etablieren. Die WTO fällt seit meh-
reren Jahren als werte- bzw. regelbasierte Kraft aus – und 
es ist davon auszugehen, dass die WTO mit einem Prä-
sidenten Trump nicht gestärkt, sondern eher geschwächt 
wird. Also brauchen wir diese Regeln.

Ich will einen weiteren Punkt ansprechen, der aus mei-
ner Sicht extrem wichtig ist. Wir reden immer auch über 
die Frage des Klimaschutzes; der Kollege Außendorf hat 
das hier angesprochen. Das ist gerade bei den Ländern 
des Mercosur ganz wichtig. Ich bin zutiefst davon über-
zeugt, dass wir mit diesem Abkommen mehr beim Kli-
maschutz schaffen als ohne Abkommen. Wir werden auf 
Augenhöhe mit den Ländern reden müssen. Wir werden 
als Europäer Angebote machen können, hier etwas zu 
tun, wie zum Beispiel bei der nachhaltigen Bewirtschaf-
tung; der Kollege hat das angesprochen. Das ist genau der 
richtige Weg. Sich zu verweigern, ist der falsche Weg.

Es gibt einen weiteren Punkt, der mich immer um-
treibt, nämlich die Auswirkungen auf die Landwirtschaft, 
über die immer gerne diskutiert wird. Laut Abkommen 
beträgt die maximale Rindfleischmenge, die importiert 
werden kann – darum geht es zum Teil –, 99 000 Tonnen 
pro Jahr. Das sind, nur damit man das einschätzen kann, 
etwa 1,6 Prozent der gesamten europäischen Produktion. 
Oder um es mit den Worten eines Botschafters aus dem 
Mercosur zu sagen: Das sind zwei Burger pro Kopf in der 
Europäischen Union. – Also, das macht mir jetzt noch 
keine Angst. Ich finde, da muss man die Bauern auch 
nicht auf die Zinne treiben. Man muss ganz offen über 
die Fakten reden und darüber, was das eigentlich bedeu-
tet. Auch der Preisunterschied, der sich ergibt, ist nicht 
dramatisch. Wenn man das zur Kenntnis nimmt, dann 
kommt man zu der Einsicht, dass das an dieser Stelle 
richtig ist. Wir wissen, dass wir diesen Freihandel brau-
chen. Wir wissen, dass wir einen regelbasierten Handel 
brauchen. Wir wissen, dass wir als Exportnation darauf 
angewiesen sind, dass es Handelsmöglichkeiten gibt.

Lassen Sie mich noch auf einen weiteren Punkt ein-
gehen. Wir kennen die kritische Haltung der Franzosen. 
Wir haben häufig mit französischen Kollegen gespro-
chen, noch bei der COSAC-Konferenz. Das war sehr 
interessant. Wir haben aber auch mit österreichischen 
und polnischen Kollegen gesprochen. Wir kennen deren 
Bedenken, wir kennen auch deren Sorgen. Darüber kann 
man gerne reden. Wenn es aber in der Europäischen 
Union nicht mehr möglich ist, ein über 20 Jahre hinweg 
verhandeltes Abkommen abzuschließen und zu ratifizie-
ren, dann bedeutet das ein wirtschaftspolitisches Problem 
in der Europäischen Union; denn die Handelskompetenz 
und die Verhandlungskompetenz liegt bei der EU-Kom-
mission. Ich will zum Abschluss dazu aus meiner Sicht 
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sagen: Wenn das so kommt, dann müssen wir über eine 
Aufsplittung dieses Abkommens reden. Das will ich hier 
deutlich sagen.

Das ist übrigens die Zukunft. Der Kanzler hat das be-
schrieben, vor einigen Wochen hier im Parlament. Er hat 
gesagt, dass es zukünftig nur noch zwei Formen von 
Abkommen geben wird: EU-only oder Ratifizierung 
durch die Mitgliedstaaten. Wenn das in den Mitgliedstaa-
ten nicht geht, dann werden wir uns auf das eine be-
schränken müssen. Das ist dann leider der richtige Weg. 
Ich würde es mir anders wünschen, aber es scheint so zu 
sein.

Glück auf!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt hat Peter Beyer Wort für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Beyer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Eine Ak-
tuelle Stunde, die aktueller gar nicht sein kann: Heute 
und morgen soll in Montevideo, der Hauptstadt Uru-
guays, der Mercosur-Gipfel stattfinden. Das ist eigentlich 
ein sehr guter Anlass, endlich den Sack zuzumachen. Das 
heißt, Europa und die Mercosur-Staaten unterschreiben 
endlich und endgültig das Freihandels- und Assoziie-
rungsabkommen.

Doch was geschieht? Was passiert wieder einmal, nach 
fast einem Vierteljahrhundert? Man mag es kaum glau-
ben, ein Vierteljahrhundert hat es gedauert – ein Kollege 
erzählte gerade, dass er sich erinnert, dass er damals 
noch in der Schule war – mit den Verhandlungen, den 
Nachverhandlungen usw. Und jetzt gibt es wieder fünf 
EU-Mitgliedstaaten, die Bedenken anmahnen: allen vo-
ran Frankreich, gefolgt von Polen, aber auch Österreich, 
die Niederlande und auch Italien. Nationale Interessen 
gehen offenbar vor Gemeinwohl. Und auch die Bundes-
regierung bzw. das, was davon übrig geblieben ist, hat es 
in ihrer Regierungszeit bislang nicht geschafft, Nägel mit 
Köpfen zu machen, sehr zum Nachteil der deutschen 
Wirtschaft, meine Damen und Herren.

Durch das Mercosur-Abkommen würde der größte 
Wirtschaftsraum der Welt entstehen, in dem nahezu 
800 Millionen Menschen leben, mit einer schier aberwit-
zigen Zahl eines kumulierten Bruttoinlandsprodukts von 
17 Billionen Euro. Das ist eine sehr beeindruckende Zahl. 
Nun habe ich wieder Hoffnung, als ich vorhin gehört 
habe – das konnten wir zur Kenntnis nehmen –, dass 
die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
doch auf dem Weg zum Gipfel nach Montevideo ist. Sie 
wird wohl morgen dort eintreffen. Ich habe deswegen 
Hoffnung, weil sie vielleicht dann doch noch das Abkom-
men paraphieren kann. Es gehört nämlich endlich in das 
parlamentarische Verfahren hinein. Wir müssen es end-
lich auch hier in diesem Hause zu gegebener Zeit ver-
abschieden und ratifizieren können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Lukas Köhler [FDP])

Wegen ständiger neuer Wünsche und Nachverhandlun-
gen wurde in der Vergangenheit Tür und Tor geöffnet, 
sodass die genannten fünf EU-Mitgliedstaaten ihre natio-
nalen Egoismen aufbauen konnten. Dadurch werden 
Wohlstandsgewinne leider weiterhin verhindert. Die 
brauchen wir aber gerade jetzt hier in unserem wirt-
schaftsstarken Land. Aber Olaf Scholz hat unser Land 
das zweite Jahr in Folge in eine Rezession geführt. Das 
ist absolut unverantwortlich, meine Damen und Herren.

Um es ganz klar zu sagen: Wir von der CDU/CSU sind 
die Garanten für Freihandel. Wir stehen für Freihandel. 
Wir sind aber auch für hohe Standards. Gerade deswegen 
muss dieses Handelsabkommen schleunigst paraphiert, 
unterzeichnet und schließlich auch ratifiziert werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Denn es geht darum, für unsere Auto- und Maschinen-
bauer und insbesondere auch für die vielen kleinen und 
mittelständischen Unternehmen, die das Rückgrat unse-
rer Wirtschaft sind, neue Märkte zu erschließen und ihnen 
so Chancen zu eröffnen.

Ja, liebe Kolleginnen und Kollegen, auch ich weiß, 
dass die polnische Landwirtschaft infolge des völker-
rechtswidrigen Angriffs Russlands auf die Ukraine mit 
den damit einhergehenden Vergünstigungen für ukrai-
nische Agrarprodukte zu kämpfen hat.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt doch überhaupt nicht!)

Andererseits ist es allerdings auch so, dass die polnische 
Volkswirtschaft insgesamt einen Zugewinn erfahren hat. 
Das gehört zur Wahrheit und zu einem ausgewogenen 
Bild dazu.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Dann lese ich immer wieder von fatalen Folgen, wenn 

Mercosur komme, von Existenzgefährdungen; das sei 
sozusagen gottgegeben, wenn Mercosur das Licht der 
Welt erblicke. Erst jüngst, in den vergangenen Tagen, 
haben wir in Deutschland in Mecklenburg-Vorpommern 
und in Schleswig-Holstein Bauernproteste beobachten 
können. Aber bei aller Legitimität, die Demonstrationen 
für ausgewogene Wettbewerbsverhältnisse natürlich ha-
ben, so ist doch eines klar: Immer nur zu wiederholen, 
dass man von Rindfleisch, von Zucker, von Hühnchen-
fleisch aus Lateinamerika praktisch überrollt und auto-
matisch dadurch in der Existenz gefährdet werde, ist tat-
sächlich eine unzulässige Verengung der Perspektive. 
Denn erstens – der Kollege Töns hat es angesprochen – 
gibt es keine unbegrenzten Mengen und Lawinen, die hier 
auf Europa zurollen, sondern eben Kontingente. Und 
zweitens ist Freihandel niemals eine Einbahnstraße, 
auch deutsche landwirtschaftliche Produkte können auf 
dem lateinamerikanischen Markt platziert werden, gerade 
weil sie hochwertig sind und dort auch Abnehmer finden 
können.

Noch ein wichtiger Aspekt zum Abschluss, Frau Prä-
sidentin. Wir sind bereits jetzt eng mit dem lateiname-
rikanischen Wirtschafts- und Handelsraum verflochten. 
Wir müssen unsere bestehenden –
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Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank.

Peter Beyer (CDU/CSU):
– Außenwirtschaftsbeziehungen vertiefen und neue 

Märkte erschließen. Deswegen sage ich: –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank, Herr Kollege.

Peter Beyer (CDU/CSU):
– Lassen Sie uns doch die Verantwortung in die Hand 

nehmen, das Mercosur-Handels- und -Assoziierungs-
abkommen auf einen guten Weg bringen –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Peter Beyer (CDU/CSU):
– und hier in absehbarer Zeit ratifizieren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege!

Peter Beyer (CDU/CSU):
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. Verlängerung der Redezeiten gibt es nur, 

wenn man hier hustet, sonst nicht. – Dr. Anton Hofreiter 
hat das Wort für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Anton Hofreiter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Angesichts der geopolitischen Lage ist es 
wichtig und richtig, dass die Bundesregierung eine ganze 
Reihe von Handelsabkommen auf den Weg gebracht hat. 
Ich finde es schon bemerkenswert, dass sich ausgerechnet 
die Union beschwert, dass nicht eine ausreichende Zahl 
an Handelsabkommen auf den Weg gebracht worden sei. 
Sie haben 16 Jahre regiert – 16 Jahre! –, und Sie haben 
exakt null Handelsabkommen auf den Weg gebracht – 
null!

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Da sind wir die 
falschen Adressaten, Herr Hofreiter!)

Dann regieren wir Grünen mit, und jetzt sprechen wir 
davon, dass Mercosur vielleicht kurz vor dem Abschluss 
steht. Das ist in den dreieinhalb Jahren, in denen diese 
Regierung bestanden hat, bereits das vierte Handels-
abkommen.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Ihr habt es doch 
immer verhindert! Ihr habt TTIP verhindert! 
Ihr habt Mercosur verhindert! – Tilman Kuban 

[CDU/CSU]: Sie haben doch immer gegen 
TTIP gewettert!)

Das heißt: in 3,5 Jahren vier, in 16 Jahren null Abkom-
men. Und dann reißen Sie den Mund weit auf? Ich würde 
über meine eigene Arbeit oder Nichtarbeit nachdenken.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Na, dann mach 
doch bitte!)

Wie gesagt, das passt eigentlich überhaupt nicht zusam-
men.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Peter Beyer 
[CDU/CSU]: Sie haben TTIP verhindert! Sie 
haben CETA verhindert! Sie haben Mercosur 
ständig nachverhandeln wollen! Das ist die 
Wahrheit!)

Kommen wir zu Ihrem Agieren im Europaparlament. 
Im Europaparlament hat gerade die Europäische Volks-
partei unter Vorsitz eines Deutschen, nämlich Herrn 
Weber von der CSU, gemeinsam mit den Rechtsradika-
len, auch den prorussischen Rechtsradikalen, was schon 
als solches ein Skandal ist, versucht, die Entwaldungs-
verordnung zu kippen. Am Ende sind Sie am Trilog ge-
scheitert.

Aber warum haben wir denn jetzt Handelsabkommen? 
Und warum haben Sie keine zustande gebracht? Die Ur-
sache dafür, dass es jetzt Handelsabkommen gibt, ist: 
weil wir die berechtigten Bedenken aus der Gesellschaft 
aufnehmen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

weil wir uns anschauen, was Entwaldung bedeutet, weil 
wir mit Brasilien reden. Wenn Sie sagen: „Den Menschen 
in Brasilien ist die Entwaldung egal“,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

sage ich: Den Großgrundbesitzern ist sie vielleicht egal; 
aber wenn Sie mit den Kleinbauern sprechen, wenn sie 
mit den Indigenen sprechen, dann stellen Sie fest: Sie 
sind sehr dafür, dass die Entwaldungsverordnung umge-
setzt wird. Deshalb:

Erstens. Hören Sie auf, im Europaparlament mit den 
Rechtsradikalen zusammenzuarbeiten!

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Jetzt 
reicht es aber! Jetzt hören Sie mal auf! – Wei-
tere Zurufe von der CDU/CSU)

Zweitens. Hören Sie auf, hier Geschichten zu erzählen 
nach dem Motto: „Die jetzige Regierung hat keine Frei-
handelsabkommen zustande gebracht“, wenn Sie selber 
null zustande gebracht haben im Verhältnis zu drei oder 
vielleicht sogar zu vier durch uns!

Drittens. Hören Sie auf, die gesellschaftliche Akzep-
tanz der Freihandelsabkommen zu untergraben, indem 
Sie eine soziale und ökologische Abfederung im Europa-
parlament bekämpfen! – Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Tilman 
Kuban [CDU/CSU]: Sie überfrachten die Ab-
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kommen doch andauernd, und deswegen kom-
men sie nicht zustande!)

Am Ende müssen wir uns darüber im Klaren sein, dass 
wir natürlich nicht mehr nur in Zeiten von Globalisierung 
und Freihandel leben, wie die FDP es dargestellt hat, 
sondern dass wir inzwischen auch in Zeiten leben, in 
denen China seine Handelsbeziehungen strategisch ein-
setzt, in Zeiten von Weaponization of Everything, also 
dass alles zur Waffe gemacht wird, die Verfügbarkeit 
von Seltenen Erden, die Verfügbarkeit von Halbleitern. 
Deshalb müssen wir mit Handelspolitik deutlich strategi-
scher umgehen. Wir brauchen ein Bewusstsein dafür, 
dass zum Beispiel der Betrieb einer Halbleiterfabrik in 
Europa und in Deutschland nicht nur eine ökonomische 
Frage ist, sondern eine zentrale Sicherheitsfrage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn wie viel funktioniert bei uns noch, wenn China – es 
muss Taiwan gar nicht angreifen – die Straße von Taiwan 
blockiert? Wie schnell betrifft das unsere Autoindustrie? 
Auch im Bereich der Landwirtschaft: Wie viele Traktoren 
funktionieren denn noch, wenn wir dauerhaft keine Halb-
leiter aus Taiwan bekommen?

Wir brauchen ein Bewusstsein dafür, dass wir in einer 
Zeit leben, in der Geopolitik, Sicherheit, ökonomische 
Fragen und Handelspolitik eng miteinander verknüpft 
sind. Deshalb brauchen wir neue Bündnisse. Deshalb 
sollten wir gemeinsam stolz darauf sein: Wir haben das 
Handelsabkommen mit Chile, mit Neuseeland, wir haben 
CETA geschafft. Sie haben von alldem nichts geschafft. 
Wir brauchen ein Bewusstsein dafür. Deshalb ist es so 
entscheidend, dass wir gesellschaftliche Akzeptanz dafür 
erhalten.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Es wird durch stän-
diges Wiederholen nicht richtiger, Herr Kolle-
ge!)

Deshalb hilft es überhaupt nichts, auf Frankreich und 
die Landwirte zu schimpfen, was Sie mal so, mal so 
machen. Es ist ganz spannend – es ist schon angespro-
chen worden –: Als Frau Klöckner Landwirtschaftsminis-
terin war, war sie mit voller Härte dagegen; jetzt ist sie 
mit voller Härte dafür. Das funktioniert so nicht. Wir 
brauchen dafür gesellschaftliche Akzeptanz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Julia Klöckner [CDU/CSU]: Sie waren gegen 
LNG!)

Anstatt hier Fake News über das Handeln der Bundes-
regierung zu verbreiten, sollten Sie endlich mal dafür 
arbeiten, dass wir gesellschaftliche Akzeptanz für Han-
delsabkommen bekommen. Diese gesellschaftliche Ak-
zeptanz brauchen wir aus Sicherheitsgründen und aus 
geostrategischen Gründen.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Haben Sie Ihre 
Zeiten von TTIP schon vergessen?)

Deshalb: Arbeiten Sie zukünftig wieder konstruktiv zu-
sammen mit der demokratischen Mehrheit, die es auf 
europäischer Ebene im Grunde gibt, sodass wir die Han-
delsabkommen sozial und ökologisch flankieren.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für Die Linke hat Ina Latendorf das Wort.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es entspricht der FDP-Ideologie, dass diese, 
kaum aus der Regierung entlassen, Soziopathen wie 
Musk und Milei zu Vorbildern ernennt – so jüngst ge-
schehen durch den vormaligen Finanzminister Lindner 
im TV. Das haben wir hier gerade auch von der AfD 
gehört. Nur damit man weiß, worauf man sich bei den 
Neuwahlen einstellen muss.

In dieses Bild passt die hier von der FDP angesetzte 
Aktuelle Stunde, das Mercosur-Abkommen mit der 
EU endlich abzuschließen. Und was soll da abgeschlos-
sen werden? Ein neoliberales Ruinierungspaket für 
viele kleine und mittelständische Unternehmen hier in 
Deutschland und in der EU, vor allem in der Landwirt-
schaft, und eine Festschreibung der ungleichen Handels-
beziehungen zwischen ungleichen Vertragspartnern auf 
Kosten der lateinamerikanischen Wirtschaft. Werte 
FDP, wollen Sie die Ratifizierung wirklich, falls denn 
der Abschluss kommt, wollen Sie das wirklich unter-
schreiben? Meine Befürchtung ist: Ja, Sie wollen das!

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ja, exakt! Wir wol-
len das! Sie haben vollkommen recht! – Peter 
Beyer [CDU/CSU]: Erstaunlicherweise ver-
standen!)

Was die FDP hier feiert, sieht in der Realität natürlich 
anders aus. Was uns die Liberalen hier als Baustein einer 
erfolgreichen Wirtschaftswende verkaufen wollen, ist in 
Wahrheit die altbekannte Umsetzung von „Fressen und 
Gefressenwerden“.

(Beifall bei der Linken – Enrico Komning 
[AfD]: Wer ist denn bei Ihnen liberal? Sie 
sind Sozialisten!)

Ohne Absicherung durch gesamtstaatliche Sicherungs-
maßnahmen führt der entfesselte Warenverkehr zu wirt-
schaftlichen Nachteilen von schwächeren Marktteilneh-
mern. Die Schiedsgerichte sind dann die Handlanger der 
Konzerne.

Meine Damen und Herren, auch und gerade in der 
Landwirtschaft merken die Leute das. Wir konnten das 
anhand der jüngsten Proteste von Landwirtinnen und 
Landwirten gegen die Verabschiedung des Abkommens 
schon sehen. Diese Proteste sind aus meiner Sicht ver-
ständlich, auch wenn die Sorgen hier gerade kleingeredet 
wurden.

(Markus Töns [SPD]: In keiner Weise!  
Verstehen Sie das?)

Es geht dabei aus Sicht von uns Linken nicht allein um 
Marktzugänge pro Industrie mit dem Opfer Landwirt-
schaft oder um die Umweltstandards; der Abgeordnete 
Außendorf hat ja gerade die Zerstörung der Natur schön 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                           26229 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Anton Hofreiter 



beschrieben. Man muss kein Prophet sein: Arbeitsrecht, 
Umweltschutz, Klimaschutz und die Gesundheit werden 
dem Profit untergeordnet.

(Beifall bei der Linken)
Ein Irrsinn, der durch das Mercosur-Abkommen weiter 
zementiert wird. Das Hauptproblem des Abkommens ist 
die Fortschreibung des brachialen Konkurrenzdenkens 
nach Marktkriterien, ein Ansatz aus dem 19. Jahrhundert, 
hier garniert mit spätkolonialer Überheblichkeit.

Wir Linken sagen: Der Abbau von Handelsbarrieren 
funktioniert nur unter gleichberechtigten Zugangsbedin-
gungen,

(Beifall bei der Linken)
und diese sind hier nicht gegeben.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Haben Sie denn je-
mals einem Freihandelsabkommen zu-
gestimmt? Noch nie!)

Eine unmittelbare Alternative zum Mercosur-Abkommen 
wären der Umbau des Systems der EU-Agrarsubventio-
nen zugunsten regionaler Wertschöpfung und bilaterale 
Abkommen mit Südamerika auf der Basis nachhaltiger 
und gerechter Tauschbeziehungen. Das ist ein Gebot der 
Vernunft – und dafür steht Die Linke!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jan Metzler hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jan Metzler (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir debattieren 
hier wiederholt über das EU-Mercosur-Abkommen. Es 
ist schon spannend, zu sehen, zu welchen Einsichten 
und Ansichten die- oder derjenige in der Debatte kommt.

Ich fange mal mit folgendem Punkt an. Ich finde es 
spannend, wenn angesichts einer Dauer von über 20 Jah-
ren gesagt wird, es gehe zu schnell. Mir ist es wirklich zu 
langsam gegangen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin froh, dass die 
Signale jetzt zeigen, dass wir kurz vor dem Abschluss 
stehen. Damit spreche ich die Signale aus Montevideo 
an, die Ursula von der Leyen ausgesandt hat.

Zweite Feststellung. Sehr geehrter Herr Hofreiter, bei 
allem Respekt: Uns von der Union vorzuwerfen, dass wir 
nicht auf der Seite des Freihandels sind, nicht an Frei-
handelsabkommen glauben, obwohl wir uns zeitgleich 
konstruktiv verhalten, das ist absurd.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie viele haben Sie denn ge-
schafft in 16 Jahren? Wie viele haben Sie ge-
schafft? Wie viele?)

– Entschuldigung, das hat doch nicht an uns gelegen.

(Dr. Anton Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie viele? Vier zu null!)

Davon abgesehen: Wenn wir uns jetzt auf diesem Niveau 
bewegen, dann kann ich Ihnen auch vorwerfen, was auf 
dem Karlsruher Parteitag passiert ist. Ihr Wirtschafts-
minister hat Ihnen als Partei ins Gewissen geredet. Er 
hat gesagt: Wenn Sie sich mit dem Mercosur-Abkommen 
nicht konstruktiv auseinandersetzen, dann müssten Sie 
das Ende bedenken. Bei allem Respekt, da kann ich sa-
gen: Wir verhalten uns konstruktiv.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Anton 
Hofreiter [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Vier zu null!)

Jetzt komme ich zu einem Punkt, in dem wir uns zwei-
felsohne einig sind – das möchte ich auch mal deutlich 
machen –: Wir haben im Endeffekt den Anspruch, stra-
tegischer zu werden und vor allem schneller zu einem 
Abschluss bei Freihandelsabkommen zu kommen; denn 
wir sind geopolitisch in einer anderen Situation als noch 
vor einigen Jahren. Da bin ich ganz beim Kollegen 
Köhler, der das auch angesprochen hat. Ich glaube, dass 
weniger Freihandel von uns zu einem Vakuum führt, das 
von anderen genutzt wird – in Klammern: China –, was 
auch bedeutet, dass wir von anderen Standards gesetzt 
bekommen, die im Zweifel niedriger sind als die Stan-
dards, die wir selbst hätten setzen können. Wir dürfen 
nicht am Spielfeldrand stehen, sondern müssen uns ins 
Spiel hineinbewegen und dann auch für unsere Position 
ringen. Wenn es darum geht, ebendiese Position bei ei-
nem Abschluss durchzubringen, dann kann es auch sein, 
dass es einen Kompromiss gibt. Aber das ist allemal 
besser, als die Standards von anderen gesetzt zu bekom-
men und dann hinterherzuschauen. Das ist in einer glo-
balen Welt, die sich verändert hat, auch unsere Aufgabe 
als Deutsche in einem geeinten Europa, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Herzlichen Glückwunsch: CETA ist abgeschlossen. 
Wir sind mit dabei gewesen, keine Frage. Ich möchte 
aber auch sagen: Auch das hätten wir uns schon früher 
gewünscht. CETA hat an dieser Stelle segensreich ge-
wirkt: ein Plus von 25 Prozent Handelsvolumen der Euro-
päischen Union, auf uns gemünzt ein Plus von 15 Prozent 
beim Handel mit Kanada, gerade beim Schwerpunkt Au-
tomobilindustrie und Maschinenbau. Ich komme auf das 
Abkommen zwischen EU und Südkorea zu sprechen: ein 
Plus von 50 Prozent Handelsvolumen.

Im Zusammenhang mit Mercosur könnte – der Kollege 
Beyer hat es angesprochen; ich gehe davon aus, dass es zu 
einem Abschluss kommt – ein Handelsraum entstehen, 
der fast 800 Millionen Menschen bindet bei 17 Billionen 
Euro Volumen, das sich im Endeffekt bei der Wirtschafts-
kraft ergibt, ergänzt um die Tatsache – Kollege Köhler hat 
dies auch angesprochen –, dass 4 Milliarden Euro Zölle 
Jahr für Jahr gespart werden könnten. Dafür lohnt es sich 
doch, einzustehen. Dafür lohnt es sich doch, zu kämpfen 
und Debatten zu führen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)
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Wenn wir es nicht tun – ich mache noch mal den 
Sprung zurück –, geht doch China in diese Kerbe hinein. 
Seit 2012 gibt es beim Handelsvolumen von China mit 
Mercosur ein Plus von 95 Prozent. Also ist es doch unsere 
Aufgabe, dafür zu sorgen, dass auch die Stimme der 
wertebasierten Außenpolitik, auch die Stimme derjeni-
gen, die sich der Nachhaltigkeit verpflichtet fühlen, glo-
bal entsprechend stark ist, und das ist die europäische 
Stimme. Da ist es doch wichtig, dass wir als Bundes-
republik Deutschland vorangehen. Das ist unsere histori-
sche Aufgabe. In dieser historischen Situation dürfen wir 
doch nicht versagen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen sage ich an dieser Stelle: Alles erdenklich 
Gute denjenigen, die verhandeln! Alles erdenklich Gute, 
Ursula von der Leyen! Ich freue mich, wenn dieses Ab-
kommen endlich nach über 20 Jahren abgeschlossen ist 
und wir ein klares Statement zu Freihandel in eine kom-
plizierter gewordenen Welt gesendet haben.

Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt hat Robert Farle das Wort.

Robert Farle (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Tatsache, dass 25 Jahre lang verhandelt 
worden ist, weist ja schon darauf hin, dass alles nicht so 
ganz einfach ist: freier Handel – wunderbar, alles gut. Ich 
möchte drei Anmerkungen machen:

Erstens. Die bayerischen Bauern – das habe ich gründ-
lich durchgearbeitet – stehen grundsätzlich zum Handel, 
aber die EU muss endlich in Handelsabkommen ver-
ankern, dass Importe die gleichen hohen Anforderungen 
einhalten, wie sie für die heimische Erzeugung von Le-
bensmitteln gelten. Das ist im Interesse nicht nur der 
Landwirte, sondern auch und gerade der Verbraucher, 
und es gehört zu einer konsistenten und glaubwürdigen 
Gesamtpolitik der EU.

Zweitens. Himmelweite Unterschiede gibt es bei Tier-
wohl und Umwelt. Die Mercosur-Staaten haben gerade 
bei Lebensmittelsicherheit, Umwelt, Klimaschutz und 
Tierschutz sehr viel niedrigere gesetzliche Vorgaben als 
die EU. Wenn unter diesen Bedingungen Importen in die 
EU Tür und Tor geöffnet wird, drohen gravierende Wett-
bewerbsnachteile für die Lebensmittelerzeugung in der 
EU. Das gilt besonders für die Produktgruppen, bei denen 
die Mercosur-Staaten schon jetzt sehr exportstark sind 
und über weitere Produktionsreserven verfügen.

Nach Inkrafttreten des Abkommens soll sich der Im-
port von Hühner- und Rindfleisch aus Mercosur in die EU 
verdoppeln, der Import von Rohrzucker soll gar um das 
74-Fache ansteigen, und der Import von Bioethanol soll 
sich versechsfachen. Grundlage der Berechnungen sind 
die verhandelten Importquoten und Zollbegünstigungen. 
Wozu führt dieser Mehrimport? Er führt auf dem euro-
päischen Markt zu Preisdumping und damit wohl zum 
Sterben vieler weiterer Bauernhöfe. In den beteiligten 

Staaten Lateinamerikas droht die zusätzliche Vernichtung 
riesiger Flächen im Amazonaswald; denn über 60 Prozent 
der abgeholzten Flächen im Amazonasgebiet gehen auf 
die Weidehaltung zurück, die für die Exporte nach Eu-
ropa weiter ausgedehnt wird.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank.

Robert Farle (fraktionslos):
Die Grünen verraten ihre eigene Politik nach Strich 

und Faden.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank, Herr Farle.

Robert Farle (fraktionslos):
Und die EU verrät auch unsere Bauern.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Farle, danke.

Robert Farle (fraktionslos):
Vielen Dank.

(Beifall des Abg. Thomas Seitz [fraktionslos] – 
Robert Farle [fraktionslos]: War doch gut, 
oder?)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt hat Fabian Funke das Wort für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Maik 
Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Fabian Funke (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube – 
und da schließe ich mich dem Großteil des Hauses an –, 
es ist ein gutes Zeichen, dass wir beim Thema Mercosur 
vorankommen, dass die Kommissionspräsidentin jetzt 
auf dem Weg nach Uruguay ist und hoffentlich auch 
mit der Unterzeichnung wiederkommt.

Es zeigt sich aber auch noch mal deutlich, welche 
unterschiedlichen Lesarten es hier gibt: angefangen bei 
der AfD, die sich mal wieder als die Feindin des Multi-
lateralismus stilisiert – da muss man auch sagen: Natio-
nalismus hilft dieser Wirtschaft überhaupt nicht weiter –, 
bis zur Union, die von Halb- und Unwahrheiten spricht, 
selber aber welche ausspricht. Denn dass wir grundsätz-
lich nicht gegen Handelsabkommen sind, haben wir in 
den letzten Jahren gezeigt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Und dass nicht automatisch jeder, der irgendeinen politi-
schen Anspruch – über den Freihandel an sich hinaus – in 
der Handelspolitik hat, gleichzeitig Feind der Globalisie-
rung ist, sollte auch irgendwann mal durchdringen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Ich muss auch sagen: Ich verstehe die Sorgen derjeni-
gen, die das Mercosur-Abkommen kritisch sehen. Ich 
meine, es geht um die Qualität von Produkten, vor allem 
um die von Lebensmitteln, es geht um Entwaldung, es 
geht um Pestizide und Chemikalien. In der Tat: Das Mer-
cosur-Abkommen an sich liefert keine Antwort für jede 
Eventualität – kann es auch nicht, muss es auch nicht. Der 
Sinn und Zweck von Handelsabkommen ist es ja nicht, all 
unsere europäischen, internationalen und nationalen Ge-
setze zu ersetzen. Das ist das, was man mit Handelspolitik 
vielleicht in den 2000ern mal versucht hat. Diese Zeiten 
sind glücklicherweise vorbei. Denn das Mercosur-Ab-
kommen existiert eben nicht in einem Vakuum, es exis-
tiert im Rahmen unserer Gesetze, und die gelten weiter-
hin vollumfänglich: Die Entwaldungsverordnung gilt, die 
Zwangsarbeitsverordnung gilt, und auch die Lieferket-
tenrichtlinie gilt weiterhin. Alle deutschen und euro-
päischen Standards für Lebensmittel gelten weiterhin. 
Begeht ein Unternehmen Rechtsbruch, dann drohen 
rechtsstaatliche Konsequenzen.

An dieser Stelle auch einen schönen Gruß an alle in der 
Union und der FDP, die ja einen Großteil dieser Regeln 
am liebsten sofort wieder streichen würden. Denn Wirt-
schaftswachstum und starke Rahmenbedingungen für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer und Verbraucher/-in-
nen, das funktioniert nur gemeinsam. Da muss man auch 
sagen, dass diese Regeln nicht alle nutzlos sind. Wenn 
man sich nicht nur mit den großen Industriebossen auf 
dieser Welt unterhält, sondern auch mal mit den Arbeite-
rinnen und Arbeitern, insbesondere in den Ländern, um 
die es geht, dann sieht man ja schon, dass das Ganze einen 
klaren Nutzen hat.

Gleichzeitig will ich betonen: Die Blockadeversuche 
aus Frankreich und Polen waren bedauerlich und nicht 
hilfreich. Dort wurde fälschlicherweise der Anschein er-
weckt, dass der Markt dann mit günstigen südamerika-
nischen Lebensmitteln kontrolliert überflutet würde. Der 
Kollege Töns hat das ja schon am Beispiel Rindfleisch 
widerlegt. Machen wir das der Vollständigkeit halber 
noch am Beispiel Geflügel. Da reden wir über 
180 000 Tonnen und 1,4 Prozent der europäischen Pro-
duktion. Man kann beim besten Willen nicht behaupten, 
dass die europäische Geflügelwirtschaft deswegen vor 
dem Aus stünde.

(Markus Töns [SPD]: Genau so ist es!)
Frankreich und Polen haben sich hier leider in den 

protektionistischen Dienst ihrer heimatlichen Agrarkon-
zerne und deren kurzfristiger Profitinteressen gestellt, 
anstatt über das langlebige Wohl der europäischen Wirt-
schaft zu debattieren. Und das haben wir ja nicht nur dort 
gesehen. Da die Union hier ja auch sehr große Ankündi-
gungen macht: Es ist noch gar nicht so lange her, da 
haben auch Leute aus Ihren Reihen massiv Stimmung 
gegen dieses Abkommen gemacht. Sich gleichzeitig in 
der Öffentlichkeit vermeintlich an die Seite der Bauern 
zu stellen, Stimmung zu machen und hier zu erklären, 
dass alle anderen zu langsam wären und kein Interesse 
an Freihandel hätten, das ergibt wenig Sinn. Da würde ich 
mir mehr Klarheit von der Union wünschen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Maik 
Außendorf [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir müssen nun gemeinsam daran arbeiten, dass das 
Abkommen jetzt auch endlich in Kraft treten kann. Das 
wird, glaube ich, noch ein großes Stück Arbeit. Und wir 
müssen auch feststellen, meine Damen und Herren: Han-
del ist kein Selbstzweck. Wirtschaftswachstum ist kein 
Selbstzweck. Alle Wirtschaftspolitik muss einem Ziel 
dienen: Schaffung von Wohlstand. Da reden wir nicht 
über die jährliche Bonusrunde der Spitzenmanager, son-
dern über das Geld in den Taschen aller, die mit harter 
Arbeit dieses Land aufbauen, weiterentwickeln und zum 
Wachsen bringen.

Handelsabkommen müssen dafür sorgen, dass mehr 
gut bezahlte Arbeitsplätze entstehen. Handelsabkommen 
müssen dafür sorgen, dass die Herstellung der Produkte 
günstiger wird, damit sich die Leute mehr leisten können. 
Handelsabkommen müssen dafür sorgen, dass die Preise 
für Rohstoffe bei der nächsten Krise nicht durch die De-
cke gehen, weil wir uns zeitnah Gedanken über verläss-
liche und resiliente Lieferbeziehungen gemacht haben. 
Denn am Ende gilt: Die Wirtschaft muss denen dienen, 
die täglich dafür arbeiten,

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)
und das sind vor allem die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in diesem Land und die Arbeiterinnen und 
Arbeiter auf der ganzen Welt. In dieser Tradition und 
Verantwortung stehen wir. Deswegen freuen wir uns, 
weiter an diesem Thema zu arbeiten, gerne auch mit allen 
demokratischen Fraktionen hier im Hause.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Johannes Schraps [SPD]: Sehr gut!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank. – Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Ich rufe jetzt auf die Zusatzpunkte 10 a und 10 b: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Carmen Wegge, Ulle Schauws, Sanae Abdi 
und weiteren Abgeordneten eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Schwangerschaftsabbruchs 

Drucksache 20/13775
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Carmen Wegge, Ulle Schauws, Sanae Abdi 
und weiterer Abgeordneter 

Versorgungslage von ungewollt Schwange-
ren verbessern

Drucksache 20/13776
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
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Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung

Für die Aussprache wurden 68 Minuten vereinbart.
Kolleginnen und Kollegen, die ihren Redewunsch 

nicht berücksichtigt sehen, können ihre Rede zu Proto-
koll geben.1)

Für diejenigen auf den Tribünen will ich sagen, dass es 
sich hier um einen sogenannten Gruppenantrag handelt, 
also einen Antrag, den Personen unterschiedlicher Frak-
tionen gemeinsam einbringen. Deswegen werde ich beim 
Aufruf der Namen die Fraktion oder Gruppe, der die 
Abgeordneten angehören, nicht nennen. Sie können sie 
aber natürlich später googeln oder im Handbuch nach-
lesen.

Als erster Rednerin gebe ich jetzt Carmen Wegge das 
Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Heute ist ein guter Tag für 
Frauen. Heute ist ein guter Tag für Ärztinnen und Ärzte. 
Heute ist ein guter Tag für die Frauen und Männer, die 
seit Jahrzehnten darum kämpfen, dass wir genau diese 
Debatte endlich im Plenum des Deutschen Bundestages 
führen. Jetzt ist es so weit!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Denn das, worüber wir heute reden, ist niemandem 
spontan in den letzten drei Wochen eingefallen, sondern 
ist das Ergebnis einer gesellschaftlichen und auch par-
lamentarischen Auseinandersetzung über das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen beim Schwangerschafts-
abbruch und darüber, welchen Rahmen der Staat für 
diese Entscheidung vorgibt. Das, worüber wir heute re-
den, ist keine theoretische Debatte über Regelungsorte 
oder die Frage, ob wir Frauen und Ärztinnen und Ärzte 
beim Schwangerschaftsabbruch nun lieber vermeintlich 
kriminalisieren wollen oder nicht. Denn das Strafrecht 
führt nicht nur zur Stigmatisierung von Frauen und Ärz-
tinnen und Ärzten, sondern hat auch dramatische Aus-
wirkungen auf die Versorgungslage von Frauen in diesem 
Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Ergebnisse der ELSA-Studie zeigen, dass 4,5 Mil-
lionen Menschen in Deutschland außerhalb einer an-
gemessenen Erreichbarkeit zum nächsten Angebot für 
einen Schwangerschaftsabbruch leben.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, das rettet Men-
schenleben!)

In 85 von 400 Landkreisen werden nicht die erforderli-
chen Kriterien erfüllt. Denn die Zahl der Ärztinnen und 
Ärzte, die bereit sind, einen Schwangerschaftsabbruch 
vorzunehmen, hat sich in den letzten 20 Jahren halbiert. 
Die überwiegende Mehrheit der befragten Ärztinnen und 
Ärzte gibt an, aufgrund der Regelung im Strafgesetzbuch 
keine Schwangerschaftsabbrüche zu erlernen und/oder 
durchzuführen. Deshalb muss sich das Strafgesetzbuch 
ändern, wenn wir die Versorgungslage von Frauen sicher-
stellen wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ganz 
schlimm! Ganz schlimm!)

In den vergangenen drei Jahren ist in Debatten hier im 
Bundestag immer wieder die Befürchtung geäußert wor-
den, dass wir mit dem Thema nicht sorgsam umgehen 
würden, dass wir den Schutz des ungeborenen Lebens 
außer Acht lassen oder einen gesellschaftlichen Konsens 
aufkündigen würden. All das ist bei diesem Gesetzent-
wurf nicht der Fall.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken – Beatrix von Storch [AfD]: Dummes 
Zeug!)

Wir schlagen eine reine Entkriminalisierung der Frau vor. 
Wir wollen eine Entkriminalisierung von Ärztinnen und 
Ärzten beim Schwangerschaftsabbruch bis zur zwölften 
Woche. Wir wollen die praxisferne Wartefrist von drei 
Tagen zwischen Beratung und Abbruch streichen. An-
sonsten bleibt alles gleich:

(Beatrix von Storch [AfD]: Ist klar! Natürlich!)

Der Abbruch nach der zwölften Woche bleibt strafbar. 
Die Beratungspflicht der Frau als zentraler Bestandteil 
des Konzeptes zum Schutz ungeborenen Lebens bleibt 
erhalten. Selbst der § 218 bleibt bestehen, um die Schutz-
würdigkeit des ungeborenen Lebens in der Systematik 
des Strafgesetzbuches zu betonen. Das ist kein „Ich 
wünsch mir was“-Gesetzentwurf, sondern ein ausgewo-
gener, moderater und alle Rechte berücksichtigender Ent-
wurf, der unter uns Abgeordneten mehrheitsfähig sein 
sollte.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Denn auch wir in diesem Haus bilden einen Quer-
schnitt der Gesellschaft ab, einer Gesellschaft, die die 
Frage längst für sich entschieden hat. Das zeigen nicht 
nur die Umfragen der letzten Wochen, sondern auch die 
zahlreichen Verbände und Organisationen, die sich an uns 
gewandt haben: vom Deutschen Frauenrat bis hin zu den 
Evangelischen Frauen. Selbst die katholischen Frauen 
erkennen Versorgungslücken bei Frauen an und fordern 
uns zu einer ausgewogenen und sachorientierten Debatte 
auf.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Sachorientiert!)

Und genau das ist es, was wir wollen.1) Anlage 2
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(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Warum schreien 
Sie denn so?)

Wir, das sind 328 frei gewählte Abgeordnete dieses Hau-
ses – fast schon eine Mehrheit.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Beatrix von Storch [AfD]: 
Warum so aggressiv?)

Ich möchte sagen: Ich bin auch allen Kolleginnen und 
Kollegen der FDP sehr dankbar, die sich ebenfalls positiv 
für eine grundsätzliche Neuregelung des Schwanger-
schaftsabbruchs und für eine breite Debatte ausgespro-
chen und sich in der Öffentlichkeit positioniert haben. 
Und mir ist wichtig, eins zu betonen: Das hier ist kein 
Wahlkampfthema.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Doch! – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Natürlich!)

Denn wie kann das ein Wahlkampfthema sein,
(Enrico Komning [AfD]: Kommen Sie doch 

mal runter!)
wenn doch die Mehrheit aller Wählerinnen und Wähler 
aller Parteien hier in diesem Haus für eine Liberalisierung 
des Schwangerschaftsabbruchs sind?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Sollten wir uns da nicht vielmehr einig sein?
Machen wir stattdessen die Entscheidung über die 

Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs zu einer 
Sternstunde des Parlaments.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Was Sie sagen, ist 
auf jeden Fall keine Sternstunde!)

Nutzen wir den Moment, um tatsächlich eine wichtige 
Verbesserung für ungewollt Schwangere und Ärztinnen 
herbeizuführen – mutig und in dem Wissen, dass wir von 
der Mehrheit der Gesellschaft getragen werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen zum Ende, bitte.

Carmen Wegge (SPD):
Um nicht mehr und nicht weniger bitte ich alle Abge-

ordnete.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los] – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Das war so 
peinlich! So peinlich! So unangenehm! Un-
würdig!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Elisabeth Winkelmeier-Becker.

(Beifall bei der CDU/CSU – Nina Warken 
[CDU/CSU]: Jetzt kommt wieder mehr Sach-
lichkeit in die Debatte!)

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich versuche es jetzt noch mal sachlich,
(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

in dem Ton, der diesem Thema angemessen ist; denn es 
geht um Leben und Tod des Ungeborenen. Davon habe 
ich bei Ihnen, liebe Kollegin, nichts gehört.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und der Abg. Robert Farle [frak-
tionslos] und Thomas Seitz [fraktionslos] – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nichts! Kein 
Wort! – Nina Warken [CDU/CSU]: Weil es 
ihr egal ist!)

Rot-Rot-Grün legt uns hier einen Gesetzentwurf zur 
weitgehenden Streichung von § 218 vor, für den es in 
der Ampel keine Mehrheit gab – also ein bisschen Reste-
verwertung auf den letzten Metern dieser Wahlperiode –, 
im Schnelldurchgang und ohne gesellschaftliche Debatte, 
aber dafür mit falschen Narrativen,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nennen Sie das sachlich, Frau Kolle-
gin?)

die wir auch jetzt gerade wieder gehört haben.
(Beifall bei der CDU/CSU – Sonja Eichwede 
[SPD]: Sie akzeptieren doch nicht die Mehrheit 
der Bevölkerung!)

Als Union stehen wir zu der geltenden Regelung. Ich 
möchte noch einmal beschreiben, was die geltende Re-
gelung ist: Sie garantiert – Stand heute – das Selbst-
bestimmungsrecht und die alleinige Entscheidung der 
Frau darüber, ob sie ihre Schwangerschaft fortsetzen 
oder abbrechen will. Sie kann nach der Beratung frei 
entscheiden. Sie braucht sich nirgendwo dafür zu recht-
fertigen und hat unmittelbaren Zugang zur ärztlichen Ver-
sorgung.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bettina Müller 
[SPD]: Das stimmt einfach nicht!)

Die heutige Regelung beachtet aber auch das Lebensrecht 
des Kindes; auch das muss zur Sprache gebracht werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir tragen weder einen Abbau des Schutzes noch die 
Gleichsetzung mit einer beliebigen ärztlichen Heilbe-
handlung mit, aber auch nicht eine Verschärfung, wie 
sie jetzt vonseiten der AfD ins Spiel gebracht wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich will ausführen, warum das Narrativ der Kriminali-

sierung, das ja auch hier wieder vorgetragen wurde, 
falsch ist; und ich sage: bewusst falsch. § 218 muss im-
mer zusammen mit dem folgenden Paragrafen, § 218a, 
gelesen werden. Wer den noch nicht gelesen hat, könnte 
ihn jetzt mal googeln. Dann sieht man, dass schon in der 
Überschrift steht: „Straflosigkeit des Schwangerschafts-
abbruchs“. Da steht: § 218 gilt nicht unter drei einfachen 
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und klaren Bedingungen: Beratung, drei Tage Wartefrist 
bis zum Abbruch und Einhaltung der Zwölf-Wochen- 
Frist ab der Zeugung. Wenn diese Bedingungen erfüllt 
sind, dann ist der Weg zum völlig risikolosen Abbruch 
durch einen Arzt oder eine Ärztin frei. Dazu stehen wir 
als Union uneingeschränkt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Schauen wir doch mal die Praxis an; auch die kam 

gerade nicht vor.
(Lachen der Abg. Ulle Schauws [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN])
Bei circa 100 000 Abbrüchen pro Jahr nach der Bera-
tungslösung gibt es keine Verfahren gegen die Schwan-
gere oder gegen die Ärzte. Diese Fakten verschleiern Sie 
so gut es geht in dieser Debatte. Selbst im Kommissions-
bericht kam das nicht vor,

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jede Frau macht sich strafbar, Frau Kol-
legin!)

was aus meiner Sicht ein Schlaglicht auf die Wissen-
schaftlichkeit der Kommission wirft.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Diskreditierung von anerkannten Wis-
senschaftlerinnen!)

Die wenigen Anwendungsfälle von § 218 betreffen übri-
gens typischerweise die gewalttätigen Partner der Frauen, 
die bei Übergriffen eine Fehlgeburt auslösen.

Sie wollen den Abbruch im ersten Drittel der Schwan-
gerschaft für rechtmäßig erklären. Heute ist der Abbruch 
rechtswidrig, aber – und das ist doch für die Frau ent-
scheidend – straflos. Das ist übrigens kein Einzelfall. Es 
gibt auch andere Dinge, bei denen die Rechtswidrigkeit 
gegeben ist,

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kein vergleichbares Gesetz!)

aber nicht die Strafbarkeit, zum Beispiel bei der fahr-
lässigen Sachbeschädigung. Hier jetzt zu einer Recht-
mäßigkeit zu kommen, wäre ein Paradigmenwechsel. 
Das wäre unvereinbar mit der Menschenwürde und dem 
Lebensrecht des Kindes,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Robert Farle [fraktionslos] und Thomas Seitz 
[fraktionslos])

das das Bundesverfassungsgericht hergeleitet und bestä-
tigt hat: Das Ungeborene entwickelt sich von der Zeu-
gung an als Mensch und nicht zum Menschen,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

individueller Mensch von Anfang an, nicht erst ab Ge-
burt, vorher nicht bloß Schwangerschaftsgewebe. Das 
sind die medizinischen Fakten; das können Sie auch 
noch mal nachlesen in einem Brief von 30 Professoren, 
der bei uns allen heute angekommen ist.

Die Beendigung menschlichen Lebens kann im 
Rechtsstaat nur gerechtfertigt sein, wenn es eine nach-
gewiesene Rechtfertigungssituation, Notwehr oder Not-

stand gibt. Das ist bei Gesundheitsgefahr oder nach einer 
Vergewaltigung gegeben, aber gerade nicht bei der Bera-
tungslösung. Das ist gerade das Konzept der Beratungs-
lösung: dass man hier nicht in eine Prüfung einsteigt, 
sondern ja gerade die Entscheidung der Frau akzeptiert.

Das Bundesverfassungsgericht hat den klugen Kom-
promiss aufgezeigt, der jetzt gilt: Im ersten Schwanger-
schaftsdrittel auf das Strafrecht zu verzichten, auf Hilfe 
statt Strafe zu setzen, damit die Schwangere ärztliche 
Hilfe in Anspruch nehmen kann, das Kind letztlich mit 
der Mutter geschützt wird.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Elisabeth Winkelmeier-Becker (CDU/CSU):
Diese Lösung halten wir für pragmatisch. Dazu stehen 

wir als Union.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Thomas Seitz 
[fraktionslos])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat die Kollegin Ulle Schauws.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Ulle Schauws (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir legen heute mit 328 Abgeordneten aus 
Koalition und Opposition einen Gesetzentwurf zu einem 
Gesetz vor, das Frauen seit 153 Jahren kriminalisiert. 
§ 218 StGB symbolisiert seit 1871, dass eine Frau nicht 
das Recht hat, selbst über ihre Schwangerschaft und so-
mit ihr Leben und ihren Körper zu bestimmen. Der § 218 
im Strafgesetzbuch ist zutiefst patriarchal.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Meine Damen und Herren, die Welt hat sich verändert. 
Dass Frauen frei und gleichberechtigt leben können, 
wünschen wir uns alle, und zwar in allen Lebenslagen. 
Der § 218 StGB verhindert dies. Abtreibungen sind noch 
immer ein Tabu. Frauen, die abtreiben, erleben immer 
noch Stigmatisierung. Mir hat die katholische Bischofs-
konferenz auf meine Frage: „Warum muss der Schwan-
gerschaftsabbruch im Strafgesetzbuch stehen, warum 
dort?“,

(Beatrix von Storch [AfD]: Weil es Unrecht 
ist!)

geantwortet: Damit eine Frau sich schuldig fühlt. – 
Schuldgefühle für Frauen? Damit muss endgültig Schluss 
sein. – Sie bestätigen es!
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(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der Linken 
und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Versorgungslage 
für ungewollt Schwangere verschlechtert sich seit Jahren. 
Das Strafgesetzbuch ist mit ein Grund dafür. 83 Prozent 
der Ärztinnen und Ärzte, die Abtreibungen vornehmen, 
wünschen sich daher eine Regelung außerhalb des Straf-
gesetzbuches. Immer mehr Ärztinnen und Ärzte, die Ab-
brüche vornehmen, fehlen. Viele sind in Rente gegangen, 
wenige kommen nach. Und genau darum, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, müssen wir jetzt handeln, und zwar 
alle.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der FDP 
und der Linken)

Die Empfehlung der unabhängigen Kommission für 
eine Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs war 
für unsere interfraktionelle Gruppe wegweisend. Wir ha-
ben vor Monaten begonnen, an diesem moderaten Kom-
promiss zu arbeiten. Diesen legen wir Ihnen heute vor. 
Dass da so viele Erstunterzeichner/-innen draufstehen, ist 
ein bemerkenswertes Zeichen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Alle Rechte eines Gruppenverfahrens müssen jetzt auch 
gelten; daran darf es hier in diesem Hohen Haus keinen 
Zweifel geben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Meine Damen und Herren, wir wollen mit dem Gesetz-
entwurf selbstbestimmte Schwangerschaftsabbrüche 
nicht mehr im Strafgesetzbuch regeln, sie bis zur zwölf-
ten Woche legalisieren, die Beratungspflicht beibehalten 
ohne Wartefrist, die medizinische Ausbildung verbessern 
und die Kosten für Schwangerschaftsabbrüche durch die 
gesetzlichen Krankenkassen übernehmen lassen. So ver-
bessern wir die Versorgungslage. Das heißt auch, Frauen 
vertrauen. Darum geht es.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seit Langem läuft die 
Debatte zu § 218 StGB im Haus hier, und sie läuft in der 
Gesellschaft. Über 100 Organisationen haben Stellung 
bezogen. Umfragen zeigen: 80 Prozent der Bevölkerung 
sind für eine Regelung außerhalb des Strafgesetzbuchs, 
und zwar über alle parteipolitischen Präferenzen im gan-
zen Haus hinweg.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Als frei gewählte Abgeordnete und als Parlament sind 
wir bis zum Ende der Legislaturperiode arbeits- und be-
schlussfähig.

(Volker Münz [AfD]: Auf einmal! – Martin 
Sichert [AfD]: Ha!)

Ich lade Sie alle ein: Schreiben Sie mit uns Geschichte! 
Stimmen Sie dem Gesetzentwurf zu! Denn 153 Jahre sind 
genug.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken und des Abg. Stefan Seidler [fraktions-
los])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die Kollegin Gyde Jensen hat das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Gyde Jensen (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

gibt Entscheidungen im Leben, deren Komplexität mit 
Worten kaum zu beschreiben ist. Sich ihnen zu entziehen, 
ist keine Option. Die Wägung in einem Schwanger-
schaftskonflikt gehört zu genau diesen Situationen, ein 
Entschluss, in seiner gesamten Tragweite sehr indivi-
duell, den jede Frau ganz persönlich treffen muss.

Im vergangenen Jahr sind mehr als 100 000 Frauen in 
der Bundesrepublik zu dieser schwierigen Entscheidung 
gekommen, die in diesem Moment der einzig richtige 
Weg für sie zu sein schien. Seit über 150 Jahren ist das 
Abtreibungsverbot Teil des Strafgesetzbuches. Die De-
batten, die in gesellschaftlicher, in politischer, in recht-
licher und in religiöser Hinsicht geführt werden, sind 
schon immer emotional geführt worden, leider – in beide 
Richtungen.

Zum Glück ist die freiheitliche und aufgeklärte Gesell-
schaft in der Debatte weitergekommen und beruft sich 
auf wissenschaftlich fundierte Kriterien. Doch die Dauer 
der Diskussion zeigt uns auch die Notwendigkeit auf, 
diese Debatte mit größtmöglicher Ruhe und Seriosität 
weiterzuführen.

Der Umgang mit dem Schwangerschaftsabbruch ist 
eine komplexe Wägung zwischen den Grundrechten der 
Frau und dem Schutz des ungeborenen Lebens, ohne 
dabei die Perspektive von Ärztinnen und Ärzten oder 
von werdenden Eltern auszublenden. Aus diesem Grund 
möchte ich gerne einige Beobachtungen, meinen ganz 
persönlichen Blick auf die Frage und einen Ausblick 
teilen.

Eine moderne Gesellschaft, die sich den Werten von 
Freiheit und Selbstbestimmung verpflichtet fühlt, muss 
bereit sein, eine sachliche Debatte über eine Reform 
von § 218 Strafgesetzbuch zu führen. Politik muss sich 
der grundlegenden Frage stellen, ob eine persönliche und 
ethische Entscheidung gegen die Fortsetzung einer 
Schwangerschaft bis zur zwölften Woche weiterhin als 
grundsätzlich rechtswidrig gelten sollte.
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Diese Frage ist im Kern eine medizinethische Frage,

(Axel Müller [CDU/CSU]: Eine juristische 
Frage!)

die sich der üblichen parlamentarischen Logik von Koa-
lition und Opposition entzieht. Aus diesem Grund ist ein 
ordentliches Gruppenantragsverfahren genau der an-
gemessene Weg, diese Frage zu adressieren.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich ganz persönlich bin der Auffassung: Wer in dieser 
schwierigen Lage ist, der sollte nicht zusätzlich der Be-
lastung ausgesetzt sein, potenziell eine Straftat zu be-
gehen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Repräsentative Studien dieses Jahres zeigen, dass sich 
eine große Mehrheit der Befragten für eine Entkriminali-
sierung des Schwangerschaftsabbruchs ausspricht.

(Zuruf der Abg. Annette Widmann-Mauz 
[CDU/CSU])

Wir haben die Aufgabe in der Politik, hier im Deutschen 
Bundestag, diese Sichtweisen in eine politische Mei-
nungsbildung zu übertragen. Und am Ende kann eine 
möglicherweise neue Entscheidung stehen.

Diese Debatte muss zeitnah geführt werden, aber kei-
neswegs in Eile. Dazu gehört eine ordentliche Anhörung, 
die den Prozess der politischen Meinungsbildung stützt.

(Zuruf der Abg. Carmen Wegge [SPD])

Es bräuchte Zeiträume des Nachdenkens, des Zuhörens 
und des individuellen, aber auch öffentlichen Abwägens.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mein persönlicher 
Entscheidungsprozess ist abgeschlossen. Ich könnte 
heute hier darüber beschließen. Aber ich habe noch in 
keiner politischen Frage, erst recht nicht in einer rechts-
ethischen Frage, von meiner ganz persönlichen Entschei-
dungssituation auf die anderer geschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich schätze es sehr, wenn Kolleginnen und Kollegen 
mit ihren Einschätzungen und Gedanken, die auch Kol-
leginnen und Kollegen meiner Fraktion mit uns geteilt, 
mit mir geteilt haben, zeigen, wie ernst und wie ernsthaft 
sie sich mit dieser Frage beschäftigen, aber eben noch 
nicht zu einer Entscheidung gelangt sind. Dafür reichte 
die Zeit nicht aus.

(Carmen Wegge [SPD]: Dann haben sie jetzt 
die nächsten sechs Wochen Zeit!)

Der Ausblick: Ich werde mich, sollte ich auch in der 
nächsten Legislatur diesem Hohen Haus angehören dür-
fen, aktiv an einem neuen Gruppenantragsverfahren be-
teiligen und an ihm mitarbeiten und mich für eine breit 
getragene Mehrheit –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen zum Ende, bitte, Frau Kollegin.

Gyde Jensen (FDP):
– einer Reform des § 218 Strafgesetzbuch einsetzen, 

weil es für mich persönlich eine urliberale Haltung und 
meine eigene Überzeugung ist.

(Zuruf der Abg. Laura Kraft [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 

SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Beatrix von Storch.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Beatrix von Storch (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit über 

30 Jahren gibt es in Deutschland bei der Abtreibung einen 
gesellschaftlichen Kompromiss – er beruht auf einem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 1993 –: Der 
Lebensschutz des Ungeborenen hat uneingeschränkten 
Verfassungsrang, aber Abtreibung ist bis zum dritten Mo-
nat straffrei.

Das verlangt beiden Seiten viel ab. Aber das hat den 
gesellschaftlichen Frieden erhalten, und den wollen Sie 
jetzt abfackeln. Sie wollen den Schutz für das ungeborene 
Leben abschaffen, und zwar aus rein ideologischen Grün-
den. Praktische Gründe gibt es nicht.

Frauen können ja jetzt schon straffrei das Leben ihres 
ungeborenen Kindes beenden. Ich persönlich finde das 
furchtbar. Aber die AfD trägt den gesellschaftlichen 
Kompromiss zu § 218 StGB mit und will ihn nicht ver-
schärfen, geschweige denn abschaffen oder schreddern, 
anders als die Presse es behauptet. – Geschenkt!

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] und Thomas Seitz [frakti-
onslos])

Die Resteampel will nun nach der Verwüstung 
Deutschlands in ihren letzten Zuckungen auch noch den 
ultimativen Kulturkampf ausrufen – unter bewusstem 
Verfassungsbruch. In ihrem Antrag heißt es:

„Die Beendigung einer Schwangerschaft … wird bis 
zum Ende der zwölften Woche … grundsätzlich 
rechtmäßig gestellt.“

Das steht im krassen Gegensatz zum Verfassungs-
gerichtsurteil – ich zitiere daraus –:

„Der Schwangerschaftsabbruch muß für die ganze 
Dauer der Schwangerschaft … als Unrecht angese-
hen und demgemäß rechtlich verboten sein.“

Dieses „muss“ ist eindeutig, völlig eindeutig. Das Ge-
richt begründet das mit Artikel 1 Grundgesetz: „Die 
Würde des Menschen ist unantastbar“, auch die Würde 
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des ungeborenen Menschen. Sie dürfen die Abtreibung 
gar nicht rechtmäßig stellen. Das Verfassungsgericht hat 
das ausdrücklich untersagt.

Sie wissen das, aber Sie machen es trotzdem. Sie brin-
gen ein verfassungswidriges Gesetz ein.

(Nicole Höchst [AfD]: Schande!)
Und was sagt die CDU dazu? Zur Erinnerung: Das C in 
CDU steht nicht für „Cornflakes“ oder „Camembert“, 
sondern für „christlich“. Aber Herr Merz – anders als 
die Rednerin der Union – sagt zu der Abschaffung des 
§ 218 StGB: Das können wir überprüfen,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: 
Nein! – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Hat er 
gar nicht gesagt!)

wegen des gesellschaftlichen Wandels. Aber bitte erst 
nach der Wahl.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Eine Lüge! – Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/ 
CSU]: Eine wirklich üble Lüge!)

Vor der Wahl will er die christlichen Wähler nicht ver-
prellen.

Das Bundesverfassungsgericht hat ein salomonisches 
Urteil gefällt: Der Lebensschutz hat theoretisch unein-
geschränkt Verfassungsrang, aber Frauen können prak-
tisch straflos abtreiben. – Das reicht den Kulturrevolutio-
nären aber nicht. Frau Wegge, was Sie hier gerade 
abgeliefert haben, das war so erschütternd.

(Leni Breymaier [SPD]: Das war so gut!)
Dieses Geschrei, diese Aggressivität

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kennen Sie gar nicht!)

und diese Freude, die – wie man das Gefühl hat – Sie 
empfinden, wenn Ungeborene getötet werden, diese Ag-
gressivität ist dem Thema völlig unangemessen.

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] und Thomas Seitz [frakti-
onslos])

Die AfD, nur die AfD, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau von Storch, Ihre Redezeit ist um.

Beatrix von Storch (AfD):
– steht für eine Kultur des Lebens, vor der Wahl und 

nach der Wahl.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Robert 
Farle [fraktionslos] und Thomas Seitz [frakti-
onslos])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Leni Breymaier für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Leni Breymaier (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau von Storch, ich empfehle Ihnen die Lektüre des 
Berichts der Kommission zur reproduktiven Selbst-
bestimmung und Fortpflanzungsmedizin. Da steht eigent-
lich alles drin, was Sie anscheinend nicht wissen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Kolleginnen und Kollegen, wir beraten heute einen 
minimalinvasiven Eingriff in die Gesetzgebung zu 
Schwangerschaftsabbrüchen in Deutschland. Es wird 
Zeit.

Es gibt keine hundertprozentig sichere Verhütung. Es 
gibt immer ungeplante Schwangerschaften, von denen 
eben ein Teil ungewollt ist. Aufgrund des Regelungsortes 
im Strafgesetzbuch kommen alle, die mit einem Abbruch 
zu tun haben, mit dem Strafgesetzbuch in Berührung. 
Und das führt zu einer erbärmlichen Versorgungslage in 
Deutschland, einer Versorgungslage, die eines entwickel-
ten Sozial- und Industriestaates völlig unwürdig ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Wir gängeln diese Frauen in Europa mit am meisten 
durch den Regelungsort, durch die Beratungspflicht und 
auch durch die Wartezeit. Andere Länder kennen das gar 
nicht oder haben davon nur einzelne Punkte geregelt. Und 
ganz woanders, vorzugsweise dort, wo rechtspopulisti-
sche Parteien regieren, sind Schwangerschaftsabbrüche 
weitgehend verboten – so wie die AfD das hier ja auch 
will.

(Nicole Höchst [AfD]: Fake News!)

Wir reden heute nicht davon, Regelungen wie in den 
Niederlanden oder in Norwegen einzuführen, wo der Ab-
bruch bis zur 24. bzw. – in Norwegen neuerdings – bis zur 
18. Schwangerschaftswoche möglich ist.

(Beatrix von Storch [AfD]: Natürlich wollen 
Sie das! Bis zum neunten Monat wollen Sie 
es am Ende des Tages!)

Wir bleiben bei der zwölften Woche. Wir behalten – wo-
von uns Expertinnen abraten – auch die Beratungspflicht 
bei.

(Beatrix von Storch [AfD]: Die fällt doch als 
Nächstes! Ist reine Taktik!)

Lediglich die Wartezeit von drei Tagen soll wegfallen.
Das Thema ist rauf und runter diskutiert. Der Deutsche 

Frauenrat mit seinen 60 Mitgliedsverbänden, die Dia-
konie, die Mütterzentren – alle haben sich damit befasst 
und positioniert. Wir brauchen keine Zeit mehr. Die Ge-
sellschaft ist weiter, als vielen in diesem Hause lieb ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)
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Was soll sich bis zur nächsten Legislaturperiode denn 
ändern? Liebe Union, liebe FDP, wir sind es den Frauen, 
den Ärztinnen und Ärzten und allen Beteiligten schuldig, 
jetzt zu handeln. Ich glaube fest an eine parlamentarische 
Mehrheit, sonst hätte ich den Antrag nicht mit erarbeitet.

(Nicole Höchst [AfD]: Sagen Sie doch mal was 
zu den Kindern!)

Lassen Sie uns ihn auf den Weg bringen! Lassen Sie 
uns darüber abstimmen! Und wenn wir das früh tun, dann 
ist es eben kein Wahlkampfthema; wenn wir es nicht tun, 
schon.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken – Zuruf der Abg. Beatrix von Storch 
[AfD])

Wir haben kein Erkenntnisproblem. Wir haben ein 
Umsetzungsproblem zulasten von vielen Frauen in aller-
höchster Not. Strafandrohung schützt das ungeborene 
Leben nicht.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Schaffen wir ein zivilisiertes Recht auf Abbruch! Geben 
wir den Frauen ihre Körper zurück!

Und frei nach Emanuel Geibel rufe ich Ihnen zu:

„Die Zeit zum Handeln jedes Mal verpassen

Nennt ihr: die Dinge sich entwickeln lassen.“

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Guten Abend, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

grüße Sie und gebe das Wort an Dorothee Bär.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich muss sagen: Es war klar, dass es eine sehr schwierige 
Debatte werden wird. Es war klar, dass es eine emotio-
nale Debatte werden wird. Aber ich muss auch sagen: Ich 
bin schon erschüttert über das, was die SPD hier vor-
gelegt hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD und des Abg. Robert Farle [fraktions-
los])

Es war die völlig falsche Tonalität, die völlig falsche 
Kampfansage. Sich so hierhinzustellen,

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Unglaublich!)
ist dem Thema so was von unangemessen. Ich bin wirk-
lich erschüttert über Ihre martialische Tonart.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Frau Kollegin Wegge, vielleicht haben Sie es verwech-
selt. Das ist hier kein Poetry-Slam, das ist der Deutsche 
Bundestag.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und das war wirklich in gar keiner Weise dieser Lage 
angemessen: peinlich, unwürdig, beim Hinsetzen trium-
phierend.

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie wollen was für Frauen tun, indem Sie hier abfeiern, 
dass menschliches Leben beendet wird? Unfassbar, wirk-
lich unfassbar!

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – Zu-
ruf der Abg. Carmen Wegge [SPD])

Meine sehr geehrten Damen und Herren, daran sieht 
man auch: Das, was von SPD und Grünen kommt, ist 
genau das Gegenteil von dem, was sie behaupten. Natür-
lich geht es um einen spalterischen Kulturkampf.

(Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Natürlich geht es darum, diese einseitig besetzte Kom-
mission, die vor drei Jahren ihre Arbeit aufgenommen 
hat, jetzt nachträglich zu rechtfertigen. Und das, was 
Sie sagen, dass es seit drei Jahren hier breit diskutiert 
wird, stimmt natürlich mitnichten. Ehrlich wäre gewesen, 
wenn Sie vor drei Jahren das getan hätten, was seit Jahr-
zehnten gang und gäbe in diesem Haus ist, nämlich bei 
einer ethischen Diskussion auch die Opposition mitein-
zubinden.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben wir doch versucht! Natürlich!)

Das war nie gewollt.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 

Zuruf der Abg. Carmen Wegge [SPD])
Ich habe für unsere Fraktion das Forum Bioethik leiten 

dürfen. Wir haben Ihre Kommission eingeladen, weil wir 
hier nicht mitmachen durften, auch nicht mitmachen soll-
ten.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, niemand hat da mitgemacht! Was 
ist denn das für eine Haltung hier?)

Ich habe die Kommission angeschrieben. Da hieß es, 
wenn sie sich mit der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
treffen würde, dann müsste sie sich ja mit jedem treffen. 
Das ist die Antwort, die wir bekommen haben.

(Sonja Eichwede [SPD]: Aber wir haben doch 
mit allen gesprochen! Elisabeth Winkelmeier- 
Becker war doch da! – Weitere Zurufe von der 
SPD)

Wir haben in Deutschland den Deutschen Ethikrat; der 
hätte das auch diskutieren können. Da sind auch Sach-
verständige von uns mit dabei.

Was eben auch ganz klar war – und das ist heute wieder 
herausgekommen –: Weder SPD noch Grüne haben mit 
einem einzigen Wort das Kind erwähnt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Mit keinem einzigen Wort! Sie sagen, es geht um die 
Selbstbestimmung der Frau.

(Carmen Wegge [SPD]: Mir haben Sie wohl 
nicht zugehört!)

Jetzt sage ich Ihnen mal was: Uns geht es auch um die 
Selbstbestimmung der Frau, selbstverständlich. Aber es 
geht zusätzlich auch noch um jemanden, der noch keine 
Redemöglichkeit in Deutschland hat, der nicht für sich 
selbst sprechen kann.

(Zuruf von der SPD: Oder die!)
– Ja, oder die; von mir aus. Ihre Zurufe werden nicht 
besser; die sind relativ dümmlich an dieser Stelle. – Wir 
sind die einzigen Anwältinnen und Anwälte für das un-
geborene Leben, die einzigen, die hier überhaupt noch 
stehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Deswegen ist diese Spaltung 80 Tage vor der Bundestags-
wahl unverantwortlich.

(Zuruf von der SPD)
Hier an diesem Pult stand der Bundeskanzler. Ich darf 

den Bundeskanzler mal zitieren, der bei seiner Regie-
rungserklärung in Bezug auf die Spaltung im Wahlkampf 
in den USA zum Thema Abtreibung – darum ging es in 
den USA besonders – gesagt hat:

„Das Land ist tief gespalten. Politische Unterschiede 
zerreißen Freundschaften und Familien. … ich will 
nicht, dass es bei uns in Deutschland so weit 
kommt.“

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Dann hören Sie doch mal auf, zu reden!)

„… wenn wir uns so aufspalten oder aufspalten las-
sen, dann haben wir ein Problem. … Manche wollen 
das mit der Spaltung. Es ist ihr politisches Ge-
schäftsmodell.“

Zitat Ende. – Was macht Olaf Scholz? Rennt raus und 
unterschreibt diesen Gruppenantrag!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Und da sagen Sie, dass das nichts mit Wahlkampf zu tun 
hat? Natürlich ist das Wahlkampf.

Das heißt, ohne Not machen Sie als Rot und Grün das 
Thema Abtreibung zum Wahlkampfthema.

(Zuruf der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ohne Not polarisieren Sie die Gesellschaft und lösen 
einen Großkonflikt aus.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Zum Thema!)

Für uns ist das werdendes Leben. Das erkennen die Grü-
nen natürlich auch nicht. Für Sie ist es ein Zellhaufen, für 
Sie ist es ein Schwangerschaftsgewebe.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer hat das denn gesagt?)

– Das haben Sie bei den Debatten zum § 219a gesagt; da 
war das immer wieder rauszuhören.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wurde nie gesagt! Niemand hat 
das gesagt! Das ist eine Unterstellung! – Sonja 
Eichwede [SPD]: Das ist eine Unverschämt-
heit! – Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Niemand von den Grünen hat das 
behauptet, Frau Bär! Sie wissen das!)

Für uns gilt: Dort, wo die Verletzlichkeit besonders 
hoch ist – das ist am Anfang des Lebens, noch vor Beginn 
des Lebens und am Ende des Lebens –, muss der Schutz 
in ganz besonderer Weise gewährleistet sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD – Zuruf der Abg. Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was mich an Ihren Argumenten auch nervt, ist dieses 
ständige „Wir haben uns weiterentwickelt, wir sind jetzt 
modern“. Lebensschutz ist nicht unmodern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD und der FDP und des Abg. Thomas Seitz 
[fraktionslos])

Lebensschutz ist auch im Jahr 2024 etwas, was nichts mit 
Modernität zu tun hat.

Deswegen hoffe ich wirklich sehr, dass dieser Grup-
penantrag keine Mehrheit bekommt. Denn ich bin der 
festen Überzeugung, dass die Gesellschaft ganz anders 
denkt, als die vermeintlichen Umfragen zeigen,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

die Sie in Auftrag gegeben haben und die die Lebens-
realität nicht abbilden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Fragen Sie mal in 
den USA!)

Wir sind uns auch sicher, dass es nur ein Steinbruch ist.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Nach dem § 219a kommt der § 218. Nach dem § 218 

geht es weiter. Dann sind es keine zwölf Wochen mehr, 
sondern 14, dann 16. Mit uns ist Lebensschutz nicht ver-
handelbar.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin!

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Deswegen werden wir geschlossen als Fraktion nicht 

zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nur weil sie jetzt direkt angesprochen wurde,

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ich habe den Na-
men gar nicht erwähnt! – Gegenruf der Abg. 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Natürlich! Außerdem geht es hier nicht 
um Fraktionsanträge! Das bitte ich zu berück-
sichtigen!)

lasse ich eine Kurzintervention von Carmen Wegge zu.
(Enrico Komning [AfD]: Aber nicht wieder so 

rumschreien!)

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrte Frau Bär, ich wollte mich noch mal äu-

ßern, weil Sie mich direkt angesprochen haben und 
gleichzeitig unterstellt haben, wir hätten das Kind nicht 
erwähnt und der Schutz des ungeborenen Lebens wäre 
uns nicht wichtig. Deswegen möchte ich einfach nur 
noch mal aus meiner Rede zitieren. Ich sagte in meiner 
Rede:

„Die Beratungspflicht der Frau als zentraler Be-
standteil des Konzeptes zum Schutz ungeborenen 
Lebens bleibt erhalten.

Selbst der § 218 bleibt bestehen, um die Schutzwür-
digkeit des ungeborenen Lebens in der Systematik 
des Strafgesetzbuches zu betonen. Das ist … ein 
ausgewogener, moderater und alle Rechte berück-
sichtigender Entwurf ...“

Deswegen will ich hier noch einmal sehr deutlich sagen: 
Der Schutz des ungeborenen Lebens liegt sowohl mir als 
auch der Gruppe am Herzen,

(Beatrix von Storch [AfD]: Ja, ja! Ist ja klar!)
und wir bringen mit diesem Gesetzentwurf beide Rechte 
in Einklang.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP 
und der Linken)

Sie haben auch gesagt, das Selbstbestimmungsrecht 
der Frau ist Ihnen wichtig, und deswegen möchte ich 
diese Unterstellung zurückweisen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abg. 
Nicole Westig [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Möchten Sie antworten? – Ja. Bitte.

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Genau das habe ich gesagt: Sie haben kein Mal das 

Wort „Kind“ erwähnt. Sie haben jetzt vielleicht das 
Wort „ungeborenes Leben“ ein Mal gesagt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Nicole Höchst [AfD] – Sönke Rix [SPD]: 
Eine Entschuldigung wäre angebracht! – Zu-
rufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Ah!)

Aber das wird natürlich nicht gewährleistet; das stimmt 
natürlich nicht. Alleine dass diese dreitägige Bedenkzeit 
nicht mehr stattfindet, ist natürlich gewollt:

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat sie es jetzt gesagt oder nicht?)

hingehen, beraten und sofort in die nächste Tür rein und 
abtreiben.

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Sönke Rix [SPD]: 
Was haben Sie für ein Frauenbild?)

Und den Frauen nicht die Möglichkeit geben, bei einer so 
wichtigen Lebensentscheidung, übrigens nicht nur für 
das ungeborene Leben – –

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie reden Sie über Frauen?)

– Wie reden denn Sie über Frauen?
Also, was ist denn in der Realität der Fall? Der Punkt 

ist doch, dass die Beratungszeit ganz wichtig ist. Ich habe 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten mit sehr vielen 
Frauen gesprochen, die sich nach dieser dreitägigen Be-
ratungszeit für ein Kind entschieden haben oder gegen 
ein Kind entschieden haben.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war nicht fair, der Frau Wegge was 
zu unterstellen, was sie nicht gesagt hat! Das 
ist der Debatte nicht angemessen!)

Diese Frauen haben gesagt: „Das Wichtigste war, auch 
mal die Möglichkeit zu haben, noch ein paar Nächte 
darüber zu schlafen“,

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Gegenruf des Abg. 
Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Schämen Sie 
sich! – Sönke Rix [SPD]: Das können sie doch 
auch! Das können sie doch trotzdem! Was ha-
ben Sie für ein Frauenbild?)

weil es nämlich gar nicht darum geht, dass Frauen da-
durch gegängelt werden, sondern das ist für den Schutz 
der Frau. Das ist für den Schutz da, damit eben nicht im 
Leben das Bereuen danach steht,

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

dass man sich nach einem Jahr überlegt: „Jetzt wäre das 
Kind ein Jahr alt“, „Jetzt wäre es 5 Jahre alt“, „Jetzt wäre 
es 18 Jahre alt“.

Das löst so viele Traumata bei Frauen aus, die sich 
eben zu schnell dafür entschieden haben. Manche be-
reuen es; manche bereuen es nicht. Aber diese Tage 
sind wichtig. Und deswegen ist alleine das in dem Ent-
wurf, den Sie jetzt vorgestellt haben, eine Lüge, wenn Sie 
sagen: „Es ändert sich nichts“; denn wenn sich nichts 
ändern würde, müssten Sie auch gar keinen Antrag stel-
len.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Leni Breymaier [SPD]: Die 
Studie sagt was anderes!)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch mal 

den Einwurf von Britta Haßelmann betonen: Es ist natür-
lich richtig: Hier wird nicht für Fraktionen gesprochen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Anke 
Hennig [SPD] – Mechthild Heil [CDU/CSU]: 
Ja, ja, komm! – Dorothee Bär [CDU/CSU]: 
Unsere ist geschlossen!)

Deswegen mache ich das auch nicht an der Stelle.
Das Wort erhält jetzt Helge Limburg.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Bei allem Verständnis für Emotionalität 
in dieser Debatte, Frau Bär, bitte ich Sie, doch bei der 
Wahrheit zu bleiben.

(Beifall der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zurufe von der 
CDU/CSU: Oh!)

Ich war zusammen mit vielen Kolleginnen und Kollegen 
aus diesem Haus bei einer Veranstaltung auf Einladung 
der Kommission, wo auch Vertreterinnen Ihrer Fraktion 
nicht nur eingeladen, sondern auch anwesend waren.

(Beifall beim BÜNDNISS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Mechthild Heil [CDU/ 
CSU]: Ich war anwesend, ohne eingeladen ge-
wesen zu sein!)

Und zweitens. Sie haben unterstellt, dass Mitglieder 
der Gruppe oder auch der Fraktionen bestimmte Begriffe 
verwendet haben. Niemand auf dieser Seite des Hauses 
hat diese jemals in den Debatten verwendet.

(Zuruf von der AfD: Doch! Im Ausschuss! – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Doch! Doch, ha-
ben sie! Natürlich! Natürlich haben sie das! 
Mit Frau Hänel zusammen!)

Das sind Erfindungen Ihrer Fantasie und infame Unter-
stellungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Strafrecht muss 
im Rechtsstaat Ultima Ratio sein, das schärfste Schwert. 
Nicht immer, wenn der Staat Regeln setzt, sollte er das im 
Strafgesetzbuch tun, und darum wollen wir mit diesem 
Gesetzentwurf den Schwangerschaftsabbruch natürlich 
nicht regelungsfrei stellen, sondern wir wollen ihn für 
die ersten zwölf Wochen außerhalb des Strafgesetzbu-
ches regeln. Das schärfste Schwert soll hier im Schrank 
bleiben.

(Johannes Schraps [SPD]: Genau! – Zurufe 
von der CDU/CSU und der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Gesetzentwurf 
wird nicht regelungsfrei; aber er verliert den Makel der 
pauschalen Rechtswidrigkeit mit all den verheerenden 
Folgen. Es ist höchste Zeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Ria Schröder 
[FDP])

Die derzeitige Rechtslage wird auch „historischer 
Kompromiss“ genannt. Dazu ist zu sagen: Sie geht auf 
ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts zurück – nicht 
weniger, aber eben auch nicht mehr. Wir müssen fest-
stellen, dass sie in der Gegenwart nicht funktioniert; sie 
findet keine Akzeptanz, weil sie die Versorgungssicher-
heit gefährdet, weil sie Frauen bevormundet und Ärzte 
kriminalisiert.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch!)

Ein Kompromiss, der nicht für gesellschaftlichen Frieden 
sorgt, ist kein Kompromiss, und das muss dann geändert 
werden.

(Beifall beim BÜNDNISS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken sowie der Abg. 
Ria Schröder [FDP])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, den Kulturkampf hat 
nicht diese Gruppe begonnen. Den Kulturkampf führen 
die, die Ärztinnen und Ärzte diskreditieren.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der FDP 
und der Linken – Dorothee Bär [CDU/CSU]: 
Keiner diskreditiert Ärzte! Wer diskreditiert 
denn Ärzte? Niemand! – Nina Warken [CDU/ 
CSU]: Reden Sie mal mit den Ärzten! – Wei-
terer Zuruf von der CDU/CSU: Wer tut das? – 
Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Den Kulturkampf führen die, die vor Beratungsstellen 
demonstrieren; sie setzen Frauen unter Druck. Und den 
Kulturkampf führen die, die auch im Jahr 2024 meinen, 
dass ohne die Keule des Strafrechts Frauen nicht in der 
Lage sind, abgewogene Entscheidungen zu treffen.

(Beifall beim BÜNDNISS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der Linken)

Dieser Gesetzentwurf ist nicht radikal; er ist keine Kehrt-
wende. Er ist ein Kompromissangebot, um Kulturkämpfe 
zu beenden.

(Nicole Höchst [AfD]: Ich habe noch nichts 
zum Kind gehört! Zum Lebensrecht des Kin-
des! Erzählen Sie mal darüber!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Thema ist ein 
großes Thema der Frauenbewegung; aber es ist kein rei-
nes Frauenthema. Immer dann, wenn eine Frau ungewollt 
schwanger wird, ist notwendigerweise auch ein Mann 
beteiligt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Und ein Kind!)

Aber die Männer tragen nicht diese fundamentalen Kon-
sequenzen. Auch deshalb verbietet sich jede Form männ-
licher Arroganz und Bevormundung. Unsere Rolle als 
Männer, als Söhne, als Väter, liebe Kollegen, darf nicht 
sein, zu bevormunden, sondern die Rolle ist, dass wir 
solidarisch an der Seite der Frauen sind.

(Beifall beim BÜNDNISS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der Linken)
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie können sich in 
dieser Frage nicht nicht entscheiden, auch wenn Sie ge-
gen diesen moderaten Gesetzentwurf stimmen oder wenn 
Sie im Ausschuss durch verschiedene Verfahrensanträge 
eine endgültige Abstimmung verhindern. Auch dann ha-
ben Sie eine Entscheidung getroffen, nämlich eine Ent-
scheidung für die Fortsetzung des unzulänglichen Status 
quo, eine Entscheidung für weitere Bevormundung von 
Frauen, eine Entscheidung für eine weiter schlechter wer-
dende Versorgungslage.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Unsinn! Das 
stimmt doch nicht!)

Ich appelliere an Sie: Finden Sie die richtige Antwort! 
Ermöglichen Sie eine Schlussabstimmung, und stimmen 
Sie dann für diesen Gesetzentwurf!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken sowie der Abg. 
Anikó Glogowski-Merten [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt erhält das Wort Kristine Lütke.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Kristine Lütke (FDP):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Gäste, die uns heute zuhören und zusehen! Die 
Debatte, die wir heute führen, hat Respekt und auch An-
stand verdient. In den 1990er-Jahren wurde der Kompro-
miss zum Schwangerschaftsabbruch, so wie wir ihn heute 
kennen, verhandelt. Er basiert auf der Grundsatzentschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts von 1993. Darin 
heißt es – und ich zitiere –:

„Das Grundgesetz verpflichtet den Staat, mensch-
liches Leben, auch das ungeborene, zu schützen.“

Aus dieser Entscheidung wurde schließlich das heutige 
Gesetz: Abtreibung ist rechtswidrig, aber in den ersten 
drei Monaten der Schwangerschaft straffrei, wenn sich 
die Frau vor dem Eingriff beraten lässt. Es ist eine wich-
tige Errungenschaft, dass Frauen Zugang zu sicheren 
Möglichkeiten des Schwangerschaftsabbruchs haben. 
Sie können selbstbestimmt über ihre Schwangerschaft 
entscheiden, und diesen gesellschaftlichen Fortschritt 
und diese Freiheit zu verteidigen und weiterzuent-
wickeln, muss unser gemeinsames Ziel sein.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dabei ist es wichtig, dass wir nicht nur aus einer rein 
rechtlichen Perspektive debattieren. Denn die geltende 
Fassung des § 218 mag sich in der Praxis bewährt haben; 
aber es ist tatsächlich so, dass die Zahl der Einrichtungen, 
die fachkundig Schwangerschaftsabbrüche vornehmen, 
in den vergangenen 20 Jahren um 50 Prozent zurück-
gegangen ist.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So 
ist es!)

Am Anfang des Jahrtausends waren noch 2 000 Arztpra-
xen und Kliniken gemeldet, die den Eingriff vorgenom-
men haben. Bis zum Jahr 2023 hat sich diese Zahl fast 
halbiert, und insbesondere im ländlichen Raum ist die 
Versorgungslage dünn bis prekär. Ob der vorliegende 
Gesetzentwurf daran etwas ändern kann, ist aber auch 
fraglich.

Die ELSA-Studie der Bundesregierung hat zusätzliche 
Daten zur Versorgungslage geliefert. Demnach leben 
rund 4,5 Millionen Menschen in Deutschland außerhalb 
einer angemessenen Erreichbarkeit des nächsten An-
gebots für einen Schwangerschaftsabbruch. Jeder fünfte 
Landkreis ist betroffen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist ja schreck-
lich!)

Diese Landkreise liegen überwiegend in Bayern, aber 
auch in Baden-Württemberg und in Nordrhein-West-
falen.

Die ELSA-Studie zeigt auch, dass fast 60 Prozent der 
befragten Frauen von Schwierigkeiten berichten, Infor-
mationen über einen Schwangerschaftsabbruch zu erhal-
ten.

(Nicole Höchst [AfD]: Das ist jetzt nun wirk-
lich nicht das Problem!)

Jede vierte Frau musste mehr als eine Einrichtung kon-
taktieren, um einen Termin für einen Schwangerschafts-
abbruch zu bekommen.

(Zuruf von der AfD: Wie lange warten sie?)

Nach dem Schwangerschaftskonfliktgesetz haben auch 
die Länder für eine ausreichende Zahl von Einrichtungen 
zur Vornahme der Abbrüche zu sorgen, und die Länder 
müssen diesen Auftrag auch umsetzen, damit jede un-
gewollt Schwangere Zugang zum Schwangerschafts-
abbruch bekommt. Dieser muss auch als regulärer 
Bestandteil der Gesundheitsversorgung gewährleistet 
werden, damit eben keine Versorgungslücken entstehen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD und des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und es ist auch nicht so, dass in dieser Legislatur nichts 
geschehen ist.

Wissen und Informationen über die eigene Gesundheit 
und den eigenen Körper sind entscheidend, um bewusste 
und selbstbestimmte Entscheidungen treffen zu können, 
ganz besonders in der Phase vor einem Schwanger-
schaftsabbruch. Seit Ende November ist beispielsweise 
das Gesetz zur Verhinderung von Gehsteigbelästigungen 
in Kraft.

(Beatrix von Storch [AfD]: Die es gar nicht 
gibt! – Gegenruf der Abg. Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist gut und wichtig, dass Frauen auf dem Weg zu einer 
Beratungsstelle keine Angst mehr vor einem Spießruten-
lauf haben müssen.
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(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Beatrix von Storch [AfD]: Ach, die gibt es 
doch gar nicht! Hirngespinst!)

Schwangere haben das Recht auf eine unvoreingenom-
mene Beratung und eine selbstbestimmte Entscheidung 
über einen Schwangerschaftsabbruch.

(Beifall der Abg. Anikó Glogowski-Merten 
[FDP])

Der Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen lässt sich 
auch durch pragmatische Schritte verbessern.

Und ganz ehrlich, die Debatte zum § 218 eignet sich 
wahrlich nicht als Wahlkampfthema.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ach was! – Zu-
ruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Das gilt umso mehr, als in der Vergangenheit ja schon 
verschiedene Fristenregelungen vom Bundesverfas-
sungsgericht verworfen wurden. Und mit einer Neurege-
lung, die gegebenenfalls verfassungswidrig ist, wäre ja 
auch niemandem geholfen, weder den Ärztinnen und 
Ärzten noch den Beratungsstellen und ganz besonders 
nicht den betroffenen Frauen.

Wie ein solches Ergebnis verhindert werden soll, das 
bleibt mir bei der Lektüre des Antrags noch unklar.

(Zuruf der Abg. Sonja Eichwede [SPD])
Und auch das Ergebnis der Kommission zur reprodukti-
ven Selbstbestimmung und Fortpflanzungsmedizin ist 
keineswegs zwingend. Es gibt in der Wissenschaft auch 
andere Stimmen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, eine verantwor-
tungsvolle Abwägung braucht Zeit, so wie das bei medi-
zinethischen Themen die Regel ist. Und wir brauchen 
gerade jetzt keinen parlamentarischen Schnellschuss.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Zurufe 
der Abg. Anke Domscheit-Berg [Die Linke], 
Dr. Gesine Lötzsch [Die Linke] und Dr. Petra 
Sitte [Die Linke])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Dr. Christina Baum.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Dr. Christina Baum (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Jedes 

Jahr werden in Deutschland mehr als 100 000 Kinder 
im Mutterleib getötet. Nur ein Bruchteil dieser Abtrei-
bungen wird medizinisch oder kriminologisch begründet, 
also aufgrund einer schweren gesundheitlichen Gefähr-
dung der Schwangeren oder eines Sexualdeliktes.

Über 96 Prozent der Abtreibungen kamen über die 
sogenannte Beratungsregelung zustande. Und hiernach 
sind die Gründe ganz andere: Es passt zeitlich nicht in 
die Lebensplanung, oder die Schwangeren fühlen sich 
einfach überfordert. Kein Wunder bei dem vorherrschen-
den politischen Klima, in dem der Wert einer Frau rein 
wirtschaftlich bemessen wird. Schon frühzeitig wird 

jungen Frauen eingeredet, dass die berufliche Kariere 
wichtiger sei als eine Familienplanung und dass Kinder 
nur stören, wenn man auf dem Arbeitsmarkt erfolgreich 
sein möchte.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch bei Abge-
ordneten der SPD)

Jede gesunde Gesellschaft sollte genau das Gegenteil 
tun und die Familien, bestehend aus Mutter, Vater und 
Kindern, fördern und ihnen die größtmögliche Unterstüt-
zung zukommen lassen; denn sie sind das Fundament 
eines jeden Volkes.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Doch dem neuen woken Zeitgeist geht es weder um 
den Schutz ungeborenen Lebens noch um die Rechte 
von Frauen. Wie in so vielen Bereichen ist das Ziel die 
Abschaffung des Normalen, letztendlich die Entwurze-
lung einer gewachsenen Gesellschaft. Abtreibungen sol-
len nach dem Willen der Antragsteller nicht nur legali-
siert, sie sollen vielmehr normalisiert werden als 
Ausdruck einer vollständig liberalisierten Gesellschaft 
und mit dem Ziel identitätsloser Individuen.

(Beifall bei der AfD)

Dem setzen wir unsere alten Werte entgegen, die Sie 
von links und den Grünen glücklicherweise nie wirklich 
auslöschen konnten.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])

Denn immer noch wünscht sich die überragende Mehr-
heit der jungen Menschen stabile Familienverhältnisse 
und Kinder.

(Beifall bei der AfD)

Nach der Shell-Jugendstudie haben die Jugendlichen 
vielmehr die Sorge, sich Kinder finanziell nicht mehr 
leisten zu können, oder sie haben Zukunftsängste wegen 
der vielen weltweiten Krisen. Dass es diese Ängste heute 
bei den Jugendlichen gibt, ist eine Schande für Sie und für 
Ihre Politik, die dafür verantwortlich ist.

Für uns als AfD sind Kinder ein Geschenk, und des-
halb werden wir eine Willkommenskultur für Kinder 
etablieren. Damit sind wir die einzige parlamentarische 
Kraft, die sich noch für den Lebensschutz und für eine 
Gesellschaft einsetzt, die sich auch in schwierigen Le-
benslagen vor die Familien stellt.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Meine letzten Worte möchte ich an alle jungen Frauen 
richten: Eine Schwangerschaft ist kein Nachteil, sondern 
ein einzigartiges Privileg von uns Frauen. Nur wir Frauen 
sind in der Lage, neues Leben zu schenken und damit das 
Leben an sich weiterzugeben. Und es gibt kein größeres 
Glück, als das kleine Lebewesen, das im Bauch wächst, 
zu spüren und es nach der Geburt zum ersten Mal im Arm 
zu halten.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])
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Seit Menschengedenken ist es die Erfüllung und die 
Bestimmung von jeder gesunden Frau, eigene Kinder zu 
bekommen und sie liebevoll großzuziehen.

(Zurufe der Abg. Leni Breymaier [SPD] und 
Sonja Eichwede [SPD])

Wir als AfD werden mit unserer Familienpolitik alles 
dafür tun, dass das auch in Zukunft so bleibt.

Ich bedanke mich.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Heike Engelhardt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Heike Engelhardt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Bürgerinnen auf der Tribüne und an den Bildschir-
men! Für mich bringen wir hier heute das wichtigste 
Gesetz dieser Legislatur in den Deutschen Bundestag ein.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ach du Scheiße!)

Wir werden endlich dafür sorgen, dass Schwanger-
schaftsabbrüche nicht mehr im Strafgesetzbuch geregelt 
werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die von uns angestrebte Regelung trägt sehr dazu bei, 
dass sich die gesundheitlichen Gefahren und die psy-
chische Belastung für die Frauen verringern. Wir erfüllen 
damit übrigens eine Aufgabe, die uns das Völkerrecht 
stellt.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ach 
Mensch! Geht es noch ein bisschen größer? – 
Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/CSU]: 
Die Expertin für Völkerrecht!)

Die Weltgesundheitsorganisation verpflichtet ihre Mit-
gliedstaaten, einen sicheren Zugang zu Schwanger-
schaftsabbrüchen zu gewährleisten, und genau das tun 
wir aktuell nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Besonders wenn die Schwangerschaft spät festgestellt 
wird, führen die überflüssigen Beratungsfristen und auch 
die schlechte Verfügbarkeit von Ärztinnen und Ärzten 
sowie Kliniken, die diese Behandlung dann vornehmen, 
zu großem Stress und unnötigen Risiken. Frauen, die sich 
aus welchem Grund auch immer entscheiden, eine 
Schwangerschaft abzubrechen, brauchen in der Beratung 
Zuspruch und Unterstützung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Egal wie sie sich in dieser Situation entscheiden: Wir 
müssen die Angebote schaffen, die selbstbestimmte Ent-
scheidungen ermöglichen, ohne dass Frauen sich dazu 
gedrängt fühlen, gegen ihren Willen das Kind auszutra-
gen.

Ein Schwangerschaftsabbruch darf keine soziale Frage 
sein und keine Frau finanziell belasten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Situation ist – und da sind wir uns einig – auch so 
schon sehr belastend.

Wir hatten gestern im Gesundheitsausschuss das Ge-
spräch mit den Koordinatorinnen der Kommission zur 
reproduktiven Selbstbestimmung und Fortpflanzungs-
medizin. Die Kommission fordert, Schwangerschafts-
abbrüche außerhalb des Strafgesetzbuches zu regeln, 
und sie empfiehlt dringend, diesen längst überfälligen 
Schritt jetzt zu gehen.

Deshalb kurz an alle, die glauben, dass sie dieses Ge-
setz mit Geschäftsordnungstricks und Schiebereien in 
den Ausschüssen aufhalten können, ohne sich in der Sa-
che zu positionieren, außer vielleicht mit populistischen 
Unterstellungen: Das lassen wir Ihnen nicht durchgehen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Lassen Sie uns doch gemeinsam noch in dieser Legislatur 
in zweiter und dritter Lesung über dieses Gesetz hier im 
Plenum abstimmen!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
der Abg. Dr. Christina Baum [AfD])

Kein Gesetz, kein Mann und keine Religion darf über 
unsere Körper bestimmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Mechthild 
Heil [CDU/CSU]: Das sagt das Grundgesetz! 
Mein Gott!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Nina Warken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nina Warken (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich muss schon sagen, dass mir die Debatte zu dem 
Thema hier heute ziemlich schwerfällt, und das nicht, 
weil wir unterschiedliche Positionen haben – das gehört 
ja dazu –, sondern weil ich meine, dass das Thema 
Schwangerschaftsabbruch schon mit der notwendigen 
Ernsthaftigkeit besprochen werden muss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Zuruf des Abg. Johannes 
Schraps [SPD])

Die Ernsthaftigkeit habe ich im Vorfeld – da hat man ja 
einiges in den sozialen Medien lesen können – und gerade 
auch heute hier vermisst. Ich glaube nicht, dass Triumph-
geheul an dieser Stelle das Richtige ist.
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(Johannes Schraps [SPD]: Wer macht das 
denn?)

Vordergründig geht es Ihnen um die Rechte der Frau. 
Aber eigentlich nutzen Sie das Thema doch für Ihren 
Wahlkampf, um abzulenken, und Sie bedienen dabei 
auch immer wieder dieselben falschen Mythen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Nicole Höchst [AfD] – Dorothee Bär [CDU/ 
CSU]: Ganz schlimm!)

Jetzt mischt sich sogar der Kanzler in die Debatte ein, 
stilisiert sich plötzlich als Befreier der Frau – aber nicht, 
weil er den Frauen wirklich helfen will, sondern einfach 
nur, um von sich selbst abzulenken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
ruf der Abg. Beate Müller-Gemmeke [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und dazu nutzt er ein Thema, das für so einen Wahlkampf 
wirklich gänzlich ungeeignet ist.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])

Ausgerechnet der Kanzler, der die ganze Zeit von Zusam-
menhalt und Gemeinsinn spricht, der rennt dann raus – 
die Kollegin hat es schon gesagt – und unterschreibt einen 
Gesetzentwurf, der mal eben einen langen, befriedeten 
gesellschaftlichen Kompromiss wieder aufreißt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Das dann mit dem Argument zu tun: „Man hilft den 
Frauen“, das ist schon durchsichtig. Der Kanzler und 
seine Familienministerin hätten drei Jahre Zeit gehabt,

(Leni Breymaier [SPD]: Leider keine Mehr-
heit!)

etwas für Frauen zu tun: Fehlanzeige!

(Sonja Eichwede [SPD]: Das ist doch ein 
Gruppenantrag!)

Und dann rumzukommen mit diesem Antrag und mit 
diesem Gesetzentwurf zwischen Tür und Angel, zwi-
schen Vertrauensfrage und Neuwahlen, ohne eine breite 
Debatte in der Gesellschaft geführt zu haben,

(Sonja Eichwede [SPD]: Doch!)

das jetzt durchzupeitschen, das wird einfach der ungeheu-
ren Tragweite dieses Themas nicht gerecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber lassen Sie uns doch mal schauen, um was es 
wirklich geht. Es geht darum, dass das Grundgesetz den 
Staat verpflichtet, das Leben, und zwar auch das ungebo-
rene, zu schützen. Es geht darum, dass der vorliegende 
Gesetzentwurf die Perspektive des ungeborenen Men-
schen vollkommen außer Acht lässt.

(Sonja Eichwede [SPD]: Nein!)

Es geht darum, dass die Perspektive des ungeborenen 
Menschen mit diesem Gesetzentwurf vollkommen ne-
giert wird.

(Beifall bei der CDU/CSU – Leni Breymaier 
[SPD]: Falsch!)

Es geht darum, dass dieser Gesetzentwurf den ungebo-
renen Menschen vollkommen unsichtbar macht: Er zählt 
de facto nicht.

(Sonja Eichwede [SPD]: Nein!)

Die Legalisierungsbefürworter behaupten immer: Die Si-
tuation hat sich verändert. Aber was hat sich denn wirk-
lich verändert? „Ist das ungeborene Leben jetzt weniger 
wert als im Jahr 1995?“, frage ich Sie.

(Beifall bei der CDU/CSU und der Abg. Nicole 
Höchst [AfD] – Sonja Eichwede [SPD]: Nein, 
aber das der Frau ist mehr wert!)

Geändert hat sich, dass Sie jetzt eine Politik betreiben 
wollen, die nur die Interessen der Frauen in den Mittel-
punkt stellt und die des Kindes als zweitrangig einstuft.

(Sonja Eichwede [SPD]: Nein! – Ulle Schauws 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt 
nicht!)

Das hat sich geändert.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen zu meiner Linken, 
mit Ihrem Gesetzentwurf machen Sie den Schwanger-
schaftsabbruch zu einer Heilbehandlung wie jede andere, 
zu etwas Normalem, zu etwas Alltäglichem. Aber das ist 
er eben nicht. Mit dem Schwangerschaftsabbruch wird 
Leben beendet.

In Artikel 2 Absatz 2 Grundgesetz heißt es: „Jeder hat 
das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.“ 
Und es ist Aufgabe und Pflicht des Staates, diese Rechte 
zu schützen. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird 
dieses Grundrecht während der Zeit vor der Geburt aus-
gehöhlt.

Ich stelle Ihnen schon die Frage, ob für Sie der Embryo 
kein Mensch ist mit Rechten und Pflichten, und wann für 
Sie das Leben beginnt.

(Leni Breymaier [SPD]: Was hat denn der 
Embryo für Pflichten?)

Man kann das mit Karlsruhe beantworten: Das Mensch-
sein beginnt mit dem Verschmelzen von Ei- und Samen-
zelle. – Ab dann entwickelt sich der Mensch als Mensch 
und nicht zum Menschen, und ab da ist er natürlich auch 
schützenswert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Liebe Zuschauer auf der Tribüne, die Befürworter des 
Antrages suggerieren ja immer, dass es hier um die Frage 
„Abtreibung, ja oder nein?“ geht. Und es wird uns unter-
stellt, dass wir den Frauen dieses Recht absprechen wol-
len. Das stimmt nicht. Wir wollen, wenn möglich, Leben 
bewahren; das stimmt.

(Leni Breymaier [SPD]: Wir auch!)

Aber was wir ganz besonders wollen, ist, dass dieser 
Schritt gut überlegt ist – mit allen Pros und Kontras in 
Kenntnis sämtlicher Hilfs- und Unterstützungsangebote 
zum Wohle des ungeborenen Lebens, aber auch zum 
Wohle und für das Selbstbestimmungsrecht der Frau.
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(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich empfehle Ihnen, mal die ELSA-Stu-
die zu lesen! – Zuruf der Abg. Sonja Eichwede 
[SPD])

Denn eine selbstbestimme Entscheidung kann nur in 
Kenntnis aller Umstände getroffen werden. Aber die Ent-
scheidung für oder gegen die Fortsetzung einer Schwan-
gerschaft in den ersten zwölf Wochen trifft einzig und 
allein die Frau.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Nina Warken (CDU/CSU):
Und diese Entscheidungsfindung wird durch Ihr Ge-

setz nicht besser, sondern schlechter, weil die dreitägige 
Wartefrist nach der Beratung entfällt.

Lassen Sie uns der hohen Verantwortung, die wir hier 
haben, um das Leben zu schützen, auch gemeinsam nach-
kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Dr. Kirsten Kappert-Gonther.

(Beifall beim BÜNDNISS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken)

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Mit diesem Gesetz zur Neuregelung des Schwanger-
schaftsabbruchs können wir Geschichte schreiben: Ge-
schichte für Frauen in Not und ihre Ärztinnen und Ärzte.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken – Zuruf der Abg. Julia Klöckner 
[CDU/CSU])

Beenden wir endlich die Kriminalisierung und vertrauen 
Frauen.

Man möchte ja glauben, wenn wir den Argumenten der 
Union zuhören, dass Frauen nicht in der Lage sind, ver-
antwortungsvolle Entscheidungen zu treffen, wenn es 
keine Strafandrohung gibt.

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU)

Wie kommen Sie darauf?
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und der 
Abg. Nicole Westig [FDP])

Natürlich treffen Frauen verantwortungsvolle Entschei-
dungen. Dafür brauchen sie kein Strafgesetzbuch.

Wenn wir – vielleicht überlegen Sie da auch mal mit, 
vielleicht wir alle – heute ein weißes Blatt Papier nähmen 
und sagen würden: „Wir wollen mal ein gutes Gesetz zum 
Schwangerschaftsabbruch schreiben“: Kämen dabei die 
Regelungen des aktuellen § 218 raus?

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ganz sicher nicht!)

Ein ellenlanger Absatz mit Verboten, kurz hinter Mord 
und Todschlag?

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, sicher nicht!)

Niemals! So etwas gibt es sonst nirgends auf der Welt.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken)

Wir haben in Deutschland eine Situation, wo die 
Grundrechte Schwangerer nicht ausreichend geschützt 
werden.

(Sonja Eichwede [SPD]: Genau!)
Das hat die Kommission zur reproduktiven Selbstbestim-
mung sehr klar herausgearbeitet. Und das war im Übrigen 
keine politische Kommission, das war eine Kommission 
von unabhängigen,

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD] – 
Zurufe von der CDU/CSU: Ja, ja!)

hochrangigen Wissenschaftlerinnen, die multidisziplinär 
aufgestellt sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Geliefert wie be-
stellt!)

Jetzt kam das Argument von Ihnen, es sei doch alles 
gut; der gesellschaftliche Frieden sei hergestellt. – Ist das 
so?

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja!)
Es ist nicht so.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Doch!)
Der § 218 ist ein schlechtes Gesetz.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das finden wir 
auch!)

Darum setzen sich auch viele Frauen, Verbände – im 
Übrigen auch Männer –,

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Natürlich auch 
Männer!)

seit Jahren, Jahrzehnten, ja seit über 150 Jahren für eine 
Neuregelung ein.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken)

Denn die Situation für Frauen in Not ist, dass eben nicht 
mehr überall der Zugang zu einem medizinisch sicheren 
Schwangerschaftsabbruch gewährleistet ist.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Auch zu anderen 
medizinischen Leistungen nicht nach dem 
neuen Krankenhausgesetz übrigens!)

Und da spielt die Kriminalisierung eine große Rolle.
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Reduziert denn dieser mangelnde Zugang Schwanger-
schaftsabbrüche? Schützt er das ungeborene Leben bes-
ser? Nein. Aber er macht die Situation für Frauen in Not 
unnötig schwerer und gefährlicher. Wer kann das wollen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken)

Ungewollt Schwangere werden durch die Arztsuche – 
weiße Flecken auf der Landschaft – und Wartefristen 
zusätzlich belastet.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Drei Tage!)

Schwangerschaftsabbrüche werden unnötig herausgezö-
gert, sodass der medikamentöse Abbruch manchmal 
nicht mehr möglich ist.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Quatsch!)

Dabei ist eine ungewollte Schwangerschaft an sich belas-
tend genug.

Betroffene brauchen Unterstützung und keine Straf-
androhung. Eine ungewollte Schwangerschaft ist kein 
Verbrechen. Die Entscheidung über den eigenen Körper 
ist kein Verbrechen. Ein Schwangerschaftsabbruch ist 
kein Verbrechen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und der 
Abg. Nicole Westig [FDP] – Zuruf der Abg. 
Beatrix von Storch [AfD])

Frauen haben ein Recht auf eine gute Gesundheitsversor-
gung.

(Nicole Höchst [AfD]: Welches Recht haben 
denn die Kinder?)

Der vorliegende Entwurf ist moderat, ist konsensori-
entiert. Und er verbessert für die allermeisten Frauen,

(Nicole Höchst [AfD]: Ich höre immer nur 
„Frauen“! Was ist denn mit dem Recht der 
Frauen, geboren zu werden?)

die ungewollt schwanger sind, die Situation kolossal. 
Wenn der frühe Schwangerschaftsabbruch keine Straftat 
ist, wenn die Kosten übernommen werden, wenn es keine 
gesetzlich eingeforderte Wartefrist mehr gibt, hilft das 
ungewollt Schwangeren. Ärztliche Kolleginnen und Kol-
legen werden nicht länger abgeschreckt, ihre Patientin-
nen zu informieren und gut zu versorgen, wenn sie einen 
Schwangerschaftsabbruch brauchen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Liebe Kolleginnen und Kollegen – ich komme zum 
Schluss –, es war ein langer Weg zu diesem Entwurf. Jetzt 
ist es nur noch ein kurzer Weg zu einem besseren Gesetz. 
Unterstützen Sie diesen Gesetzentwurf! Lassen Sie uns 
Frauen vertrauen!

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort geht an Sonja Eichwede.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen!
(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Wir führen heute eine Debatte, die in unserer Gesellschaft 
länger andauert, als wir hier alle auf der Welt sind. Seit 
über 150 Jahren stellt der § 218 Schwangerschaftsabbrü-
che unter Strafe. Fast ebenso lang kämpfen Frauen und 
auch Männer dagegen.

Auch meine Mutter kämpft seit den 1970er-Jahren mit 
vielen Frauen ihrer Generation für die Selbstbestimmung 
über ihren eigenen Körper. Und ja, es sind ganz, ganz 
häufig Mütter; es geht ganz, ganz häufig um die Ent-
scheidung für oder gegen ein drittes oder viertes Kind. 
Es sind Frauen, die auch wissen, worum es geht, denen 
man also diese Entscheidung auch zutrauen kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Heute ist die Gleichberechtigung weiter fortgeschritten 
als damals. Dennoch haben wir nach Polen und Malta die 
restriktivste Handhabung dieser Regelung in ganz Euro-
pa. Die Zahl der behandelnden Ärztinnen und Ärzte ist in 
den letzten Jahren drastisch gesunken. Immer mehr 
Frauen müssen immer weitere Strecken zurücklegen 
oder sogar ins Ausland gehen, wie vor über 50 Jahren.

Aus diesem Grund haben sich der Deutsche Frauenrat 
mit 60 Mitgliedsverbänden ebenso wie 73 Sozialverbände 
klar für eine neue Regelung positioniert, auch die Evan-
gelische Kirche. Vor wenigen Wochen wurde uns Abge-
ordneten eine Petition übergeben, die nun über 93 000 
Unterschriften zählt, die täglich mehr werden. Circa 
80 Prozent unserer Bevölkerung sprechen sich klar für 
die Entkriminalisierung aus.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt  
gar nicht!)

Und Sie von der Union sagen hier, dass der Kanzler die 
Bevölkerung spaltet. Wo leben Sie denn? 80 Prozent der 
deutschen Bevölkerung wollen eine Neuregelung dieser 
Frage.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Nein, 
wollen sie nicht! Wollen sie nicht! Das stimmt 
nicht! Einfach mal selbst eine Statistik er-
stellt!)

Die Kommission zur reproduktiven Selbstbestimmung 
hat die verfassungsrechtlichen Grenzen aufgezeigt. Wir 
haben dem Rechnung getragen. Hier gibt es kein Schnell-
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verfahren, hier gibt es eine lange Auseinandersetzung mit 
diesem Thema, auch in dieser Legislatur, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Enrico Komning [AfD]: Sie schreien ja ge-
nauso rum! Hören Sie mal auf, hier rum-
zuschreien! Das ist ja unmöglich! Da kriegt 
man ja Ohrenschmerzen von!)

Dieser Gesetzentwurf mit 328 Unterschriften ist ein 
Minimalkonsens, gerade um auf Sie als konservative 
Fraktionen zuzugehen.

(Susanne Hierl [CDU/CSU]: Das ist verfas-
sungswidrig! Ganz einfach!)

Denn der Schwangerschaftsabbruch im Strafgesetzbuch 
ist falsch. Er kriminalisiert Frauen. Er beschneidet die 
Selbstbestimmung. Er ist gegen eine liberale Gesell-
schaft. Das schärfste Schwert, das wir haben, ist das 
Strafrecht. Das Strafrecht muss immer die Ultima Ratio 
sein. Uns Frauen das Selbstbestimmungsrecht über unse-
ren Körper zu nehmen, ist keine Ultima-Ratio-Entschei-
dung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Es ist die wohl schwierigste Entscheidung, die man 
treffen kann, die einen das ganze Leben begleitet. Es ist 
eine Entscheidung, die wir den Frauen zutrauen müssen 
und zutrauen können und wofür Frauen sich die Zeit 
nehmen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Nicole Westig [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Sonja Eichwede (SPD):
Ein Punkt noch, sehr geehrte Frau Präsidentin. – Aus 

rechtlicher Sicht ist diese Regelung, Frau Elisabeth 
Winkelmeier-Becker, widersprüchlich.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Sonja Eichwede (SPD):
Denn wir haben hier eine Rechtswidrigkeit: Der Tat-

bestand ist ausgeschlossen. Das geht rechtlich nicht. Das 
müssen wir ändern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken und der Abg. Nicole Westig [FDP] – 
Dorothee Bär [CDU/CSU]: Keine Ahnung! – 
Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/CSU]: 
Das war der Vorschlag des Bundesverfassungs-
gerichts!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Zwischendurch mal durchatmen! – Nächste Rednerin 

ist Susanne Hierl. Bitte schön.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn man die Vorredner so hört: Es gibt so 
viel an Fake News, was man klarstellen müsste,

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja!)

wozu meine vier Minuten Redezeit leider nicht reichen. 
Aber vielleicht fange ich mal mit Frau Wegge an: Es ist 
heute kein guter Tag – für die Frauen nicht und für die 
Ärzte nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist auch nicht die Zeit, um Geschichte zu schreiben. 
Ich kann Ihnen nur empfehlen: Lesen Sie den offenen 
Brief der Frauenärzte, der uns alle erreicht haben sollte.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja! Genau!  
Super Brief!)

Da wird mit vielen Ihrer Fake News aufgeräumt, zum 
Beispiel damit, wie es mit der ärztlichen Versorgung aus-
schaut, und auch damit, ob Ärzte Abtreibungen vorneh-
men wollen und was das Strafrecht für eine Rolle spielt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Sonja Eichwede [SPD]: Die Studie wurde 
von Jens Spahn in Auftrag gegeben! – Leni 
Breymaier [SPD]: Sie kommen doch aus Bay-
ern! Wie viele gibt es denn da? Vier!)

Und wir haben bei uns in Bayern ein Sprichwort: Wer 
schreit, hat unrecht. – Mehr möchte ich dazu nicht sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Nicole Höchst [AfD])

Sie versuchen hier, kurz vor Schluss der vorzeitig en-
denden Legislaturperiode noch überhastete Neuregelun-
gen zum Schwangerschaftsabbruch mit einzubringen. 
Seit Beginn der Legislatur wurden uns scheibchenweise 
Änderungen rund um das Thema „reproduktive Selbst-
bestimmung“ vorgelegt, immer unter dem Hinweis der 
Notwendigkeit der Anpassung des Rechts an vermeintli-
che gesellschaftliche Realitäten, immer unter dem Hin-
weis auf die vermeintliche Verletzung der Grundrechte 
der betroffenen Frauen. Es begann mit der Abschaffung 
des Werbeverbots für den Schwangerschaftsabbruch,

(Leni Breymaier [SPD]: Das stand im Koaliti-
onsvertrag!)

danach gab es Einschränkungen von Demonstrationen 
vor Schwangerschaftsberatungsstellen.

(Leni Breymaier [SPD]: Das stand auch im 
Koalitionsvertrag!)

Und nun also der Vorstoß zur Änderung des § 218.
Jetzt mag der Vorschlag weniger radikal sein als das, 

was wir vielleicht nach der Vorlage des Gutachtens der 
Kommission, die durch die Ampel eingesetzt wurde, ver-
mutet hatten. Aber Sie bleiben Ihrem Schema treu: In 
kleinen Schritten werden bestehende Regelungen auf-
geweicht, um dann, wenn der erste Schritt getan ist, wei-
ter gehende Ziele zu verfolgen.
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Der Bericht der Kommission, auf den Sie sich in Ihrem 
Gesetzentwurf auch beziehen, hat sich noch mit anderen 
Themen beschäftigt, nämlich der Eizellenspende und 
auch der Leihmutterschaft. Jetzt frage ich mich: Ist der 
Gesetzentwurf, den wir heute hier liegen haben, die Vor-
bereitung auf das, was uns in Zukunft erwartet,

(Leni Breymaier [SPD]: Sie sind einer großen 
Sache auf der Spur! – Dorothee Bär [CDU/ 
CSU]: Natürlich! Natürlich!)

am Ende vielleicht die Kommerzialisierung der Mutter-
schaft?

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat doch gar nichts miteinander zu 
tun!)

Die geltende Rechtslage zu § 218 ist das Ergebnis eines 
langen Prozesses mit vielen Diskussionen um ein hoch-
emotionales Thema, nämlich der Grundrechtsabwägung 
zwischen dem Wunsch der werdenden Mutter nach 
Selbstbestimmung und dem Schutz des ungeborenen 
Kindes, das nicht für sich sprechen kann. Es ist ein hart 
errungener Kompromiss, der für keine Seite eine gute 
Lösung darstellt; das haben wir heute auch schon öfter 
festgestellt. Aber genau deshalb ist er so wertvoll; denn er 
hat zur Befriedung des Konflikts beigetragen.

(Sonja Eichwede [SPD]: Nein!)

Ich werde auch nicht müde, zu wiederholen, dass große 
und gewichtige Entscheidungen, wie wir sie hier heute 
haben, eine breite gesellschaftliche Debatte und einen 
Konsens erfordern. Schauen wir Ihren Entwurf an – Sie 
haben das heute auch öfter schon gesagt –: Die Bera-
tungspflicht wird beibehalten, aber Sie streichen die Drei-
tagesfrist. In dieser Ausgestaltung mit der Streichung der 
Dreitagesfrist zwischen Beratung und Eingriff verliert die 
Idee der Beratung ihren Sinn.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Nicole Höchst [AfD])

Denn es gibt keine Notwendigkeit mehr, über das Ge-
spräch zu reflektieren. Aber vielleicht möchten Sie mit 
dieser Änderung die komplette Abschaffung der Bera-
tungspflicht vorbereiten.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Natürlich!  
Natürlich!)

Unser gemeinsames Ziel sollte es doch eigentlich sein, 
dass die Frauen erst gar nicht in diese Konfliktsituationen 
kommen. Wir wollen die Frauen dabei unterstützen, zum 
Beispiel durch die kostenfreie Verfügbarkeit von Ver-
hütungsmitteln

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

und verstärkte Aufklärung, so wie wir das in unserem 
Antrag vom März 2022 schon beantragt und vorgeschla-
gen hatten. Daran sollten wir gemeinsam arbeiten, statt 
ohne Not einen guten Kompromiss aufzukündigen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Heidi Reichinnek.

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNISS 90/DIE GRÜNEN)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 2024, und ich muss mit Ihnen hier im Par-
lament darüber diskutieren, ob Frauen über ihren eigenen 
Körper bestimmen dürfen.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann es manchmal selber nicht glauben. Und ganz 
ehrlich: Ich bin einfach dankbar, dass die Menschen in 
diesem Land deutlich weiter sind als einige Parteien hier 
im Parlament.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn in einer jüngst veröffentlichen Umfrage haben 
über 80 Prozent der Menschen gesagt: Ja, klar, Schwan-
gerschaftsabbrüche müssen außerhalb des Strafgesetz-
buches geregelt werden. – Deswegen frage ich mich so 
ein bisschen: Wo ist dieser gesellschaftliche Großkon-
flikt, den FDP und Union hier die ganze Zeit herauf-
beschwören?

Und ich frage mich, ob Ihnen eigentlich bewusst ist, 
dass wir im Osten dieses Landes schon mal deutlich 
weiter waren.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Enrico Komning [AfD]: Ja! Zu DDR-Zeiten! 
Genau! Wollen Sie die DDR wiederhaben, 
oder was? – Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ge-
nau! Lasst uns mal wieder die DDR hoch-
leben!)

In der DDR waren Schwangerschaftsabbrüche nämlich 
nicht kriminalisiert. Deswegen haben auch Millionen ost-
deutscher Frauen bei dem von Ihnen hochgelobten Kom-
promiss ihre Freiheitsrechte verloren, über ihren eigenen 
Körper entscheiden zu dürfen. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Ihnen wirklich etwas daran liegt, dass die Zahl 
der Schwangerschaftsabbrüche endlich sinkt, dann reden 
wir über kostenfreie Verhütung für alle, reden wir über 
Verhütung für Männer und darüber, dass diese dringend 
erforscht werden muss, und reden wir über mehr Auf-
klärung, auch in der Schule und in den Kitas.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und reden wir auch darüber, dass fast jede zweite Frau 
als einen der Gründe für einen Schwangerschaftsabbruch 
angibt, dass sie ökonomische Sorgen hat. Das ist doch der 
eigentliche Skandal. In einem reichen Land wie Deutsch-
land sind Kinder ein Armutsrisiko. Das müssen wir doch 
hier mal thematisieren:

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
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dass die Frauen, die oft genug alleine mit den Kindern 
zurückgelassen werden, nicht wissen, wie sie diesen Kin-
dern eine gute und sichere Zukunft ermöglichen können.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da muss Politik doch handeln: mit einer Kindergrund-
sicherung, mit mehr Elterngeld, mit Betreuungs- und Un-
terstützungsangeboten, aber doch nicht, indem sie Frauen 
verbietet, über ihren eigenen Körper zu entscheiden.

Sie wissen doch ganz genau: Egal wie schwer Sie es 
Frauen machen, selbst wenn Sie Schwangerschaftsabbrü-
che verbieten: Schwangerschaftsabbrüche wird es immer 
geben.

(Elisabeth Winkelmeier-Becker [CDU/CSU]: 
100 000 im Jahr!)

Die Frage ist, wie sicher sie für die Betroffenen sind. Und 
die Frage ist auch, wer sich das überhaupt leisten kann. 
Denn Abtreibungen kosten mehrere Hundert Euro. Das 
müssen die Frauen selber bezahlen; das zahlt keine Kran-
kenkasse. Die Frauen müssen vor allem unfassbar lange 
Wege in Kauf nehmen, weil die Versorgungssituation so 
unfassbar schlecht ist, weil das selbst im Medizinstudium 
der Gynäkologie nicht mal gelernt wird. Und wenn sich 
diese Frauen dann auf den Weg machen, werden sie auch 
noch beleidigt und angegriffen. All das, weil wir dieses 
Thema im Strafgesetzbuch regeln, wo es einfach nicht 
hingehört. Schwangerschaftsabbrüche sind kein Verbre-
chen.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie sich wirklich alle hierhinstellen und sagen: 
„Das ist alles so kurzfristig, das ist jetzt so holterdiepol-
ter“, dann frage ich mich: Glauben Sie wirklich, wir 
hätten uns das Thema vor zwei Wochen ausgedacht? 
Haben Sie all den Menschen nicht zugehört, die seit Jahr-
zehnten dafür kämpfen, dass § 218 endlich gestrichen 
wird?

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wie viele Expertisen brauchen Sie noch? Wie viele De-
batten? Wie viele Petitionen? Wie viele Demonstratio-
nen? Wenn Sie immer noch keine Meinung zu dem 
Thema haben, dann ist Politik vielleicht einfach nicht 
das Richtige für Sie.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
Linken, der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich sage es hier noch mal ganz deutlich: Wer hier gegen 
Abtreibung ist, soll bitte keine an sich durchführen las-
sen. Das sage ich vor allem den Männern, die gerade sehr 
viel in den Medien mit dem Thema vorkommen, mit ganz 
viel Meinung, aber ganz wenig Ahnung. Ich weiß, Sie 
haben jetzt gerade die ganzen Frauen vorgeschickt – 
ganz kluger Move –,

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Wer redet denn 
bei Ihnen?)

aber auch sie dürfen alle selber entscheiden, dass sie 
keinen Schwangerschaftsabbruch wollen – für sich, aber 
nicht für mich und auch nicht für die Millionen Frauen da 
draußen.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Ich komme zum Schluss. – Ich finde es ja spannend: 

Sie sind alle gegen die Legalisierung von Schwanger-
schaftsabbrüchen, aber rufen sonst immer nach weniger 
Staat, weniger Bevormundung – außer bei Frauenkör-
pern; die sind ja bekanntlich Volkseigentum. Ich als 
Frau habe keine Lust mehr, dass Sie über meinen Körper 
bestimmen wollen und können.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Deswegen sage ich ganz klar – es ist eigentlich ein-

fach –: Mein Körper, meine Entscheidung!

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Sevim Dağdelen.

(Beifall bei Abgeordneten des BSW)

Sevim Dağdelen (BSW):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Heute 

diskutiert der Bundestag über den Strafrechtsparagra-
fen 218 – mal wieder. Man muss sich fragen: Warum 
haben die Antragstellerinnen und Antragsteller den An-
trag nicht schon im April gestellt? Da hatte die von der 
Ampel eingesetzte Expertenkommission eindeutig gefor-
dert, dass der § 218 aus dem Strafgesetzbuch herausmuss. 
Und Sie hatten damals noch eine Mehrheit. Diese Mehr-
heit haben Sie nicht genutzt. Dass Sie jetzt die Abstim-
mung in den beginnenden Wahlkampf legen, wirft einen 
Schatten auf das richtige Anliegen.

(Beifall bei Abgeordneten des BSW und des 
Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU] – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Da hat 
sie recht!)

Es ist nämlich richtig: Es ist höchste Zeit, dass die 
Abschaffung des § 218 vernünftig und ehrlich diskutiert 
wird. Und ja: Der Paragraf gehört aus dem Strafgesetz-
buch gestrichen; denn er kriminalisiert Frauen und Ärzte. 
Auch dass der Abbruch noch immer nicht zum offiziellen 
Teil der medizinischen Ausbildung gehört, resultiert ge-
nau daraus.

(Zuruf der Abg. Annette Widmann-Mauz 
[CDU/CSU])
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Die meisten Länder der westlichen Welt, selbst solche 
wie die katholischen Italiener, haben schon vor Jahrzehn-
ten die Fristenlösung eingeführt, also das Recht auf einen 
selbstbestimmten Abbruch von ungewollten Schwanger-
schaften bis zur zwölften Woche, Deutschland dagegen 
bisher nicht.

Wir, das Bündnis Sahra Wagenknecht, stellen uns ge-
gen die Kriminalisierung von Frauen. Auch wir sind für 
die Streichung aus dem Strafgesetzbuch.

(Beifall bei Abgeordneten des BSW, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und wir finden: Das Recht, eine ungewollte Schwanger-
schaft abbrechen zu können, ohne Demütigung und ohne 
Lebensgefahr, ist elementar für jede Frau.

(Beifall bei Abgeordneten des BSW, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Beatrix von Storch [AfD]: Was ist denn mit 
der Lebensgefahr für das Kind?)

Das gilt für die Hälfte der Bevölkerung.
Ein Beratungsangebot finden wir sinnvoll. Schließlich 

ist es ein ungeborenes Leben, über das entschieden wird. 
Gerne hätten wir vom Bündnis Sahra Wagenknecht die-
sen Antrag mit eingebracht. Allerdings war das offenbar 
nicht erwünscht. An meine Kolleginnen und Kollegen, 
die diesen Antrag eingebracht haben, habe ich nur ein 
Wort: Wer Interesse an Mehrheiten in diesem Haus hat, 
der streckt die Hand aus und schließt nicht andere aus.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten des BSW – Zuruf 
der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Josephine Ortleb.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Josephine Ortleb (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Für mich ist diese Debatte von einer großen Frage 
geprägt: Sprechen wir der Frau das Recht zu, über ihren 
eigenen Körper zu entscheiden und damit auch am An-
fang einer ungeplanten Schwangerschaft darüber zu ent-
scheiden, ob sie ein Kind bekommen möchte, oder nicht?

(Zuruf der Abg. Dr. Christina Baum [AfD])
Wenn diese Frage mit Ja beantwortet wird – und ich bin 
mir ganz sicher, dass das in diesem Haus mehr als die 
328 Erstunterzeichner/-innen sind; das haben wir heute 
gehört –, dann muss die logische Konsequenz sein, auch 
die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen dafür zu 
schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen dafür Sorge tragen, dass Frauen einen 
legalen Zugang zu einem sicheren, wohnortnahen und 
kostenfreien Schwangerschaftsabbruch haben. Das ist – 
das haben wir heute auch schon gehört – momentan in 

Deutschland nicht der Fall. Die aktuelle gesetzliche Re-
gelung kriminalisiert und stigmatisiert ungewollt 
Schwangere und diejenigen, die ihnen aus dieser Situa-
tion helfen wollen, wie Ärztinnen und Ärzte.

Und sind wir doch mal ehrlich: Die Kriminalisierung 
hat nicht dafür gesorgt, dass es weniger Schwanger-
schaftsabbrüche gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie führt nur zu einer Verschlechterung der Versorgungs-
lage. Viele Ärztinnen und Ärzte machen gerade wegen 
der aktuellen Gesetzeslage keine Schwangerschafts-
abbrüche.

(Nicole Höchst [AfD]: Vielleicht wollen sie 
das einfach nicht! – Axel Müller [CDU/CSU]: 
Die wollen das einfach nicht! Sie wollen die ja 
sogar zwingen!)

Wir schlittern in eine massive Versorgungskrise. Und 
wenn man das dann zu Ende denkt, dann kommen wir 
im schlimmsten Fall zu einer Austragungspflicht für die 
Frau. Das kann doch keiner wollen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Auch heute ist die Situation schon problematisch. Wir 
haben es gehört: Frauen müssen teilweise weite Wege auf 
sich nehmen. In Deutschland fehlt es dazu an Ärztinnen 
und Ärzten.

(Nina Warken [CDU/CSU]: Die Krankenhaus-
reform wird dazu führen, dass das noch schlim-
mer wird!)

Es fehlt an Medikamenten für medikamentöse Abbrüche. 
Es fehlt an Räumlichkeiten für den Eingriff. Bezahlen 
müssen Frauen diesen Eingriff, der eine medizinische 
Grundversorgung ist, auch selbst; denn Krankenkassen 
übernehmen natürlich keine Leistung, die rechtswidrig 
ist. Das zeigt doch, dass die Gesetzgebung, die wir heute 
im Strafgesetzbuch haben, ungewollt Schwangere in ih-
rer Hilflosigkeit alleine lässt, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Deswegen habe auch ich diesen Gesetzentwurf mit auf 
den Weg gebracht, weil ich der Meinung bin: Ein Teil des 
Schutzkonzeptes für das ungeborene Leben muss es sein, 
den Schwangeren bei ihren Entscheidungen zu vertrauen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Über Frauenkörper auf Rechtswegen zu bestimmen, kann 
nicht der richtige Weg sein. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wenn Sie einer Frau das grundsätzliche Recht da-
rüber zugestehen, über ihren eigenen Körper zu entschei-
den,

(Nicole Höchst [AfD]: Was ist denn mit dem 
grundsätzlichen Recht jeder Frau, geboren zu 
werden? Sagen Sie doch mal was dazu!)
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dann machen Sie den Weg frei für unser Vorhaben, und 
stimmen Sie für die Legalisierung des Schwangerschafts-
abbruchs, sowohl im Ausschuss als auch im weiteren 
parlamentarischen Verfahren.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Stefan Seidler.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Moin, liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Seit 1973 haben Schwangere in Dä-
nemark das Recht, im Rahmen einer Fristenlösung selbst-
bestimmt einen Schwangerschaftsabbruch durchführen 
zu lassen. Das ist über ein halbes Jahrhundert her. Tat-
sächlich ist es so, dass sich skandinavische Länder derzeit 
aufmachen, Schwangerschaftsabbrüche noch weiter zu 
liberalisieren.

Ich will es klar sagen: Wir sehen, dass Leute unter-
schiedliche Auffassungen haben, und wir sind gut bera-
ten, diese Fragen ernsthaft zu diskutieren. Das tun wir seit 
vielen Jahren, ja, seit Jahrzehnten. Ich sehe deshalb keine 
Gefahr, dass wir hier etwas zwischen Tür und Angel 
beschließen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Johannes 
Schraps [SPD]: Sehr richtig!)

Aber wir müssen auch feststellen: Seit Jahren gehen 
unsere rechtliche Wirklichkeit und die moralischen Auf-
fassungen in der Bevölkerung auseinander. Es gibt eine 
breite Akzeptanz in der Bevölkerung für wohlüberlegte 
Schwangerschaftsabbrüche bis zum Ende der zwölften 
Schwangerschaftswoche und viel Kopfschütteln über 
die gegenwärtige Gesetzeslage.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Partei, der SSW, setzt sich deshalb für ein Ende der 
Rechtswidrigkeit des Abbruchs ein. Deshalb unterstütze 
ich selbstverständlich den Gesetzentwurf.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Besonders wichtig ist es mir zudem, dass wir eine 
Erreichbarkeit von Angeboten zum Schwangerschafts-
abbruch signifikant verbessern. Wenn es ohnehin keine 
Alternative für Schwangere gibt, kann es nicht sein, dass 
sich auch noch Krankenhäuser, wie es bei mir in Flens-
burg derzeit der Fall ist, aus der Versorgung zurückzie-
hen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um Ihre 
Unterstützung für diesen Antrag und den Gesetzentwurf.

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die letzte Rednerin in dieser Aussprache ist Tina 

Rudolph.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Tina Rudolph (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ein res-
triktives, scharfes Abtreibungsrecht und Zugangshürden 
zu Schwangerschaftsabbrüchen sorgen nicht für weniger, 
sondern für unsichere Abtreibungen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie sorgen für Leid, sie sorgen für Unsicherheit, für all 
das, was Frauen gerade in dieser schwierigen Situation 
nicht gebrauchen können. Und sie schützen weder Frauen 
noch das ungeborene Leben. Sie schützen niemanden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
der Abg. Elisabeth Winkelmeier-Becker 
[CDU/CSU])

Und es ist eben nicht so – liebe Kolleginnen und Kol-
legen der Union, ich bitte Sie, darüber besonders nach-
zudenken –, dass die Situation, wenn wir nichts tun und 
an dem vermeintlichen Kompromiss der 90er-Jahre fest-
halten, so bleibt, wie sie ist. Wir haben in den letzten 
Monaten gesehen – wir haben das vielfach diskutiert, 
und die ELSA-Studie hat da viel gezeigt –, dass die Ver-
sorgungslage dann schlechter zu werden droht.

Viele Kolleginnen und Kollegen haben das heute in 
dieser Debatte noch mal dargestellt: Die Hälfte der Stel-
len, die bereit waren, Abbrüche durchzuführen, ist in den 
letzten 20 Jahren verschwunden. Das heißt, wir gehen 
sehenden Auges auf einen Versorgungsmangel zu, wenn 
wir nichts tun. Auch das ist dann eine Folge der Ent-
scheidung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Als zentrales Argument wird gerade bei Ärztinnen und 
Ärzten die Kriminalisierung genannt. Die Tatsache, dass 
das im Strafgesetzbuch steht, hält sie zu über 80 Prozent 
davon ab, Schwangerschaftsabbrüche durchzuführen. 
Das ist ein entscheidendes Hindernis, das wir abbauen 
müssen. Dafür haben wir einen moderaten Antrag vor-
gelegt, der aus unserer Sicht mehrheitsfähig ist und Un-
terstützung aus vielen Verbänden erhält. Er manifestiert 
und spiegelt das wider, was die Wählerinnen und Wähler 
eigentlich aller demokratischen Parteien mehrheitlich 
wollen und was schon längst gesellschaftlicher Konsens 
ist. Das wollen wir nun hier im Parlament beschließen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)
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Ich möchte Sie bitten, sich die Situation und die De-
batten der letzten Wochen, Monate und Jahre zu ver-
gegenwärtigen. Wenn Sie in das Paul-Löbe-Haus gehen, 
können Sie dort in der mittleren Telefonzelle die Rede 
einer Kollegin aus dem Jahr 1983 hören, die die Forde-
rung dieses Antrags enthält.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Als die Regierungskommission eingesetzt worden ist, 
war doch klar, dass da etwas kommt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Aber es kam 
nichts!)

Und glauben Sie wirklich, dass diejenigen, die es bis jetzt 
nicht geschafft haben, sich mit den Argumenten aus-
einanderzusetzen, die in den letzten Monaten die mediale 
Debatte nicht genutzt haben, um bei diesem Thema zu 
einer Entscheidung zu kommen, dann in ein paar weiteren 
Monaten oder Jahren zu einer Entscheidung gelangen 
werden?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Oder ist die Formulierung „später“ eigentlich eine höf-
liche Umschreibung eines gemeinten „nie“?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle sind noch mehrere Wochen Abgeordnete die-
ses Hohen Hauses. Jetzt aber darauf zu beharren, dass 
diese Entscheidung davon abhängen sollte, ob es eine 
Koalitionsmehrheit gibt, das ist schlichtweg falsch. Das 
ist der falsche Ansatz. Gerade bei einer solchen Gewis-
sensentscheidung ist es doch gut, dass wir weiterhin de-
monstrieren können, dass wir uns einig sein können, dass 
es Mehrheiten gibt. Wir gehen nicht davon aus, dass alle 
von Ihnen dieser Entscheidung zustimmen. Es ist in Ord-
nung, wenn das nicht alle tun. Was ich nicht in Ordnung 
fände, wäre, wenn es so aussähe, als gäbe es aus Union 
und FDP gar keine Zustimmung für diesen Vorschlag.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Das ist aber so! 
Wir sind da einstimmig in der Fraktion!)

Das entspricht weder der gesellschaftlichen Meinung 
noch der Ihrer Wählerinnen und Wähler.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Tina Rudolph (SPD):
Deswegen bitte ich Sie: Ermöglichen Sie in den nächs-

ten Wochen ein geordnetes Verfahren, ermöglichen Sie 
eine Abstimmung. Lassen Sie uns Geschichte schreiben; 
es ist nötig. Die Zeit ist jetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich möchte an dieser Stelle noch einmal darauf hinwei-

sen, dass entsprechend unserer Vereinbarung mehrere 
Kolleginnen und Kollegen ihre Reden zu Protokoll ge-
geben haben. Es lohnt sich also besonders, das Protokoll 
noch einmal anzuschauen.1) – Damit schließe ich die 
Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 20/13775 und 20/13776 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht 
der Fall. Dann verfahren wir auch so.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich den nächs-
ten Zusatzpunkt aufrufe und während Sie vielleicht Ihre 
Plätze wechseln, möchte ich noch einmal darauf hinwei-
sen, dass aktuell unser Plenum immer noch gut bis 2 Uhr 
morgens geht. Das heißt, ich werde sehr auf die Zeiten 
achten und bitte Sie auch, dies selbst zu tun. Ich werde 
keine Zwischenfragen und Kurzinterventionen mehr zu-
lassen. – Damit hoffe ich, dass Sie gleich Platz nehmen 
für die nächste Debatte oder Gespräche nach außen ver-
legen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 11: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten Sabine 
Dittmar, Gitta Connemann, Dr. Armin Grau und 
weiteren Abgeordneten eingebrachten Entwurfs 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Transplantationsgesetzes – Einführung einer 
Widerspruchsregelung im Transplantations-
gesetz 

Drucksache 20/13804
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
vereinbart.

Und auch hier noch einmal der Hinweis: Kolleginnen 
und Kollegen, deren Redewunsch nicht berücksichtigt 
werden kann, können ihre Rede zu Protokoll geben.2)

Ich würde jetzt gerne die Aussprache eröffnen und 
bitte alle Gesprächsgruppen, ihre Gespräche nach außen 
zu verlagern.

Damit eröffne ich die Aussprache. Das Wort erhält 
Sabine Dittmar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Sabine Dittmar (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Manch einer mag sich fragen, warum wir ausgerechnet 
in diesen turbulenten Tagen eine Debatte über die Organ-
spende führen. Die Antwort ist simpel und dramatisch 
zugleich: Wir brauchen einen Paradigmenwechsel in der 

1) Anlage 2
2) Anlage 3
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Organspende, damit todkranke Mitmenschen eine Über-
lebenschance erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Die Menschen haben keine Zeit zu verlieren. Sie und ihre 
Angehörigen warten darauf, dass sich der Deutsche Bun-
destag erneut mit der Thematik beschäftigt.

In den zurückliegenden 15 Jahren haben wir eine ganze 
Menge an Maßnahmen unternommen, um die strukturel-
len, organisatorischen und finanziellen Rahmenbedin-
gungen in unseren Krankenhäusern zu verbessern und 
die Entscheidungsbereitschaft zu steigern. Das Ergebnis 
ist ernüchternd: Nach wie vor stehen über 8 500 Men-
schen auf der Warteliste. Täglich versterben bis zu drei 
Mitmenschen, die vergeblich auf ein Spenderorgan ge-
wartet haben. Nirgends sonst in der EU warten Patienten 
so lange auf ein Organ wie in Deutschland, im Durch-
schnitt acht Jahre. Deshalb sage ich hier in aller Deutlich-
keit: Die Entscheidungslösung ist eklatant gescheitert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Fraktionsübergreifend haben wir deshalb in den zu-
rückliegenden Monaten den vorliegenden Gesetzentwurf 
erarbeitet. Wir haben uns mit vielen Expertinnen und 
Experten, mit Vertretern der Religionsgemeinschaften, 
mit Verfassungsrechtlern, mit Betroffenen und Ange-
hörigen ausgetauscht. Wir haben von erschütternden 
Schicksalen gehört, von Angehörigen, die in der Stunde 
der Not eine Entscheidung treffen mussten – Geschichten 
voll von Verzweiflung, aber auch Geschichten voll von 
Hoffnung. Und wir haben uns gefragt, warum das, was 
bei unseren Nachbarn in 25 europäischen Ländern die 
Norm ist, hier in Deutschland nicht zumutbar sein soll.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, aus diesen Gründen 
haben wir uns entschieden, dem Parlament erneut einen 
Antrag zur Einführung der Widerspruchsregelung vorzu-
legen. Kritiker werden sagen: Die Widerspruchsregelung, 
isoliert betrachtet, steigert die Zahlen nicht; wir brauchen 
Verbesserungen der Strukturen. – Aber genau das haben 
wir doch in den letzten Jahren auf den Weg gebracht und 
unsere Strukturen in den Krankenhäusern verbessert. Der 
Blick auf das Ausland zeigt uns, dass uns eben noch ein 
Baustein fehlt, und das ist die Widerspruchsregelung. In 
Spanien kommt man mit dieser Regelung auf 46 Spender 
pro 1 Million Einwohner, in Österreich auf 24, und wir in 
Deutschland sind mit 10 Spendern das traurige Schluss-
licht. Deshalb soll zukünftig jeder erwachsene, einwil-
ligungsfähige Mensch bei einem irreversiblen Ausfall 
der Hirnfunktion als Organspender infrage kommen, es 
sei denn, er hat zu Lebzeiten widersprochen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Und der Widerspruch ist möglich: Eintrag ins Register, 
Ausfüllen des Organspendeausweises, der berühmte Zet-
tel im Geldbeutel oder verbal geäußert gegenüber Ange-
hörigen. Unser Gesetzentwurf sieht darüber hinaus sehr 
differenzierte Regelungen für Minderjährige und nicht 
einwilligungsfähige Personen vor. Das Gesetz soll 2027 
in Kraft treten, sodass ausreichend Zeit besteht, die Be-
völkerung über die Rechtsfolgen eines erklärten oder ei-
nes nicht erklärten Widerspruchs zu informieren.

Meine Kolleginnen und Kollegen, angesichts der Tat-
sache, dass über 84 Prozent unserer Bürger der Organ-
spende positiv gegenüberstehen, 9 Prozent unschlüssig 
sind und 6 Prozent diese ablehnen, ist es zumutbar, dass 
sich die Minderheit bewegt und aktiv wird. Niemand 
wird gezwungen, Organspender zu sein, er muss nur wi-
dersprechen. Und angesichts der dramatischen Zahlen 
auf der Warteliste und der dramatischen Schicksale ist 
es auch zumutbar, dass sich jeder einmal im Leben mit 
der Frage der Organspende befasst und, wenn er zu der 
Entscheidung kommt: „Ich will nicht spenden“, dies auch 
dokumentiert.

Wir werden heute in der Debatte sicher wieder hören: 
Es gibt ein Recht auf Schweigen; Schweigen ist keine 
Zustimmung. – Ich sage Ihnen: Ja, es gibt ein Recht auf 
Schweigen und Nichtbefassung, aber es gibt auch ein 
Recht auf Leben. Und in Abwägung dieser beiden 
Schutzrechte sage ich in aller Klarheit: Das Recht auf 
Leben hat für mich einen höheren Stellenwert als das 
Recht, sich nicht mit dem Thema Organspende befassen 
zu müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Ein Weiter-so ist für mich, ist für uns kein Weg. Lassen 
Sie uns mit der Widerspruchsregelung ein Zeichen setzen 
für das Leben und die Hoffnung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für den Bundesrat spricht jetzt Karl-Josef Laumann, 

Minister des Landes Nordrhein-Westfalen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Karl-Josef Laumann, Minister (Nordrhein-West-
falen):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-
nete des Deutschen Bundestages! Der Bundesrat hat am 
5. Juli 2024 mit großer Mehrheit eine Bundesratsinitia-
tive zur Einführung der Widerspruchslösung verabschie-
det und mich zum Berichterstatter für diese Vorlage be-
stellt, und deswegen bin ich hier.

Ich freue mich natürlich darüber, dass es mittlerweile 
auch eine Gruppe von Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages gibt, die in der Sache einen vergleichbaren An-
trag eingebracht haben. Der Bundesrat hat im Grunde mit 
seiner Initiative die große Bitte an den Deutschen Bun-
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destag gerichtet, noch in dieser Wahlperiode über dieses 
Gesetz zu diskutieren und zu entscheiden, weil wir eben 
der Meinung sind, dass wir die Situation darstellen müs-
sen, wie sie ist.

Die Zahlen sind von meiner Vorrednerin genannt wor-
den. Rund 8 500 Menschen in diesem Land stehen auf der 
Warteliste. Im letzten Jahr wurden aber ganze 2 900 Or-
gane von 965 Menschen in Deutschland gespendet. Da 
sieht jeder das Delta.

Ich glaube, dass wir uns alle einig sind, dass die Trans-
plantationsmedizin einen medizinischen Fortschritt dar-
stellt und ein Riesensegen für unser Leben ist. Ich war ein 
kleiner Junge, als die erste Herzverpflanzung auf dieser 
Welt stattgefunden hat. Heute kennen wir viele Men-
schen, die ein akzeptables Leben führen, weil ihnen ein 
Organ transplantiert wurde. Sie wissen genauso gut wie 
ich durch Gespräche in Ihren Wahlkreisen, welche Hoff-
nungen nicht nur schwer erkrankte Menschen, sondern 
auch ihre Familien mit einer Organtransplantation ver-
binden. Wenn ich in die Augen der betroffenen Menschen 
sehe, dann frage ich mich, ob wir in den letzten Jahren 
alles richtig gemacht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wir haben die Zustimmungslösung schon Anfang der 
90er-Jahre – da war ich noch Mitglied des Bundestages – 
debattiert. Wir haben ganz viele Initiativen ergriffen, um 
zu mehr Organspenden zu kommen. Hausärzte müssen 
beraten. Alle Bundesländer haben in ihren Krankenhaus-
gesetzen die Stelle eines Transplantationsbeauftragten 
festgeschrieben. Trotzdem steigen die Zahlen nicht.

Wahr ist auch: Wir hätten noch weniger Transplanta-
tionen in unseren Krankenhäusern in Deutschland und 
auch in Nordrhein-Westfalen, wenn wir nicht profitieren 
würden von Organen, die in Ländern gespendet werden, 
die die Widerspruchslösung haben.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Ja!)
Wir sind mit Eurotransplant in einem Verbund und sind 
seit Jahren ein Nehmerland. Das heißt, viele Menschen, 
die organtransplantiert sind, leben nur noch, weil sie ein 
Organ aus einem Land bekommen haben, wo sich Men-
schen für die Widerspruchslösung eingesetzt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und des Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP])

Auch in diesen Ländern gibt es Wartelisten für Trans-
plantationen. Natürlich gibt es auch dort kontroverse De-
batten, auch wenn sie nicht so laut geführt werden. Diese 
Länder schauen nach Deutschland und fragen sich, was 
wir da machen.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Das ist also auch eine Frage der Solidarität.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken)

Ich weiß auch, in welchen politischen Zeiten wir leben. 
Aber ich möchte im Namen des Bundesrates Sie darum 
bitten, das noch in dieser Wahlperiode zu entscheiden. 
Man braucht für diese Entscheidung auch keine Bundes-
regierung. Das ist eine Entscheidung, die Sie im Par-
lament treffen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Bundesregierung wäre nicht übel!)

Ich möchte Ihnen außerdem sagen: Ich persönlich 
glaube, dass es der schönste Liebesbeweis, den ein 
Mensch über sein Leben hinaus der Menschheit erbrin-
gen kann, ist, nach dem Tod seine Organe einem anderen 
Menschen zu spenden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Und davor habe ich einen Riesenrespekt, und ich bin 
sicher, dass Sie eine gute Entscheidung treffen werden.

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Armin Grau.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
CDU/CSU)

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! Eine junge 
Frau erleidet durch eine Pilzvergiftung ein schweres Le-
berversagen, eine neue Leber wird dringend benötigt. Zur 
gleichen Zeit stirbt ein Mensch durch eine schwere Hirn-
blutung und befindet sich im Zustand des Hirntods. Der 
Verstorbene könnte mehrere Leben retten, etwa das der 
jungen Frau mit Leberversagen. Genauso wie rund 
40 Prozent der Deutschen hat der Verstorbene weder 
schriftlich noch mündlich eine Entscheidung zur Organ-
spende getroffen. Nach der heutigen Zustimmungsrege-
lung sollen die Angehörigen nach dem mutmaßlichen 
Willen des Verstorbenen entscheiden, ob eine Organ-
spende stattfinden kann oder nicht. Und hier beginnt 
das Problem.

Die Angehörigen sind in einer Extremsituation. Sie 
stehen am Bett auf der Intensivstation und müssen ver-
stehen, dass ihr geliebter Vater oder Ehemann tot ist, 
obwohl der Monitor doch noch Herztätigkeit anzeigt.

(Hubert Hüppe [CDU/CSU]: Ja, eben!)
In dieser Phase des Abschiednehmens werden sie jetzt 
auch noch vor die Entscheidung gestellt: Organspende, 
ja oder nein?

Als Neurologe habe ich vielfach den Hirntod fest-
gestellt und Angehörigengespräche geführt. Oftmals 
habe ich erlebt, wie überfordert und ratlos die Angehöri-
gen in dieser Situation sind. Wenn nie über das Thema 
Organspende gesprochen wurde, ist es kaum möglich, 
den mutmaßlichen Willen des Verstorbenen zu rekon-
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struieren. In dieser Situation lehnen viele Angehörige aus 
Unsicherheit eine Organspende ab. Nicht selten wird eine 
solche Entscheidung später bereut, wenn das Gefühl auf-
kommt, man hätte mehreren Menschen das Weiterleben 
ermöglichen, dem Tod der geliebten Person noch einen 
Sinn verleihen können.

Ich erlebe die heutige Praxis seit vielen Jahren als 
zutiefst unbefriedigend. Sie lässt definitiv die Chance 
für viele Organspenden aus. Bei der Widerspruchsrege-
lung werden die Angehörigen genauso intensiv einbezo-
gen wie bisher. Sie werden gefragt, ob ihnen eine Äuße-
rung des Verstorbenen zur Organspende bekannt ist. Die 
Angehörigen sind Informationsübermittler, aber sie ste-
hen nicht mehr unter dem großen Druck, nach dem mut-
maßlichen Willen des Verstorbenen entscheiden zu müs-
sen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der FDP)

Bei der Organspende müssen das Recht auf Leben der 
vielen verzweifelten Menschen auf den Wartelisten und 
das Selbstbestimmungsrecht möglicher Spender beachtet 
werden. Auch bei der Widerspruchsregelung wird das 
Selbstbestimmungsrecht gewahrt. Niemand wird gegen 
seinen Willen zur Organspenderin. Niemand wird zum 
Objekt degradiert, instrumentalisiert oder verdinglicht. 
Jeder Mensch gehört weiterhin sich selbst.

Die Widerspruchsregelung ist nicht die alleinige Lö-
sung – die Vorredner haben es schon gesagt –, aber sie ist 
ein unabdingbares Element bei der Erhöhung der sehr 
niedrigen Spendezahlen bei uns, nachdem viele bisherige 
Maßnahmen eben nicht gewirkt haben.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Können Sie bitte zum Schluss kommen?

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
In allen Ländern mit Widerspruchslösung ist die Spen-

derate höher als bei uns. Nicht wenige Menschen bei uns 
erhalten Organe aus Ländern mit Widerspruchsregelung; 
auch das muss man berücksichtigen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Armin Grau (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Im Interesse der Menschen auf den Wartelisten – letz-

ter Satz – und im Interesse der Angehörigen potenzieller 
Spender plädiere ich ganz entschieden für die Einführung 
der Widerspruchsregelung.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Es ist ein wirklich sensibles Thema. Deshalb bitte ich 

Sie sehr, selbst darauf zu achten, dass Sie dann, wenn die 

Redezeit vorbei ist, möglichst schnell zum Ende kom-
men.

Das Wort hat jetzt Kristine Lütke.
(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Kristine Lütke (FDP):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich selbst besitze seit meinem 18. Lebensjahr einen Or-
ganspendeausweis. Lassen Sie mich daher zu Beginn 
einmal festhalten: Wir alle, die Befürworter und die Geg-
ner einer Widerspruchslösung, sind uns einig, dass wir 
mehr Organspenden in Deutschland brauchen.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wir debattieren heute dabei nicht über das Ziel, mehr 
Menschenleben zu retten, sondern alleine über den Weg 
zum Ziel. Und eine Verbesserung ist dringend notwendig.

Die aktuelle Situation ist deprimierend und ernüch-
ternd. Immer wieder sterben Menschen, weil sie vergeb-
lich auf eine neue Leber, eine neue Niere oder ein neues 
Herz warten. Und jeden Tag – die Frau Staatssekretärin 
hat es schon erwähnt – sterben drei Menschen in Deutsch-
land, weil sie ein benötigtes Spenderorgan nicht erhalten. 
Gleichzeitig sehen wir in Umfragen eine hohe Zustim-
mung zur Organspende.

Die Befürworter der Widerspruchslösung gehen davon 
aus, dass die geringe Zahl der Spender nicht auf man-
gelnder Bereitschaft beruht, sondern auf Bequemlichkeit 
oder der Scheu vor der Beschäftigung mit dem eigenen 
Tod. Die Widerspruchslösung helfe nur, den wirklichen 
Willen der Bürger umzusetzen. Ob das tatsächlich der 
Fall ist, darf auch bezweifelt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Vergessen wird oft, dass die Entscheidung des Staates – 
jeder ist nun erst einmal Organspender – die Grundrechte 
eines jeden Einzelnen zutiefst berührt. Die Entscheidung 
über die Organspende ist für viele Menschen eine höchst-
persönliche. Eine Widerspruchslösung bedeutet zunächst 
einmal, dass sich der Staat die Antwort auf die Frage nach 
der Organspende selbst herausnimmt und für alle beant-
wortet.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Dabei ignoriert die Widerspruchslösung den Konsens, 
dass bloßes Schweigen keine Zustimmung ist.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper 
über den Tod hinaus ist doch ein Grundpfeiler unserer 
Verfassungsordnung und auch von zentraler Bedeutung. 
Eine staatliche, verpflichtende Organbeschaffung wird 
den Menschen und ihrem individuellen Selbstbestim-
mungsrecht deshalb nicht gerecht.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)
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Eine solche Entscheidung über die Organe von Menschen 
muss immer Ultima Ratio sein. Und erst wenn alle ande-
ren wirksamen Wege erfolglos beschritten wurden, darf 
die Widerspruchslösung in Betracht gezogen werden.

Und ganz ehrlich: Wir haben in Deutschland noch viele 
andere Möglichkeiten. Wir könnten beispielsweise durch 
eine Liberalisierung der Regelungen zur Lebendspende 
helfen. Es gibt viele Menschen, denen eine solche Spende 
derzeit vom Staat verboten wird. Die Lebendspenden 
nehmen Druck von den Wartelisten. Im Vereinigten Kö-
nigreich etwa übersteigt die Zahl der Lebendspender von 
Nieren bereits die der postmortalen Spender. Und im 
Moment ist es so, dass Menschen ins Ausland reisen, 
um Überkreuz-Lebendspenden durchführen zu lassen. 
Dabei fallen enorme Kosten von bis zu 100 000 Euro 
für die Betroffenen an, die die Krankenversicherungen 
nicht übernehmen. Diese lebensrettende Behandlung 
hängt derzeit also vom Einkommen der Patientinnen 
und Patienten ab. Das ist ein Zustand, der so nicht sein 
darf.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Auch Alternativen wie die Mandated-Choice-Lösung 
könnten die vermeintlichen Hürden der Bequemlichkeit 
überwinden. Die Einführung einer solchen Regelung be-
deutet, dass jeder, der ein bestimmtes Lebensalter über-
schritten hat, sich bei der Beantragung oder Verlängerung 
eines Reisepasses oder Personalausweises für oder gegen 
die Organspende entscheiden muss. Es gibt also mildere 
Mittel als die Widerspruchslösung, um die Zahl der Or-
ganspender zu erhöhen.

Die Debatte über medizinethische Fragen, über Gewis-
sensentscheidungen sind oftmals Sternstunden im Deut-
schen Bundestag. Wichtige Themen wie das heutige müs-
sen mit der notwendigen Ernsthaftigkeit besprochen und 
beraten werden. Den Abgeordneten und der Bevölkerung 
muss Zeit für die Debatte eingeräumt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU und der Abg. Dr. Kirsten Kappert- 
Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Noch wichtiger: Den Abgeordneten und der Bevölkerung 
muss auch Zeit zum Nachdenken und Abwägen des Ge-
wissens eingeräumt werden. Und wir sollten uns daher 
genau überlegen, ob wir solche Fragen und Gewissens-
entscheidungen in Zeiten des Wahlkampfs diskutieren 
oder vielleicht an der einen oder anderen Stelle sogar 
nutzen wollen. Ich halte das nicht für den richtigen Weg.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Martin Sichert.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Martin Sichert (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wem 

gehört dieser Körper? Gehört dieser Körper den Grünen? 
Gehört dieser Körper der Regierung? Oder gehört dieser 
Körper dem Staat? Nein, das ist mein Körper. Dieser 
Körper gehört nur mir und niemandem sonst. Artikel 2 
Absatz 2 des Grundgesetzes besagt ganz eindeutig: „Je-
der hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit. Die Freiheit der Person ist unverletzlich.“

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und des 
Abg. Thomas Seitz [fraktionslos])

Es gibt grundsätzlich zwei verschiedene gesellschaft-
liche Perspektiven auf den Körper des Menschen. Es gibt 
die Perspektive, dass jeder Körper dem Menschen gehört, 
der darin lebt. Das ist die demokratische, freiheitliche 
Perspektive, die hier im Haus die AfD vertritt.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD und des 
Abg. Thomas Seitz [fraktionslos])

Und dann gibt es die Perspektive, dass der Körper des 
Einzelnen nicht dem Individuum, sondern der Gesell-
schaft gehört. Das ist die sozialistische, kommunistische 
Perspektive, die den Körper als Allgemeingut aller sieht.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Es ist die Perspektive des Volkskörpers, der über dem 
Individuum steht.

(Zuruf von der SPD: Unfassbar!)

Es ist die Perspektive der Antragsteller, unter denen unter 
anderem der Bundeskanzler Olaf Scholz zu finden ist. 
Das letzte Mal, als wir einen Kanzler hatten, der vom 
Volkskörper geträumt hat, waren danach 60 Millionen 
Menschen tot.

(Widerspruch bei der SPD – Marianne 
Schieder [SPD]: Also jetzt geht es wohl los! – 
Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Skandalös!)

Es ist schon frappierend, wie sehr Scholz Hitlers Politik 
nacheifert.

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Skandalös!)

Beide haben zu Beginn ihrer Amtszeit mit Notstands-
gesetzen die Grundrechte angegriffen. Beide träumten 
davon, den Donbass mit Panzern einzunehmen. Und 
nun vertritt Scholz auch noch bei der Organspende die 
Perspektive des Volkskörpers. „Wehret den Anfängen!“, 
kann ich dazu nur sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Wider-
spruch bei der SPD – Manfred Todtenhausen 
[FDP]: Wehret den Anfängen der AfD!)

Wir von der AfD verteidigen Artikel 2 des Grundgeset-
zes, die körperliche Unversehrtheit. Als gute Demokraten 
und Freiheitskämpfer sehen wir den Körper als Eigentum 
des Individuums.

Ein Großteil der Antragsteller sind Frauen, die noch 
vor Jahrzehnten mit „My body, my choice“ für die Tö-
tung von Kindern bis möglichst direkt vor der Geburt 
eingetreten sind.
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(Dr. Karl Lauterbach [SPD]: Das ist unglaub-
lich! – Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Unglaub-
liche Verhetzung hier!)

Jetzt sind diese altlinken Frauen alt geworden und un-
fruchtbar und aus „My body, my choice“ wurde „Your 
body, my repair shop“, statt „Mein Körper, meine Ent-
scheidung“ nun also „Dein Körper, mein Ersatzteillager“. 
Das ist keine erstaunliche Wendung, sondern den Um-
ständen geschuldet; denn den politischen Akteurinnen 
ging es immer nur um den eigenen Körper.

(Zuruf der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vor 30 Jahren war der noch fruchtbar, und sie wollten bis 
direkt vor der Geburt aus ihrer Sicht lästige Kinder ab-
treiben.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Das ist wirk-
lich menschenverachtend! – Dr. Jan-Marco 
Luczak [CDU/CSU]: Sie sollten sich schä-
men!)

Heutzutage sind dieselben Frauen alt und unfruchtbar 
und in einem Alter, in dem die Wahrscheinlichkeit für 
eine benötigte Organspende merkbar ansteigt.

(Zuruf von der SPD: Ungeheuerlich!)
Es ist daher nicht erstaunlich, dass zu den Hauptantrag-
stellerinnen Abgeordnete wie Sabine Dittmar von der 
SPD, Gitta Connemann von der CDU oder Petra Sitte 
von den Linken gehören, die allesamt mehr als 60 Jahre 
auf der Welt und kinderlos sind. Alle wuchsen auf in einer 
Zeit, in den 70er-Jahren, als die Altlinken gerade die 
Deutungshoheit über die deutsche Politik übernommen 
haben.

(Widerspruch bei der SPD – Hermann Gröhe 
[CDU/CSU]: Skandalös! Schämen Sie sich! 
Unglaublich! – Zuruf der Abg. Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Menschenverachtend!)

– Sie werden als Altlinke die Deutungshoheit hier im 
Parlament Stück für Stück verlieren, egal wie Sie herum-
schreien.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, ich bitte Sie, sich zu mäßigen und 

nicht Abgeordnete direkt anzugehen. Sie sollten schon 
Argumente und nicht Beleidigungen bei diesem Thema 
vortragen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken – Zuruf der Abg. 
Dr. Petra Sitte [Die Linke])

Martin Sichert (AfD):
Das sollten Sie mal den anderen sagen, die hier herum-

schreien und mich anschreien.
Es geht bei diesem Antrag zur Widerspruchslösung um 

mehr als nur körperliche Unversehrtheit versus Volkskör-
per.

(Zuruf des Abg. Tino Sorge [CDU/CSU])

Es geht um eine ganz grundsätzliche gesellschaftliche 
Frage: Wollen wir die Entscheidungshoheit im Land 
wirklich den altlinken, geprägten Politikern überlassen? 
Oder wollen wir den schädlichen Kurs der Alt-68er end-
lich beenden und zu einer Politik der Freiheit und Eigen-
verantwortung zurückkehren,

(Manfred Todtenhausen [FDP]: Das mit der 
AfD! Unerträglich!)

die unserem Land die goldenen Jahre der BRD und das 
Wirtschaftswunder gebracht hat. Für uns ist die Sache 
klar: Wir wollen keine altlinke Gerontokratie, bei der 
die Menschen zum Ersatzteillager für alternde Politiker 
degradiert werden.

(Zuruf der Abg. Nadine Ruf [SPD])

Während Politiker anderer Parteien ihren persönlichen 
Vorteil suchen, steht für uns von der AfD der Mensch und 
die Menschlichkeit im Vordergrund. Wir wollen die frei-
willigen Organspenden erleichtern. Es ist doch Quatsch, 
dass die Empfänger und Spender ein besonderes Nähe-
verhältnis haben müssen, wenn zwei Spender, die jeweils 
zur Ehefrau des anderen kompatibel sind, damit ihrer 
eigenen Frau eine neue, passende Niere verschaffen wol-
len. Dafür müssen die Männer nicht anfangen, eine be-
sondere Nähe zur Frau des jeweils anderen im Vorfeld der 
Spende aufzubauen, wie es das Gesetz aktuell vorsieht.

(Zuruf der Abg. Stephanie Aeffner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Über die Erleichterung der Cross-over-Lebendspenden 
könnte man die Zahl der Organspenden deutlich erhöhen, 
und zwar ohne damit das Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit und Leben anzugreifen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Maria 
Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was für ein Hetzer!)

Denn die Widerspruchslösung macht ganz genau das. Sie 
macht den Menschen zum Allgemeingut.

(Frank Bsirske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Völlig schamlos!)

Erst mit dem dokumentierten Widerspruch wird der 
Mensch vom Volkseigentum zum Individuum. Das ist 
nicht nur gesellschaftlich problematisch, sondern auch 
für jeden einzelnen Betroffenen. Nehmen wir den Fall 
des 17-jährigen Stephen Thorpe. Den hatten Ärzte für 
hirntot erklärt und bei den Eltern wegen Organspende 
angefragt. Hätten die Eltern dem zugestimmt, wäre der 
Junge wie eine Weihnachtsgans ausgenommen worden.

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist eine 
Unverschämtheit!)

Aber der Vater glaubte den Ärzten nicht, und das zu 
Recht; denn Stephen Thorpe führt heute ein normales 
Leben und studiert.

Die FDP will das Kriterium sogar noch ausweiten auf 
Herz-Kreislauf-Stillstand, den immerhin 11 Prozent der 
Menschen überleben. Statt Überleben bedeutet das dann 
künftig Tod und Organspende, wenn der Mensch nicht 
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aktiv widersprochen hat. Das hat nichts mehr mit Ge-
sundheitspolitik zu tun, sondern ist reine Geschäftema-
cherei und ist mit uns von der AfD nicht zu machen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Manfred 
Todtenhausen [FDP]: Weil ihr nichts zu sagen 
habt! – Zuruf der Abg. Emmi Zeulner [CDU/ 
CSU])

Noch ein Hinweis für die Wähler aus meinem Wahl-
kreis Friesland – Wilhelmshaven – Wittmund, da wir uns 
ja alle im Wahlkampf befinden: Die Abgeordneten 
Siemtje Möller von der SPD und Anne Janssen von der 
CDU aus meinem Wahlkreis haben den Antrag auf Wi-
derspruchslösung unterschrieben. Sie wollen, dass ihr 
Körper als Ersatzteillager für die Allgemeinheit dient. 
Auf mich und die AfD können die Menschen weiter 
zählen. Wir werden die körperliche Unversehrtheit und 
Selbstbestimmung bei der Organspende genauso vertei-
digen, wie wir es in der Coronazeit getan haben.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]:  
Es ist unfassbar!)

Bei so viel sozialistischem Gedankengut, von dem die-
ser Gesetzentwurf nur so trieft, möchte ich meine Rede 
mit den letzten Worten des Widerstandskämpfers Hans 
Scholl schließen,

(Zurufe von der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

der 1943 von Sozialisten in Deutschland ermordet 
wurde – ja, von Sozialisten –

(Hermann Gröhe [CDU/CSU]: Er wurde von 
Nazis ermordet!)

und sicherlich auch gegen die Widerspruchslösung ge-
kämpft hätte: Es lebe die Freiheit!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Hermann Gröhe [CDU/ 

CSU]: Einfach nur zum Schämen!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Meinungsfreiheit 

geht sehr weit, wie wir gerade leider erfahren mussten. 
Aber ich hoffe sehr, dass wir wieder zu dem Punkt vorher 
zurückkehren und eine vernünftige, ordentliche Debatte 
jetzt weiterführen können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken – Frank Bsirske 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Darf hier je-
der jeden Blödsinn erzählen?)

Das Wort geht an Martina Stamm-Fibich.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Martina Stamm-Fibich (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger! Ich war 
immer skeptisch gegenüber der Widerspruchslösung. Ja, 
bei der letzten Abstimmung zu diesem Thema habe ich 

mich hier genau an dieser Stelle noch gegen die Wider-
spruchslösung ausgesprochen und schlussendlich auch 
dagegengestimmt.

Warum habe ich das getan? Ich habe das getan, weil ich 
der Meinung war, dass wir auch ohne die Widerspruchs-
lösung eine Erhöhung der Spendezahlen hinbekommen. 
Ich muss leider sagen: Aus heutiger Sicht war das eine 
Fehleinschätzung. Wir alle irren uns gelegentlich, und 
das ist auch nicht schlimm. Wichtig ist aber, dass wir 
unsere Irrtümer erkennen und unser Handeln entspre-
chend verändern. Deshalb, liebe Bürgerinnen und Bürger, 
habe ich meine Meinung geändert.

Lassen Sie mich das begründen:
Erstens bin ich im Angesicht der schieren Zahl an 

Menschen, die hierzulande sehnlichst auf ein Spender-
organ angewiesen sind, ja, deren Leben am seidenen Fa-
den hängt, schlussendlich nach zwei Tagen harter Über-
legung zu der Überzeugung gekommen, dass es uns allen, 
den Bürgerinnen und Bürgern dieses Landes, zuzumuten 
ist, dass wir uns einmal in unserem Leben damit befassen, 
ob wir nach dem Tod Organe spenden wollen oder nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Mehr ist es gar nicht: nur einmal Stellung beziehen, ein-
mal für Klarheit sorgen – ein kleiner Schritt, ein Schritt, 
der ein Leben retten kann. Ich denke, das sollte für uns 
alle machbar sein.

Zweitens hat sich nach der letzten Abstimmung einiges 
an den Umständen geändert, was die mögliche Umset-
zung betrifft. Wir werden bald eine Infrastruktur haben, 
mit der die Entscheidung der Bürgerinnen und Bürger 
ganz einfach festgehalten werden kann. Durch die Ein-
führung der elektronischen Patientenakte wird es möglich 
sein, dass Ärztinnen und Ärzte beraten und eintragen 
können, was dem Willen des Einzelnen entspricht. Men-
schen, die keine elektronische Patientenakte haben möch-
ten – und das ist ihr Recht –, können das mittlerweile voll 
funktionsfähige Organspende-Register nutzen, um ihren 
Willen zu erklären. Schräge Diskussionen über Organ-
spendeberatungen in Bürgerämtern und ähnliche andere 
Vorschläge sind damit endgültig passé, und das ist gut so.

Natürlich weiß ich auch, dass die Widerspruchslösung 
kein Allheilmittel ist. Aber sie kann ein Baustein sein; wir 
haben das schon gehört. Und weil die Widerspruchs-
lösung kein Allheilmittel ist, werden wir uns alle im 
weiteren Verfahren mit voller Kraft dafür einsetzen müs-
sen, dass unser Transplantationswesen in Deutschland 
weiter professionalisiert wird. Dazu gehört für mich 
auch und vor allem, dass die Angehörigen besser ein-
gebunden werden.

Zur Ergänzung. Ich persönlich hätte mir eine breitere 
Debatte über die Organspende nach dem Herztod als 
weiteren Baustein gewünscht. Sie ist in allen unseren 
angrenzenden Nachbarländern üblich und trägt dort 
erheblich zu höheren Spendezahlen bei, als dies in 
Deutschland der Fall ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen aller demokratischen 
Fraktionen, bitte lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, 
dass die Hoffnungen und das Vertrauen der Patientinnen 
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und Patienten nicht enttäuscht werden. Es wäre schänd-
lich, wenn hier mit den Ängsten und Erwartungen der 
Todkranken aus parteitaktischer Motivation gespielt wür-
de. Unterstützen Sie uns alle dabei, dass wir noch in 
dieser Legislatur zu einer Abstimmung kommen!

Bevor ich zum Ende komme, möchte ich noch eine 
Sache adressieren, die mir am Herzen liegt: Ich finde es 
schlimm, wenn bestimmte Personenkreise bewusst ver-
suchen, das Vertrauen in unsere Kliniken und unsere Ärz-
tinnen und Ärzte zu untergraben,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

wenn von „Organindustrie“ oder vom „Ausschlachten“ 
die Rede ist oder wenn gar unterstellt wird, dass aus 
finanziellen Interessen transplantiert wird. Dieser zerset-
zende Mist ist so was von an den Haaren herbeigezogen, 
dass es mich schüttelt. Die Organspende in Deutschland 
folgt einem geregelten und mehrfach abgesicherten Pro-
zess. Diesem Prozess vertraue ich, und dem können auch 
die Bürgerinnen und Bürger in diesem Land vertrauen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Gitta Connemann.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Gitta Connemann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! „Jeder 

Brief ist wie ein Gruß aus dem Himmel“: Das sagte mir 
die Mutter eines Organspenders. Ihr Sohn starb mit 
19 Jahren bei einem Unfall. Seine Familie musste nicht 
nur die Todesnachricht ertragen, sondern eine letzte Ent-
scheidung treffen: Wird er Organspender? Nur 0,5 Pro-
zent der Menschen kommen überhaupt infrage; denn die 
vorgeschriebenen Hirntodkriterien sind außerordentlich 
streng.

Er hatte keinen Ausweis. Mit 19 denkt man noch nicht 
an den Tod; viele schaffen das übrigens ein Leben lang 
nicht. So musste die Familie entscheiden, am Bett ihres 
Sohnes, der aussah, als ob er schlafen würde. Denn der 
Körper wird bis zum endgültigen Ja oder Nein beatmet. 
Die meisten Angehörigen sagen in dieser Ausnahme-
situation Nein – nachvollziehbar. Dabei stehen 85 Prozent 
der Menschen in diesem Land einer Organspende positiv 
gegenüber. Aber die allermeisten haben keinen Ausweis. 
Auch deshalb wird zu wenig gespendet.

In diesem Moment warten und hoffen Abertausende 
von Menschen auf ein Organ, auf die Chance für ihr 
Leben. Viele warten vergeblich. Jeden Tag sterben zwei 
bis drei während des Wartens. Deshalb setzen wir uns als 
Gruppe fraktionsübergreifend für die Widerspruchs-
lösung ein. Wir wissen, sie ist kein Allheilmittel. Aber 
wir haben alles andere versucht: Krankenhäuser und 

Transplantationsbeauftragte wurden gestärkt, das Zusam-
menspiel der Strukturen verbessert. Seit 2020 sollen 
Ärzte und Bürgerämter aufklären. Aber ihnen fehlen die 
Ressourcen, und die Zahlen stagnieren.

Es fehlt am Ende die Widerspruchslösung wie im Rest 
Europas. Dort gibt es deutlich höhere Spenderzahlen. 
Deutschland ist trauriges Schlusslicht. Wir sind deshalb 
auf Organspenden aus dem Ausland angewiesen; Minis-
ter Laumann erwähnte es. Jeder von uns müsste sich des-
halb eigentlich fragen: Würde ich ein Organ aus einem 
Land mit einer Widerspruchslösung annehmen? Wer Ja 
sagt, kann zu unserem Antrag eigentlich nicht Nein sa-
gen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Jeder kann entscheiden, und das bleibt. Wir schränken 
die Selbstbestimmung nicht ein. Auch mit der Wider-
spruchslösung behält jeder die Möglichkeit, Nein zu sa-
gen. Es geht nicht um einen Zwang zur Organspende. 
Diesen darf es niemals geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken)

Aber es ist zumutbar, sich zu entscheiden – für mich 
schon aus Gründen der Nächstenliebe.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Denn Organspende hat Gesichter – die Gesichter der Er-
krankten, die die Hoffnung und irgendwann das Leben 
verlieren, ihrer Familien, der Angehörigen von Spendern. 
Und das treibt mich um.

Seit vielen Jahren darf ich die Arbeit von Barbara 
Backer und ihres Vereins Organtransplantierte Ostfries-
land begleiten. In dieser Zeit mussten wir immer wieder 
Abschied nehmen und Familien erklären, weshalb es für 
ihre Angehörigen keine Rettung gab. Deshalb bitte ich 
hier zum erneuten Male um und für die Widerspruchs-
lösung, um auch Angehörige vor der Qual der Entschei-
dung zu bewahren.

Die Familie des 19-Jährigen musste sie durchleiden. 
Sie hat sich am Ende für die Spende entschieden. Ihr 
Sohn hat damit fünf Menschen gerettet. Die Geretteten 
schreiben immer wieder. Und diese Briefe sind für die 
Familie jedes Mal wie ein Gruß aus dem Himmel von 
ihrem Sohn.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Linda Heitmann.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und der 
Abg. Dr. Astrid Mannes [CDU/CSU])
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Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich möchte zu Beginn einmal auf das Wording der Lö-
sung eingehen, das hier ja häufig mit dem vorgelegten 
Gesetzentwurf direkt verbunden wird.

Auch ich – das möchte ich ganz klar sagen – wünsche 
mir in Deutschland eine Lösung dafür, dass immer noch 
viel zu wenig Menschen ihren klaren Willen darüber 
dokumentieren, ob sie nach ihrem Tod ihre Organe spen-
den möchten oder nicht. Und auch ich wünsche mir end-
lich eine Lösung dafür, dass die vielen schwer erkrankten 
Menschen in diesem Land Organe bekommen, um wei-
terleben zu können. Aber ich glaube, dass der vorgelegte 
Gesetzentwurf keine Lösung ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
CDU/CSU)

Und – ich muss das sagen – der vorgelegte Gesetzentwurf 
ist für mich persönlich auch kein ethisch vertretbarer Weg 
hier in Deutschland.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Warum ist er das nicht? Ich mache seit vielen Jahren in 
diesem Land Gesundheitspolitik, vor allem für Men-
schen, die unser Gesundheitssystem häufig nur schwer 
erreichen, die häufig kaum Zugang dazu haben, Men-
schen mit psychischen Erkrankungen, Menschen in der 
Wohnungslosigkeit, Menschen mit Sprachbarrieren, auch 
Menschen mit Behinderung oder Menschen ohne Kran-
kenversicherungsschutz. Das sind Menschen, die von un-
serem System immer noch schlecht erreicht werden, und 
das sind vielfach auch Menschen, die wir mit unseren 
Appellen und Aufforderungen, sich endlich zu erklären, 
was nach ihrem Tod mit ihren Organen geschehen soll, 
immer noch viel zu schwer erreichen.

Ich halte es aber für nicht vertretbar, dann, wenn Men-
schen versterben, die sich zu Lebzeiten nicht erklärt ha-
ben, davon auszugehen, dass es für sie okay gewesen 
wäre, ihre Organe zu entnehmen und einem anderen 
Menschen zu spenden. Ich glaube, es wird immer Men-
schen geben, die das nicht gewollt hätten, obwohl sie sich 
nicht erklärt haben. Deshalb kann ich diesem Gesetzent-
wurf heute nicht folgen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der FDP und des Abg. Dr. Lars Castellucci 
[SPD])

Ich muss ganz ehrlich sagen: Ich finde es auch frag-
würdig, diese ethisch wirklich hochkomplexe Frage hier 
in den letzten Sitzungswochen ohne Orientierungsdebatte 
und ohne ein längeres Verfahren

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

in dieses Parlament einzubringen. Ich bitte Sie: Lassen 
Sie uns gemeinsam die Zeit nehmen, vernünftig daran zu 
arbeiten, wie wir zu Lösungen kommen, damit wir errei-

chen, dass sich in diesem Land möglichst alle kurz nach 
ihrem 18. Geburtstag verbindlich erklären, was sie möch-
ten, damit wir im Todesfall wirklich Gewissheit haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der FDP und des Abg. Dr. Lars Castellucci 
[SPD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Christian Bartelt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD)

Christian Bartelt (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Werte Gäste auf den Zuschauertribünen! Heute 
ist nicht das erste Mal, dass wir hier im Parlament über 
die Einführung einer Widerspruchslösung debattieren. 
Bereits 2020 wurde darüber abgestimmt, und damals 
hat sich die Entscheidungslösung durchgesetzt. Vier 
Jahre später muss man konstatieren, dass die Hoffnungen 
von damals sich leider nicht erfüllt haben. Zwar haben 
wir ein neues Spendenregister eingeführt – ich selbst bin 
dort auch registriert –, aber zu wenige Menschen in 
Deutschland sind meinem Beispiel gefolgt.

Die Zahl der registrierten Spender ist in Österreich und 
in Spanien um ein Vielfaches höher. Ein entscheidender 
Grund dafür könnte aus meiner Sicht die dort herrschende 
Widerspruchslösung sein.

Nach Angaben der Deutschen Stiftung Organtrans-
plantation gab es 2023 bundesweit 965 Organspender. 
Das war eine leichte Verbesserung gegenüber 2022, 
aber die Spenderzahlen stagnieren schon länger, und be-
trachtet man die letzten zehn Jahre, gab es keine sub-
stanzielle Besserung. Dabei haben laut einer Umfrage 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung circa 
85 Prozent der Befragten eine grundsätzliche Bereitschaft 
zur Organspende erklärt. Allerdings hat nur etwas mehr 
als ein Drittel der Menschen in Deutschland diesen 
kleinen Ausweis, und nur ein Teil von ihnen hat sich 
mittlerweile im Organspende-Register registriert. Sprich: 
Das existierende System ist leider sehr ineffektiv.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Dr. Armin Grau [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich möchte das noch mal an ein paar Zahlen verdeut-
lichen. Im letzten Jahr wurden circa 2 900 schwerkranke 
Patienten durch eine dringend benötigte Organspende 
geheilt, oder ihnen wurde geholfen; aber circa 8 400 Men-
schen in Deutschland warten derzeit immer noch auf 
genau diese dringend benötigte Spende eines Organs 
oder mehrerer Organe. Rund 208 000 Menschen sind im 
Register eingetragen, das heißt nur jeder 400. Mensch in 
Deutschland. Wir müssen uns also eingestehen, dass die 
derzeitige Regelung nicht zufriedenstellend ist – trotz 
aller gelaufenen Aufklärungskampagnen.
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Ich bin als Liberaler bei der Sache sehr ambivalent; 
denn ich bin grundsätzlich dagegen, dass der Staat in 
meine Persönlichkeitsrechte eingreift, und auf den ersten 
Blick könnte eine solche Widerspruchsregelung so 
empfunden werden. In meinen Augen ist das bei der 
Widerspruchsregelung aber nicht der Fall; denn mit der 
Widerspruchsregelung wird die Selbstbestimmung nicht 
infrage gestellt.

(Dr. Armin Grau [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Jeder Bürger könnte auch künftig von seinem Recht auf 
Widerspruch Gebrauch machen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

und das einfach und vor allem niedrigschwellig. Darauf 
kommt es mir an.

Für mich gilt bei diesem Thema, Freiheit und Verant-
wortung zu vereinbaren, Verantwortung auch für diejeni-
gen, die um ihr Leben kämpfen. Es ist heute schon mehr-
fach gesagt worden: Bis zu drei Menschen, die auf der 
Warteliste stehen, sterben jeden Tag. Sollte die Wider-
spruchsregelung im Bundestag erneut scheitern, wird 
sich das Parlament voraussichtlich frühestens im Herbst 
nächsten Jahres erneut damit beschäftigen. Mit Verlaub, 
das ist Zeit, die vor allem denjenigen, die auf so eine 
Organspende warten, nicht mehr gegeben ist. Darum 
auch mein Appell: Stimmen Sie unserem Gruppengesetz-
entwurf zu!

Vielen lieben Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Tina Rudolph.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Kristine Lütke [FDP])

Tina Rudolph (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Wir 
debattieren heute ein Thema erneut im Deutschen Bun-
destag, das zum Glück nur für die wenigsten Menschen in 
ihrem Leben relevant wird; aber für sie und ihre Ange-
hörigen ist es essenziell. Auf ein Organ zu warten, zu 
hoffen, zu bangen, vielleicht halbe Zusagen zu bekom-
men, und am Ende kommt es doch nicht zu einer Trans-
plantation, das ist für viele ein sehr schwerer Weg. Die 
Menschen, die ein Organ transplantiert bekommen, sich 
danach in Selbsthilfegruppen engagieren, wo sich oft 
auch Angehörige engagieren, erleben immer wieder, 
dass es viele nicht schaffen.

Wir glauben, dass es an der Zeit ist, eine Grundrechts-
abwägung vorzunehmen, so wie sie auch Kolleginnen 
und Kollegen vor mir skizziert haben, die auf der einen 
Seite umfasst, dass es einer Entscheidung bedarf, die aus 
unserer Sicht zumutbar ist. Wenn auf der anderen Seite 

steht, dass damit Leben gerettet werden können, dann 
glauben wir, es ist an der Zeit, diese Entscheidung im 
Deutschen Bundestag zu treffen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der Linken)

Ich möchte Sie eins fragen, wenn Sie zu denjenigen 
gehören, die die Widerspruchsregelung gerade kritisch 
sehen und diesen Grundrechtseingriff für angeblich nicht 
vertretbar halten: Wie kommt es, dass wir die Wider-
spruchsregelung seit Jahren implizit akzeptieren? Wir 
akzeptieren sie, wenn wir nach Österreich fahren

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

oder in ein anderes europäisches Land, in dem die Wider-
spruchsregelung gilt. Wenn Sie dort versterben, sind Sie 
Organspender, wenn Sie nichts anderes erklärt haben. 
Wenn das tatsächlich so eine schwere Entscheidung und 
so ein No-Go wäre, dann, glaube ich, würden sich Leute 
damit anders auseinandersetzen; aber wir akzeptieren es.

Genauso akzeptieren wir die Widerspruchsregelung 
implizit, wenn wir Organe aus Eurotransplant-Ländern 
annehmen,

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

in denen die Widerspruchsregelung gilt, weil Patienten 
aus Deutschland mittlerweile negative Punkte auf der 
Listung dafür erfahren, dass wir im Gegensatz zu den 
anderen Ländern so wenig Organe transplantieren. Un-
sere Patientinnen und Patienten haben schlechtere Chan-
cen, weil wir die Widerspruchsregelung nicht haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Christian Bartelt [FDP])

Patientinnen und Patienten ziehen nach Spanien, ver-
legen dorthin ihren Wohnsitz, um bessere Chancen auf 
ein Organ zu haben. Sie können sich jetzt vorstellen, 
welche das können und welche nicht. Ich glaube, wir 
sind uns einig, dass das keinen Einfluss auf die Frage 
haben sollte, ob ich mehr Chancen auf ein Organ habe.

Um das Medizinische einmal zu sagen – es ist ja von 
einigen gerade die Lebendspende angesprochen wor-
den –: Bei Lebern und Nieren kann das eine Variante sein, 
aber mindestens bei Herzen, bei einer Bauchspeicheldrü-
se, bei einer Lunge kommt die Lebendspende leider nicht 
infrage. Ich muss auch als Ärztin sagen, ich finde es 
kritisch, einen gesunden Menschen mit einer Organent-
nahme zu belasten, was auch Folgeerkrankungen mit sich 
bringen kann, anstatt auf postmortal gespendete Organe 
zurückzugreifen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und der Abg. Dr. Armin Grau 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Christian 
Bartelt [FDP])

wenn es eine hohe Bereitschaft dafür gibt und wenn den 
Menschen dafür nur zugemutet werden muss, sich einmal 
damit auseinanderzusetzen. Ich glaube, wir misstrauen 
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Menschen und trauen ihnen viel zu wenig zu, wenn wir 
glauben, es wäre zu viel verlangt, sich einmal mit dieser 
Frage auseinanderzusetzen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen bitte ich Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, bei diesem Thema darauf hinzuwirken, dass wir es 
diesmal schaffen, das parlamentarische Verfahren noch 
zum Ende zu bringen, dass wir es diesmal schaffen, der 
Hoffnung gerecht werden zu können, die viele haben. Die 
Widerspruchsregelung ist nicht der einzige Baustein, der 
zu besseren Zahlen führt, aber sie hat einen Effekt; das 
zeigen die Erfahrungen aus allen anderen Ländern. Bitte 
lassen Sie uns den nutzen! Auch hier geht es um Leben.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken und des Abg. Christian Bartelt 
[FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Jetzt erhält das Wort Hermann Gröhe.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Lars Castellucci [SPD])

Hermann Gröhe (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Uns eint das Ziel: Wir wollen, dass mehr Menschen durch 
eine Organspende die Chance auf ein besseres Leben, ja 
die Chance auf ein Überleben überhaupt erhalten. Uns 
alle lässt es nicht ruhen, dass über 8 000 Menschen und 
ihre Angehörigen täglich auf den Anruf warten, dass ein 
passendes Spenderorgan zur Verfügung steht, und drei 
Menschen auf dieser Liste täglich versterben. Wir wollen 
und wir müssen besser werden bei der Nutzung der 
Transplantationsmedizin zum Segen schwer erkrankter 
Menschen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP und der Abg. Tina Rudolph [SPD] 
und Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber ich sage sehr deutlich: Die Widerspruchsregelung 
ist keine Lösung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Heike Baehrens [SPD])

Ich halte diese Regelung für ethisch nicht vertretbar und 
nicht zielführend im Hinblick auf unser Ziel, die Trans-
plantationsmedizin mit ihren Möglichkeiten zu stärken.

Meine Damen und Herren, das Selbstbestimmungs-
recht ist der zentrale Anker für die Medizinethik in unse-
rem Land. Das entspricht dem Menschenbild unserer Ver-
fassungsordnung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Dr. Lars Castellucci [SPD])

Dieses Selbstbestimmungsrecht steht nicht unter Vor-
behalt; es muss nicht erst durch eine Widerspruchserklä-
rung gleichsam aktiviert werden. Ja, ich wünsche mir, 
dass sich mehr Menschen mit der Frage einer postmorta-
len Organspende auseinandersetzen, dass sie sich bereit 
erklären, nach ihrem Tod Organe zu spenden. Jeder sollte 
bedenken, dass die Wahrscheinlichkeit, auch durch eine 
plötzliche Erkrankung ein Organ selbst zu brauchen, viel 
höher ist als die Wahrscheinlichkeit, als Organspender 
infrage zu kommen. Aber die Frage lautet zugespitzt: 
Verliert ein Mensch, der sich mit dieser Entscheidung 
nicht befasst, sein Recht auf Selbstbestimmung? Und da 
sage ich: Nein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Dr. Lars Castellucci [SPD])

Denn das Selbstbestimmungsrecht ist ein Geburtsrecht, 
und deshalb kann Schweigen in dieser fundamentalen 
Frage keine Zustimmung bedeuten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Im Übrigen gilt, dass das Thema Spendenbereitschaft 
nicht das entscheidende Problem beschreibt. Bei den fest-
gestellten potenziellen Spendern haben wir eine Zustim-
mungsquote von 75 Prozent durch eigene Erklärung oder 
durch Erklärung der Angehörigen über den mutmaß-
lichen Willen, sind also nahe bei 80 Prozent. Andererseits 
sagen uns Studien, zum Beispiel eine Studie aus dem Jahr 
2020, dass 28 000 Menschen im Jahr potenziell als Spen-
der infrage kommen, nur meistens nicht festgestellt und 
gemeldet werden. Folglich, so sagt die Studie, sei das 
Hauptproblem ein Erkennungs- und Meldedefizit. Und 
daran ändert Ihr Regelungsvorschlag nichts.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Lars Castellucci [SPD] und Kristine 
Lütke [FDP])

Deswegen hat der Bundestag 2020 ein Gesetz zur Stär-
kung der Entscheidungsbereitschaft bei der Organspende 
beschlossen, das wesentlich auf eine Verbesserung dieser 
Abläufe zielt. Doch dieses Gesetz wurde bis heute nicht 
umgesetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP und der Abg. Dr. Lars Castellucci 
[SPD] und Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] – Sabine Dittmar [SPD]: Das 
stimmt doch nicht!)

Das zentrale Element dieses Gesetzes, ein Organspende- 
Register, sollte 2022 in Wirkbetrieb gehen. Es ist in die-
sem März schrittweise angelaufen und soll im nächsten 
Jahr überhaupt erst umgesetzt werden. Ich bin bereit, jede 
Erklärung dafür zu akzeptieren. Nicht bereit bin ich, zu 
akzeptieren, dass es ein Scheitern aller bisherigen Bemü-
hungen darstellt, wenn ein Gesetz gar nicht umgesetzt 
wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)
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Und an den Bundesrat gerichtet, sei gesagt: Wenn dann 
sogar noch die Länder uns auffordern, die Verpflichtung 
zurückzunehmen, die Bürgerämter mit dem Organspen-
deausweis zu verknüpfen, also es ablehnen, unser Gesetz 
umzusetzen, dann zeigt auch dieser einstimmige Be-
schluss der Gesundheitsministerkonferenz, dass wir den 
Weg hin zu einer Stärkung der freiwilligen Entschei-
dungslösung konsequent weitergehen sollten. Organ-
spende soll bleiben, was sie ist: Ein Geschenk aus Liebe 
zum Leben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächste Rednerin ist Dr. Kirsten Kappert-Gonther.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und der Abg. Dr. Astrid Mannes [CDU/ 
CSU])

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
In dieser Debatte geht es um Sterben, und es geht um 
Leben. Das ist eine wichtige Debatte, eine sehr schwie-
rige und komplexe und eine mit einer erheblichen his-
torischen Dimension in unserem Land. Ist jetzt eine 
gute Zeit für diese erneute Debatte, eine Zeit, die so 
sehr geprägt ist von Verunsicherung? Ich finde, nein, 
zumal die Gesetze der letzten Legislatur ja gerade erst 
beginnen, ihre Wirkung zu entfalten.

Als Ärztin weiß ich: Vertrauen in das Organspende-
system ist die Grundlage für eine hohe Spendebereit-
schaft. Auch die Debatte um die Organentnahme nach 
dem Herztod hat hier bereits zu Verunsicherung geführt.

Brauchen wir mehr Organspenden? Ja. Taugt die Wi-
derspruchsregelung dafür? Nein. Sie haben es in dieser 
Debatte und sonst auch vielleicht anders gehört, aber es 
gibt keine validen wissenschaftlichen Daten, die einen 
Zusammenhang von Widerspruchsregelung und Organ-
spendezahlen belegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP und der Abg. Linda Heitmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist eine Scheinlösung, die aber zu erheblichen ethi-
schen Konflikten führt; Kollege Gröhe hat es ausgeführt.

In Spanien ist übrigens das Gespräch mit den Angehö-
rigen Kernstück des Erfolgs. In Ihrem Gesetzentwurf ist 
jetzt vorgesehen, das einzuschränken.

(Sabine Dittmar [SPD]: Das stimmt nicht!)

Ich finde, das wird der Situation des Abschieds von ei-
nem geliebten Menschen nicht gerecht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP und der Abg. Linda Heitmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Darf Schweigen in einer so zutiefst persönlichen An-
gelegenheit Zustimmung bedeuten? Ich finde, nein. Es ist 
ja noch nicht mal erlaubt, einen Newsletter zu versenden, 
ohne dass jemand aktiv zugestimmt hat. Menschen müs-
sen sich aktiv entscheiden; sonst besteht die Gefahr, dass 
Menschen Organe entnommen werden, die das eben nicht 
wollten.

(Enrico Komning [AfD]: Das stimmt!)
Es kann viele Gründe geben, warum Menschen es nicht 
schaffen, sich vor ihrem Tod zu erklären. Das können 
Sprachbarrieren sein, schwierige Lebenslagen –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

– ich komme zum Schluss –, psychische Erkrankungen 
und auch Ambivalenzen. Aber alle Menschen müssen 
sicher sein können, dass ihr Wille respektiert wird. Die 
Widerspruchsregelung hilft nicht, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Danke.

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

– birgt aber viele Gefahren.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Dr. Petra Sitte.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dr. Petra Sitte (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Man 

kann es nicht oft genug sagen, um die Dramatik der 
Situation zu beschreiben: Seit Jahrzehnten ziehen wir 
eine traurige Bilanz. Jeden Tag sterben zwei bis drei 
Menschen, die auf ein Spenderorgan warten – heute auch. 
Diese Situation hinzunehmen, dazu sind wir nicht bereit.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich frage mich: Warum nehmen wir das denn hin? 
Warum muten wir das unseren Mitmenschen zu? Kann 
nicht jeder, wie schon erwähnt, selbst morgen betroffen 
sein? Die Gefahr dafür ist immerhin fünfmal größer als 
die Wahrscheinlichkeit, Organspender zu werden. So 
würden wir dann erleben, was etwa 8 400 Menschen be-
lastet, nämlich jahrelanges Warten gemeinsam mit den 
Familien. Wir würden uns, wie viele Erkrankte jetzt 
schon, wünschen, dass es eine Kultur der Organspende 
in diesem Land gibt,
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(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der SPD 
und der CDU/CSU)

dass es ein solidarisches Füreinandereinstehen gibt, dass 
mehr Organspenden ermöglicht werden.

Es kann sein, dass ohne die Verbesserungen der letzten 
Jahre, insbesondere in den Strukturen im klinischen und 
transplantationsmedizinischen Bereich, bei der Finanzie-
rung von Teams und der Freistellung von Transplantati-
onsbeauftragten, Organspenden noch seltener wären. So 
genau kann das niemand sagen. Herr Gröhe, in diesem 
Punkt ist das Gesetz von 2020 umgesetzt worden.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Gitta Connemann [CDU/CSU])

Aber was sollte denn angesichts dieser Vorgeschichte 
dagegensprechen, jetzt einen Schritt weiter zu gehen, 
nämlich die Widerspruchsregelung einzuführen, auch in 
Verarbeitung der Erfahrungen aus anderen Ländern?

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Tina Rudolph [SPD])

Es ist einfach falsch, zu behaupten, dass hier jemand 
bevormundet wird. Man kann selbstbestimmt handeln, 
und man kann selbstbestimmt entscheiden. Das ist der 
Unterschied zu den Erkrankten; das will ich noch mal 
ausdrücklich sagen. Deren Leben ist dramatisch einge-
schränkt, und sie sind auf unsere Entscheidung angewie-
sen.

Die Widerspruchsregelung erfordert von uns nur, dass 
wir uns dieses Themas annehmen, dass wir uns entschei-
den. Und haben wir Zweifel, dann widersprechen wir. 
Ändern wir unsere Meinung, dann kann der Widerspruch 
wieder zurückgenommen werden,

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Gitta Connemann [CDU/CSU])

er kann eingelegt werden – alles ohne Begründung. Das 
Selbstbestimmungsrecht des Einzelnen bezüglich seiner 
körperlichen Unversehrtheit bleibt gewahrt. Niemandes 
Willen wird übergangen.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Aber auch auf Organe Wartende haben starke Rechte 
wie das Grundrecht auf Leben und Gesundheit. Und nur 
in diesem Punkt erwächst eine Pflicht zum Schutz durch 
den Staat, nur in diesem Punkt ist der Staat im Spiel, nicht 
in den anderen Fragen. Da gibt es eine Stiftung in diesem 
Land.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
Abg. Sabine Dittmar [SPD])

Diese Rechte müssen gegeneinander abgewogen werden. 
Und für uns wiegt das Recht auf Leben für die Wartenden 
schwerer. Diesem Umstand tragen wir mit der Einfüh-
rung der Widerspruchsregelung Rechnung.

Danke. 

(Beifall bei Abgeordneten der Linken, der 
SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Dr. Sitte. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Stefan Schwartze.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Stefan Schwartze (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Gäste auf der Tribüne! Meine Damen 
und Herren! Versagen die Organe eines Menschen, be-
ginnt ein Wettlauf mit dem Tod. Es beginnt ein zehrendes 
Warten, ob es Hoffnung gibt oder ob man das Unaus-
weichliche akzeptieren und den Menschen gehen lassen 
muss. Mehr als zwei Menschen, die auf den Wartelisten 
stehen und auf ein Spenderorgan warten, sterben jeden 
Tag – über 800 im letzten Jahr. Viele Menschen, die ein 
Spenderorgan brauchen, schaffen es erst gar nicht auf die 
Wartelisten, und das, weil wir als Politik und Gesellschaft 
keine befriedigende Antwort auf den akuten Mangel an 
Spenderorganen gefunden haben.

2020 hat der Bundestag beschlossen, eine großange-
legte Kampagne würde das Problem schon beheben. Es 
würde genügend Menschen geben, die sich aktiv als 
Spenderinnen und Spender bekennen. Wir sind in den 
letzten vier Jahren nicht weitergekommen. Die fehlende 
Zahl von Spendern ist genauso groß wie die Verzweiflung 
der Wartenden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jeder von Ihnen kann 
das Herz- und Diabeteszentrum in Bad Oeynhausen in 
meinem Wahlkreis besuchen und die Gespräche mit den 
Betroffenen führen; aber ich empfehle Ihnen die Serie 
„Charité intensiv – Gegen die Zeit“. Sie erzählt unter 
anderem die Geschichte der 30-jährigen Nicole, die 
nach akutem Leberversagen ein Spenderorgan braucht. 
Das ist eine Geschichte und das sind Bilder, die an Dra-
matik nicht zu überbieten sind. Am Ende geht Nicoles 
Geschichte gut aus. Viele andere leider nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir nehmen Spen-
derorgane aus unseren Partnerländern entgegen, die auf-
grund der Widerspruchsregelung entnommen wurden, 
um Leben zu retten.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Stefan Schwartze (SPD):
Wir sollten auch bereit sein, diese Regelung in unse-

rem Land einzuführen. Lassen Sie uns Leben retten.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Peter 

Aumer.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Peter Aumer (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Nachdem in meinem Wahlkreis eine Mutter 
erfahren hat, dass ich den Gruppenantrag für die Wider-
spruchslösung unterstütze, hat sie mich zu sich nach 
Hause eingeladen. Sie hat eine kleine Tochter von zwei 
Jahren, sie heißt Lena. Ich habe sie besucht, und ich habe 
ein kleines Mädchen kennengelernt, das eine Maschine 
als Herz hat. Dieses Herz muss sie mit sich herumtragen – 
jeden Tag.

In dieser Debatte, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
geht es um die Abwägung von Freiheit und Eigenverant-
wortung. Aber es geht auch, Herr Sichert, um die Frage 
der Perspektive. Schauen Sie mal in eine Familie wie 
diese. Die Eltern, Mutter und Vater, müssen jeden Tag 
für dieses Mädchen da sein, müssen ihr Herz hinter ihr 
her ziehen. Ich glaube, auch das ist eine Frage der Würde 
des Menschen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich glaube, wir müs-
sen auch die Perspektive des anderen einnehmen und die 
Perspektive solcher Familien, die seit 1,5 Jahren auf ei-
nen Anruf warten: kein einziger Anruf, kein einziges 
Angebot. Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
sollte auch ein Teil der Perspektive sein, die wir einneh-
men.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Das ist nicht nur bei Lena der Fall, sondern auch bei 8 499 
anderen Menschen in unserem Land. Und wie können wir 
es erklären, dass bei uns in Deutschland 40 Menschen pro 
1 Million Einwohner ein Organ erhalten und in unseren 
Nachbarländern wie Belgien, Österreich oder Frankreich 
doppelt so viele und in Spanien sogar dreimal so viele?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, Befürworter und 
Gegner haben dasselbe Ziel; aber uns unterscheidet die 
Perspektive. Wir unterscheiden uns in der Beantwortung 
der Fragen: Haben wir Zeit? Wer gibt der Familie von 
Lena Antworten? – Ich glaube, wir sind gefragt, das heute 
zu behandeln. Wir müssen die Frage beantworten, warum 
wir nicht helfen können. Wir sollten diese Debatte, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, auch aus der Perspektive der 
Menschen sehen, die warten, die verzweifelt sind. Die 
Widerspruchslösung, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, bietet Überlebenschancen, und zwar doppelt so 
viele.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Lieber Hermann, das ist so. Ich lade dich gerne ein. 
Wir können diese Familie auch gemeinsam besuchen. Ich 
glaube, die Widerspruchslösung ist dazu geeignet, mehr 
Spenderorgane zu bekommen. Das Einzige, was in die-
sem Fall entscheidend ist: Man kann widersprechen. Man 
soll widersprechen, wenn man möchte – klar –, einfach 
und ohne Druck. Die Spenderzahlen zeigen deutlich, dass 
die Situation besser wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, stellen Sie sich vor, 
Lena wäre Ihre Tochter: Ihre Hoffnung, ihr Leben hängt 
an einer mutigen Entscheidung, einer Entscheidung, die 
nur wir hier im Deutschen Bundestag treffen können. 

Deswegen: Haben wir den Mut zu mehr Nächstenliebe, 
zu mehr Solidarität, haben wir den Mut, Leben zu retten, 
haben wir den Mut, Organspende zum Normalfall zu 
machen!

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Peter Aumer (CDU/CSU):
Helfen wir Lena, ihrer Familie und vor allem allen 

anderen betroffenen Menschen in unserem Land!
Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dr. Janosch Dahmen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir beraten heute Abend in einer denkwürdi-
gen Debatte sprichwörtlich über Fragen von Leben und 
Tod, über weitreichende Entscheidungen für alle Men-
schen, die es betrifft: einerseits Patientinnen und Patien-
ten, die auf ein lebensrettendes Organ warten, und deren 
Angehörige und andererseits auch die Angehörigen von 
Menschen, die ihr Leben verloren haben, somit poten-
zielle Spenderinnen und Spender sind und gleichzeitig 
mit einer Organspende Leben an anderer Stelle erst er-
möglichen.

Ich habe in dieser Debatte heute Abend viele Argu-
mente gehört, für die ich großen Respekt habe – bei 
geteilter oder unterschiedlicher Meinung. Ich habe in 
den Ausführungen einiger Kollegen, die den vorliegen-
den Gesetzentwurf ablehnen, wiederholt gehört, dass wir 
im Ziel geeint seien, mehr Organspenden, mehr Lebens-
rettung in Deutschland möglich zu machen. Gleichwohl 
finde ich die Argumentationen, die vorgetragen werden, 
nicht stichhaltig.

Ich habe großen Respekt vor denjenigen Kolleginnen 
und Kollegen, die länger als ich diesem Hohen Haus 
angehören und bei der letzten Entscheidung in dieser 
Frage gegen die Widerspruchslösung gestimmt haben. 
Ich fand die Ausführungen der Kollegin Stamm-Fibich 
sehr einleuchtend, die gesagt hat: Zum damaligen Zeit-
punkt war es richtig, mit dem entschiedenen Weg der 
Zustimmungslösung dem Ganzen einen Versuch zu ge-
ben und alles Mögliche dafür zu tun. – Gleichwohl müs-
sen wir feststellen: Es hat nicht funktioniert, es hat nicht 
gereicht. Wir haben alle Maßnahmen ergriffen.

(Zuruf der Abg. Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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Die entscheidenden Fragen sind: Haben wir hier alles – 
alles! – getan, um Leben zu retten? Sind bei der Betrach-
tung „Ist Leben zu retten, ja oder nein?“ wirklich alle 
Bausteine untersucht worden?

Natürlich ist es so, dass die Studien keine Monokausa-
lität nahelegen, dass eine Widerspruchslösung automa-
tisch alle Probleme löst. Aber eine Korrelation damit, 
dass die Mehrheit der anderen europäischen Länder die-
sen Lösungsansatz verfolgt, gibt es allemal.

Insofern kann ich für mich als jemand, der schwierige 
Gespräche mit Angehörigen von Spenderinnen und Spen-
dern auf der Intensivstation geführt hat, nur sagen: Es 
geht jenseits der Frage, Leben zu retten, auch um die 
Frage, ob wir in diesen Stunden, die für das Leben auf 
der einen Seite und für die Spende auf der anderen Seite 
entscheidend sind, die Verantwortung ausschließlich an 
die Angehörigen abschieben.

Kollegin Connemann hat es sehr, sehr eindrücklich 
vorgetragen: Es ist der schmerzlichste Moment, einen 
geliebten Menschen zu verlieren. Und solch eine ethische 
Frage in diesen Bereich auszulagern, ist falsch. Wir soll-
ten es denjenigen, die Spenderinnen und Spender werden 
können, zumuten, die Entscheidung selbstbestimmt, als 
Teil des Lebens zu fällen. Insofern bin ich für diesen 
Entwurf.

Vielen Dank für die Beratungen.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und der Abg. Dr. Petra Sitte 
[Die Linke])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Dr. Lars Castellucci.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Lars Castellucci (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu-
letzt war es der Bruder eines Klassenkameraden, sogar 
der jüngere Bruder eines Klassenkameraden: Organver-
sagen drohte. Es begann eine Zeit zwischen Hoffen und 
Bangen. Dann verschlechterte sich der Gesundheits-
zustand sogar in einer Weise, dass die Ärzte sagten: Wir 
können da gar nichts machen! – Dann findet sich ein 
Krankenhaus im Ausland. Dort sagen sie, sie würden 
eine Operation vornehmen; aber die Krankenkasse stellt 
sich quer. Das Stück endet mit dem Satz: „Dieses Schrei-
ben ist maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gül-
tig.“

Es gibt Situationen in diesem Land, die will man nicht 
erleben, aber sie sind Realität für Tausende von Men-
schen – jedes Jahr. Wir müssen besser werden. Ich denke 
und ich hoffe und ich bin sicher, wir sind uns in diesem 
Punkt doch einig in diesem Haus:

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der FDP und der Abg. Dr. Petra Sitte 
[Die Linke])

Wir müssen die Zahl der Spenderorgane erhöhen. Aber 
die Frage ist, wie.

80 Prozent sagen, sie seien der Sache positiv zuge-
wandt; aber nur etwa 40 Prozent haben einen Spender-
ausweis. Wenn man die Umfragen weiter anschaut, zeigt 
sich: 54 Prozent sagen, sie fühlten sich gut informiert 
über dieses Thema. Fast die Hälfte sagt aber: Nein, ich 
habe Fragen. – 17 Prozent halten sich für ungeeignet, 
obwohl das möglicherweise gar nicht stimmt.

Es sind Ängste bei diesem Thema im Spiel, und, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, ich bin der Auffassung, wir 
müssen mit diesen Fragen, mit diesen Ängsten umgehen, 
und wir dürfen sie nicht mit einer Widerspruchslösung 
übergehen, wenn wir die Spendebereitschaft erhöhen 
wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Manche Beiträge hier hören sich so an, als ob mit der 
Widerspruchslösung alles geregelt sei. Das ist es nicht, 
und Glauben reicht an dieser Stelle auch nicht. Wir haben 
Studien, die besagen: Die Modelle sind eigentlich gleich 
in ihrer Wirkung. – Wir haben Fälle, da sinkt die Bereit-
schaft zur Spende, weil die Menschen lieber schnell wi-
dersprechen, als sich mit der Sache auseinanderzusetzen.

Vor allem haben wir Studien, die uns ganz viel auf den 
Weg geben, was noch verbessert werden muss. Deshalb: 
Ja, es kann nicht so weiterlaufen; vieles wurde bisher 
zögerlich auf den Weg gebracht. Wir brauchen Investitio-
nen in das Gesundheitswesen. Wir brauchen Aufklä-
rungskampagnen. Wir brauchen mehr Bemühungen bei 
der Ansprache der Sorgen; das gilt insbesondere im Fall 
der Angehörigen. Wir brauchen vor allem das rarste Gut 
heutzutage: Wir brauchen Zeit – Zeit, die für kompetentes 
Personal auch vergütet wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Heike 
Baehrens [SPD])

Schließlich: Wir brauchen Verbindlichkeit. Hier können 
wir tatsächlich mehr einfordern. Wir sollten es den Men-
schen zumuten, eine Entscheidung wirklich zu dokumen-
tieren. Das nimmt auch die Last von den Angehörigen.

Aber wer spricht von denen, die nicht in der Lage sind, 
ihren Willen auszudrücken? Wer redet heute hier von 
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen? Was ist 
mit wohnungslosen Menschen? Was ist mit Menschen, 
die unsere Sprache nicht sprechen? Was ist mit funktio-
nalen Analphabeten? Was ist mit Menschen, die ihre Post 
nicht aufmachen, weil sie Angst haben, wenn das Kuvert 
vom Amt kommt? Ich finde, auch sie haben ein Recht auf 
körperliche Unversehrtheit, und nur ihre Einwilligung 
kann einen Eingriff in diese Unversehrtheit rechtfertigen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Heike Baehrens [SPD])
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Wer ärmer ist, hat das gleiche Recht auf Selbstbestim-
mung.

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen: In unserer 
Rechtsordnung ist nicht vorgesehen, dass Schweigen Zu-
stimmung ist. Es gibt ein Grundrecht auf körperliche 
Unversehrtheit. Solche Grundsätze müssen gerade gel-
ten, wenn es existenziell wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Heike Baehrens [SPD])

Natürlich kann man diese hinterfragen und auch ändern. 
Aber dann muss doch eindeutig sein, dass es ohne nicht 
geht, und das ist bei der Widerspruchslösung nicht der 
Fall.

Wir müssen besser werden. Die bisherigen Anstren-
gungen waren zu schwach. Ich wünsche mir, dass diese 
Debatte ein Weckruf ist, die Anstrengungen mit aller 
Kraft in Bund, Ländern und in den Krankenhäusern auf 
sich zu nehmen.

Vielen Dank
(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Thomas Seitz [fraktions-
los])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist Herr 

Kollege Dr. Jan-Marco Luczak.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben jetzt in der Debatte von vielen Red-
nern gehört, die Widerspruchslösung sei ein Verstoß ge-
gen das Selbstbestimmungsrecht, sie sei ethisch nicht 
vertretbar oder das Selbstbestimmungsrecht würde unter 
Vorbehalt gestellt.

Aber ist das wirklich so? Die Entscheidung, ob man 
Organspender sein möchte oder nicht, ist eine höchstper-
sönliche Frage. Diese Entscheidung muss frei und selbst-
bestimmt erfolgen; das ist völlig klar.

Aber wie sieht es denn bei der Widerspruchslösung 
aus? Es bleibt doch dabei: Jeder kann frei entscheiden. 
Es gibt keine Pflicht zur Organspende, es gibt keine 
Pflicht zur Solidarität. Niemand wird gezwungen. Jeder 
kann sich dagegen entscheiden, Organspender zu sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Und diese Entscheidung muss auch nicht begründet 
werden und schon gar nicht gerechtfertigt sein. Die Mo-
tive, Nein zu sagen, sind irrelevant; sie werden nicht 
hinterfragt, und diese höchstpersönliche Entscheidung 
in Ausübung des Selbstbestimmungsrechts wird selbst-
verständlich respektiert. Es dürfen daran keine Nachteile 
geknüpft werden, nicht gesellschaftlich und schon gar 
nicht rechtlich.

Die einzige Frage, die sich stellt, ist, ob es zumutbar 
ist, ob es verhältnismäßig ist, dass wir als Gesetzgeber 
den Menschen abverlangen, sich zu entscheiden, ihr 
Selbstbestimmungsrecht wahrzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich bin der festen Überzeugung: Ja, das ist zumutbar. 
Unser Grundgesetz stellt die menschliche Würde in den 
Mittelpunkt unserer Rechtsordnung. Sie, die Würde, sie 
ist unantastbarer Fixpunkt und Wertentscheidung für uns 
als Gesetzgeber und für die Gesellschaft in Gänze.

Das Recht auf Leben aber bildet die vitale Basis der 
Menschenwürde. Ohne menschliche Existenz, ohne Le-
ben fehlt der individuelle körperliche Bezugspunkt 
menschlicher Würde. Menschliche Würde und das Recht 
auf Leben sind also auf das Engste miteinander verbun-
den. Unsere Rechtsordnung ist also nicht indifferent, 
wenn menschliches Leben und am Ende menschliche 
Würde dadurch bedroht werden, dass es zu wenig lebens-
rettende Organe gibt und deswegen Tausende Menschen 
sterben. Daraus leitet sich eine Verantwortung, vielleicht 
sogar eine Pflicht zum Handeln ab.

Demgegenüber: ein Recht auf Schweigen, ein Recht 
auf In-Ruhe-gelassen-Werden. Ja, auch das sind zentrale 
rechtliche Kategorien. Wenn es aber auf der anderen Seite 
um das Recht auf Leben geht, wenn es um die Hoffnung, 
die Träume, um das nackte Überleben von Menschen und 
am Ende eben auch um menschliche Würde geht, dann 
halte ich es für zumutbar, es den Menschen abzuverlan-
gen, sich zu entscheiden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Christian Bartelt [FDP])

Genau das hat das Bundesverfassungsgericht im 
Jahre 1999 in einer Kammerentscheidung schon einmal 
entschieden: Die Notwendigkeit, einen Widerspruch zu 
erklären, um sicher auszuschließen, dass man Organspen-
der wird, verletzt niemanden in seinen Grundrechten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Christian Bartelt [FDP])

Daher ist die verfassungsrechtliche Aussage klar: Un-
sere Verfassung verbietet es uns als Gesetzgeber nicht, 
die Widerspruchslösung einzuführen. Ich glaube sogar: 
Im Gegenteil, sie gebietet diese Widerspruchslösung. 
Deswegen lassen Sie uns diese jahrelange, diese quälende 
Debatte beenden. Wir wollen Menschen zu überleben 
helfen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Lassen Sie uns diese Debatte zu einem guten Ende 

führen! Lassen Sie uns den Menschen neue Hoffnung 
geben! Lassen Sie uns zu einer Kultur des Beistehens, 
zu einer Kultur der Mitmenschlichkeit und zu einer Kul-
tur der Verantwortung kommen!
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Christian Bartelt [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das letzte Wort in dieser Debatte hat der Kollege 

Dr. Karl Lauterbach.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Karl Lauterbach (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu-

nächst einmal: Es war eine sehr gute Debatte. Eine ähn-
lich gute Debatte haben wir hier vor mehr oder weniger 
genau fünf Jahren geführt. Ich habe damals ausgeführt: 
Wir werden in wenigen Jahren diese Debatte hier erneut 
führen, weil mit jeder Variante der Zustimmungslösung 
das Problem nicht zu lösen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Kollege Gröhe hat recht: Die Einführung einer Wider-
spruchslösung ist keine Garantie, dass die Situation sich 
verbessert. Es gibt fünf Länder, die die Widerspruchs-
lösung eingeführt haben, und es hat sich nicht verbessert. 
Sie ist aber eine notwendige Bedingung, weil alle Länder, 
die es geschafft haben, eine Widerspruchslösung haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Somit: Ohne Widerspruchslösung ist unser Scheitern 
gesichert, mit der Widerspruchslösung haben wir wenigs-
tens eine Chance.

Ich will auch auf Folgendes hinweisen: Es wurde eben 
gesagt: Die Ärzte sind zu schwach. Es wird zu wenig 
getan. – Ich kann Ihnen aus den Gesprächen mit den 
Kolleginnen und Kollegen in den Kliniken sagen: Diese 
Gespräche werden geführt. Da wird um jedes einzelne 
Organ gekämpft. Es ist eine Unterstellung, zu glauben, 
dass wir dieser Frage ausweichen würden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Das sind schwierige Gespräche, das gönnt man nieman-
dem. Niemand führt diese Gespräche gern. Aber die 
Wahrheit ist doch: Wenn es vorher keinen erklärten Wil-
len gibt, dann ist es für die Angehörigen genauso schwer 
wie für den Arzt. Wir kommen so nicht weiter. Wir müs-
sen uns ehrlich machen.

Im Übrigen: Die Idee, dass die körperliche Selbst-
bestimmung nur ausgedrückt werden könnte, wenn ich 
mich mit einer so wichtigen Frage nie beschäftige, aber 
dann das Organ automatisch bekommen will, wenn ich es 
selbst benötige, kann doch nicht richtig sein. Das würde 
ja bedeuten, dass in all den europäischen Ländern, die 
diese Widerspruchslösung erfolgreich praktizieren, die 
körperliche Selbstbestimmung nicht gewährleistet wäre. 
Das ist falsch, das war falsch.

Ich hoffe, wir werden diese Debatte nicht in wenigen 
Jahren erneut führen und ich werde hier nicht erneut 
stehen und sagen: Wir hatten eine gute Debatte; aber es 
ist nichts dabei herumgekommen. – Das wäre ein mora-
lischer Fehler.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Die Kollegin Heike 

Brehmer und die Kollegin Kathrin Vogler haben entspre-
chend der Vereinbarung ihre Reden jeweils zu Protokoll 
gegeben.1) Damit ist die Aussprache beendet.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 20/13804 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. 
Dann verfahren wir so.

Bevor ich den nächsten Zusatzpunkt aufrufe, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, will ich noch mal auf Folgen-
des hinweisen: Aufgrund der zeitlichen Enge, die wir 
haben, wird es keine Zwischenfragen und keine Kurz-
interventionen geben, und ich achte sehr genau auf die 
Einhaltung der Redezeiten. Ich bitte die Kolleginnen und 
Kollegen, die nach Mitternacht ihren Redebeitrag leisten 
müssten, mal darüber nachzudenken, ob es nicht bereits 
jetzt schon Sinn macht, die Reden zu Protokoll zu geben. 
Das ist dem Arbeitsschutz mit Sicherheit sehr zuträglich.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 12: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2022/2557 und zur 
Stärkung der Resilienz kritischer Anlagen 

Drucksache 20/13961
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Gesundheit 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner für die Bundesregierung dem Parlamentarischen 
Staatssekretär bei der Bundesministerin des Innern und 
für Heimat Johann Saathoff das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Johann Saathoff, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin des Innern und für Heimat:

Moin, Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und 
Kollegen! „Lüttje Leiigkeit is’n groot Verdreiht“, sagt 

1) Anlage 3
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man in Ostfriesland, und das bedeutet so viel wie: Kleine 
Nachlässigkeiten werden zu großem Schaden. Das gilt 
natürlich auch für den Schutz der kritischen Infrastruk-
turen in Deutschland.

Die Bundesregierung hat am 6. November dieses Jah-
res den Entwurf des Gesetzes zur Umsetzung der CER- 
Richtlinie der EU und zur Stärkung der Resilienz kriti-
scher Anlagen beschlossen, das sogenannte KRITIS- 
Dachgesetz. Damit schafft die Bundesregierung die Basis 
für einen verbesserten physischen Schutz unserer kriti-
schen Infrastrukturen.

Das KRITIS-Dachgesetz legt erstmals ein Dach über 
die verschiedenen Sektoren von Energie, Transport und 
Verkehr bis hin zu Ernährung und Weltraum – um nur 
einige wenige zu nennen. Mit dem Gesetz führt die 
Bundesregierung erstmals bundeseinheitliche und sekto-
renübergreifende Vorgaben ein. Diese treten neben die 
bestehenden Regulierungen für die Cybersicherheit kriti-
scher Infrastrukturen. Das betrifft vor allen Dingen die 
bundesweite Identifizierung der wichtigsten kritischen 
Infrastrukturen, Risikoanalysen der Betreiber und von 
staatlicher Seite Mindestvorgaben für Resilienzmaßnah-
men der Betreiber und ein Störungsmonitoring.

Dabei nehmen wir alle denkbaren Risiken nach dem 
sogenannten Allgefahrenansatz in den Blick, die durch 
die Natur oder den Menschen verursacht werden können – 
sei es ein Unwetter, menschliches Versagen oder ein Sa-
botageakt. Das KRITIS-Dachgesetz stellt die Weichen 
für einen umfangreichen Prozess für mehr Resilienz in 
unserer kritischen Infrastruktur. In einem nächsten Schritt 
werden die gesetzlichen Vorgaben weiter konkretisiert.

Die vergangenen drei Jahre haben es uns verdeutlicht: 
Wir sind verwundbar. Sei es die Coronapandemie, seien 
es Naturkatastrophen wie die Flut im Ahrtal, sei es der 
russische Angriff auf die Ukraine oder die Sabotage an 
Pipelines oder Unterseekabeln – Ereignisse mit katastro-
phaler Wirkung passieren, sie werden zunehmend kom-
plexer, und sie verstärken sich oftmals gegenseitig.

Nichtsdestotrotz: Wir können uns vorbereiten. Wir 
können unsere Widerstandskraft, unsere Resilienz da-
gegen stärken und auf diese Weise Störungen verhindern 
und ihre negativen Auswirkungen deutlich reduzieren.

Das Gesamtsystem beim Schutz kritischer Infrastruk-
turen wird durch die zügige Umsetzung des KRITIS- 
Dachgesetzes resilienter gemacht. Das KRITIS-Dachge-
setz tritt neben das BSI-Gesetz, das bereits entsprechende 
Regelungen für die Cybersicherheit kritischer Infrastruk-
turen enthält. Durch die gleichzeitige Umsetzung der bei-
den EU-Richtlinien zum Schutz der kritischen Infrastruk-
turen vor Cyberangriffen und erstmals zum physischen 
Schutz wird das deutsche System in einen europäischen 
Rahmen eingebettet, der zu einer größeren Versorgungs-
sicherheit in Deutschland und Europa führen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir koordinieren uns noch intensiver im Bund und natür-
lich mit den Ländern.

Der Schutz von kritischen Infrastrukturen ist eine prio-
ritäre Aufgabe, bei der Staat und Wirtschaft Hand in 
Hand arbeiten. Verantwortlich für den Schutz kritischer 

Infrastrukturen sind in erster Linie die Betreiber. Sie er-
greifen auf Basis gesetzlicher Regelungen eigenverant-
wortlich Maßnahmen, um ihre Resilienz zu erhöhen. Zu-
gleich tut der Staat viel für den KRITIS-Schutz und stellt 
wichtige Weichen.

Aufgrund der am 17. Oktober 2024 abgelaufenen Frist 
für die Umsetzung der Richtlinie ist eine zügige Ver-
abschiedung des KRITIS-Dachgesetzes unbedingt erfor-
derlich.

Wir bauen mit diesem Gesetz einen Schutz auf gegen 
alle Gefahren und gegen alle möglichen Schadensereig-
nisse: gegen sofortige wie gegen schleichende, gegen 
kleinräumige wie gegen großflächige, gegen große Scha-
denslagen wie gegen kleine. Ja, auch gegen vermeintlich 
kleine Gefahren; denn, wie man in Ostfriesland sagt: 
Mallöör sitt up een luttjen Stee.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kann man das übersetzen?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. – Nächster Redner 

ist für die CDU/CSU-Fraktion der Kollege Detlef Seif.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Detlef Seif (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glaube, 

wir sind uns einig: Das KRITIS-Dachgesetz ist notwen-
dig und überfällig. Wenn Sie jetzt von „zügig“ reden, 
Herr Staatssekretär, dann muss ich sagen, dass das nicht 
in Einklang zu bringen ist mit dem bisherigen Verfahren. 
Es ist ein Trauerspiel, dass es die Bundesregierung nicht 
geschafft hat, einen tauglichen Gesetzentwurf vor Ablauf 
der europarechtlichen Frist im Oktober vorzulegen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Jetzt sagen Sie: Kleine Nachlässigkeiten können große 

Folgen haben. Im Kölner Raum sagen wir: „Et hätt noch 
immer jot jejange.“

(Heiterkeit des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das scheint die Devise der Bundesregierung zu sein, wie 
man feststellt, wenn man sich diesen Gesetzentwurf mal 
anschaut.

Nach einer ersten Fassung im Juli 2023 wurde am 
21. Dezember 2023 eine zweite Fassung in die Verbän-
deanhörung gegeben, also über die Weihnachtszeit und 
die Neujahrstage. Es wurde dann eine Frist bis zum 24. Ja-
nuar 2024 gesetzt. Wenn man sich die Komplexität dieses 
Gesetzes mal anschaut, stellt man fest, dass dieser Zeit-
raum für die Unternehmen völlig unzureichend ist, um in 
die Materie einzudringen, die Komplexität zu erfassen 
und dann auch noch dezidiert Stellung zu nehmen.

Innerhalb des BMI – ich glaube, das ist ein Knack-
punkt – wurde man sich nicht einig. Erst jetzt, neun 
Monate später, wurde der Gesetzentwurf im verbliebenen 
Rumpfkabinett beschlossen. Im Vergleich zum ersten 
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Entwurf sind zwar einige Verbesserungen umgesetzt – 
beispielsweise Zuständigkeiten der Bundesbehörden, 
Nachweisführung und Verfahren –, aber insgesamt bleibt 
viel zu viel offen, unbestimmt, vage und wird viel zu viel 
in die Zukunft vertagt.

Meine Damen und Herren, die Experten der AG 
KRITIS haben vollkommen recht, wenn sie sagen, dass 
das Gesetz offensichtlich mit heißer Nadel gestrickt wur-
de. Der jetzige Entwurf birgt das Risiko für Unklarheiten 
und Überschneidungen zwischen Behörden. Durch die 
entstehenden Überschneidungen von KRITIS-Dachge-
setz und NIS-2-Umsetzungsgesetz werden zusätzliche 
Unsicherheiten geschaffen.

Aber für mich ist ein Schwerpunkt, dass hier offen-
sichtlich ein Verstoß gegen die Wesentlichkeitstheorie 
des Bundesverfassungsgerichts vorliegt. An jeder Stelle, 
an jeder Ecke in diesem Entwurf werden wichtige Re-
gelungen nicht getroffen, sondern in Rechtsverordnungen 
delegiert. Das betrifft die Festlegung von weiteren kriti-
schen Dienstleistungen, die Bestimmung der kritischen 
Dienstleistungen bei den Sektoren nach § 4 Absatz 1 
KRITIS-Dachgesetz und die Bestimmung von Katego-
rien von Anlagen und Schwellenwerten. So geht es nicht.

In der jetzigen Ausgestaltung kann sich das Gesetz zu 
einem Bürokratiemonster entwickeln. Das sollten sich 
auch die Unternehmen vor Augen halten. Wir alle sollten 
doch ein Interesse daran haben, Bürokratie möglichst ab-
zubauen und nicht noch zusätzlich solche Gesetzeswerke 
zu schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Der Erfüllungsaufwand der Wirtschaft – ich dachte, 

Sie, Herr Staatssekretär, hätten das jetzt mal proaktiv 
angesprochen – wird wie bei einem Voodoo-Zauber in 
den Raum gestellt. Der Normenkontrollrat betont an die-
ser Stelle:

„Die Darstellung der Regelungsfolgen ist weder 
nachvollziehbar noch methodengerecht.“

Die Darlegung

„entspricht in keiner Weise … den verbindlichen 
Anforderungen der Erfüllungsaufwandsmethodik 
der Bundesregierung.“

Der Normenkontrollrat stellt ausdrücklich fest, dass „po-
litische Entscheider“, also wir, „und Betroffene kein rea-
listisches Bild der Regelungsfolgen“ in diesem Gesetz-
entwurf und durch diesen Gesetzentwurf erhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Oh!)

Die verbleibende Zeit in der Legislaturperiode reicht 
nicht aus, um die Mängel in diesem Entwurf nachzubes-
sern. Die Union kann dem Ampelmurks deshalb nicht 
zustimmen.

(Marianne Schieder [SPD]: Na, na, na! – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist aber sehr, sehr traurig, dass Sie 
das nicht verstehen wollen!)

Und wenn eine Sicherheitslücke durch die Nichtver-
abschiedung des Gesetzes bestehen sollte – wie ja immer 
wieder von Ihnen in den Raum gestellt wird –,

(Sebastian Hartmann [SPD]: … übernimmt die 
Union die Verantwortung!)

dann handelt es sich um eine hausgemachte Restampel-
sicherheitslücke.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und Sie wollen das einfach aussitzen, 
Herr Kollege? Super!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Detlef Seif (CDU/CSU):
Wir werden uns jedenfalls nicht daran beteiligen, so 

ein Gesetz zu verabschieden.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Arbeitsver-
weigerung!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Bevor ich dem nächsten 

Redner das Wort erteile: Wenn ich das aus meinem Blick-
winkel richtig sehe, telefoniert der Kollege Teutrine hier 
im Plenarsaal. Herr Kollege, entweder Sie verlassen den 
Saal, oder Sie bekommen von mir ein Ordnungsgeld.

(Abg. Jens Teutrine [FDP] verlässt den 
Plenarsaal)

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Konstantin von 
Notz, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Lars Castellucci [SPD])

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Moin, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Krankenhäuser und Wasserwerke werden angegrif-
fen, Pipelines angebohrt, Seekabel zerstört, LNG-Termi-
nals attackiert, Drohnen fliegen über Atomkraftwerke, 
Chemieparks und Bundeswehrstandorte. Spionage, Sabo-
tage, Zerstörung: All das gehört mittlerweile in Europa, 
in Deutschland zu unserem Alltag, und zu all dem, Herr 
Seif, haben Sie nichts gesagt.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Absolut! – Detlef Seif [CDU/CSU]: Al-
les das besteht, Herr von Notz! Aber Ihr Gesetz 
löst das nicht! Das ist absoluter Murks! Wir 
sind uns einig, dass wir das lösen müssen!)

Ich frage mich, in was für einer Bubble Sie eigentlich 
leben. Also, Sie erzählen, wie es in Köln ist. Aber das 
ist die Lage: Täglich erleben wir neue Angriffe auf unsere 
kritischen Infrastrukturen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)
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Wir müssen diese Lebensadern unserer Demokratie end-
lich mit einer gänzlich anderen Entschlossenheit schüt-
zen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Detlef Seif [CDU/CSU]: Das hätte die 
Regierung machen sollen in den letzten drei 
Jahren! – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann betei-
ligen Sie sich doch daran!)

Als Grüne mahnen wir diesen echten Schutz, Herr Seif, 
seit Jahren an. Er ist notwendig, und es ist eilig – vor 
allem wegen einer deutlich gestiegenen Bedrohungslage 
seit dem Beginn des völkerrechtswidrigen Angriffskrie-
ges Putins gegen die Ukraine.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Das stimmt!  
Alles richtig!)

Es gibt beim digitalen Schutz Vorarbeiten, auf die man 
sehr gut aufbauen kann und aufbauen muss, um auch 
beim Schutz physischer KRITIS endlich voranzukom-
men. Es braucht glasklare Zuständigkeiten, zum Beispiel 
für die Infrastruktur unter Wasser, wie wir es jeden Tag 
sehen, aber auch für Sicherheitsmaßnahmen gegen Ge-
fahren aus der Luft, zum Beispiel durch Drohnen. Es geht 
um die Vernetzung des Schutzes digitaler und physischer 
Strukturen, und dafür steht das KRITIS-Dachgesetz.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Gerade nicht!)
Und weil es so wichtig ist, mahnen wir seit dreieinhalb 

Jahren sozusagen an, dass dieses Gesetz endlich kommt. 
Und das kann ich jetzt dem Staatssekretär nicht ersparen: 
Vier Referentenentwürfe – da hat Herr Seif völlig recht – 
und dreieinhalb Jahre später hier kein KRITIS-Dachge-
setz zu haben, ist in Zeiten eines hybriden Krieges gegen 
die Bundesrepublik Deutschland und Europa einfach zu 
wenig, und es ist ein massives Sicherheitsproblem, liebe 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Das direkte Resultat dieser leicht verschnarchten Si-
cherheitspolitik ist ein EU-Vertragsverletzungsverfahren 
gegen die Bundesrepublik Deutschland. Die Europäische 
Kommission hat offenbar keine Lust mehr, zuzusehen, 
wie viele Länder, auch Deutschland, klare Vorgaben ge-
rade in diesen Zeiten nicht umsetzen. Ich kann Ihnen 
sagen: Auch wir hätten uns ein deutlich ambitionierteres 
Vorgehen wirklich gewünscht,

(Josef Oster [CDU/CSU]: Wir auch! – 
Sebastian Hartmann [SPD]: Wir auch!)

und das haben wir hier auch öffentlich – Herr Oster, Sie 
wissen das; Sie verfolgen die Debatten genau –

(Josef Oster [CDU/CSU]: Das stimmt! – Detlef 
Seif [CDU/CSU]: Da hat er recht!)

mehrfach zum Ausdruck gebracht. Auch ich habe das hier 
häufig ans BMI adressiert.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. 
Sebastian Hartmann [SPD])

Das ist alles Schnee von gestern und „spilled milk 
under the bridge“. Jetzt geht es darum: Was machen wir 
als demokratische Fraktionen dieses Hauses in dieser 
Situation? Und da kann ich Ihnen sagen – das ist jetzt 
der entscheidende Gedanke, Herr Seif, und deswegen 
haben wir das überhaupt aufgesetzt –: Es kann jetzt nicht 
zwölf Monate lang einen Stillstand der Rechtspflege ge-
ben. Das ist völlig unmöglich.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Hätte Olaf 
Scholz die Vertrauensfrage schneller stellen 
sollen! Ihr verzögert doch!)

Sie sehen doch, was los ist. Gestern ist bekannt gewor-
den, dass ein Hubschrauber der Bundeswehr mit Leucht-
spurmunition und wahrscheinlich auch noch anders be-
schossen worden ist.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Und was 
ändert Ihr Gesetz jetzt daran?)

Wir haben jeden Tag diese hybriden Angriffe gegen die 
kritische Infrastruktur.

Ich kann nur sagen: Bei NIS 2 sind wir nach vielen 
Anpassungen sehr weit; beim KRITIS-Dachgesetz ist 
der Änderungsbedarf auch nach der Anhörung der Exper-
tinnen und Experten längst nicht so hoch. Deswegen krie-
gen wir die Kohärenz noch hin, wenn Sie gewillt sind, das 
zu machen. Und ich kann Ihnen sagen: Wenn Sie mit der 
Wirtschaft reden, merken Sie: Die wollen das ja auch.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Aber die 
wollen keine Bürokratie! – Gegenruf der 
Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Arbeiten Sie doch an dem Entwurf 
mit! Dann machen wir das doch!)

Deswegen wäre es einfach ein Wahnsinn, wenn wir diese 
aktuelle Bedrohungslage ignorieren und hier parteipoliti-
sche Spielchen treiben.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Das sind doch keine 
parteipolitischen Spielchen! Es geht hier um 
ein wichtiges Gesetz!)

Irgendwann kommt vielleicht die Union in die Regie-
rung, und dann fangen wir noch mal bei Adam und Eva 
an; dann kriegen wir in 16 Monaten ein solches Gesetz. 
Das ist unverantwortlich, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Deswegen appelliere ich in aller Kollegialität, Herr 
Oster, an Ihre Fraktion, sich das genau anzugucken. 
Dass das nicht perfekt ist, auch aus Sicht der Grünen – 
geschenkt. Aber dass es eine deutliche Verbesserung der 
Sicherheit Deutschlands wäre,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist notwendig!)

wenn wir das KRITIS-Dachgesetz jetzt machen und nicht 
zwölf Monate warten würden,

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Warum denn zwölf?)

dass das der Sicherheit in Deutschland unmittelbar helfen 
würde, darüber kann man auch nicht streiten.
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Deswegen: Geben Sie sich einen Ruck! Machen Sie 
mit! Erhöhen Sie die Sicherheit für Deutschland in diesen 
schwierigen Zeiten!

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Detlef Seif [CDU/CSU]: Wird eben 
nicht erhöht durch dieses Gesetz!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege von Notz. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Sandra Bubendorfer-Licht, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Sandra Bubendorfer-Licht (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Den physischen Schutz kritischer 
Infrastrukturen bundeseinheitlich und sektorenübergrei-
fend zu regeln, ist enorm wichtig und notwendig. Das 
erfordern die geopolitische Lage und die Anforderungen 
an die Sicherheit von Einrichtungen, die für unseren 
Alltag elementar sind; das schreibt nicht zuletzt die 
EU-Richtlinie vor. Das Gesetz müsste längst in Kraft 
sein. Leider hat das Bundesinnenministerium viel zu 
lange für einen nur halbwegs tauglichen Referentenent-
wurf gebraucht. Das hat vielleicht auch damit zu tun, dass 
gerade die Sozialdemokratie immer noch nostalgisch in 
den Rückspiegel schaut, statt die Zeitenwende endlich zu 
verinnerlichen.

(Sebastian Hartmann [SPD]: Also, das ist jetzt 
hart!)

Deutschland hat von der Friedensdividende nach dem 
Kalten Krieg gut gelebt, an manchen Stellen vielleicht 
viel zu gut.

(Beifall bei der FDP)

Umso schmerzhafter ist jetzt der Sinneswandel. Aber 
sosehr wir uns die gute alte Zeit zurückwünschen: Politik 
beginnt mit dem Betrachten der Wirklichkeit. Das hat 
jüngst ausgerechnet Angela Merkel gesagt.

(Sebastian Hartmann [SPD]: … und ist von 
Ferdinand Lassalle!)

Wir leben heute in einer Welt der Bedrohungen und Ge-
fahren. Sabotage, Einflussnahme ausländischer Regie-
rungen, Cyberattacken: All dies ist ein realer Teil unserer 
Gegenwart und Zukunft. Deshalb ist es heute sehr viel 
dringender nötig als noch vor einigen Jahren, unsere kri-
tische Infrastruktur auch physisch zu schützen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

All dies aber nicht nach dem Motto: Der Staat erlässt 
Auflagen, und die Bürger und Unternehmen sollen dann 
mal ganz fix alles erledigen. – Nein, wir müssen bei allen 
neuen Maßnahmen mitdenken, was praktikabel ist und 
was Unternehmen und Menschen umsetzen können, und 
auch, was sie unverhältnismäßig belastet; der Heizungs-

hammer lässt grüßen. Deshalb müssen wir die Betroffe-
nen in diesen Gesetzgebungsprozess einbeziehen – und 
die Betonung liegt wirklich auf „einbeziehen“ –,

(Beifall bei der FDP)
gerade wenn es um Maßnahmen geht, die einen enormen 
organisatorischen und finanziellen Aufwand erfordern.

Das Bundesinnenministerium hat sich an dieser Stelle 
für eine Schmalspurlösung entschieden. Deshalb wenden 
wir das Ihnen ja sicher sympathische Struck’sche Gesetz 
an und werden im parlamentarischen Verfahren noch ei-
nige Anpassungsvorschläge einbringen.

(Moritz Oppelt [CDU/CSU]: Welche denn?)
Uns gehen zum Beispiel die Kompetenzen zu weit, die 
sich das Bundesinnenministerium bei der nachgelagerten 
Rechtsverordnung ganz einfach anmaßt. Hier muss auch 
der Deutsche Bundestag beteiligt werden; denn die Kri-
terien zur Identifikation kritischer Infrastrukturen, die 
Anforderungen an Risikoanalysen und Resilienzmaßnah-
men sind so wesentlich, dass wir hierüber auch wirklich 
hier im Parlament debattieren sollten.

Ebenso sparen Sie einige Sektoren bei den Risikoana-
lysen und Resilienzbewertungen ganz einfach aus. Auch 
das geht so nicht. Infrastruktur muss einheitlich besser 
geschützt werden.

(Beifall bei der FDP)
Mein letzter Punkt – und der wird Sie nicht verwun-

dern, lieber Kollege Saathoff –: Bezüglich Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, dem BBK – 
eine Behörde, die man dringend zu einer Zentralstelle im 
deutschen Bevölkerungsschutz aufbauen muss –, ist der 
Gesetzentwurf viel zu zaghaft, allein schon bei den Be-
richtspflichten. Wieso meldet das BBK nicht an die Kom-
mission? Wieso?

Bitte befreien Sie die Experten von der politischen 
Einflussnahme. Wir brauchen hierbei wirklich mehr 
Sachverstand und weniger Ideologie.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Bubendorfer-Licht. – 

Nächster Redner ist der Kollege Steffen Janich, AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Janich (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Erst im Oktober dieses Jahres haben wir an dieser 
Stelle das NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicherheitsstär-
kungsgesetz beraten. Der Brandanschlag der linksextre-
men „Vulkangruppe“ auf die Stromversorgung in Grün-
heide, das Besetzen der Flughäfen Köln/Bonn, Frankfurt, 
Stuttgart und Berlin Brandenburg durch fanatische Kli-
maextremisten, aber auch das kürzliche Durchtrennen 
zweier Datenkabel in der Ostsee – ob fahrlässig oder vor-
sätzlich, sei mal dahingestellt – beweisen schmerzhaft, 
dass auch der notwendige Schutz unserer kritischen In-
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frastruktur vor physisch wirkenden Angriffen nichts an 
Aktualität verloren hat.

Es ist geradezu sinnbildlich, dass der Ampelregierung 
erst der Stecker gezogen werden musste, damit so ein 
wichtiges Gesetz wie das KRITIS-Dachgesetz endlich 
durch den Deutschen Bundestag beraten werden kann. 
Und es ist auch höchste Zeit, dieses Umsetzungsgesetz 
zu beraten. Die Frist zur Umsetzung der EU-Richtlinie ist 
bereits Mitte Oktober abgelaufen.

Inhaltlich erinnert das KRITIS-Dachgesetz an das 
NIS-2-Gesetz, etwa was die Pflichten der Betreiber zur 
Registrierung bei den Behörden oder deren Meldepflich-
ten angeht. Es ist auch sinnvoll, dass es nach dem 
KRITIS-Dachgesetz und nach dem BSIG eine einheitli-
che, zentrale Meldestelle für die Betreiber kritischer An-
lagen für alle Arten von Angriffen gibt. Aber es ist nicht 
nachvollziehbar, warum der Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes so viel weniger Betreiber von KRITIS-Anlagen 
umfasst, als NIS 2 dies tut.

Die hier nicht erfassten Betreiber von Anlagen in den 
Bereichen der Chemie, der Lebensmittelproduktion und 
im Bereich des Maschinen- und Fahrzeugbaus sind ge-
nauso vor physischen Angriffen zu schützen, wie es im 
Bereich der Cybersicherheit bereits getan wird. Gerade 
der entstandene Milliardenschaden in der Tesla-Fabrik in 
Grünheide aufgrund des linksextremen Brandanschlages 
verdeutlicht dies in beispielhafter Weise. Oder möchten 
Sie als Bundesregierung Tesla etwa nicht schützen, weil 
der erfolgreichste Afrikaner der Welt, Elon Musk, für Sie 
vielleicht nicht konform genug ist?

Wir als AfD finden, dass die konkreten Maßnahmen 
für die verbesserte Resilienz kritischer Infrastruktur nicht 
nur vorgeschlagen werden sollten. Nein, sie sollten ob-
ligatorisch sein.

(Beifall bei der AfD)

Auch zur Wahrung des Parlamentsvorbehalts sollte 
nicht die Exekutive, sondern der Bundestag selbst in die-
sem Gesetz festlegen, welche konkreten Maßnahmen die 
KRITIS-Betreiber umsetzen sollen. Das Bundesverwal-
tungsgericht hatte schon 2019 darauf hingewiesen, dass 
die Zulässigkeit von Videoüberwachung durch nicht-
öffentliche Stellen sich ausschließlich nach den Vorgaben 
von Artikel 6 der DSGVO bemisst.

Die Bundesregierung versäumt es in diesem Entwurf 
zudem auch, Rechtssicherheit für die Videoüberwachung 
durch das Festlegen gesetzlicher Anforderungen hierzu 
zu schaffen.

Ebenso hätte sie die Chance gehabt, privaten Si-
cherheitsdienstleistern, welche die KRITIS-Infrastruktur 
bewachen sollen, zum ersten Mal gesetzliche Eingriffs-
befugnisse zu übertragen. Nach wie vor stehen dem Be-
wachungsgewerbe im Ernstfall nämlich nur Jedermanns-
rechte zu.

Ich hoffe allerdings, dass wir dieses Gesetz noch in 
dieser Wahlperiode beschließen können, gern auch in 
verbesserter Form. Dann wird im Gesetzestext auf 
Seite 27 hoffentlich auch nicht mehr stehen: „Fehler! 
Keine Dokumentvariable verfügbar.“ – Nun ja, ein 
kleiner Formfehler.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 

Seitz [fraktionslos])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Als nächstem Redner 

lauschen wir dem Kollegen Sebastian Hartmann, SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Sebastian Hartmann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das Verschlüsseln von Patientendaten, das Lahmlegen 
der deutschen Gesundheitsindustrie, der Krankenhäuser, 
der Angriff auf Telekommunikation, das Lahmlegen von 
Bahnlinien, der Anschlag auf Strommasten – all das ist 
nicht abstrakt; es findet in der Bundesrepublik Deutsch-
land statt. Wir sind bedroht im Zusammenleben. Es ist ein 
Angriff auf die Wirtschaft. Es ist ein Angriff auf den 
demokratischen Rechtsstaat, wenn Institutionen oder 
Kommunalverwaltungen lahmgelegt werden.

Meine Damen und Herren, mit dem KRITIS-Dachge-
setz gehen wir einen weiteren Schritt bei der deutschen 
Regulierung. Es ist das erste Mal, dass wir eine Verein-
heitlichung der Infrastrukturen kritischer Art vornehmen, 
auch in Länderzuständigkeit und Bundeszuständigkeit. 
Das hatten wir bislang nicht. Diesen Schritt gehen wir 
nicht nur mit einer Richtlinienumsetzung; das ist politi-
scher Wille der damaligen Ampelregierung aus FDP, 
Grünen und SPD.

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen des jetzi-
gen Koalitionspartners – wir haben eine rot-grüne Bun-
desregierung –, es waren gute Zeiten in der Bundesrepu-
blik. Zum Beispiel war es gut, damals auch erneuerbare 
Energien voranzubringen. Erinnern wir uns daran: Ohne 
sie hätten wir in Zeiten der Energiekrise wahrscheinlich 
ganz anders dagestanden.

Aber ich möchte auch die FDP nicht ausnehmen: Wir 
haben uns gemeinsam auf den Weg gemacht. Was nur 
nicht funktionieren wird: die alleinige Verantwortung 
für die etwas verspätete Einbringung des Gesetzes der 
SPD und dem SPD-geführten Bundesinnenministerium 
zuzuschieben.

(Lachen des Abg. Josef Oster [CDU/CSU] – 
Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Faeser!)

Ich kann mich gut daran erinnern, dass ein Finanzminis-
ter Lindner Haushaltsmittel dafür nicht zur Verfügung 
stellen wollte oder sich auch bei anderen Gesetzgebungen 
beharrlich geweigert hat, Stellen – Stichwort NIS 2 – für 
das BBK oder das BSI aus Verantwortung für dieses Land 
zur Verfügung zu stellen.

(Beifall des Abg. Dr. Jens Zimmermann 
[SPD] – Josef Oster [CDU/CSU]: Ach du lie-
ber Gott! Das macht Herr Scholz schon 
schlecht, Herr Hartmann! Sie machen es noch 
schlechter!)
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Es hilft alles nichts. Wir sind jetzt in der Verantwor-
tung, gemeinsam zu handeln.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]:  
Ohne Haushalt!)

Das ist jetzt die Stunde des Parlaments, meine Damen 
und Herren. Die Union, die in freien, gleichen, geheimen 
Wahlen nach Verantwortung für dieses Land strebt, han-
delt verantwortungslos.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Das ist ja völliger 
Blödsinn! Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: 
Eijeijei! Drei Jahre ein Eiertanz und jetzt von 
Verantwortung reden!)

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, wir lassen Monate 
ins Land gehen. Und sosehr die Union beklagt, dass doch 
so viel Zeit ins Land gegangen sei, so wahltaktisch ist 
doch die Verzögerung. Zur Wahrheit gehört, liebe Mit-
bürgerinnen und Mitbürger: Friedrich Merz hat in der 
Fraktionssitzung der CDU/CSU nach übereinstimmen-
den Medienberichten erklärt: Wir werden keinem we-
sentlichen Gesetz der Regierung mehr zustimmen.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Stimmt 
doch gar nicht! Bundesverfassungsgericht ma-
chen wir noch! – Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU]: Das ist schon falsch zitiert! Das stimmt 
doch nicht! Das sind Fake News!)

Ich glaube, dass in dieser Situation die Sicherheit un-
seres Landes vor wahltaktischen Überlegungen stehen 
muss.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Das stimmt nicht! 
Das stimmt gar nicht, was Sie sagen!)

Meine Damen und Herren von der Union, Sie werden 
damit nicht durchkommen. Sie werden nicht alleine der 
Regierung die Verantwortung zuschieben können; denn 
Sie können mit uns eine Mehrheit bilden. Ich strecke hier 
ausdrücklich die Hand aus.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Jaja, ge-
nau! Wenn du die Hand ausstreckst, wird es 
gefährlich, Sebastian!)

Jede Änderung, die Sie einbringen, werden wir gemein-
sam diskutieren.

Wir haben gemeinsam mit den Grünen eine Plattform 
definiert, auf deren Basis wir ein NIS-2-Umsetzungs-
gesetz zur Erhöhung der Cybersicherheit sofort beschlie-
ßen können. Wir können sofort das KRITIS-Dachgesetz 
beschließen. Und jetzt wird es konkret: Springen Sie 
wirklich, oder geht es Ihnen um ein wahltaktisches Argu-
ment?

(Moritz Oppelt [CDU/CSU]: Ihr macht richtig 
Wahlkampf!)

Und das Argument einer verspäteten Richtlinienumset-
zung oder möglicherweise einer nicht EU-rechtskonfor-
men Gesetzgebung kann die Union hier nicht anwenden.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Was sagen Sie denn 
dem Normenkontrollrat, der das verrissen hat, 
das Gesetz? Was sagen Sie dem denn, Herr 
Hartmann?)

Denn Sie sind Meister im Verzögern von EU-Richtlinien, 
und Sie haben oft nicht auf Verfassungsrecht geachtet 
oder sind am EU-Recht gescheitert. Das gehört zur Innen-
politik der Christdemokratie dazu.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Was sagen Sie denn 
dem Normenkontrollrat?)

Aber Strich drunter; denn jetzt ist nicht der Moment, zu 
trennen, meine Damen und Herren, sondern gemeinsam 
zu handeln für die Sicherheit Deutschlands.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Detlef 
Seif [CDU/CSU]: Das ist eine gute Idee! Das 
nehmen wir immer sehr ernst! Mehr als die 
SPD, Herr Hartmann!)

Wir sind gemeinsam in der Verantwortung. Und deswe-
gen rate ich der Union: Nehmen Sie die Sicherheit unse-
res Landes nicht in Geiselhaft für Ihren wahltaktischen 
Erfolg, den Sie so auf jeden Fall nicht erreichen werden! 
Es geht um die Sicherheit unseres Landes und die Resi-
lienz unserer Gesellschaft. Denken Sie noch mal drüber 
nach! Ansonsten ist das verantwortungslos.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hartmann. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Marc Henrichmann, CDU/CSU-Frak-
tion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie 

wollen Sankt Georg in den Kampf gegen den Drachen 
schicken und rüsten ihn mit einem Wischmopp aus. So 
kann man es vielleicht bildlich umschreiben.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Marianne Schieder [SPD])

Es ist schon einigermaßen skurril.
Die Bedrohungslage beschreiben Sie ja alle völlig zu 

Recht. Aber noch mal zur Genese: Der erste Gesetzent-
wurf datiert aus Juli 2023. Eineinhalb Jahre haben Sie 
sich über die Frage „Schutz kritischer Infrastrukturen“ 
komplett zerlegt, kein Konsens. Erst als die Regierung 
geplatzt war, das Geld ausgegangen war und das Kind 
tief im Brunnen lag, kam Ihnen der Gedanke: Wir müssen 
kritische Infrastrukturen schützen. – Das ist viel zu spät.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Union hat im Juni dieses Jahres einen Antrag zu 

NIS 2, dem Schutz kritischer Infrastruktur vor Cyber-
bedrohungen, formuliert. Da haben Sie uns gesagt: 
„Das haben wir alle schon auf dem Schirm, nach der 
Sommerpause geht es los“, und wir, die Union, hätten 
die Kohärenz zum KRITIS-Dachgesetz nicht genügend 
berücksichtigt. Jetzt stellen wir fest: Der Entwurf hier 
lässt schon mal die Kritik in Sachen Kohärenz deutlich 
werden. Denn Schwellenwerte, die Sie bei NIS 2 finden, 
finden sich jetzt hier im KRITIS-Dachgesetz nicht. Die 
verlagern Sie einfach auf die vom Kollegen schon an-
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gesprochenen Verordnungen. Auch das ist alles andere 
als kohärent. Sie werden Ihren eigenen Ansprüchen nicht 
gerecht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben die Anhörung zum NIS-2-Gesetz ja hoffent-
lich noch vor Augen. Da sind Sie von allen Sachverstän-
digen für den Schweinsgalopp, den Sie hier an den Tag 
gelegt haben, im sprichwörtlichen Sinne verprügelt wor-
den.

(Zuruf des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Das darf doch jetzt bei diesem Projekt nicht auch noch 
passieren. Für uns als Union hat der Schutz kritischer 
Infrastrukturen oberste Priorität. Und ich sage das auch 
allen KRITIS-Betreibern: Nehmt dieses Thema ernst, die 
Bedrohungslage ist über die Maßen scharf und schwer.

Aber KRITIS-Schutz darf doch auch nicht Opfer un-
seriöser Finanzpolitik werden.

(Zuruf des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Sie beziffern ja nicht mal einen Verwaltungsaufwand in 
Ihrem Gesetz. Es gibt keine Priorisierung. Ihnen geht das 
Geld aus. Sie stellen es nicht in eine Reihe und sagen: 
Zuallererst muss KRITIS geschützt werden. – Nein, 
Ihnen geht die Kohle aus. Sie verschieben die Verantwor-
tung auf die nächste Bundesregierung in die nächste Le-
gislaturperiode. Das ist unseriös, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte noch mal zum Abschluss erinnern. Wir 
haben die Anhörung zu NIS 2 vor einem Monat gehabt, 
am 4. November 2024. Ich lese jetzt immer: Die Union 
müsste mal; die Union müsste mal. – Zuallererst müsste 
mal die verbleibende Bundesregierung mit uns als Union 
ins Gespräch gehen. Das ist beim KRITIS-Dachgesetz 
offenbar konkret noch nicht der Fall.

(Josef Oster [CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Jetzt kann man sagen: Bei NIS 2 gibt es seit wenigen 
Stunden einige Informationen. – Das ist richtig. Aber 
ich mache mal deutlich, wie wir das verstehen: In der 
letzten Periode haben wir die Registermodernisierung 
gehabt. Da war es für uns als Union selbstverständlich, 
dass die Berichterstatter der SPD, der Grünen und der 
FDP – der SPD sowieso –

(Zurufe von der SPD)

mit am Tisch saßen. So macht man das, wenn man was 
voneinander will, und kann doch nicht einfach diktieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Deswegen: Sie legen wichtige Verordnungen nicht vor. 
Es bleiben wesentliche Fragen ungeklärt.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Sie können den Aufwand nicht beziffern.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, bitte.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Sie hinterlassen Sicherheitslücken, wo Sie welche 

schließen sollen.
Wir werden jedenfalls, soweit wir Verantwortung tra-

gen, diese Sicherheitslücken schließen. Und wir nehmen 
sie ernst. Seien Sie sich da sicher!

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Ja also, dann machen wir 
es doch!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Jens 

Zimmermann, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Erhard 
Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Deutschland befindet sich spätestens seit Be-
ginn des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine in 
einer neuen Bedrohungslage. Dabei geht es nicht allein 
um die Fragen klassischer militärischer Fähigkeiten wie 
Raketen, die vielleicht in Kaliningrad stationiert sind und 
gerade jetzt auch auf dieses Gebäude gerichtet sein dürf-
ten. Nein, viel akuter ist die Bedrohung unserer Infra-
struktur, der Lebensadern unserer Gesellschaft. Wir alle 
kennen die Vorfälle: zerstörte Glasfaserleitungen, die un-
seren Zugverkehr lahmlegen, Trinkwasserversorgung, 
die durch unerlaubte Zugänge gefährdet wird, Spreng-
stoff in Luftfrachtsendungen oder natürlich die allgegen-
wärtigen Cyberattacken auf Unternehmen und Verwal-
tung.

Vor dem Hintergrund dieser Bedrohungslage ist es 
wichtig, dass wir unsere kritische Infrastruktur entschei-
dend schützen, und das KRITIS-Dachgesetz, das tut ge-
nau das. Wir definieren eindeutig, wer und was zur kriti-
schen Infrastruktur gehört. Wir sorgen für eine klare 
Analyse von Schwachstellen, und wir legen gesetzlich 
fest, dass Maßnahmen zum Schutz dieser kritischen In-
frastruktur ergriffen werden. Wir legen also klare Rah-
menbedingungen fest, und zwar – lassen Sie mich das 
klarmachen – auch für die Wirtschaft. Denn wenn wir 
diese klaren gesetzlichen Verpflichtungen definieren, 
sorgen wir auch dafür, dass Unternehmen, die mit diesem 
Risiko spielen, weil sie den Schutz unterlassen, keine 
finanziellen Vorteile dadurch haben. Und lassen Sie 
mich auch das sagen: Wenn Unternehmen die kritische 
Infrastruktur schützen, dann ist das deren Infrastruktur. 
Dann tun sie das nicht, weil sie uns als Parlamentarie-
rinnen und Parlamentariern damit einen Gefallen tun 
wollen, sondern zuallervorderst auch für sich selbst, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Wichtig ist aber auch zu betonen: Das KRITIS -Dach-
gesetz ist ein Baustein. Es ist eben schon gesagt worden: 
Ja, es geht um die physische Infrastruktur hier. Wir müs-
sen aber eben auch mit der Umsetzung der NIS-2-Richt-
linie den Schutz im digitalen Raum haben. Beides ist jetzt 
auf dem Weg; beides liegt auf dem Tisch. Ich will das hier 
an dieser Stelle für die SPD schon auch noch mal klar 
sagen: Das kann jetzt nicht noch mal bis nach der Som-
merpause warten, bis hier irgendwann eine neue Regie-
rung steht.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Wir sind 
viel schneller als Sie!)

Das sind in diesen Zeiten sehr, sehr lange Wege, und ich 
glaube, es ist am Ende einfach fahrlässig.

Wenn man natürlich von morgens bis abends damit 
beschäftigt ist, untereinander auszukaspern, wer wo 
Staatssekretär wird, wer in welchem Dienstwagen sitzen 
darf,

(Heiterkeit des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

dann verliert man vielleicht auch mal aus dem Auge, dass 
wir hier sind, um zu arbeiten, um unser Land zu schützen. 
Am Ende des Tages ist die Frage, die sich die Union 
stellen muss: Geht es hier um die Sicherheit des Landes, 
oder geht es hier um Ihren Wahlkampf?

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Vertrauens-
frage jetzt! – Detlef Seif [CDU/CSU]: Das ist 
ja völliger Blödsinn!)

Uns geht es um die Sicherheit des Landes, liebe Kol-
leginnen und Kollegen

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Sebastian Hartmann [SPD]: Noch einen 
Scheuer können wir uns nicht leisten!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Zimmermann. – Nächster 

Redner ist der fraktionslose Abgeordnete Stefan Seidler 
vom SSW.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Moin, Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Nicht erst seit dem Angriff Russlands auf die 
Ukraine hat sich die Bedrohungslage in unserem Land 
zugespitzt. Gerade bei uns im Norden – besonders in 
der Ostsee – sehen wir die Bedrohungen immer wieder: 
Unsere Windparks, Unterseekabel, Pipelines, Schienen-
infrastruktur, Brücken, Tunnel, Wasserstraßen, die Ener-
gieversorgung – sei es auf Land oder auf See – sind 
kritische Infrastruktur und nicht ausreichend vor Sabota-
ge, aber auch nicht vor Naturkatastrophen und Extrem-
wetterereignissen geschützt. Darum ist es gut, dass wir 
nun auch im Parlament über einen besseren Schutz dieser 
Infrastruktur beraten. Dat wör och mal anne Tied, Herr 
Saathoff.

Aber eines ärgert mich jedoch: Dieser Gesetzentwurf 
kommt ein bisschen spät und wird jetzt unter massivem 
Zeitdruck behandelt. Das ist weder zielführend noch wird 
es der Sache gerecht.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Genau!)
Gerade bei der Umsetzung und den Kosten dieses Ge-
setzes gibt es Nachbesserungsbedarf.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: So ist es!)
Viele Betreiber von kritischer Infrastruktur – auch Unter-
nehmen bei mir im Norden – klagen bereits jetzt über 
erheblichen Aufwand und die Kosten durch schon beste-
hende KRITIS-Vorgaben. Ich habe mit Windbauern in 
Nordfriesland gesprochen. Die finden, hier wird mit bü-
rokratischen Kanonen auf Spatzen geschossen.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Richtig!)
Wie symptomatisch, dass die Bundesregierung bisher 
keine belastbare Schätzung über den Erfüllungsaufwand 
für die Wirtschaft mitteilen kann; und das ist auch ein 
bisschen komisch.

Statt aufwendiger Registrierungen, Risikoanalysen 
und Sicherheitsaudits und Resilienzpläne brauchen wir 
pragmatische Maßnahmen, die Bedrohungen und Sabo-
tage wirksam abwehren. Kritische Infrastruktur schützt 
man nicht auf dem Papier, sondern in der Realität.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Sandra 
Bubendorfer-Licht [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Seidler. – Letzter Redner in 

dieser Debatte ist der Kollege Dr. Reinhard Brandl, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Am 24. Februar 2022 hat Russland die Ukraine überfal-
len. Drei Tage später hat Olaf Scholz von dieser Stelle aus 
die sogenannte Zeitenwende ausgerufen. Und dann 
dauert es fast drei Jahre, bis die Innenministerin ein Ge-
setz zur kritischen Infrastruktur in Deutschland vorlegt! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, was soll man dazu sa-
gen? Es ist ein klassischer Fall von: Sie haben den Schuss 
nicht gehört!

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD)

Sie hätten dieses Gesetz spätestens vor zwei Jahren vor-
legen müssen, und Sie hätten es auch können, wenn es 
Ihnen ein echtes Anliegen gewesen wäre. Sie haben die 
Zeit nicht genutzt – sie war da –, und jetzt, meine Damen 
und Herren, ist es zu spät.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Jetzt soll es 
noch ein Jahr liegen?)

– Herr Kollege Zimmermann, ich muss Ihnen eins sagen: 
Sie haben auch einen anderen Schuss nicht gehört: Die 
Ampel ist Geschichte. Schluss, aus, Ende, vorbei.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Vertrauensfrage 
heute! – Zuruf des Abg. Dr. Jens Zimmermann 
[SPD])

Meine Damen und Herren, der einzige Grund, warum 
wir heute hier sind, ist, weil Sie Handlungsfähigkeit si-
mulieren wollen, eine Handlungsfähigkeit, die Sie in 
Wirklichkeit schon seit Monaten nicht mehr haben,

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Sebastian Hartmann [SPD])

und das bei einem Gesetz, das überhaupt keine Chance 
hat, noch beschlossen zu werden, weil es kein gutes Ge-
setz ist.

(Zurufe von der SPD)
Und dass es kein gutes Gesetz ist, das sagen nicht nur ich 
und meine Kollegen von der Union, das sagen insbeson-
dere auch die Bundesländer; denn sie müssen im Bundes-
rat zustimmen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann machen Sie doch mal einen bes-
seren Vorschlag! – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo ist denn 
Ihr Gesetzentwurf, Herr Brandl? Wo ist der 
Vorschlag der Union?)

Es gibt keine gemeinsame Linie mit den Bundesländern. 
Sie haben versäumt, diese Linie herzustellen.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Wieder mal! 
Wieder mal!)

Und Sie werden das auch in den nächsten vier Wochen 
nicht schaffen. Deswegen wird dieses Gesetz nicht be-
schlossen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jens 
Zimmermann [SPD]: Genauso wenig wie die 
Krankenhausreform wahrscheinlich!)

Das ärgert mich; denn wir sind uns doch einig, dass wir 
die kritische Infrastruktur in Deutschland besser schützen 
müssen.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! Genau! – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, dann mal 
los! – Zuruf von der CDU/CSU: Wir machen 
das ordentlich!)

Dafür bräuchten wir eine gesetzliche Grundlage.
(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha! – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: An der Sie nicht mit-
arbeiten!)

In dieser gesetzlichen Grundlage müsste stehen, was 
überhaupt eine kritische Infrastruktur ist.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, dann sagen Sie es doch!)

Und genau diese Frage beantworten Sie in diesem Gesetz 
nicht.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, Sie auch nicht! – Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Das will ja das 

BMI machen! Das macht das Parlament näm-
lich gar nicht!)

Sie sagen, das soll nachher das Bundesinnenministerium 
vorlegen. Meine Damen und Herren, das ist der falsche 
Weg. Diese Debatte muss ins Parlament,

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Konstantin 
von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Es 
ist im Parlament! Sie stehen am Mikrofon! – 
Zurufe von der SPD)

weil das natürlich mehr Bürokratie und auch mehr Kosten 
für Unternehmen bedeutet.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es ist Gefahr im Verzug!)

Und wir wollen doch an anderer Stelle genau das abschaf-
fen.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Was kostet 
denn ein Angriff?)

Wenn wir in Ausnahmefällen, weil es die Sicherheit 
erfordert, mehr Bürokratie schaffen, dann müssen wir 
das auch begründen.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt hören Sie doch auf mit der 
Leier! Meine Güte!)

Da will ich mich nicht hinter einem Apparat, hinter einem 
Ministerium verstecken. Diese Abwägung müssen wir 
hier im Parlament selber treffen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also, wir sind im deutschen Parlament, 
Herr Brandl!)

Deswegen werden wir diese Debatte führen.
Ich kann Ihnen eins versprechen – in 80 Tagen sind 

Neuwahlen –: Es dauert kein Jahr mehr, bis wir diese 
Debatte erneut führen.

(Zuruf des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])

Und dann werden wir sie hier im Parlament führen, –

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie führen sie im Parlament!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
– dann auch mit einer echten und vernünftigen Bundes-

regierung.
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian 
Hartmann [SPD]: Das glauben Sie selber 
nicht!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Brandl. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
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Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 20/13961 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. 
Dann verfahren wir so.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 13: 
Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 
Betroffene und Selbsthilfe stärker unterstüt-
zen – Erforschung, Diagnosestellung und Ver-
sorgung von Menschen mit Seltenen Erkran-
kungen verbessern
Drucksache 20/11634
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Sportausschuss 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Erich Irlstorfer von der CDU/CSU- 
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Sehr geehrte Betroffene! Sehr geehrte Selbsthilfe! 
Mir ist bekannt, dass heute besonders viele Menschen 
dieser Debatte zuhören und darauf schauen, was wir 
hier im Plenum des Deutschen Bundestages debattieren. 
Es ist ein wichtiges Zeichen, dass wir uns zum ersten Mal 
in dieser Tiefe mit dem Thema „Seltene Erkrankungen“ 
und der Selbsthilfe befassen.

Besonders freut es mich, dass dieser Antrag dem Koa-
litionsbruch nicht zum Opfer fällt, sondern heute hier 
noch seinen Weg ins Plenum findet. Persönlich – und 
ich weiß, dass es vielen anderen Personen auch so geht – 
bedeutet mir diese Debatte viel. Lassen Sie es uns ge-
meinsam anpacken!

Nachdem ich Ende 2022 mit der Eva Luise und Horst 
Köhler Stiftung eine Kampagne initiiert habe und 2023 
mit mehr als 60 Selbsthilfegruppen eine Veranstaltungs-
reihe in Bayern durchführen durfte, habe ich das Leid der 
4,5 Millionen betroffenen Menschen in Deutschland 
deutlich besser kennengelernt. Häufig handelt es sich 
hier auch um Kinder und um Jugendliche. Deren Diag-
noseweg dauert durchschnittlich fünf Jahre. Es ist er-
schreckend: Drei von zehn Kindern mit einer Seltenen 
Erkrankung erleben ihren fünften Geburtstag nicht.

Ich habe auf mehr als 60 Veranstaltungen schmerzlich 
die Grenzen und gnadenlosen Hürden unseres Gesund-
heitswesens kennenlernen dürfen. Menschen mit Selte-
nen Erkrankungen sind oft auf sich allein gestellt und 
fallen aufgrund der Komplexität der Erkrankung durch 
das Raster unseres guten Gesundheitssystems. Aus die-
sem Grund habe ich es mir zur Aufgabe gemacht, diesen 
Menschen eine politische Stimme zu geben.

Ich habe vor Kurzem mit meinem Team ein Weißbuch 
veröffentlicht, das auf mehr als 120 Seiten die Nöte und 
Bedürfnisse der Betroffenen darstellt. Dieses Weißbuch 
hat jede und jeder aktive Abgeordnete in Deutschland 
erhalten, genauso auch die Selbstverwaltung, genauso 
auch die pharmazeutische Industrie und die Wissen-
schaft. Zudem haben wir eine Übersetzung hergestellt, 
die heute fertig geworden ist, und wir werden dieses eng-
lische Dokument morgen mit all seinen Handlungsemp-
fehlungen an das gesamte Europäische Parlament versen-
den. Es kann nicht mehr heißen: „Keiner hat’s gewusst“, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lassen Sie es mich klar und deutlich sagen: Die Zeit 
des Abwartens muss ein Ende haben. Wir können die 
Betroffenen und deren Angehörige nicht mehr alleinlas-
sen. Menschen mit Seltenen Erkrankungen brauchen un-
sere Unterstützung, eine langfristige Perspektive, und, 
ich glaube, sie brauchen eine bessere Versorgung, die 
unser Gesundheitssystem momentan nicht bietet.

Unser Antrag greift alle wichtigen Forderungen dazu 
auf. Der Diagnoseweg muss verkürzt werden; hier kön-
nen Digitalisierung und eine bessere Vernetzung helfen. 
Wir brauchen eine bedarfsgerechte Versorgung der Be-
troffenen. Und Forschen hilft heilen. Nur die Erforschung 
von Krankheiten und möglichen Therapien kann Men-
schenleben retten und die Situation der Betroffenen ver-
bessern.

Mein Dank gilt an dieser Stelle allen Betroffenen, allen 
Selbsthilfegruppen und allen Organisationen, mit denen 
ich in den vergangenen Jahren zusammenarbeiten durfte. 
Mein Dank geht aber auch an Sie, dass wir heute so weit 
sind, dass wir das Thema hier im Deutschen Bundestag, 
im höchsten Haus Deutschlands, behandeln.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann Ihnen nur sagen: Ohne dieses unerschütterli-
che Engagement wären wir nie so weit gekommen. Ich 
bitte Sie: Bleiben Sie an dem Thema dran, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss.

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
– auch im neuen Bundestag!
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Die Kollegen Ruppert 

Stüwe, SPD-Fraktion, und Dr. Andrew Ullmann, FDP- 
Fraktion, haben ihre Reden zu Protokoll gegeben.1)
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Die gute Besetzung bei der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen lässt mich vermuten – das kann ich auch ankün-
digen –, dass die Kollegin Maria Klein-Schmeink, Bünd-
nis 90/Die Grünen, nun ihre letzte Rede im Parlament 
hält.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP und der Abg. Dr. Petra Sitte 
[Die Linke])

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Lieber Herr Irlstorfer, ich 
darf mich herzlich bedanken, dass Sie dieses wichtige 
Thema heute Abend hier auf die Tagesordnung gesetzt 
haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich darf mich auch dafür bedanken, dass ich Sie als je-
manden kennenlernen durfte, der den Menschen, die 
unter Seltenen Erkrankungen oder chronischen Erkran-
kungen leiden, die vielleicht auch Opfer von Behand-
lungsfehlern geworden sind, zur Seite gestanden hat, 
und dass Sie sich – und ich habe Sie in verschiedenen 
Rollen in Regierungszeit und Opposition kennengelernt – 
tatsächlich ein Stückchen als Anwalt begriffen haben. 
Danke schön dafür!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Ein Dokument dessen ist dieser Antrag heute, der in 
der Tat mit den 20 Maßnahmen wirklich wichtige Hin-
weise gibt, wo wir in unserem Gesundheitswesen besser 
werden müssen. Ihr Antrieb zeigt – und es ist auch mein 
Ursprung hier im Bundestag gewesen, nach der Situation 
der Patientinnen und Patienten im Gesundheitswesen zu 
gucken –, dass das ein ganz wichtiger Blickwinkel ist, der 
in diesem System sehr schnell verloren geht.

Denn dieses System ist sehr stark von großen Sorgen 
geprägt. Einmal: Wie finanzieren wir das eigentlich alles? 
Und zum anderen davon, dass wir sehr viele widerstrei-
tende Leistungserbringer haben, die um ihr Stück vom 
Kuchen, der im Gesundheitswesen verteilt wird, kämp-
fen. Das ist oft die Sicht der Verbände und Funktionäre 
und weniger die der Patientinnen und Patienten. Gerade 
deshalb ist es so wichtig, dass es hier im Hause Anwäl-
tinnen und Anwälte genau für diese Sichtweise gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich glaube, das ist einer der wichtigen Hinweise, die wir 
für die Zukunft geben müssen.

Dieses Orientieren an den Patientinnen und Patienten, 
an den existenziellen Fragen, die oft mit Erkrankungen zu 
tun haben, ist nicht nur ein Nice-to-have, sondern das ist 
die Voraussetzung dafür, dass unser Gesundheitswesen 
tatsächlich patientenorientiert sein kann und gleichzeitig 
effizient.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Heike Baehrens [SPD])

Denn wir erleben ja, dass vieles, was an Über-, Unter- 
und Fehlversorgung beklagt wird, damit zu tun hat, dass 
nicht genügend Zeit da ist, um den Patientinnen und 
Patienten zuzuhören, oder auch damit, dass wir viel zu 
wenig Koordination und Abstimmung im Gesundheits-
wesen haben. Es ist eine der wichtigen Botschaften für 
die Zukunft und für eine zukünftige Gesundheitspolitik, 
dass genau das vorangetrieben werden muss.

Wir werden die Herausforderungen des demogra-
fischen Wandels niemals gelöst kriegen, weder in der 
Pflege noch in der Gesundheitsversorgung, wenn wir es 
nicht schaffen, teamorientierter, fachbereichsorientierter, 
professionsübergreifender zusammenzuwirken. Und das 
ist eine der ganz wichtigen Voraussetzungen, die wir 
bewältigen müssen. Dies ist auch in der nächsten Wahl-
periode eine der großen Herausforderungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Erich Irlstorfer [CDU/CSU] und 
Konstantin Kuhle [FDP])

Wir haben es geschafft, im stationären Bereich, in der 
Krankenhausreform, eine sehr wichtige Strukturreform 
voranzubringen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich danke all jenen hier, die in dieser oft geschmähten 
Ampelkoalition genau diese Reform auf den Weg ge-
bracht haben. Sie ist eine der ganz wichtigen Struktur-
reformen gewesen. Jetzt müssen weitere folgen. Sie müs-
sen folgen in der Pflege, im Hinblick auf eine stabile und 
gerechte Finanzierung und insbesondere auch in der am-
bulanten Versorgung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das haben wir leider nicht mehr auf den Weg bringen 
können. Es gab einige Pläne. Wir sind nicht mehr dazu 
gekommen, sie umzusetzen. Ich denke, das wird das Las-
tenheft der nächsten Wahlperiode sein.

Insgesamt muss jedem klar sein: Gesundheitspolitik ist 
zwar komplex, aber sie ist eine der ganz großen Zukunfts-
aufgaben und auch eine der Aufgaben, die sich für unser 
Gemeinwesen stellen. Denn jeder misst unser Land da-
ran, ob es in der Lage ist, Menschen in solch existenziel-
len Fragen, wie es Gesundheit und Krankheit eben sind, 
so zu versorgen, aber auch zu begleiten, wie es notwendig 
ist und der Menschenwürde entspricht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Erich Irlstorfer [CDU/CSU])

In diesem Sinne wünsche ich mir eine gute Zusammen-
arbeit in der nächsten Wahlperiode. Ich hoffe, dass Sie all 
denjenigen widerstehen, die sowohl demokratieverach-
tend sind als auch populistisch irgendwelche Verspre-
chungen machen. Es geht darum, hier zusammenzuwir-
ken, um eine gute Gesundheitspolitik voranzubringen. 
Die nächsten Jahre und auch das nächste Jahrzehnt wer-
den bestimmt sein durch den demografischen Wandel, 
durch viele Menschen, die eine seltene, eine chronische 
Erkrankung erleiden oder aber insgesamt beeinträchtigt 
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sind und Unterstützungsbedarf haben. Das wird unser 
Zusammenleben sehr stark prägen, und da brauchen wir 
das Zusammenwirken aller.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

In diesem Sinne danke ich sehr, dass ich hier sein 
durfte. Die 15 Jahre waren spannende Jahre, waren he-
rausfordernde Jahre. Aber ich bin sicher, es stehen auch 
noch einige Herausforderungen an, und ich werde mir das 
dann ein bisschen von der Seite aus angucken und schau-
en, wie ich an anderer Stelle an einem demokratischen 
und gerechten Gemeinwesen mitwirken kann.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP – Die Fraktionen des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
SPD sowie Abgeordnete der CDU/CSU und 
der FDP erheben sich)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Klein-Schmeink. Ich wün-

sche Ihnen auch außerhalb des Parlaments alles Gute für 
Ihr weiteres Leben.

(Maria Klein-Schmeink [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Danke!)

Nächster Redner ist der Kollege Kay-Uwe Ziegler, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Kay-Uwe Ziegler (AfD):
Herr Präsident! Werte Kollegen! Es geht in dem 

Antrag der Union um die Verbesserung der Situation 
von Menschen mit Seltenen Erkrankungen. Als selten 
gilt eine Erkrankung dann, wenn weniger als 5 von 
10 000 Menschen betroffen sind. Da es aber mehr als 
6 000 unterschiedliche Seltene Erkrankungen gibt, liegt 
die Gesamtzahl der Betroffenen in Deutschland bei mehr 
als 4 Millionen. Das ist jeder 20. Deshalb unterstützt 
meine Fraktion natürlich jeden vernünftigen Antrag, der 
einen Beitrag leisten kann, die Versorgung und Unter-
stützung von Menschen mit Seltenen Erkrankungen sig-
nifikant zu verbessern.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb brauchen wir eine intensive Förderung der 
Forschung und die gezielte Unterstützung bei der Ent-
wicklung von geeigneten Arzneimitteln. Wir fordern 
eine sichere Versorgung durch ein Netz von Kompetenz-
zentren. Des Weiteren ist die Eigenbeteiligung für 
Erkrankte an den Gesundheitskosten dringend zu ver-
ringern. Zu guter Letzt brauchen wir die verstärkte Ein-
bindung der Selbsthilfeorganisationen. Und vor allem 
müssen unsere Ärzte durch Ausbildungs- und Aufklä-
rungsprogramme befähigt werden, Seltene Erkrankungen 
besser zu diagnostizieren und zu behandeln.

Meine Damen und Herren, beim Thema „Seltene Er-
krankungen“ sollte man auch kurz über die dazugehöri-
gen Arzneimittel, die sogenannten Orphan Drugs, spre-
chen. Unter Punkt 4 fordern Sie, „zu prüfen, inwiefern die 
Verwendung von Orphan Drugs … leichter genehmigt 
bzw. die Zulassung dieser Medikamente beschleunigt 
werden kann“. Nach dem Fachgespräch vom 6. Novem-
ber zum Thema „Orphan Drugs“ frage ich mich: Noch 
leichter? Noch schneller?

In der Stellungnahme des Instituts für Qualität und 
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen, kurz IQWiG, 
heißt es dazu, dass bei der Hälfte aller verschriebenen 
Orphan Drugs ein „fiktiver Zusatznutzen“ nicht nach-
weisbar ist und bis zu einem Jahresumsatz von 30 Millio-
nen Euro auch nicht überprüft wird.

Josef Hecken vom Gemeinsamen Bundesausschuss 
räumte im gleichen Fachgespräch ein, dass die Therapien 
extrem teuer seien. Nur 0,07 Prozent aller in Deutschland 
ausgestellten Rezepte entfielen auf Orphan Drugs. Diese 
stünden jedoch für 12,8 Prozent der gesamten Arznei-
mittelausgaben, also rund 7 Milliarden Euro pro Jahr, 
die Hälfte davon laut IQWiG – Sie erinnern sich – ohne 
Zusatznutzen. Da gibt es dann plötzlich Augentropfen für 
fast 80 000 Euro Jahresmedikation. Ein Medikament ge-
gen eine seltene Stoffwechselerkrankung, das vorher 
58,69 Euro pro Packung kostete, wird dann wirkstoff-
identisch und unter neuem Namen für über 27 000 Euro 
pro Packung verkauft.

Werte Kollegen, das Ansinnen Ihres Antrags, liebe 
Union, ist richtig, aber auch anfällig für Missbrauch. 
Hier schlummert ein Milliardengeschäft für die Pharma-
industrie, die mit den Nöten der Betroffenen spielt und 
zulasten der Solidargemeinschaft hervorragende Ge-
schäfte macht. Einen Hinweis auf diese Problematik hätte 
ich mir nach dem Fachgespräch im Ausschuss eigentlich 
von Ihnen gewünscht. Wenn Sie es wirklich ernst meinen, 
ergänzen Sie Ihren Antrag bitte. Streichen Sie im Sozial-
gesetzbuch V den Satz: Für Orphan Drugs gilt der Nutzen 
als belegt. – Zeigen Sie damit, dass Ihnen die Interessen 
der Bürger wichtiger sind als die der Pharmalobby.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Ziegler. – Die Kollegin 

Martina Stamm-Fibich, SPD-Fraktion, hat ihre Rede zu 
Protokoll1) gegeben, sodass als nächste Rednerin die 
Kollegin Anne Janssen, CDU/CSU-Fraktion, von mir 
aufgerufen wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Anne Janssen (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Haben Sie schon einmal von der Gaucher- 
Krankheit gehört oder vom Alport-Syndrom? Wenn 
nicht, dann sind Sie nicht allein; denn viele Menschen 
kennen diese Namen nicht, genauso wenig wie viele 
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Ärzte, die die Betroffenen oft jahrelang ohne richtige 
Diagnose behandeln. Doch für die Patientinnen und Pa-
tienten sind diese Seltenen Erkrankungen ihr Alltag. Sie 
leben mit Schmerzen, Unsicherheiten und ständigen 
Arztbesuchen in der Hoffnung, endlich eine Diagnose 
zu bekommen.

Für sie ist diese Odyssee keine Seltenheit. In Deutsch-
land dauert es durchschnittlich – wir haben es gerade 
schon gehört – fünf Jahre, bis eine Seltene Erkrankung 
diagnostiziert wird. Fünf Jahre voller Zweifel, Fehldiag-
nosen und Fragen, auf die niemand eine Antwort hat. 
Diese Zeit ist für die Betroffenen, aber auch für die Fa-
milien zermürbend – nicht nur emotional, sondern auch 
finanziell. Viele der Betroffenen kämpfen schon seit ihrer 
Kindheit mit den Symptomen, und sie werden sie mögli-
cherweise auch ihr Leben lang nicht los. Für diese Men-
schen darf unser Gesundheitssystem kein Labyrinth sein. 
Wir brauchen ein System, das sie auffängt, unterstützt 
und Perspektiven bietet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Für die Betroffenen sind Selbsthilfegruppen deswegen 
ein wichtiger Anker. Hier finden sie nicht nur Informa-
tionen und Orientierung, sondern auch einen Ort, an dem 
sie sich verstanden und unterstützt fühlen. Doch diese 
wertvolle Arbeit wird noch immer durch bürokratische 
Hürden und fehlende finanzielle Mittel erschwert, und 
genau das muss sich ändern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gleichzeitig brauchen wir spezialisierte Zentren für 
Seltene Erkrankungen, und diese Zentren bündeln Exper-
tise, bieten den Betroffenen die bestmögliche Versorgung 
und zeigen ihnen: Ihr seid nicht allein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Seltene Erkrankungen bedeuten oft: keine Heilung, 
keine Therapie, sondern eben nur Behandlung der Symp-
tome. Und deshalb müssen wir die Erforschung Seltener 
Erkrankungen weiter vorantreiben. Patenschaftsmodelle 
zwischen Hochschulen, Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen können helfen, wissenschaftliche Erkennt-
nisse schneller in konkrete Therapien umzusetzen. Für 
uns als Union ist deswegen klar: Seltene Erkrankungen 
dürfen kein Randthema sein. Die Betroffenen haben ein 
Recht auf schnelle Diagnosen, Zugang zu wirksamen 
Medikamenten und auf eine ganzheitliche Versorgung. 
Es darf nicht sein, dass Menschen in einem führenden 
Gesundheitsstandort wie Deutschland auf lebenswichtige 
Therapien warten müssen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Versorgung von 
Menschen mit Seltenen Erkrankungen ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Niemand soll sich im Gesund-
heitssystem alleingelassen fühlen. Unser Antrag bietet 
konkrete Lösungen für die Betroffenen, für die Familien 
und für die Zukunft unseres Gesundheitswesens.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächste Rednerin ist 

Dr. Petra Sitte aus der Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Dr. Petra Sitte (Die Linke):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch ich 

finde es natürlich gut, Herr Irlstorfer, dass diese Debatte 
hier stattfindet und dass es endlich auch im Bundestag um 
Seltene Erkrankungen geht. Es ist schon gesagt worden: 
Es gibt 4 Millionen Menschen, die direkt davon betroffen 
sind. Und was die meisten gar nicht wissen: Es sind vor 
allem Kinder und Jugendliche, die darunter leiden, weil 
viele Erkrankungen genetisch bedingt sind. Das betrifft 
dann auch Familien, und es sind also weitere Millionen 
von Menschen, die die Folgen gemeinsam mit ihren An-
gehörigen tragen.

Das erste Problem ist schon die richtige Diagnose. Es 
ist eben gesagt worden: Bis zu fünf Jahre dauert das. Die 
Leute latschen von Pontius zu Pilatus, bis sie endlich 
Gewissheit finden. Das ist enervierend, und das zermürbt. 
Deshalb sollten Kliniken in der Tat mit ihrem medizini-
schen Fachpersonal stärker für Seltene Erkrankungen 
sensibilisiert werden und zu mehr Zusammenarbeit ange-
regt werden. Gerade heute Morgen beim Parlamentari-
schen Frühstück ist noch mal gesagt worden, dass auch 
die Datenlage dazu verbessert werden muss, dass der 
Zugang zu den Daten geschaffen werden muss, um später 
auch tragfähige Studien zu erarbeiten.

(Beifall bei der Linken)

Eines ist auch noch wichtig, und das wird meistens ein 
bisschen unterschätzt: Diejenigen, die das Ganze durch-
machen, die sich jeden Tag mit den Krankheiten aus-
einandersetzen, die sich organisieren in Selbsthilfegrup-
pen und in Selbsthilfeorganisationen, die haben eine 
Kompetenz und verfügen über ein Alltagswissen, das 
wir nicht unterschätzen dürfen. Deshalb muss dieses All-
tagswissen auch mit in die klinische Praxis einfließen.

(Beifall bei der Linken)

Die Forschung – das ist schon gesagt worden – muss 
noch viel stärker finanziert werden. Die einzelnen Krank-
heiten sind so selten, dass man nicht zu entsprechenden 
Probandengruppen kommt, und deshalb ist es notwendig, 
nicht nur die kommerzielle medizinische Forschung zu 
stärken.

(Beifall bei der Linken)

Und schließlich: Die Familien haben meistens auch 
soziale Probleme. Da müssen Zuzahlungen und Selbst-
beteiligungen erfolgen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Petra Sitte (Die Linke):
Es müssen Einkommensausfälle kompensiert werden. 

Das alles ist auch unsere soziale Verantwortung hier im 
Bundestag.
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(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Erich 
Irlstorfer [CDU/CSU])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Sitte. – Nächster Redner 

ist der Kollege Andrej Hunko aus der Gruppe BSW.

(Beifall beim BSW)

Andrej Hunko (BSW):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Seltene Erkrankungen, sogenannte Orphan 
Diseases, sind nach EU-Definition Krankheiten, unter 
denen weniger als fünf von 10 000 Menschen leiden, 
die aber wegen ihrer Schwere und Gefährlichkeit Auf-
merksamkeit erfordern. Deswegen begrüßen wir als 
BSW auch, dass das Thema hier aufgesetzt wird. Viele 
der Forderungen, die Sie von der CDU/CSU in Ihrem 
Antrag aufstellen, unterstützen wir.

(Beifall beim BSW)

Die Behandlung dieser Erkrankungen war allerdings 
lange vom medizinischen Fortschritt ausgeschlossen, 
weil es schwierig ist, für Seltene Erkrankungen Studien 
durchzuführen, die statistische Unterschiede nachweisen 
können. Zudem hatte es sich für die Pharmaindustrie 
nicht gerechnet, entsprechende Medikamente zu ent-
wickeln. Das ist vor 15 Jahren verändert worden, und 
seitdem können Medikamente ohne Zusatznutzennach-
weis auf den Markt gebracht werden. Das führte dazu, 
dass Deutschland mittlerweile weltweit führend ist, was 
die zur Verfügungstellung neuer Medikamente angeht.

(Beifall beim BSW)

Das ist sicherlich gut, aber es hat auch eine Schatten-
seite. Es ist schon gesagt worden: 0,07 Prozent der Re-
zepte sind mittlerweile für 12,7 Prozent der Arzneimittel-
ausgaben verantwortlich, die insgesamt explodieren. 
Gegenwärtig sprechen wir von Kosten über 50 Milliarden 
Euro. Durch die Entwicklung der molekulargenetischen 
Diagnostik können zahlreiche Krankheitsbilder in immer 
kleinere Subentitäten eingeteilt werden, sodass sich für 
hochpreisige Neuentwicklungen die Möglichkeit ergab, 
ohne Nachweis eines Zusatznutzens in die GKV-Versor-
gung aufgenommen zu werden.

Die bestehenden Regelungen werden von den Arznei-
mittelherstellern offensichtlich ausgenutzt, um Milliar-
denumsätze zu generieren. Hier müsste meines Erachtens 
der Gemeinsame Bundesausschuss dabei unterstützt wer-
den, eine Neuregelung zu schaffen, um diesen Miss-
brauch zu verhindern. Ansonsten unterstützen wir selbst-
verständlich vieles von dem, was hier gesagt wird.

Vielen Dank.

(Beifall beim BSW)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hunko. – Da der Kollege 

Dietrich Monstadt, CDU/CSU-Fraktion, seine Rede zu 
Protokoll gegeben hat,1) kann ich die Aussprache been-
den.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/11634 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. Dann ver-
fahren wir so.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 14: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Einführung einer bundeseinheitlichen Pflege-
fachassistenzausbildung (Pflegefachassistenz-
einführungsgesetz) 

Drucksache 20/13634
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Gesundheit 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache.
Die Kollegin Ulrike Bahr hat ihre Rede zu Protokoll 

gegeben.2) – Jetzt kann man auch mal applaudieren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP)

Damit ist die erste Rednerin die Kollegin Emmi 
Zeulner, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Natürlich befremdet es mich, dass ich jetzt aus 
den Reihen der Opposition als erste Rednerin zu einem 
Gesetzentwurf der Regierung sprechen muss. Also, das 
halte ich für einen schlechten Stil, und gerade mit Blick 
auf das Thema Pflegeassistenzgesetz finde ich das wirk-
lich sehr schwierig. Aber es zeigt auch den Stellenwert, 
den die Pflege in dieser Legislaturperiode bei Ihnen ganz 
offensichtlich eingenommen hat, nämlich keinen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Kordula Schulz- 
Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie 
bitte? Was?)

Für uns ist klar, dass das Pflegeassistenzgesetz ein 
wichtiges Gesetz ist, und ich sage Ihnen auch: Natürlich 
kämpfen wir als Unionsfraktion darum, dass wir wieder 
Verantwortung bekommen – Verantwortung im Gesund-
heitsbereich und Verantwortung dafür, dass wir dieses 
Gesetz auf den Weg bringen.

1) Anlage 4
2) Anlage 5
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(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Wir werden das Pflegeassistenzgesetz so auf den Weg 
bringen, dass es tatsächlich zielführend ist. Unser ge-
meinschaftliches Ziel – dafür setzen wir uns auch als 
Unionsfraktion ein – ist, dass die Pflege endlich die För-
derung und Wertschätzung bekommt, die sie verdient. 
Wir werden dafür sorgen, dass wir Berufspfade und Kar-
rierechancen möglich machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dafür ist eine einheitliche Ausbildung im Bereich der 
Pflegeassistenz wesentlich, sodass man einen niedrig-
schwelligen Einstieg in den wichtigen Beruf der Pflege 
bekommt und dann auch die Möglichkeit hat, sich fort- 
und weiterzubilden. Uns ist wichtig – das ist in dieser 
Legislaturperiode komplett hinten runtergefallen –, dass 
wir auch berufserfahrene Pflegekräfte in den Fokus neh-
men, und auch darauf gibt dieses Pflegeassistenzgesetz 
eine Antwort.

Wir werden aber auch einen Blick darauf werfen, ob 
die eineinhalb Jahre, die im Moment für die Ausbildung 
angesetzt sind, überhaupt praktikabel sind. Es ist ja so: 
Ein Schuljahr dauert ein Jahr. Jetzt haben Sie eineinhalb 
Jahre angesetzt, und die Frage ist schon: Was passiert mit 
den berufsbiografischen Phasen, wenn dort ein halbes 
Jahr Pause auftritt? Was sollen die Lehrer in der Zeit 
machen? Was ist da vorgesehen? Deswegen werden wir 
genau auf diesen Punkt schauen, wenn wir das Ver-
trauen – um das wir kämpfen mit allem, was uns zur 
Verfügung steht – wieder zurückbekommen und wieder 
in Verantwortung kommen sollten. Dann werden wir da-
rüber sprechen; denn eineinhalb Jahre Ausbildung – das 
ist nicht praxisnah, und das ist nicht der Sache dienlich. 
Wir wollen ein gutes Gesetz auf den Weg bringen, das am 
Ende der Pflege tatsächlich hilft.

(Beifall bei der CDU/CSU – Kordula Schulz- 
Asche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und 
dann?)

Wir wissen als Unionsfraktion, dass Vertrauen immer 
die Summe der gehaltenen Versprechen ist. Das ist tief in 
uns drin; das wissen wir genau. Deswegen wird die 
Pflege in einem 100-Tage-Programm vorne mit dabei 
sein. Das ist ein Versprechen, das wir als Unionsfraktion 
geben, weil wir nämlich die Pflege zur Priorität machen.

Wir haben nicht vergessen, was die Pflegekräfte gerade 
in der Coronapandemie in unserem Land geleistet haben. 
Deswegen verdienen sie – anders als das, was diese Bun-
desregierung abgeliefert hat –, dass die Pflege zur Top- 
Priorität wird. Wir werden alles dafür tun, dass es im 
Bereich der Pflege besser wird.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Frau Kollegin Zeulner, erlauben Sie 

mir, weil Sie ja wissen, wie sehr ich Sie schätze, folgen-
den Hinweis: Wenn die Kolleginnen und Kollegen mei-
ner herzlichen Bitte, ihre Reden zu Protokoll zu geben, 

folgen, gerade auch aus den regierungstragenden Frak-
tionen, dann ist das aus meiner Sicht nicht kritikwürdig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Nezahat 
Baradari [SPD]: Ja, vielen Dank!)

Als nächste Rednerin hat die Kollegin Kordula Schulz- 
Asche für Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Erich Irlstorfer [CDU/CSU])

Kordula Schulz-Asche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Emmi 
Zeulner, du weißt, dass ich dich sehr schätze, aber dass 
du hier eine Wahlkampfrede zu einem Thema hältst, bei 
dem ihr längst hättet handeln müssen und können – ihr 
hattet Jahrzehnte Zeit –,

(Heike Baehrens [SPD]: Genau! – Gegenruf 
des Abg. Patrick Schnieder [CDU/CSU])

das finde ich wirklich eine Unverschämtheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deine Rede passt auf die Marktplätze in Bayern.
Ich komme jetzt zum Thema.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zuruf der Abg. Emmi 
Zeulner [CDU/CSU])

Seit mehr als 30 Jahren wissen wir, dass in unserer Ge-
sellschaft langsam, aber sicher ein nie dagewesener de-
mografischer Wandel stattfinden wird: mit einer steigen-
den Anzahl von älteren Menschen – glücklicherweise 
auch dank der steigenden Lebenserwartung – und einer 
abnehmenden Zahl von Menschen im erwerbsfähigen 
Alter. Dies führt zu erheblichen gesellschaftlichen Ver-
änderungen – im gesellschaftlichen Zusammenleben, für 
die Wirtschaft, für den Arbeitsmarkt, für den Sozialstaat 
und vermutlich auch für die Demokratie.

Besonders eklatant ist diese Entwicklung im Bereich 
der Pflege. Wir spüren es ja schon: durch eine massiv 
steigende Nachfrage nach Pflege, eine Belastung der 
pflegenden Angehörigen, der Familien und letztendlich 
auch einen zunehmenden Fachkräftemangel in diesem 
Bereich. Es gibt nicht die eine gute Lösung, sondern jetzt, 
zu diesem Zeitpunkt, da so viel versäumt wurde in der 
Vergangenheit, brauchen wir mehrere, brauchen wir viel-
fältige Lösungen, und zwar möglichst schnell.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen soziale Teilhabe. Wir brauchen Präven-
tion von Pflegebedürftigkeit vor Ort, wo die Menschen 
leben. Wir brauchen finanzielle und organisatorische Un-
terstützung für die pflegenden Familien, die Zu- und An-
gehörigen. Und wir brauchen emanzipierte Fachpflege, 
Menschen in Fachpflegeberufen, die mit den anderen 
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Gesundheitsberufen auf Augenhöhe zusammenarbeiten – 
zugunsten der Pflegebedürftigen, der Familien und der 
Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Menschen in Pflegeberufen mit ihren pflegerischen, 
medizinischen und sozialen Kompetenzen sind im Zen-
trum des demografischen Wandels, um die Menschen zu 
unterstützen und zu versorgen. Und die Pflege kennt viele 
unterschiedliche Qualifikationen: von der Pflegehilfe 
über die Fachpflege bis zum Masterabschluss. Das macht 
es spannend und unglaublich vielfältig.

Deswegen, meine Damen und Herren, möchte ich jetzt 
zum Pflegefachassistenzeinführungsgesetz kommen, das 
wir heute beraten. Derzeit haben wir – auf diese Absur-
dität möchte ich besonders hinweisen – 27 verschiedene 
Pflegeassistenz- und -helferausbildungen in Deutschland. 
Das führt dazu, dass Menschen mit diesen Ausbildungen 
nicht in andere Bundesländer umziehen und dort ihren 
Beruf ausüben können. Das führt dazu, dass die Men-
schen keine einheitlichen Aufstiegschancen in ihren Pfle-
geberufen haben. In einer Zeit, in der sich die demogra-
fische Situation derart zuspitzt, sind das doch Bereiche, 
die längst hätten angegangen werden müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Erich Irlstorfer [CDU/CSU])

Ich bin froh, dass es diese Koalition, die gesamte Koali-
tion – die FDP kann ruhig klatschen –, geschafft hat, dies 
auf den Weg zu bringen.

Dieses Pflegefachassistenzeinführungsgesetz ist auch 
deswegen so bedeutend, weil wir Probleme mit der 
Anerkennung ausländischer Assistenzfachberufe haben. 
Deswegen brauchen wir ganz dringend eine bundesein-
heitliche Regelung, damit wir überhaupt international an-
schlussfähig bleiben. Wir stehen im Wettbewerb um 
Fachkräfte aller Art und besonders im pflegerischen Be-
reich in Europa und wahrscheinlich sogar in der ganzen 
Welt, wenn wir das genau betrachten.

Ohne vernünftige Konstruktion der Pflegeberufe – 
Einwanderung/Zuwanderung in diese Berufe, Ausbil-
dung in diesen Berufen und verschiedene Stadien und 
Qualifikationsstufen dieser Berufe – werden wir es nicht 
schaffen. Wir werden mit diesem Gesetz den Ausbil-
dungsdschungel in Deutschland beenden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das Pflegefachassistenzeinführungsgesetz – ein etwas 
langer Name – ist das Ergebnis eines langen Arbeitspro-
zesses zusammen mit den Bundesländern, übrigens auch 
mit Bayern. Ich möchte den Bundesländern ausdrücklich 
danken; denn ohne die Bundesländer gäbe es diesen Pro-
zess nicht, könnten wir dieses Gesetz heute überhaupt 
nicht vorlegen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Von daher sollte man vielleicht auch der CSU noch mal 
den Hinweis geben, wie die Position der eigenen Landes-
regierung ist.

(Heike Baehrens [SPD]: Jawoll!)
Mit dieser 18-monatigen Ausbildung – wir hätten uns 

gerne noch mehr vorgestellt – schaffen wir es endlich, 
den Beruf angemessen weiterzuentwickeln, Menschen 
in diesem Beruf attraktive Ein- und Aufstiegsmöglich-
keiten zu eröffnen und junge Menschen für diesen Beruf 
zu begeistern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich würde mich sehr freuen, wenn es uns gelingen würde, 
dieses Gesetz tatsächlich vor dem Ende dieser Legisla-
turperiode zu verabschieden. Das ist seit vielen, vielen 
Jahren überfällig.

(Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Ja! – Zuruf der 
Abg. Simone Borchardt [CDU/CSU])

Das Gleiche würde ich mir übrigens auch für das Pfle-
gekompetenzgesetz wünschen. Wir werden Pflege brau-
chen, werden komplexe Pflegesituationen meistern müs-
sen, um den Menschen in unserem Land tatsächlich 
helfen zu können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Nach zwölf Jahren Berufspolitik in zwei Landespar-
lamenten und nach zwölf Jahren hier im Bundestag werde 
ich mich verabschieden. Ich werde mich verabschieden 
aus dem Bundestag, aber Sie können sicher sein, dass ich 
mich nicht aus der Pflegepolitik verabschieden werde.

Ich möchte mich bei allen Kolleginnen und Kollegen, 
mit denen ich zusammengearbeitet habe, und auch bei 
denen, mit denen ich weniger Kontakt hatte, die aber 
auch sehr nett waren,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)
ganz herzlich für die Zusammenarbeit bedanken. Ganz 
besonders möchte ich mich auch bei den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern des Bundestages bedanken. Das gilt 
für die Mitarbeiter in den Ausschusssekretariaten, aber 
auch für die vielen anderen, die hier unterwegs sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der AfD)

Das gilt – ich bin ja die Vorsitzende der Parlamentarier-
gruppe Östliches Afrika – auch für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die Übersetzerinnen und Übersetzer, die 
mich die ganzen Jahre begleitet haben. Das war eine der 
tollsten Aufgaben, die man überhaupt haben kann. Des-
wegen ganz herzliches Dankeschön!

Als Krankenschwester habe ich gelernt, dass man 
manchmal nerven muss, um Erfolge zu haben. Und ich 
kann Ihnen versprechen, dass ich auch in Zukunft nerven 
werde: für gute Pflege in Deutschland.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP so-
wie bei Abgeordneten der AfD – Die Abge-
ordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN, der SPD, der CDU/CSU und der FDP 
erheben sich)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Schulz-Asche. Auch Ihnen 

für das Leben außerhalb des Parlamentes alles Gute!
Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Kollege Jens 

Teutrine, FDP-Fraktion, hat seine Rede zu Protokoll 
gegeben.1) Deshalb hat der Kollege Martin Sichert, 
AfD-Fraktion, als Nächster das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Martin Sichert (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau 

Zeulner, Sie haben gerade gesagt: Vertrauen ist die 
Summe gehaltener Versprechen. – Bevor Sie andere kri-
tisieren, sollten Sie sich vielleicht mal an die eigene Nase 
fassen. Sie haben den großen Einsatz der Pflegekräfte in 
der Coronazeit gelobt. Vor der letzten Bundestagswahl 
hatte die Union wie alle anderen Fraktionen hier verspro-
chen, dass es keine Impfpflicht geben wird. Nach der 
Bundestagswahl haben Sie mit der einrichtungsbezoge-
nen Impfpflicht die Pflegekräfte bestraft. So viel zu: Ver-
trauen ist die Summe gehaltener Versprechen.

(Beifall bei der AfD – Tino Sorge [CDU/CSU]: 
Wer hat die allgemeine Impfpflicht verhindert? 
Das waren wir doch!)

Der hier vorliegende Gesetzentwurf geht den falschen 
Weg; denn wir brauchen in der Pflege nicht mehr Ge-
neralisierung, sondern wir brauchen Spezialisierung. Je-
mand, der in der Altenpflege arbeitet, muss andere Dinge 
lernen als jemand, der in der Kinderpflege arbeitet.

Wir brauchen auch keine weitere Erleichterung bei der 
Anerkennung von ausländischen Abschlüssen in der Pfle-
ge, wie es Rot-Grün mit diesem Gesetz plant. Wir haben 
schon jetzt vielerorts eine deutliche Reduktion bei der 
Qualität in der Pflege, weil viele ausländische Fachkräfte 
nur mangelnde Fachkenntnisse und mangelnde Sprach-
kenntnisse haben. Was wir bräuchten, wären klare Prü-
fungen für ausländische Pflegekräfte, in denen diese 
beweisen müssen, dass sie über die notwendigen Fach-
kenntnisse und Sprachkenntnisse verfügen, bevor man 
sie auf die Pflegeeinrichtungen und die Patienten loslässt.

Ich habe lange mit mir gerungen, ob ich zu diesem 
Gesetzentwurf überhaupt etwas sagen soll,

(Zurufe von der CDU/CSU und vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

weil klar ist, dass Sie gar nicht vorhaben, ein entsprechen-
des Gesetz zu beschließen. Denn faktisch hat sich ja hier 
im Bundestag eine Verhinderungskoalition aus Union 
und Rot-Grün gebildet, die den Beschluss aller Gesetze 
verhindert. Sie haben viele Gesetze in den Ausschüssen, 
die so weit sind, dass über sie abgestimmt werden könnte; 
aber Sie bringen diese nicht ein.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das zeigt, dass Sie überhaupt 
keine Ahnung von der Pflege haben!)

Gesetze wie das Zustrombegrenzungsgesetz oder das Ge-
setz zur Reform des Rettungsdienstes könnten wir ab-
schließen, aber Sie wollen das bewusst nicht. Und nur, 
damit Ihre Arbeitsverweigerung nicht offensichtlich 
wird, bringen Sie hier Gesetzentwürfe wie den hier vor-
liegenden ein, obwohl Sie diese gar nicht abschließen 
wollen.

Sie missbrauchen hier letztlich Steuergelder, um Wahl-
kampf zu betreiben.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was erzählen Sie denn hier für 
einen Unfug?)

Sie machen keine Politik für die Menschen, sondern rei-
nes Wahlkampfgeplänkel.

(Beifall bei der AfD)

Sie gaukeln den Leuten vor, dass Sie etwas bewegen 
wollen, aber in Wirklichkeit haben Sie das gesamte Ge-
setzgebungsverfahren im Deutschen Bundestag zum Er-
liegen gebracht.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das stimmt 
überhaupt nicht!)

Ich finde es ehrlich gesagt beschämend und befremdlich, 
dass sowohl Union als auch Rot-Grün uns hier mit Ge-
setzentwürfen wie diesem in erster Lesung bombardie-
ren, zugleich aber die Abstimmung über alle Gesetze 
blockieren.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das zeigt, dass Sie von nichts 
eine Ahnung haben! Dass Sie dieses Gesetz 
für Ihre antiparlamentarische Propaganda 
missbrauchen, ist wirklich eine Unverschämt-
heit!)

Den Abschluss sämtlicher Anträge von uns haben Sie 
diese Woche in den Ausschüssen verhindert, damit wir ja 
nichts im Plenum zur Abstimmung stellen können. Selbst 
über unsere Anträge, die im Ausschuss schon abgeschlos-
sen waren und ins Plenum überwiesen worden sind, las-
sen Sie nicht abstimmen, sondern verweisen sie nach der 
Debatte wieder an die Ausschüsse zurück. Es ist jetzt 
schon klar, dass dieser Gesetzesentwurf zur Pflegeaus-
bildung

(Zuruf der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

genau wie die anderen Gesetze von Ihnen bis zum Ende 
der Legislatur im Ausschuss vergammeln und nicht um-
gesetzt werden wird.

(Beifall bei der AfD)

Union, SPD und Grüne legen mit ihrer Mehrheit den 
parlamentarischen Betrieb vorsätzlich lahm.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Quatsch!)

Sie machen die Demokratie handlungsunfähig. Das gab 
es vor 100 Jahren hier im Reichstag schon einmal: Zum 
Ende der Weimarer Republik gab es lange Debatten im 
Reichstag, aber keine Handlungsfähigkeit. Auch damals 
gab es eine Wirtschaftskrise, und Handlungsfähigkeit 1) Anlage 5

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                                                                                                                                                                                           26287 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



wäre dringend geboten gewesen. Ich bin in die AfD ein-
getreten, weil ich nicht möchte, dass Extremisten in die-
sem Land jemals wieder das Ruder übernehmen.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP – Dr. Johannes Fechner [SPD]: 
Da muss er selber lachen!)

Ich bin in die AfD eingetreten, weil ich aus der deutschen 
Geschichte gelernt habe, offensichtlich im Gegensatz zu 
Ihnen.

(Beifall bei der AfD – Enrico Komning [AfD]: 
Korrekt! So ist es!)

Die AfD ist nämlich leider die einzige Kraft in diesem 
Parlament, die sich für konstruktive Politik und eine frei-
heitliche und demokratische Gesellschaft einsetzt. Sie 
sollten sich schämen, dass Sie hier mit den gleichen Me-
thoden agieren, die zum Untergang der Weimarer Repu-
blik geführt haben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja, klar!)
Dass Union, SPD und Grüne hier eine große Koalition 

bilden, die das gesamte Gesetzgebungsverfahren außer 
Kraft setzt, ist eine große Gefahr für die Demokratie in 
Deutschland. Hören Sie damit endlich auf!

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Wo ist eigentlich Ihre Fraktion?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Sichert. Vielleicht darf ich 

als sitzungsleitender Präsident darauf hinweisen, dass die 
Anwendung der Geschäftsordnung des Deutschen Bun-
destages nicht dazu führen darf, dass wir uns undemokra-
tisch verhalten.

Als nächste Rednerin hätte die Kollegin Bettina Müller 
das Wort gehabt. Sie hat ihre Rede dankenswerterweise 
zu Protokoll gegeben.1)

Die Kollegin Simone Borchardt, CDU/CSU-Fraktion, 
hat nunmehr das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Kommen wir mal wieder zum Thema.
(Beifall der Abg. Kordula Schulz-Asche 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
Die Schaffung eines bundeseinheitlichen Berufsbildes 
für die Pflegefachassistenz ist ein wichtiger Baustein 
bei der Bekämpfung des Pflegenotstandes. Dies ist längst 
überfällig, und natürlich begrüßen wir das.

Aber wir drehen hier nur an einer kleinen Schraube. 
Was wir jetzt brauchen, ist eine generelle Stärkung und 
Veränderung in der Pflege. Wir brauchen einen ganzheit-
lichen Ansatz. Wir müssen die Generalistik in ihrer jetzi-
gen Form in den Fokus nehmen und auch hier nacharbei-
ten.

Wir müssen uns vor Augen führen, dass Auszubilden-
de, die die Prüfung zur Pflegefachkraft nicht bestehen, 
gar keinen Abschluss haben. Schülerinnen und Schüler, 
die drei Jahre gelernt haben, haben am Ende nichts in der 
Hand. Es ist längst überfällig, dass diese Auszubildenden 
den Abschluss als Pflegefachassistent erhalten, damit sie 
uns eben nicht verloren gehen – und dass sie sich später 
vielleicht noch einmal auf den Weg machen können. Das 
fehlt in Ihrem Gesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, die Lösungen, um das Pfle-
gesystem vom Kopf wieder auf die Füße zu stellen, sind 
doch schon lange vorhanden. Wir haben doch kein Er-
kenntnisproblem. Sie müssen nur ins Tun kommen. Sie 
haben drei Jahre gebraucht, und jetzt jammern Sie rum, 
dass Sie keine Mehrheiten zusammenkriegen.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie bitte? Wir haben in drei Jah-
ren mehr geschafft als Sie in den letzten 16 Jah-
ren!)

Wir werden es dann richtig machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Seit zwei Jahren betonen wir immer wieder: Wir müs-
sen die Delegation vorantreiben, unsere Pflegekräfte wol-
len mehr Eigenverantwortung und damit eine berufliche 
Perspektive.

(Kordula Schulz-Asche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie tun so, als hätten wir in den 
drei Jahren versagt! Sie haben das in 16 Jahren 
nicht geschafft!)

Stattdessen erleben wir eine kontinuierliche Überbüro-
kratisierung des Pflegealltags, was Pflegekräfte unnötig 
belastet und Ressourcen bindet – weil alles dokumentiert 
werden muss, nur damit die Pflegekräfte abgesichert 
sind. Wir haben eine Misstrauenskultur in den letzten 
Jahren entwickelt. Davon müssen wir weg. Dem müssen 
wir entgegenwirken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir brauchen eine Vertrauenskultur, und dafür stehen 
wir.

Meine Damen und Herren, wir haben auch ein Mons-
trum an Prüfmechanismen geschaffen, nur mal zur Er-
innerung. Diese Prüfmechanismen können unverzüglich 
rückabgewickelt werden. Es kann doch nicht sein, dass 
Pflegeeinrichtungen innerhalb kürzester Zeit von zwei 
bis drei Institutionen geprüft werden – Heimaufsicht, 
MD. Und dann werden noch dazu immer die gleichen 
Sachverhalte geprüft. Wir binden damit unnötig Ressour-
cen und verschwenden Kapazitäten. Ganz schlimm wird 
es, wenn in den Prüfberichten Maßnahmen gefordert wer-
den, die sich gegenseitig aufheben. Das müssen wir drin-
gend verändern. Die Einrichtungen, die unauffällig sind, 
müssen natürlich nicht jährlich geprüft werden. Hier feh-
len pragmatische Maßnahmen – hier werden wir anset-
zen –, die sofort zur Entlastung führen würden. Wir haben 
da Ideen. In 80 Tagen sind Neuwahlen.1) Anlage 5
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Wir werden in Zukunft auf eine Pflegepolitik mit lang-
fristigen und nachhaltigen Lösungen setzen. Wir verste-
hen, wie Pflege funktioniert:

Alt heißt eben nicht pflegebedürftig. Wir werden früh-
zeitig bei der Prävention ansetzen. Wir können dadurch 
Pflege vermeiden. Wir werden in die Prävention inves-
tieren und die Kommunen stärken. Das wird wirklich 
gebraucht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir werden die Attraktivität der Pflegeberufe steigern. 
Wir werden Pflegestudiengänge stärken. Gleichzeitig 
wird die Delegation Aufstiegschancen und Wertschät-
zung schaffen sowie die Kompetenz der Pflegekräfte er-
höhen.

(Zuruf der Abg. Kordula Schulz-Asche 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir werden die Digitalisierung vorantreiben. Auch ein 
virtueller Mitarbeiter muss verhandelbar sein, damit di-
gitale Projekte in der Pflege endlich refinanzierbar sind, 
wie zum Beispiel sprachgesteuerte Pflegedokumentation.

Und wir werden Familien unterstützen. Das heißt: 
mehr Ressourcen für die häusliche Pflege. Wir werden 
dafür sorgen, dass auch die Rente von pflegenden Ange-
hörigen gesichert und erhöht wird.

Wir als Union werden in der kommenden Legislatur 
für eine neue Pflegepolitik eintreten. Ein „Weiter-so!“ 
wird es mit uns nicht geben. Unsere Pflegekräfte haben 
eine Zukunft verdient und die Menschen, die auf Pflege 
angewiesen sind, eine gute und bezahlbare Pflege. Das 
sind die Menschen, die dieses Land aufgebaut haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin.
Da der Kollege Ates Gürpinar aus der Gruppe Die 

Linke seine Rede zu Protokoll gegeben hat, hat als Letz-
ter nun das Wort der Kollege Erich Irlstorfer, CDU/CSU- 
Fraktion.1)

(Beifall bei der CDU/CSU – Hermann Färber 
[CDU/CSU]: Guter Mann!)

Erich Irlstorfer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

darf jetzt hier meine letzte Rede halten, und ich freue 
mich, dass Pflege noch einmal im Mittelpunkt steht. Ich 
erinnere mich noch an Diskussionen, in denen unsere 
Maßnahmen als „Mogelpackung“ und „Reförmchen“ be-
zeichnet wurden. Ich sage Ihnen: Es gibt grammatikalisch 
keine Steigerung zu „Reförmchen“, und das braucht es 
auch nicht, weil dieser Gesetzentwurf wirklich einer der 
besseren ist. Das Pflegefachassistenzeinführungsgesetz 
ist wirklich ein guter Vorschlag in dieser aktuellen Legis-
latur.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann mir vorstellen, dass man aus den vielen Vor-
schlägen ein Gesetz machen wird, und ich hoffe – das 
geht vor allem an meine Fraktion –, dass das Thema 
Pflege nicht hinten runterfällt. Ich kann Ihnen aber eins 
sagen – Sie haben das am Anfang an der Tonalität ge-
merkt, dass es ein bisschen strenger war; das halten wir 
aber aus –: Die Gemeinsamkeit in diesem Parlament wird 
für den Bereich der Pflege entscheidend sein, dafür, ob 
uns Pflege zukünftig gelingt oder nicht. Ich glaube, dass 
wir, bei aller Unterschiedlichkeit zwischen den Parteien, 
beim Thema Pflege aber so viele Gemeinsamkeiten ha-
ben – wir kennen alle Fälle in unseren Wahlkreisen –, 
dass wir diese Tonalität nicht brauchen. Wir brauchen 
Gemeinschaft und müssen, egal wer an der Regierung 
oder in der Opposition ist, diese Gemeinsamkeit auch 
leben. Das wünsche ich Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte mich bei euch allen ganz herzlich bedan-
ken, dass ihr mich zwölf Jahre ertragen habt. Ich möchte 
Danke sagen meinen Mitarbeitern, natürlich auch meiner 
Familie und allen, die dazugehören. Und ich wünsche 
euch viel Erfolg.

Ich werde das Thema Pflege, das ich seit über 30 Jahren 
begleiten darf – 20 Jahre bei der AOK Bayern, 12 Jahre 
hier im Deutschen Bundestag – natürlich weiterverfol-
gen. Man kann Ämter ablegen, aber man kann Herzens-
angelegenheiten nicht einfach so dahingehen lassen.

Und ich sage Ihnen eins: Bitte denken Sie, wenn Sie 
hier Gesetze auf den Weg bringen, auch daran, dass die 
Kosten für einen Heimaufenthalt im Bundesdurchschnitt 
monatlich bei 2 800 Euro liegen, aber die Renten in 
Deutschland je nach Region zwischen 1 300 Euro und 
1 600 Euro. Das dürfen wir nicht vergessen und müssen 
dieses Wissen speichern. Das ist mir auf jeden Fall wich-
tig. Geben Sie der Pflege eine Chance. Geben Sie den 
Menschen, die Pflege bedürfen, die Möglichkeit, ordent-
lich leben zu können.

Ich bedanke mich für wunderbare Jahre.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD – Die Abge-
ordneten der CDU/CSU, der SPD, des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP erhe-
ben sich)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Irlstorfer, auch von mir herzlichen Dank 

für Ihre Tätigkeit im Deutschen Bundestag und alles Gute 
außerhalb des Parlaments. – Es ist immer wieder schön, 
so viel Herzenswärme im Parlament zu erleben. Ich bin 
ganz gerührt.

Damit schließe ich die Aussprache.1) Anlage 5
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Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 20/13634 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das sehe und höre ich nicht. Dann ver-
fahren wir so.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 15: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Heimische Rohstoffe nutzen – Wertschöp-
fungsketten erhalten, auf- und ausbauen

Drucksache 20/13736
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Stefan Rouenhoff, CDU/CSU-Frak-
tion, das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Stefan Rouenhoff (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eine sichere Rohstoffversorgung ist für un-
seren Wirtschaftsstandort, für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland unverzichtbar. Die Coronapandemie und 
der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine haben of-
fengelegt, wie groß unsere Abhängigkeit von Rohstoffen 
aus dem Ausland ist, wie verwundbar unsere Lieferketten 
sind.

Vor dem Krieg haben wir rund 55 Prozent des von uns 
benötigten Erdgases aus Russland bezogen. Nicht nur bei 
Energierohstoffen, sondern auch bei Industrierohstoffen 
ist unsere Abhängigkeit und Verwundbarkeit groß, teil-
weise sogar noch viel größer. Bei Seltenen Erden bezie-
hen wir heute über 90 Prozent aus China – Rohstoffe, die 
für die grüne und digitale Transformation von größter 
Bedeutung sind. Das führt uns sehr deutlich vor Augen: 
Wir müssen unsere hohe Rohstoffabhängigkeit von ein-
zelnen Ländern deutlich reduzieren, um nicht erpressbar 
zu sein.

Um diesem Ziel ein Stück näher zu kommen, hat auf 
europäischer Ebene, wie wir gesehen haben, das Euro-
päische Parlament die Verordnung zu kritischen Rohstof-
fen auf den Weg gebracht hat, den Critical Raw Materials 
Act. Das begrüßen wir als Unionsfraktion ausdrücklich. 
Besonders hervorzuheben ist hier die maximale Geneh-
migungsdauer für strategische Rohstoffprojekte: 27 Mo-
nate für Projekte zur Rohstoffförderung, 15 Monate für 
Recycling- und Verarbeitungsprojekte. Von diesen Ge-
nehmigungsdauern, muss man allerdings sagen, kann 
die heimische Rohstoffindustrie nur träumen; denn bei 
uns sind die Zeiten deutlich länger.

In Brüssel ist man bei der Rohstoffsicherung einige 
Schritte vorangekommen. In Berlin haben die Ampelpar-
teien ihr selbstgestecktes Ziel aus dem Koalitionsvertrag 

leider verfehlt. Fast drei Jahre hat die Bundesregierung 
daran herumgedoktert, das Bundesberggesetz zu moder-
nisieren, um den heimischen Rohstoffabbau zu erleich-
tern. Vor zwei Jahren gab es dazu hier im Bundestag eine 
Sachverständigenanhörung, bei der die Experten zu ei-
nem einhelligen Ergebnis gekommen sind, und zwar, 
dass die Genehmigungsverfahren vereinfacht und ver-
kürzt werden müssen.

Passiert, muss man allerdings sagen, ist nichts. Die 
Ampel hat nichts auf den Weg gebracht. Das ist bedauer-
lich, und das belastet vor allem jene Unternehmen, die 
hierzulande bereits seit vielen Jahren Rohstoffe wie Gips, 
Kalk, Quarz, Ton, Sand und Salze abbauen, also Roh-
stoffe, die für die weiterverarbeitenden Industrien in 
Deutschland wie die Chemieindustrie, die Bauindustrie, 
die Glasindustrie, die Keramikindustrie, aber auch für die 
Landwirtschaft unverzichtbar sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Planungs- und Genehmigungsverfahren von zehn Jah-
ren und mehr schwächen nicht nur die rohstoffgewin-
nende Industrie in Deutschland, sie schwächen auch un-
seren Wirtschaftsstandort insgesamt. Deshalb ist es völlig 
klar, dass die nächste Bundesregierung an dieses Thema 
ranmuss. Wir werden uns an dieses Thema dann auch 
heranwagen und Verbesserungen schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Liebe Ampelkollegen, liebe Grünen, auch bei der 
Kreislaufwirtschaft hatten Sie drei Jahre Zeit, Weichen-
stellungen vorzunehmen. Doch trotz grüner Minister in 
den zuständigen Ministerien ist die Kreislaufwirtschafts-
strategie nicht über einen Entwurf hinausgekommen. Das 
finde ich für Ihre Partei, die sonst so gerne über Nach-
haltigkeit spricht, erstaunlich.

Deutschland verfügt über zahlreiche Unternehmen, die 
Nachhaltigkeit großschreiben, die die Kreislaufwirtschaft 
voranbringen wollen, die ressourcenschonend arbeiten 
wollen, bei strategischen und kritischen Rohstoffen ge-
nauso wie bei Rohstoffen, die etwa in der Bauindustrie 
verwendet werden. Eine starke Kreislaufwirtschaft ver-
ringert unsere Abhängigkeit von ausländischen Rohstoff-
lieferungen. Aber damit sich diese entwickeln kann, 
braucht es Planungssicherheit. Hier hat die Bundesregie-
rung leider in den letzten Jahren definitiv nicht geliefert.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, wir sollten bei der 
Kreislaufwirtschaft ambitioniert sein. Aber wir sollten 
bei allen politischen Ambitionen auch die Realität nicht 
aus den Augen verlieren. Der Rohstoffbedarf wird in den 
nächsten Jahren weiter wachsen. Das zeigen die notwen-
digen Investitionen in die Energieinfrastruktur, in die 
digitale Infrastruktur, und das zeigt auch der große Nach-
holbedarf beim Wohnungsbau. Man muss sagen, auch 
wenn sich die Kreislaufwirtschaft hier noch so sehr an-
strengt: Einen Großteil dieser Nachfrage werden wir 
nicht durch Sekundärrohstoffe decken können. Dem Re-
cycling sind Grenzen gesetzt.

Ich möchte ein Beispiel dafür bringen, wie viel im 
Rohstoffbereich heute passiert. Heute werden bereits 
praktisch alle körnigen mineralischen Bauabfälle für die 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                            26290 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsident Wolfgang Kubicki 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013736.pdf


Substitution primärer Rohstoffe eingesetzt. Das heißt al-
so, da passiert schon eine ganze Menge. Wie gesagt, dem 
Ganzen sind am Ende dann aber Grenzen gesetzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir die Ver-
sorgung unserer Wirtschaft mit Rohstoffen sichern wol-
len, dann müssen wir auf allen Ebenen aktiv werden: bei 
der Kreislaufwirtschaft, beim Rohstoffabbau im Ausland 
und auch beim Rohstoffabbau im Inland. Dazu schlagen 
wir in unserem Antrag zahlreiche Maßnahmen vor: Wir 
müssen an das Bundesberggesetz ran, an das Verwal-
tungsverfahrensgesetz, an das Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetz und an das Raumordnungsgesetz, um die Roh-
stoffgewinnung in Deutschland zu erleichtern und zu 
beschleunigen. Und wir brauchen eine bessere Koordina-
tion zwischen Bund und Ländern, um hier weitere 
Schritte nach vorne zu machen. Das stärkt die Resilienz 
unserer Volkswirtschaft, und das sichert Wertschöpfung 
und Arbeitsplätze in unserem Land. Deshalb werbe ich 
für unseren Antrag.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Rouenhoff.
Der Kollege Sebastian Roloff, SPD-Fraktion, hat seine 

Rede zu Protokoll gegeben.1) Deshalb darf als Nächster 
der Kollege Reinhard Houben, FDP-Fraktion, reden.

(Beifall bei der FDP)

Reinhard Houben (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Deutsch-

land ist als Industriestandort auf freien Welthandel und 
verlässliche Handelspartnerschaften angewiesen. Aber 
wir dürfen nicht naiv sein: Der Überfall Russlands auf 
die Ukraine hat gezeigt, dass es in Deutschland große 
Abhängigkeiten gibt – Abhängigkeiten, die den Kern 
unserer Wirtschaft empfindlich treffen können.

Wir müssen uns darüber im Klaren sein, dass wir die 
Abhängigkeiten von mineralischen Rohstoffen nicht nur 
innerhalb der EU bewältigen müssen. Im Gegenteil: Wir 
sind europaweit auf den Import von Rohstoffen angewie-
sen. Deshalb haben wir unter der Federführung meiner 
liberalen Parteifreundin Nicola Beer den Critical Raw 
Materials Act verabschiedet. Damit haben wir einen gu-
ten Kompromiss zwischen Importen, heimischem Abbau 
und Recycling von kritischen Rohstoffen gefunden.

Meine Damen und Herren, wir können es uns aber 
leider nicht leisten, den Bergbau und die daraus entste-
henden Herausforderungen komplett ins Ausland zu ver-
lagern. Wenn wir zum Beispiel in Deutschland den Um-
stieg auf Elektromobilität schaffen wollen, müssen wir 
auch anerkennen, dass wir dafür Lithium benötigen. 
Wenn wir Lithium benötigen, dann muss es auch abge-
baut werden können.

Mit Lithium greife ich nun einen bestimmten Rohstoff 
heraus, weil er ein besonders gutes Beispiel ist; denn es 
gibt Lithiumvorkommen in Deutschland. Wir haben die 

Technologie, es sauber und sicher abzubauen. Dann soll-
ten wir heimischen Bergbau aber auch bitte betreiben. 
Dafür müssen wir unser Bergrecht modernisieren. Es ist 
bedauerlich, dass wir in der vergangenen Ampelkoalition 
die Kraft dazu nicht gehabt haben.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Dr. Sandra 
Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Erlauben Sie mir an dieser Stelle eine Zwischenbemer-
kung: Es war schon deutlich, dass wir im Kreise der 
Politiker aus dem Wirtschaftsausschuss und des Wirt-
schaftsministeriums durchaus Ideen und Vorschläge ge-
habt haben, wie wir dieses Gesetz einbringen und ver-
bessern können. Es ist ja darauf hingewiesen worden: 
Es hat eine Anhörung gegeben. Aber es hat zwischen 
Umweltministerium und Wirtschaftsministerium in der 
Frage keine gemeinsame Positionierung gegeben. Des-
wegen sind wir am Ende dieser Legislaturperiode hier 
leider nicht weiter vorangekommen.

Aber, Kollege Rouenhoff, es ist natürlich so: In der 
Legislaturperiode davor haben SPD und CDU/CSU es 
eben auch nicht geschafft. Auch da haben wir Anhörun-
gen zum Bergrecht gehabt. Bergrecht hat einen starken 
Eingriff in die Lebensrealität vieler Menschen. Deswegen 
tut sich Politik an dieser Stelle immer besonders schwer. 
Trotzdem müssen wir den Mut haben, dort entsprechende 
Regelungen zu finden.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Dr. Sandra 
Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Bei all dieser gesetzgeberischen Handlungsfähigkeit 
müssen wir wirklich durch Aufklärung Akzeptanz bei 
der Bevölkerung schaffen; denn Bergbauprojekte werden 
weiterhin schwer umsetzbar sein. Aber wir müssen ge-
genüber der Bevölkerung an der Stelle auch ehrlich sein 
und unmissverständlich erklären: Wir können uns nicht 
permanent vom Ausland abhängig machen, wenn wir 
lokal die Möglichkeit haben, bestimmte Rohstoffe in 
Deutschland zu heben.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Damit, meine Damen und Herren, könnten wir eigent-
lich auch ein gutes Beispiel dafür sein, wie man sich in 
einer globalisierten Welt verhält. Der freie Handel bringt 
am Ende Menschen zusammen. Deutschland sollte wei-
terhin ein gutes, weltweit bekanntes Beispiel dafür sein, 
wie die freie Marktwirtschaft Vorteile für alle bringt. Eine 
wirtschaftlich eng verknüpfte Welt ist auch eine sichere 
Welt. Aus aktuellem Anlass möchte ich natürlich auch 
meine Hoffnung zum Ausdruck bringen, dass es uns ge-
lingt, das Mercosur-Abkommen in diesen Tagen ab-
zuschließen.

(Beifall bei der FDP)

Das wäre eine Ergänzung für den internationalen Handel, 
vielleicht auch mit Blick auf Rohstoffe, die wir in Europa 
und Deutschland brauchen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)1) Anlage 6
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Guten Abend, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie 

Sie sehen, hat das Präsidium gewechselt. Trotzdem gelten 
die Regeln, die der Kollege Kubicki gerade am Beginn 
seiner Dienstzeit hier aufgestellt hat, auch für die weitere 
Debatte, also – ich erinnere daran –: Die Redezeiten sind 
verabredete Redezeiten, keine Mindestredezeiten; man 
darf auch darunterbleiben. Zwischenfragen und Bemer-
kungen werden, wenn es nicht die Geschäftsordnung aus-
drücklich gebietet, nicht stattfinden.

Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat die Kol-
legin Dr. Sandra Detzer für Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der globale Kampf um Rohstoffe geht in die 
nächste Runde. Gerade hat die US-Administration ange-
kündigt, schärfere Exportbeschränkungen für Hightech-
produkte wie Chips für künstliche Intelligenz zu verhän-
gen. Davon ist insbesondere natürlich China betroffen. 
Die Reaktion darauf ließ nicht lange auf sich warten. 
Die chinesische Regierung hat im nächsten Schritt die 
sogenannten Dual-Use-Güter, die sowohl im zivilen als 
auch im militärischen Bereich eingesetzt werden können, 
reguliert. Dazu gehören insbesondere auch die Rohstoffe 
Gallium, Germanium und Antimon.

Das heißt, wir sehen eine weitere Runde, in der Roh-
stoffe als Instrumente der Auseinandersetzung im globa-
len Kampf um Einfluss genutzt werden. Deswegen ist es 
höchste Zeit, dass wir den Critical Raw Materials Act ins 
Leben rufen und die europäische Rohstoffgesetzgebung 
mit Leben füllen. Das ist der richtige Weg für mehr Roh-
stoffsouveränität in Europa. Es ist wichtig, dass Europa 
diesen Schritt gemacht hat.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und des Abg. Reinhard 
Houben [FDP])

Wir haben in den letzten drei Jahren auch als Bundes-
regierung einiges erreicht. Es ist der Rohstofffonds auf-
gelegt worden, der Unternehmen beim Aufsuchen und 
beim Ausbauen europäischer, auch deutscher Rohstoff-
projekte unterstützt. Selbstverständlich gehört zum Bei-
spiel das Lithiumprojekt im Oberrheingraben dazu. Das 
ist wichtig. Das ist die heimische Rohstoffförderung, die 
wir brauchen. Wir haben zum Beispiel endlich ein Roh-
stoffabkommen mit Chile, das insbesondere unsere 
Staatssekretärin Franziska Brantner vorangetrieben hat. 
Das ist richtig und wichtig.

Herr Rouenhoff, ich kann Ihnen die frohe Botschaft 
überbringen – die haben Sie vielleicht noch nicht gehört –: 
Am Mittwoch hat das Kabinett die Nationale Kreislauf-
wirtschaftsstrategie beschlossen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wieder eine  
Strategie!)

Es ist eine exekutive Strategie. Darauf können sich Un-
ternehmen verlassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich hoffe sehr, dass wir einen Konsens darüber haben, 
dass unabhängig davon, wer in der nächsten Legislatur 
regiert, diese Strategie im Zentrum der deutschen Roh-
stoffsouveränitätsbelange steht.

Einen Gedanken will ich zum Schluss noch ausführen. 
Der Aufbau von Resilienz und der Abbau der Abhängig-
keiten, wie wir sie gerade bei den Rohstoffen in Deutsch-
land, in Europa haben, kostet Geld. Dieses Geld ist eine 
Investition in unsere Sicherheit. Genau deswegen dürfen 
wir diese Debatte über den Aufbau von Resilienz und den 
Abbau der Abhängigkeiten eben nicht kameralistisch mit 
dem Taschenrechner führen. Deshalb finde ich auch den 
Angriff der Union auf die Förderung von Northvolt – 
dazu hat die Kollegin Klöckner Ausführungen gemacht – 
gefährlich, weil die Förderung des Batterieherstellers 
Northvolt ein Projekt war, um die Resilienz zu erhöhen, 
um Batteriefertigung in Europa zu stärken. So ein Projekt 
kann natürlich auch mal schiefgehen, aber wir sind uns in 
der Zielsetzung einig.

(Jörn König [AfD]: Es war ja nur Geld!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es ist wichtig, dass wir unter den demokratischen 

Fraktionen da Einigkeit haben.
Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Malte Kaufmann für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Bürger! Wir beraten heute Abend einen Antrag 
der Kollegen aus der CDU/CSU-Fraktion zum Thema 
„Heimische Rohstoffe nutzen“. Um es vorwegzusagen: 
Der Antrag ist gut und richtig, und wir werden ihn als 
AfD-Fraktion auch unterstützen.

(Jörn König [AfD]: Eine Zufallsmehrheit!)

Wertschöpfungsketten im Bereich „Rohstoffe“ und vor 
allem „kritische Rohstoffe“ sind für unsere Industrie un-
abdingbar. Am allerbesten können wir zur Sicherung die-
ser Wertschöpfungsketten beitragen, wenn wir in unse-
rem eigenen Land für Rahmenbedingungen dafür sorgen, 
dass Unternehmen hierzulande Rohstoffe abbauen kön-
nen und auch hierzulande mit diesen Rohstoffen bauen 
und produzieren können.

(Beifall bei der AfD)
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Dadurch sichern wir Hunderttausende Arbeitsplätze in 
Deutschland, und dadurch machen wir unseren Standort 
wieder attraktiv.

Aber lassen Sie mich zwei Kritikpunkte formulieren:
Erstens. Warum haben Sie vor wenigen Wochen einen 

fast gleichlautenden Antrag von uns abgelehnt? Sie ha-
ben uns beschimpft, irgendwelche Argumente hervorge-
zogen, den Antrag abgelehnt; und wenige Wochen später 
bringen Sie den Antrag ein bisschen anders formuliert in 
den Deutschen Bundestag ein.

(Enrico Komning [AfD]: Weil sie ständig von 
uns abschreiben! – Reinhard Houben [FDP]: 
Warum wohl, Herr Kaufmann?)

Es ist völlig unglaubwürdig, wenn Sie zur gleichen Zeit 
mit einer Koalition mit den Grünen liebäugeln. Ihr Frak-
tionsvorsitzender, Herr Merz, hat gestern in einer Talk-
show gesagt, Herr Habeck könne unter Umständen Wirt-
schaftsminister bleiben,

(Enrico Komning [AfD]: Nein! – Stefan 
Rouenhoff [CDU/CSU]: Das hat er so nicht 
gesagt!)

derselbe Herr Habeck, der unser Land drei Jahre lang 
heruntergewirtschaftet hat, der drei Jahre lang die Indus-
trie an die Wand gefahren hat. Mit solchen Politikern 
wollen Sie in der nächsten Koalition wieder regieren. 
Das ist völlig unglaubwürdig.

(Beifall bei der AfD)

Eine echte Wirtschaftswende in unserem Land be-
kommt man nur mit einer starken AfD-Fraktion im Deut-
schen Bundestag. Wir stehen für soziale Marktwirtschaft. 
Wir stehen dafür, dass die Industrie wieder gestärkt wird. 
Und wir stehen dafür, dass die heimischen Rohstoffe ad-
äquat erschlossen werden.

(Beifall bei der AfD)

Zweiter Kritikpunkt. Auch wir haben diese Woche im 
Wirtschaftsausschuss, in vielen anderen Ausschüssen 
auch, wirtschaftsfreundliche Anträge eingebracht, und 
auf Betreiben der CDU/CSU wurden all diese Anträge 
von der Tagesordnung genommen. Wie demokratisch 
ist das denn? Genauso undemokratisch wie die Tatsache, 
dass Sie uns seit sieben Jahren den Posten des Vizeprä-
sidenten verweigern und uns in dieser Legislatur drei 
Ausschussvorsitze geklaut haben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Hat das Verfas-
sungsgericht bestätigt! Hört auf, von „geklaut“ 
zu reden!)

Dann kommt noch Herr Wanderwitz aus Ihren Reihen mit 
seiner Clique und will die Opposition verbieten. Auch 
darüber wird im Februar abgestimmt werden. Ich bin 
überzeugt, dass wir mit einem sehr starken Ergebnis aus 
dieser Abstimmung herausgehen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Träumt weiter! Ihr habt doch verloren 
vor dem Verfassungsgericht! – Reinhard 
Houben [FDP]: Was hat das mit dem Antrag 
zu tun?)

– Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich hat 
das mit dem Antrag zu tun; denn nur mit uns gelingt es, 
die heimischen Rohstoffe und so vieles mehr wieder rich-
tig zu nutzen und für einen echten Aufschwung des 
Standortes Deutschland zu sorgen. Dafür brauchen wir 
eine starke AfD.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja, schau sie  
dir an!)

Dafür brauchen wir eine AfD in Regierungsgewalt, in 
Regierungsverantwortung. Dafür werben wir, und dafür 
stehen wir.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Sebastian Hartmann 

[SPD]: Putin hilft, wo er kann!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Chantal Kopf hat ihren Beitrag für die 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Protokoll gegeben, 
ebenso Bernhard Loos für die CDU/CSU.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich haben beide auch diesen Beifall verdient.
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/13736 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 16: 
Erste Beratung des von den Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Errichtung der 
Stiftung Gedenken und Dokumentation NSU- 
Komplex (NSU-KomplexStiftG) 
Drucksache 20/14024
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte, Platz zu nehmen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Helge Lindh 
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Überfällig und dringend, ja, zwingend notwendig ist die 
Errichtung einer Stiftung Gedenken und Dokumentation 
NSU-Komplex. Dieser Dokumentationsort, dieser Ge-

1) Anlage 6
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denkort, dieses Zentrum und diese Stiftung werden nur 
dann ihrem Auftrag gerecht werden, wenn sie nicht der 
Beruhigung unseres eigenen Gewissens dienen sollen, 
sondern wenn eines ganz klar dem allen voransteht und 
dadurch ausgedrückt wird: Wir entschuldigen uns und 
schämen uns für diesen Rechtsextremismus und diesen 
Rechtsterrorismus. Wir entschuldigen und schämen uns 
dafür, dass jahrzehntelang dieser Rechtsterrorismus ver-
harmlost, nicht gesehen und nicht in seiner Dimension 
erkannt wurde. Wir entschuldigen und schämen uns da-
für, dass es zu eklatantem Staatsversagen gekommen ist. 
Wir schämen und entschuldigen uns dafür, dass staatliche 
Behörden, dass V-Leute, dass staatliche Finanzzahlungen 
zu den Bedingungen der Möglichkeit dieser rassistischen 
Mordserie gehörten, ja, sie möglich gemacht haben. Und 
wir entschuldigen und schämen uns dafür, dass im Nach-
gang eben nicht umfassend aufgeklärt wurde, sondern 
Opfer zu Tätern gemacht wurden. Wir entschuldigen 
und schämen uns dafür, dass Opfer kriminalisiert wurden 
und ihre Angehörigen kriminalisiert wurden. – Das alles 
ist Teil der Geschichte des NSU.

In Zeitungen, in Leitmedien war von „Dönermorden“ 
zu lesen – man stelle sich das vor –, und das wurde auch 
im politischen Raum diskutiert. Es gab die BAO Bospo-
rus, und es war die Rede von der „Mordserie Bosporus“. 
Und, oh ja, nach den Morden von Hanau war eine Zeit 
lang auch zu lesen von den „Shishabar-Morden“.

Wir müssen also auch festhalten: Wir haben Grund, zu 
sagen: Wir schämen und entschuldigen uns dafür, dass 
wir eben nicht umfassend die Konsequenzen, die wir 
2012 versprochen haben, gezogen haben und dass Hanau 
möglich wurde und dass die Angehörigen und Opfer von 
Hanau Muster des Umgangs erfahren mussten, erleiden 
mussten, dass auch sie Opfer von abermaliger Verantwor-
tungslosigkeit staatlicher Stellen wurden, stigmatisiert 
wurden, rassifizierend behandelt wurden, sodass man 
den Eindruck hatte – bei aller hervorragenden Arbeit, 
die viele Abgeordnete in den Untersuchungsausschüssen 
geleistet haben –, dieses Land hat wirklich nicht begrif-
fen, was die Lehren aus dem NSU sind.

Stattdessen erleben wir heutzutage oft, dass es sehr 
merkwürdige Debatten über strukturellen Rassismus 
und Alltagsrassismus gibt. Aber die Verharmlosung des 
Rechtsterrorismus, die Hanau möglich machte, der All-
tagsrassismus und der strukturelle Rassismus sind Ge-
schwister. Deshalb bedeutet die Verwendung des Begriffs 
„Rassismus“ auch in Bezug auf Behörden und den Staat 
nicht, dass sich ein Generalverdacht gegen den Staat und 
gegen uns richtet. Das Problem ist doch umgekehrt. Tat-
sache ist, dass dieser existente, strukturelle Rassismus, 
der zu diesem Staatsversagen und letztlich unser aller 
Versagen beigetragen hat, dazu führt, dass ganz viele 
Menschen in diesem Land allein aufgrund ihrer Herkunft, 
aufgrund der Herkunft ihrer Eltern und Großeltern per-
manent unter Generalverdacht gestellt werden und Opfer 
einer Täter-Opfer-Umkehr werden. Das ist genau der 
Skandal, von dem wir hier reden und der es notwendig 
macht, dass diese Stiftung eingerichtet wird und daran 
erinnert, was dieses Versagen für die Opfer ganz konkret 
bedeutet.

Die Verharmlosung des Rechtsterrorismus, die Thema 
dieses Gedenkortes und dieses Dokumentationszentrums 
sein soll, und auch das Versagen des Staates haben ganz 
konkrete Folgen und eine ganz konkrete Bedeutung. Ein 
Beispiel ist Abdurrahim Özüdoğru. Er wurde brutal abge-
schlachtet, erschossen. Die Täter machten davon noch 
Fotos und stellten sie dann in diesen furchtbaren, wider-
lichen Panther-Film. Was passierte aber im Nachgang 
seiner Ermordung? Seine Wohnung wurde von den Er-
mittlungsbehörden auf Drogen durchsucht, und in einem 
polizeilichen Vermerk steht – ich zitiere –, es fände sich 
in der Wohnung unter anderem für Türken „nicht unübli-
cher Nippes“. – Zitat Ende.

So sprachen Ermittlungsbehörden, Personen im öf-
fentlichen Dienst über Opfer, auch gegenüber ihren An-
gehörigen, anstatt das Versprechen des Rechtsstaates 
einzulösen, an der Seite der Opfer und an der Seite ihrer 
Angehörigen zu stehen. Genau das muss diese Stiftung, 
wenn sie Sinn machen soll – und das macht sie –, erfüllen. 
Sie muss deutlich machen, dass wir – und gerade wir, die 
wir niemals im Fokus der Täter gewesen wären, weil wir 
eben nicht Opfer von Rassismus sind – den Schmerz und 
das Leid der Opfer spüren und daran erinnern, nicht etwa, 
weil wir nachempfinden könnten, was die Opfer spürten – 
das können wir niemals –, sondern, weil wir das Ver-
ständnis haben, dass die Opfer – –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herr Kollege, ich melde mich ungern in dieser Debatte, 

aber das geht auf Kosten Ihrer Kollegin.

Helge Lindh (SPD):
Okay, ich komme zu meinem letzten Satz. – Wir müs-

sen ausdrücken, dass die Opfer und Angehörigen Teile 
von uns sind

(Zuruf von der AfD)

und, weil sie das sind, ihr Schmerz und ihr Leid unser 
Leid ist.

Eins noch: Dass die AfD-Fraktion

(Beifall des Abg. Kay-Uwe Ziegler [AfD])

sich in dieser Debatte nicht entblödet, dagegenzurufen, 
zeigt, dass Sie in Komplizenschaft des NS-Terrors stehen 
und dass Sie solchen Terror noch gut finden. Das finde 
ich beschämend!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Susanne Menge [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Leif-Erik Holm [AfD]: So ein 
Schwachsinn! – Jörn König [AfD]: Was haben 
Sie denn für Pillen genommen? – Zuruf des 
Abg. Karsten Hilse [AfD])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Volker Ullrich für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Während 13 Jahren hat die Terrorzelle des 
NSU eine Spur von Mord durch unser Land gezogen. 
Insgesamt zehn Menschen sind zwischen den Jahren 
2000 und 2007 ermordet worden. Banken wurden über-
fallen. Zwei Sprengstoffanschläge in Köln wurden ver-
übt.

Diese NSU-Mordserie war ein Einschnitt in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland, weil dieses 
Land rechtsextremen Terror systematisch unterschätzt 
hat. Bis heute kennen wir manche Strukturen und Vo-
raussetzungen dieses Terrors nicht und sind Fragen offen. 
Daran haben leider auch die Aufarbeitung in zwei Unter-
suchungsausschüssen des Deutschen Bundestages und 
der Mordprozess in München nichts geändert.

Und ja, wir brauchen eine gesellschaftliche Konfron-
tation mit diesem Thema, weil wir die Verpflichtung ha-
ben, Rechtsextremismus und den daraus entstehenden 
Rechtsterrorismus zu brandmarken und auch einer Er-
innerung zuzuführen. Das sind wir übrigens auch den 
Opfern schuldig. Es ist angesprochen worden, dass die 
Opferfamilien teilweise selbst im Verdacht standen und 
dass möglicherweise viel zu spät die Idee aufkam, dass es 
sich um eine rassistische Mordserie handelt.

Die Gesellschaft muss sich damit auseinandersetzen, 
weil wir insgesamt die Verpflichtung haben, die Ge-
schichte des Terrors in unserem Land auch stärker im 
Hinblick auf den rechtsextremen Terror zu erzählen. Ha-
ben wir denn im kollektiven Gedächtnis unseres Landes, 
dass am 13. Februar 1970 ein Brandanschlag auf ein 
jüdisches Altersheim in München mit sieben Toten er-
folgt ist? Haben wir im kollektiven Gedächtnis, dass am 
26. September 1980 das Oktoberfestattentat verübt wur-
de? Und haben wir im Gedächtnis, dass am 19. Dezember 
1980 der Rabbiner Shlomo Lewin und seine Lebens-
gefährtin Frida Poeschke in Erlangen ermordet worden 
sind? Ulrich Chaussy hat das zu Recht „Der blinde Fleck“ 
genannt. Diesen blinden Fleck müssen wir im kollektiven 
Gedächtnis unseres Landes aufarbeiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dazu kann diese Stiftung einen Beitrag leisten.
Der Punkt ist aber, dass das keine Angelegenheit sein 

darf, die eine Regierungskoalition irgendwie jenseits oder 
neben der Opposition berät, sondern es ist eine Aufgabe 
der gesamten demokratischen Kräfte in diesem Haus.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Es geht um die Fragen: Welchen Zweck verfolgt die 
Stiftung in der Bildungsarbeit? Wo entstehen zentrale 
Gedenkorte? Brauchen wir diese möglicherweise auch 
für die von mir genannten Taten in den 70er- und 80er- 
Jahren? Über diese Fragen müssen wir reden. Wir dürfen 
auch nicht ausblenden, dass es in den 70er- und 80er- 
Jahren auch eine linksextremistische Mordserie gab. 
Die Frage des Terrors und der Opfer ist eine, die zentral 
sein muss.

Gestatten Sie mir diese vielleicht eher banale und doch 
wichtige Anmerkung: Da es ohnehin noch keinen Haus-
halt gibt und damit auch keine Haushaltsmittel für neue 
Projekte, sollten wir uns die Zeit nehmen, diese Frage 
noch mal grundsätzlich zu diskutieren, um zu einer von 
der Mitte dieses Hauses gemeinsam getragenen Be-
schlussempfehlung zu kommen. Denn die Frage der Auf-
arbeitung des NSU-Terrors und der Aufarbeitung des 
Rechtsterrorismus ist keine Frage, die streitig entschie-
den werden kann, sondern eine Frage gemeinsamer An-
strengungen von Demokratinnen und Demokraten in die-
sem Haus.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Benjamin Strasser [FDP])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun die 

Kollegin Misbah Khan das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Betroffene von rechtsextremer Gewalt! 
10 Morde, 2 Bombenanschläge, 15 Raubüberfälle und 
eine staatliche Aufklärungsquote, die jeder Beschreibung 
spottet. Der NSU ist Geschichte, aber der rechte Terror 
lebt. Walter Lübcke, Halle, Hanau und München – das 
sind Namen und Orte, die uns immer wieder mahnen.

Während wir hier sprechen und zuhören, marschieren 
die geistigen Erben des NSU weiter durch unsere Straßen 
und sitzen in unseren Parlamenten. In Nadelstreifen oder 
mit Fackeln greifen sie Geflüchtete an und hetzen gegen 
alles, was sie für fremd halten.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Wen meinen Sie 
denn, Frau Khan?)

Wir haben ein Problem, und dieses Problem heißt nicht 
nur „Rechtsterrorismus“, es ist auch dessen Aufarbei-
tung.

Viel zu selten widmet sich dieses Haus den Opfern 
rechtsterroristischer Taten, die unermessliches Leid er-
fahren haben. Jede Debatte, die wir hier in diesem Haus 
dazu führen, ist für sich genommen schon ein Gewinn. 
Aber natürlich reicht das nicht. Als Staat geben wir un-
seren Bürgerinnen und Bürgern ein Schutzversprechen. 
Dieses Schutzversprechen gilt für alle Menschen in 
Deutschland, egal wo sie herkommen, wie sie aussehen, 
wen sie lieben oder welchen Beruf sie ausüben – so zu-
mindest in der Theorie.

Wir haben es heute in den beiden vorherigen Redebei-
trägen schon gehört: Gerade in der Gegenwart, aber auch 
in der Vergangenheit zeigt sich, dass wir dieses Verspre-
chen nicht einhalten konnten. Die unbequeme Wahrheit 
ist: Gerade beim NSU-Komplex haben wir auf ganzer 
Linie versagt. Zehn Jahre Mord, Terror und Hass – unbe-
helligt –, zehn Jahre, in denen der Staat versagte, und 
zehn Jahre, in denen Familien nicht nur ihre Liebsten 
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verloren haben, sondern selber gedemütigt worden sind, 
weil man sie als Verdächtige behandelt hat. Das war kein 
Versehen, das war ein Systemversagen – ein System, das 
wegschaute.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wenn ein terroristisches Netzwerk über zehn Jahre 
morden kann, ohne dass es aufgedeckt wird, dann gibt 
es nur zwei Möglichkeiten: Entweder ist es Inkompetenz, 
oder es ist Gleichgültigkeit. Beides ist beschämend, und 
beides macht wütend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wie kann es sein, dass wir eine Mordserie haben, die 
Migrantinnen und Migranten zum Ziel macht, und wir 
das als „Dönermorde“ bagatellisieren? Wie kann es sein, 
dass Ermittler jahrelang im Umfeld der Betroffenen, im 
Umfeld der Opfer suchten und sich keine Gedanken da-
rüber machten, ob nicht vielleicht auch das rechte Milieu, 
das offensichtlich vor ihrer Nase lag, herangezogen wer-
den müsste? Und das Absurde ist: Als sie endlich hinge-
sehen hatten, war der erste Reflex nicht, aufzuklären, 
sondern, Akten zu schreddern.

Ich würde jetzt gerne mal über Verantwortung spre-
chen und dafür die Chronologie der NSU-Verbrechen 
aufzeigen. Der erste Mord war am 9. September 2000 
in Nürnberg; Enver Şimşek war das Opfer. Im Jahr da-
rauf, am 13. Juni 2001, die nächste Tat, auch in Nürnberg, 
an Abdurrahim Özüdoğru. Nur ein paar Wochen später, 
am 27. Juni 2001, ein Mord in Hamburg, an Süleyman 
Taşköprü. Und dann, am 29. August 2001, das nächste 
Opfer in München: Habil Kılıç.

Gehen wir weiter: am 25. Februar 2004 der nächste 
Anschlag, dieses Mal in Rostock; Mehmet Turgut wurde 
ermordet. Ein Jahr darauf, am 9. Juni 2005, war es İsmail 
Yaşar in Nürnberg und sechs Tage später, am 15. Juni 
2005, Theodoros Boulgarides in München. 2006 gab es 
zwei Morde in drei Tagen: am 4. April in Dortmund an 
Mehmet Kubaşık und am 9. April in Kassel an Halit 
Yozgat. Schließlich am 25. April 2007 in Heilbronn der 
Mord an Michèle Kiesewetter. Und dann gab es noch 
zwei Bombenanschläge: 2001 der Sprengsatz in der 
Probsteigasse in Köln und 2004 die Nagelbombe in der 
Keupstraße, auch in Köln.

Die CSU, die CDU, die SPD, die PDS, die Grünen und 
die FDP waren damals in den Ländern der Anschlagsorte 
in Verantwortung. Wir sehen: Keine demokratische Partei 
in diesem Haus kann sich frei machen von Verantwor-
tung. Das Ding ist: Die Vergangenheit kann man nicht 
mehr ändern. Aber die Art und Weise, wie wir heute 
mit diesen Verbrechen umgehen, ist entscheidend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Dr. Volker 
Ullrich [CDU/CSU] und Benjamin Strasser 
[FDP])

Das Dokumentationszentrum ist mehr als ein Erinne-
rungsort. Es ist ein Versprechen. Es ist das Versprechen, 
dass die Stimmen der Opfer und die Stimmen der Fami-
lien gehört werden. Es ist das Versprechen, dass wir Leh-

ren ziehen, die wir lange genug ignoriert haben, und dass 
wir die Aufarbeitung nicht länger aufschieben. Es ist 
schmerzlich, aber wir müssen es so klar benennen: Die 
Opfer des NSU waren nicht nur Opfer von rechtsextre-
mem Terror, sie waren auch Opfer unseres staatlichen 
Versagens. Daher ist es auch die Verantwortung aller 
Staatsmänner und Staatsfrauen in diesem Parlament, 
sich der weiteren Aufarbeitung dieser Verbrechen und 
dem würdevollen Gedenken der Opfer verpflichtet zu 
fühlen.

Ganz zum Schluss: Es geht hier nicht nur um die Opfer 
des NSU. Es geht auch um die Frage, wer wir als Gesell-
schaft sein wollen. Deshalb werbe ich ganz ausdrücklich 
für eine breite und demokratische Unterstützung für die 
Einrichtung der Stiftung Gedenken und Dokumentation 
NSU-Komplex.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Benjamin Strasser für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Benjamin Strasser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der 4. November 2011 war ein einschneiden-
der Tag für unsere Republik. Mit der Selbstenttarnung des 
sogenannten Nationalsozialistischen Untergrunds ist eine 
rechtsterroristische Mordserie offengelegt worden, mit 
der in dieser Dimension und diesem Ausmaß wohl nur 
wenige in diesem Land rechnen konnten.

Der 4. November 2011 war ein einschneidender Tag in 
allererster Linie für die Betroffenen und die Angehörigen 
der Opfer. Die Mörder ihrer Väter, ihrer Kinder, ihrer 
Enkel, ihrer Freunde bekamen einen Namen, und es en-
dete eine jahrelange Stigmatisierung. Es endete eine Tä-
ter-Opfer-Umkehr, die nicht nur von staatlichen Behör-
den, sondern auch von journalistischer Berichterstattung 
betrieben wurde. Und es war der Anfang von Aufarbei-
tung und Aufklärung, allzu oft verbunden mit enttäusch-
ten Hoffnungen.

Der 4. November 2011 war aber auch ein einschnei-
dender Tag für unser Land, weil sich ein Staatsversagen 
in einer Dimension offenbart hat, für die man kaum Worte 
finden kann: Deutsche Sicherheitsbehörden haben sich 
nicht nur gegenseitig blockiert, sondern wirklich auch 
aktiv gegeneinander gearbeitet. Frühzeitige Hinweise 
auf Rechtsterrorismus sind einfach beiseitegelegt wor-
den. 40 staatliche Spitzel, die in über zehn Jahren nicht 
im Ansatz etwas vom NSU oder einer rechtsextremisti-
schen Mordserie mitbekommen haben wollen!

Vieles haben wir in Untersuchungsausschüssen von 
Bund und Ländern aufgearbeitet und vieles auch gemein-
sam beschlossen. Aber zur Ehrlichkeit gehört auch, dass 
bestimmte Konsequenzen noch nicht gezogen worden 
sind, weil der Mehrheit der Mut fehlt. Wir brauchen 
eine Reform unserer föderalen Sicherheitsarchitektur. 
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Wir brauchen eine gesetzliche Grundlage für polizeiliche 
Spitzel. Meine Fraktion steht dazu bereit, und ich hoffe, 
dass wir gemeinsam den Mut dazu finden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Im Koalitionsvertrag haben wir uns als Freie Demo-
kraten sehr für diese Stiftung eingesetzt. Sie ist wichtig; 
aber sie ersetzt nicht Aufklärung. Deswegen kann die 
Einrichtung dieser Stiftung nicht bedeuten, dass wir einen 
Schlussstrich unter den NSU-Komplex ziehen. Dazu sind 
noch zu viele Fragen offen: Wie fand die Opferauswahl 
statt? Wie war das Helferumfeld um den NSU herum 
aufgebaut? Ich finde es unerträglich, dass Bundeslän- 
der wie Hessen Verfassungsschutzakten 120 Jahre weg-
schließen wollen; das wurde nur durch journalistische 
Recherche offengelegt. Das zerstört Vertrauen in den 
Rechtsstaat. Ich glaube, dass sich der nächste Deutsche 
Bundestag auch Gedanken um einen erneuten Anlauf für 
eine parlamentarische Aufklärung machen muss, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Zur Stiftung als solcher: Ich finde es geboten, dass wir 
die Opferperspektive in den Mittelpunkt der Arbeit der 
Stiftung stellen. Zu oft haben wir in der Vergangenheit 
über die Täter geredet und zu wenig über das Leben der 
Opfer und das Leid der Angehörigen.

Die Stiftung bietet auch die Chance, klarzumachen, 
dass der NSU nicht vom Himmel gefallen ist. Vorher 
brannten Flüchtlingsheime in Deutschland, es entstand 
ein gesellschaftliches Klima, wo manches plötzlich 
sagbar geworden ist. Die Wirkungsmechanismen von 
Rechtsterrorismus zu lernen: Das ist auch eine Aufgabe 
dieser Stiftung.

Ich möchte mich für die Zusammenarbeit bedanken, da 
ich noch als Staatssekretär sehr aktiv in der Vorbereitung 
mitwirken durfte. Ich glaube, vieles ist uns auch gelun-
gen, insbesondere die frühzeitige Einbindung der Betrof-
fenen. Hier gilt mein Dank insbesondere der Opferbeauf-
tragten, Frau John. So konnten wir auch viele Wünsche 
der Opfer im Gesetzentwurf berücksichtigen, beispiels-
weise die Beteiligung des Beirats oder die Verankerung 
von Erinnerungsorten.

Aber ich will durchaus auch eine Kritik anbringen: Das 
ist keine Stiftung der Regierung als Entschuldigung für 
dieses Staatsversagen, sondern das muss eine Stiftung des 
Parlaments als Zeichen der Verantwortungsübernahme 
sein. Ich habe immer wieder angemerkt, dass alle Frak-
tionen des demokratischen Spektrums an den Gesprächen 
beteiligt werden müssen. Ich finde es schade, dass es 
nicht gelungen ist, die CDU/CSU frühzeitig zu beteiligen 
und einzubinden. Ich halte das wirklich für eine verpasste 
Chance.

(Beifall bei der FDP)

Am Schluss ist mir eine Feststellung wichtig: Mit der 
Gründung dieser Stiftung schaffen wir keine Opfer erster 
und zweiter Klasse. Die Kollegin Irene Mihalic – ich sehe 

sie hier sitzen – und ich haben sehr intensiv mit den 
Hinterbliebenen des Breitscheidplatz-Anschlags zu tun 
gehabt. Sie und beispielsweise auch die Opfer des RAF- 
Terrors sind nicht vergessen. Deswegen war es ein rich-
tiger und wichtiger Schritt, einen Nationalen Gedenktag 
für die Opfer terroristischer Gewalt einzurichten. Und wir 
müssen natürlich auch das Gedenkstättenkonzept der 
Bundesregierung dahin gehend kritisch überprüfen, ob 
tatsächlich allen Opfern und Betroffenen terroristischer 
Gewalt entsprechend Rechnung getragen wird.

Wir als Freie Demokraten werden den Prozess weiter-
hin proaktiv und konstruktiv begleiten.

Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Götz Frömming für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir de-

battieren ein sehr ernstes Thema. Die „Nationalsozialis-
tischer Untergrund“ genannte Terrorgruppe hat in den 
Jahren nach der Jahrtausendwende zehn Menschen er-
mordet, neun mit Migrationshintergrund und eine Poli-
zistin. Diese aus rassistischen Motiven begangenen Taten 
waren ein abscheuliches Verbrechen, über das es keine 
zwei Meinungen geben kann.

Und, liebe Kollegen, es erfüllt mich schon mit Scham – 
Fremdscham kann man das, glaube ich, nennen –,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Nein, Scham! Nicht 
Fremdscham! In diesem Fall Scham!)

dass einige von Ihnen selbst bei dieser ernsten Debatte 
der Versuchung nicht widerstehen konnten, Herr Lindh, 
aus diesen Taten tagespolitische Münze zu schlagen und 
auf dem Rücken der Opfer Wahlkampf zu machen.

(Beifall bei der AfD – Helge Lindh [SPD]: 
Sie haben dazwischengerufen! – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Das ist doch Blödsinn!)

Sie haben uns unterstellt, wir wären Komplizen des NSU. 
Das weise ich in aller Schärfe für unsere Fraktion zurück. 
Das ist eine Unverschämtheit!

(Beifall bei der AfD – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Fragen Sie 
mal Herrn Hess! – Erhard Grundl [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben Kreide ge-
fressen!)

Meine Damen und Herren, trotz umfangreicher Ermitt-
lungen, langer Prozesse und Untersuchungen sind viele 
Fragen zum NSU-Komplex bis heute offen. Ich darf aus 
einer Anfrage der Linksfraktion, die heute leider nicht 
spricht, zitieren – eine gute Anfrage –:
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„Dem NSU … sollen zwischen 100 und 200 unmit-
telbare und indirekte Helfer und Mitwisser angehört 
haben. Im Umfeld des NSU befanden sich dabei 
mehr als 40 V-Personen deutscher Sicherheitsbehör-
den. Bis heute ist nicht aufgeklärt, wie die Rechts-
terroristen über Jahre untertauchen konnten und die 
zehn Morde begehen konnten.“

Aufschlussreich ist dann die Antwort der Bundesregie-
rung, die dieser Vorbemerkung nicht widerspricht. Und 
weiter geht aus dieser Antwort der Bundesregierung her-
vor, dass seit 2019 keine Zeugenvernehmungen mehr von 
Beschäftigten der Sicherheitsbehörden und von ehema-
ligen V-Personen vorgenommen wurden, und es werde 
auch nicht gegen eine V-Person ermittelt, die in der 
Schweiz lebt. Auf die Nachfrage, warum das nicht ge-
schieht, heißt es an mehreren Stellen der Antwort der 
Bundesregierung – wer sitzt noch mal in der Bundesre-
gierung? –, eine Antwort auf diese Frage sei dem Staats-
wohl nicht zuträglich. Meine Damen und Herren, was soll 
das denn heißen? Aufklärung ist doch wohl das Erste, 
was wir brauchen. Eine Stiftung ist schön und gut. 
Noch besser wäre es, die Verstrickung staatlicher Institu-
tionen und staatlicher Akteure in diese Verbrechen restlos 
aufzuklären.

(Beifall bei der AfD)

Übrigens, meine Damen und Herren, sind wir ja gar 
nicht grundsätzlich gegen diese Stiftung. Aber es fällt 
schon auf, dass Sie Ihren Schwerpunkt immer auf die 
rechte Seite legen. Die Rote-Armee-Fraktion – da käme 
übrigens niemand auf die Idee, der SPD oder den Grünen 
eine Komplizenschaft zu unterstellen – hat 34 Menschen 
umgebracht. Gibt es eigentlich für die Betroffenen dort 
eine öffentliche Stiftung? Nicht dass ich wüsste. Es gab 
zahlreiche islamistische Anschläge. Gibt es eigentlich für 
die Opfer vom Breitscheidplatz inzwischen eine öffent-
liche Stiftung, die so satt finanziert würde, wie Sie das 
jetzt vorhaben? 15 Millionen Euro pro Jahr: Das ist ja 
ordentlich.

Meine Damen und Herren, wir können gerne über Er-
innerungskultur reden; aber bitte lassen Sie uns das ganze 
Feld in den Blick nehmen. Hören wir auf, die Dinge so 
einseitig zu betrachten, und hören wir vor allen Dingen 
auf, mit solchen ernsten Themen Wahlkampf zu machen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Helge Lindh [SPD]: Das 
müssen Sie sagen! – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Mit Ihnen will keiner 
darüber reden, Herr Frömming!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat die Kollegin Yüksel das 

Wort.

(Beifall bei der SPD)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

„Wir sind immer verbunden mit der Geschichte die-
ses Landes, unseres Landes. Sie haben das Leben 
meines Vaters ausgelöscht. Aber unsere Stimme, 
sein Andenken und seine Menschlichkeit lebt in 
uns und unseren Kämpfen weiter. Wir fordern Ver-
änderungen und werden auch selbst dazu beitragen.“

Dieses Zitat ist von Gamze Kubaşık. Ihr Vater, Mehmet 
Kubaşık, wurde vor 18 Jahren von Neonazis getötet. Er 
war nicht das einzige Opfer.

Über mehrere Jahre ermordete der sogenannte Natio-
nalsozialistische Untergrund zehn Menschen aus rassisti-
schen Motiven. Der NSU verübte Mordversuche, Spreng-
stoffanschläge und Banküberfälle. Über Jahre hinweg 
wurden diese Taten nicht als das erkannt, was sie waren: 
rechtsextremistischer Terror. Ein Versagen des Staates 
und seiner Institutionen, welches uns alle beschämt und 
schmerzt! Dieses Versagen darf sich nicht wiederholen. 
Wir alle tragen dafür die Verantwortung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU])

Deshalb wollen wir eine Stiftung errichten, die das 
Gedenken an die Opfer wahrt, die Verbrechen dokumen-
tiert und die Lehren aus diesem Kapitel des Neonazi- 
Terrors in unsere Gesellschaft trägt. Das sind wir vor 
allem auch den Angehörigen der Opfer schuldig. Sie 
haben nicht nur bis heute den Verlust ihrer Liebsten zu 
erleiden, sondern wurden damals in den Ermittlungen 
auch selbst verdächtigt. Eine Vorstellung, die einfach 
unfassbar ist! Es darf nie wieder passieren, dass der Staat, 
der vor Rassismus schützen soll, so eklatant versagt.

Auch heute müssen wir wachsam sein. In den 1990er- 
Jahren radikalisierten sich die Täter des NSU in einem 
Klima, das rechte Gewalt bagatellisierte. Heute sehen 
wir wieder, wie rechtsextreme Netzwerke wachsen. Im 
Windschatten der AfD entstehen neue Neonazi-Gruppen. 
Rassistische Parolen kehren in den Mainstream zurück, 
und die Hemmschwelle zur Gewalt sinkt. Das dürfen wir 
nicht zulassen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Thomas Heilmann [CDU/ 
CSU])

Ich bin sehr dankbar, dass wir heute diesen Gesetzent-
wurf beraten können. Mit diesem Stiftungsgesetz schaf-
fen wir nicht nur einen Erinnerungsort, um der Opfer zu 
gedenken. Mit Ausstellungen, einem Archiv und einer 
Plattform für historisch-politische Bildung wird die Stif-
tung auch Wissen vermitteln und Zivilcourage stärken.

Rassismus tötet – das müssen wir uns immer wieder 
vor Augen halten. Staat und Gesellschaft müssen immer 
und überall dagegen vorgehen. Ich hoffe, dass diese Stif-
tung dazu einen Beitrag leisten kann – für unseren ge-
meinsamen Kampf gegen Rassismus und für Veränderun-
gen in diesem Land, so wie es auch die am Anfang zitierte 
Gamze Kubaşık fordert. Wir alle können dankbar sein, 
dass sie zusammen mit anderen Angehörigen und Hinter-
bliebenen für diese Veränderungen kämpft. Lassen wir 
sie nicht allein!
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Ich appelliere daher an alle demokratischen Fraktionen 
in diesem Haus: Seien wir uns gemeinsam unserer Ver-
antwortung bewusst! Ermöglichen wir die Stiftung für 
Geschichtsaufbereitung und würdiges Gedenken! Kämp-
fen wir an der Seite der Hinterbliebenen gemeinsam ge-
gen Rassismus! Kämpfen wir für eine Gesellschaft, die 
die Vielfalt schätzt und in der jeder Mensch in Sicherheit 
leben kann!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Michael Breilmann hat seine Rede für 

die CDU/CSU-Fraktion zu Protokoll gegeben.1) – Ich 
schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 
auf Drucksache 20/14024 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 17: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Abschöpfung kriminell erlangter Vermögen 
erleichtern – Gesetzeslücken schließen – Ex-
pertenvorschläge umsetzen

Drucksache 20/14014
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Finanzausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Thomas Heilmann für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Heilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauer auf der Tribüne und draußen! Der eine 
oder andere hat gefragt, ob das meine letzte Rede im 
Deutschen Bundestag ist. Nein, ist sie nicht; ich habe 
noch ein paar.

Dennoch ist das für mich eine besondere Rede. Warum 
ist das so? Meine allererste justizpolitische Initiative auf 
Bundesebene, als ich neu gewählter Justizsenator im 
Lande Berlin war, handelte genau von diesem Thema. 
Warum? Mir wurde deutlich, dass wir bis dahin nur Tat-
erträge von solchen Straftaten abgeschöpft haben, die wir 
konkret verurteilt haben. Wir konnten aber das kriminelle 

Vermögen aus Erträgen der Organisierten Kriminalität 
nicht abschöpfen, da immer erst die konkrete Verurtei-
lung einer Straftat zu erfolgen hatte. Um es etwas ver-
ständlicher zu sagen: Wenn wir jemanden mit 3 Kilo 
Heroin verurteilt haben, dann konnten wir ihm zwar den 
Tatertrag von 20 000 Euro abnehmen; aber wir haben ihn 
natürlich nicht beim ersten Mal erwischt, sondern beim 
100. Mal. Und bei den 99 Mal davor ging es nicht.

Deswegen hatte ich vorgeschlagen, dass wir das durch 
solche Straftaten erlangte Vermögen abschöpfen können. 
Dies ist im Jahre 2018 Gesetz geworden; darauf bin ich 
sehr stolz. Denn jedes Jahr schöpft Deutschland etwa 
1 Milliarde Euro aus solchen kriminellen Vermögen ab.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nun hat sich das Gesetz durchaus einige Jahre bewährt, 
aber es gibt rechtliche Lücken. Es gibt die Lücke, dass 
wir Gewinne aus Steuerstraftaten nicht abschöpfen kön-
nen. Auch dann, wenn es einen Auslandsbezug gibt, ist es 
schwierig. Und vor allen Dingen hat es die Organisier- 
te Kriminalität verstanden, das Vermögen so oft zu ver-
schieben, dass wir die Surrogate nicht einziehen können. 
Das ärgert alle heutigen Landesjustizministerinnen und 
-minister. Sie haben deswegen im Sommer in der JuMiKo 
einen zugegebenermaßen schwer lesbaren 600-seitigen 
Bericht geschrieben.

Die CDU/CSU-Fraktion hat sich dann nach der Som-
merpause auf den Weg gemacht, daraus konkrete Ge-
setzesänderungen vorzuschlagen. Der Antrag war fertig, 
dann platzte die Ampelkoalition. Deswegen ist die Idee 
„Wir bitten die Bundesregierung, das noch in dieser Le-
gislaturperiode zu machen“ natürlich unrealistisch. So 
steht es ja jetzt auch nicht mehr im Antrag. Wir bitten 
den nächsten Deutschen Bundestag, diese Verschärfun-
gen, die einstimmig in der JuMiKo, also parteiübergrei-
fend, beschlossen worden sind, umzusetzen.

Um Ihnen angesichts knapper Haushaltskassen mal das 
Potenzial zu verdeutlichen: Europol sagt in seiner letzten 
Schätzung, die Untergrenze dessen, was die Organisierte 
Kriminalität jedes Jahr in Deutschland erzielt, seien 
50 Milliarden Euro. Wir ziehen 1 Milliarde ein, 2 Prozent. 
Wir werden niemals alles einziehen können, aber da ist 
einfach was zu holen. Und das ist nicht nur gut für die 
Staatskasse, sondern es wäre auch gut für die Gerechtig-
keit in unserem Land. Deswegen freue ich mich sehr, dass 
ich sozusagen zum Ende meiner Amtszeit im Deutschen 
Bundestag dieses Thema noch mal befördern darf.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Sebastian Fiedler für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Fiedler (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Lieber Herr Heilmann, das war fachlich vermittelt, 
und deswegen ist es schwer, etwas dagegen zu sagen. 1) Anlage 7
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Aber auch ich habe eine persönliche Geschichte mit die-
sem Thema.

Ich befasse mich jetzt tatsächlich seit – ich habe mal 
nachgerechnet und mich vor mir selbst erschrocken auf-
grund meines Alters – zweieinhalb Jahrzehnten mit Wirt-
schaftskriminalität. Zunächst war ich beim Landeskrimi-
nalamt als Ermittler tätig, anschließend war ich zuständig 
für die Qualifikation der Wirtschaftskriminalistinnen und 
-kriminalisten in Nordrhein-Westfalen. Ab dem Jahr 
2010, als ich für den Bund Deutscher Kriminalbeamter 
tätig war, habe ich mich angesichts der Tatsache, dass die 
Themen Geldwäsche und Vermögensabschöpfung eine – 
Sie haben es angerissen – wirklich sehr große Bedeutung 
haben, tatsächlich richtig in Rage befunden und politi-
siert. Man könnte flapsig sagen: Es geht um schmutziges 
Geld.

Man muss sich vorstellen: Ein erheblicher Anteil der 
Straftaten, die begangen werden, werden überhaupt nur 
deswegen begangen, weil es die Täter auf das Eigentum 
oder auf das Vermögen ihrer Opfer oder/und Geschädig-
ten abgesehen haben; wenn man sich die entsprechenden 
Tortendiagramme ansieht, kann man sich das vorstellen. 
Denken Sie an die verschiedenen Diebstahlsdelikte bis 
zum Raub, denken Sie an Steuerhinterziehung, Umwelt-
kriminalität, Produkt- und Markenpiraterie, zahlreiche 
Spielarten des Betruges, an die organisierte Rauschgift-
kriminalität, die Organisierte Kriminalität insgesamt, ein-
schließlich des Menschenhandels! Meine Aufzählung ist 
natürlich nicht abschließend.

Aus diesen Taten folgen für die Täter Anschlussdelik-
te. Dabei handelt es sich entweder um Hehlerei – also 
beim Diebstahl oder beim Raub – oder um Geldwäsche. 
Und Letztere – ich nehme die deutschen Zahlen – macht 
nach den uns bekannten Schätzungen – eine Studie 
stammt von der Uni Halle (Saale) – etwa 100 Milliarden 
Euro pro Jahr aus. Bislang gelingt es den Ermittlungs-
behörden aber nur – man kann es so bummelig sagen –, 
vielleicht 1 Prozent überhaupt zu Gesicht zu bekommen.

Daraus ergeben sich im Kern zwei Schlussfolgerun-
gen:

Die eine ist: Für die genannten Taten lohnt sich die 
Kriminalität aus Sicht der Täter.

Man kann das aber auch anders fassen, nämlich: Die 
100 Milliarden Euro pro Jahr wären geeignet, um wesent-
liche Haushaltsprobleme zu lösen, die dadurch entstehen, 
dass wir in Bildung, in eine marode Infrastruktur, in un-
sere innere Sicherheit und in Verteidigung sowie in den 
Erhalt unserer Industrie investieren müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir reden also über die wohl größte Gerechtigkeits-
lücke überhaupt. Insoweit brauchen wir Reformen. Ich 
würde sogar ein Stück darüber hinausgehen und sagen: 
Wir müssen über radikale Reformen diskutieren.

(Beifall bei der SPD)

Ihre Vorschläge, liebe Union, geben – das haben Sie 
gerade gesagt, Herr Heilmann – die Arbeitsergebnisse 
aus der Praxis wieder und sind allein deswegen schon 
gut und zu befürworten. Wenn man den Antrag liest, stellt 

man fest: Das ist ohnehin eine Feinschmeckermaterie. 
Selbst unter Juristen wird man nur wenige finden, die 
sich in dieses Gebiet eingearbeitet haben.

Sie haben es schon gesagt: Die Länder Berlin und 
Bremen haben eine Arbeitsgruppe geleitet, deren Bericht 
600 Seiten umfasst; den Feinschmeckern empfehle ich 
die Lektüre. Da stehen viele gute Sachen drin; aber die 
reichen eben nicht aus.

Ich will Sie mit den Vorschlägen beglücken, die wir 
seit 2022 innerhalb der Koalition voranbringen wollen:

Ich habe die einzige Arbeitsgruppe Kriminalpolitik ini-
tiiert, die der Deutsche Bundestag hat. Sie arbeitet so-
zusagen querschnittsmäßig und hat von Anfang an unter 
anderem an dem Thema „schmutziges Geld“ gearbeitet. 
Wir haben schon im Jahr 2022 einen Vorschlag aus der 
Wissenschaft unterstützt, der teilweise unter dem eng-
lischen Begriff „Suspicious Wealth Order“ firmiert und 
sich in der OK-Strategie der Bundesregierung wieder-
gefunden hat. Das ist nicht unsere Idee gewesen. Viel-
mehr haben drei kluge Professoren – Kilian Wegner, 
El-Ghazi und Zimmermann – einen Gesetzentwurf auf-
geschrieben und ein Vermögenseinziehungsgesetz vor-
geschlagen – schon ausformuliert –,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Sehr gut!)
das ich ziemlich gut und wünschenswert finde, und auch 
Kollege Kuhle hat das gerade gelobt.

Jetzt kommt aber direkt wieder meine Kritik; denn 
blöderweise haben sich zwei FDP-geführte Ministerien 
seit über zwei Jahren darüber gestritten, wie man das jetzt 
in Gesetzesform gießen könnte. Für die einen war das 
nicht richtig; sie wollten lieber ein Gefahrenabwehrrecht. 
Dann hat das BMJ gesagt, das sei nicht verfassungs-
gemäß. Das führte am Ende dazu, dass irgendwie Murks 
herausgekommen ist. Und bei diesem Murks ist es in der 
Fachwelt wahlweise so: Die einen runzeln die Stirn, an-
dere lachen drüber. – Das kann ich Ihnen nicht ersparen; 
so ist es nun mal.

Ich will Ihnen aber sagen, was wir brauchen: Wir brau-
chen auf Bundesebene, idealerweise im Ressort des Fi-
nanzministeriums, eine neue Einheit mit neuer Befugnis, 
nämlich mit einem solchen Vermögenseinziehungsrecht. 
Nach unserer Vorstellung würde das so funktionieren, 
dass wir hier neue Beweisregeln haben. In einem Gesetz 
würde erstmalig drinstehen, was einen Vermögensgegen-
stand zu einem verdächtigen Vermögensgegenstand 
macht. Und wenn der Staat viele solcher Kriterien, die 
in dem Gesetz stehen, beweisen und vor Gericht darlegen 
kann, dann wäre nach Vorstellung dieser Autoren, die wir 
unterstützen, das Zivilrecht – die Zivilprozessordnung – 
einschlägig, und man würde mit den Methoden der Be-
weis- und Darlegungslast vor Gericht ziehen. Das wäre 
anders als heute.

Der In-dubio-pro-reo-Grundsatz und das Strafrecht 
hätten dort nichts mehr zu suchen, und zwar deswegen 
nicht, weil das Verfassungsgericht schon vor vielen, vie-
len Jahren gesagt hat: Für schmutziges Geld gilt die Ei-
gentumsgarantie unseres Grundgesetzes nicht. – Es geht 
nicht um Strafe, sondern es geht darum, die Gefahr, die 
von diesem schmutzigen Geld ausgeht, durch unsere 
Rechtsordnung zu beseitigen.
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(Beifall bei der SPD)

Wir würden uns vorstellen, dass diese neue Einheit von 
Amts wegen ermittelt, dass sie eigenständig im Trans-
parenzregister nach verdächtigen Vermögensgegen-
ständen sucht. Dabei geht es um großvolumige Vermö-
gensgegenstände. Ich sagte schon: Es geht um etwa 
100 Milliarden Euro. Transparency International hat be-
ziffert, dass 15 bis 30 Prozent der Gelder in Immobilien 
landen. Gott sei Dank haben wir es hingekriegt, dass man 
Immobilien nicht mehr mit Bargeld bezahlen darf; das ist 
schon mal ein großer Fortschritt.

Wir würden uns vorstellen, dass die Finanzbehörden 
Informationen übermitteln dürfen. Ja, wir müssten dafür 
an das Steuergeheimnis ran, aber das fände ich vollkom-
men in Ordnung; das will ich durchaus sagen. Und man 
könnte das alles schon längst – das haben wir schon 2022 
vorgeschlagen – innerhalb der bestehenden Strukturen 
entwickeln.

Das Zollkriminalamt könnte zu einer Bundesober-
behörde werden. Man könnte eine neue Einheit dorthin 
packen. Wir hätten schon vor zwei Jahren anfangen und 
nun erste Ergebnisse präsentieren können. Denn wir 
brauchen keine neuen Schnittstellen, sondern wir haben 
schon eine gute Expertise innerhalb der Zollverwaltung.

Ich greife nur diesen Teil der Geldwäschebekämpfung 
heraus, weil er mit zwei Themen verwoben ist, die in der 
Debatte, glaube ich, noch unterrepräsentiert sind:

Erstens. Wir müssen hier erfolgreicher werden, um 
diesen schwersten Kriminalitätsformen zu begegnen, 
ihnen das Handwerk zu legen.

Zweitens. Wir müssen die Gerechtigkeitslücke, die wir 
hier in Deutschland haben und über die zu wenig dis-
kutiert wird, eliminieren.

Ich finde es gut und richtig, über Steuerfragen zu dis-
kutieren – Sie kennen die Vorschläge aus unserer Frak-
tion und unserer Partei dazu –, aber noch früher müssen 
wir doch sagen: Zualleroberst müssen wir an das Geld 
derjenigen ran, die sich an überhaupt keine Gesetze hal-
ten, die Opfer produzieren, Geschädigte produzieren. Da-
für müssen alle Vorschläge auf den Tisch. Wir müssen die 
guten Strukturen, die wir da schon haben, nutzen.

Ich würde vorschlagen, gemeinsam in der nächsten 
Legislaturperiode dafür zu streiten. In den demokrati-
schen Parteien werden wir bestimmt noch ein paar Mit-
streiter finden. Ich finde, das ist ein Thema, das sowohl 
fachlich als auch unter dem Aspekt der Gerechtigkeit von 
so hoher Relevanz ist, dass wir hier gar nicht viel Raum 
für so viel politischen Streit haben. Vielleicht ist er an der 
einen oder anderen Stelle notwendig, aber dem Grundsatz 
nach sollten wir uns hier einig werden. Das löst viele 
unserer Probleme und hilft Opfern und Geschädigten an 
der Stelle weiter.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Katharina Willkomm für die 

FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Katharina Willkomm (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Deutschland hat ein zunehmendes Problem mit 
Organisierter Kriminalität. Die Betätigungsfelder der oft 
in Mafia- und Clanstrukturen organisierten Verbrecher 
sind vielfältig. Geldwäsche, Drogenhandel, Menschen-
schmuggel, Steuerstraftaten oder/und Cybercrime sind 
nur einige Beispiele. Die Schäden sind enorm, und seit 
2017 steigen sie. Von damals 210 Millionen Euro sind wir 
mittlerweile auf einem Höchststand von 2,7 Milliarden 
Euro Schaden angelangt. So darf es nicht weitergehen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Erhard 
Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Viel zu oft lohnt sich für die Täter der kriminelle Weg, 
da die finanziellen Gewinne aus ihren Machenschaften 
durch häufige Transaktionen leicht zu verschleiern sind. 
Für die Strafverfolgungsbehörden wird es umgekehrt 
zur Sisyphusarbeit, dem Geld hinterherzurecherchieren. 
Die Vielzahl möglicher Fallgestaltungen erschwert die 
Zuordnung von erbeuteten oder illegal erhaltenen Zah-
lungen. Die zähe Aufarbeitung der steuerbetrügerischen 
Cum-ex-Geschäfte verdeutlicht, dass der Staat schneller 
und effizienter werden muss. Erst am Montag hat der 
BGH bestätigt, dass in diesen Fällen viel zu wenig Ver-
mögen bei den Tätern abgeschöpft wurde.

In meiner Heimat NRW sind letztes Jahr rund 5 000 
Straftaten von Clanmitgliedern begangen worden, bei 
denen eine Abschöpfung der Gewinne hätte erfolgen 
können und müssen.

(Beifall des Abg. Konstantin Kuhle [FDP])
Aber nur in 1 Prozent der Fälle ist eine Abschöpfung 
erfolgt. Zu viel Geld bleibt in den Händen der Clans. 
Wir brauchen eine gut funktionierende Abschöpfung il-
legaler Tatgewinne. Nur so können wir die Clans und 
andere kriminelle Vereinigungen wirksam trockenlegen.

(Beifall bei der FDP)
Nun liegt das sicherlich nicht am mangelnden Willen 

der verantwortlichen Staatsanwaltschaften und Gerichte 
in den Ländern. Vielmehr ist der Umgang mit den Nor-
men für die Praxis zu kompliziert und mit rechtlichen 
Unsicherheiten verbunden. Hier muss der Gesetzgeber 
nachbessern. Strafverfolgungsbehörden dürfen ihre Ar-
beitszeit nicht mit dem Lösen von juristischen Unklarhei-
ten vergeuden, wo doch ihre Aufgabe darin besteht, Täter 
zu fassen und zu verurteilen. Angesichts des herrschen-
den Personalmangels dürfen sie nicht durch unnötige Bü-
rokratie zusätzlich belastet werden, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
Wo Potenzial für Verbesserungen schlummert, hat die 

Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Vermögensabschöpfung 
in über einem Jahr akribischer Arbeit zusammengetra-
gen. Für dieses Engagement möchte ich mich bei der 
Arbeitsgruppe sehr bedanken. Es zeichnet unseren 
Rechtsstaat aus, dass wir politisch geborene Regeln im-
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mer auf ihre Anwendung in der Praxis hin überprüfen und 
zielgerichtet nachsteuern. Gerade bei neuen Entwicklun-
gen ist das essenziell.

Klassisches Geld ist bereits stark reguliert, zum Bei-
spiel durch das Kreditwesen- oder das Geldwäschege-
setz. Daher weichen Kriminelle zur Vermögensverschie-
bung vermehrt auf Kryptowährungen aus. Genau hier 
weisen die bestehenden Einziehungsregeln Lücken auf. 
Rein digitales Geld wie Bitcoin ist nicht ausreichend 
erfasst.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Gar nicht!)

Wir müssen Definitionen nachschärfen und klare Regeln 
schaffen, damit Staatsanwaltschaften und Gerichte ohne 
großen Aufwand rechtssicher handeln können. Da Kryp-
togeld zunehmend zum Alltag gehört und enorme Chan-
cen für die digitale Wirtschaft bietet, müssen wir es auch 
im Strafrecht gleichwertig behandeln und aus der juristi-
schen Grauzone herausholen.

Dass die Union diesen und weitere Vorschläge der 
Arbeitsgruppe für ihren Antrag abschreibt, ist im Ergeb-
nis daher nicht zu beanstanden. Ich sehe allerdings ein 
Problem bei Ihrer Forderung, die vorläufigen Einzie-
hungsmöglichkeiten auszuweiten und bereits beim Beste-
hen eines Anfangsverdachts zum Standard zu machen. 
Mir scheint, ich muss Sie an einen eisernen Grundsatz 
unseres Strafrechts erinnern: unschuldig, bis die Schuld 
bewiesen ist.

(Konstantin Kuhle [FDP]: So ist es!)

Die Einziehung der Vermögenswerte selbst ist zwar 
keine Strafe, aber sie trifft die Verurteilten. Wenn im 
laufenden Verfahren nur aufgrund eines Verdachts bereits 
eingezogen wird, kann das für den Beschuldigten ruinös 
sein. Auch ein späterer Freispruch ist dann nicht viel 
wert.

(Thomas Heilmann [CDU/CSU]: Ihr FDP- 
Chef Lindner hat das auch unterschrieben!)

Gerade mit Blick auf Selbstständige und Unternehmer 
muss eine vorläufige Einziehung mit Augenmaß erfol-
gen. Ihr Vorschlag wirkt unverhältnismäßig und ist viel-
leicht auch deshalb so nicht von der Arbeitsgruppe vor-
geschlagen worden.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Da wir aber in der Sache alle bestrebt sein sollten, die 
Anwendung unseres Strafrechts zu verbessern, freue ich 
mich schon auf die Beratungen im Rechtsausschuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Erhard 
Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Bayram hat ihren Beitrag für Bünd-

nis 90/Die Grünen zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Christian Wirth für 
die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Clankriminalität ist 

seit Jahren ein sehr ernstzunehmendes und leider lange 
Zeit unterschätztes Problem, gerade in Berlin und in den 
westdeutschen Großstädten. Zusätzlich zu den Clans, die 
hier schon länger leben, haben sich auch neue Clans aus 
den Reihen der Schutzsuchenden gebildet, zum Beispiel 
syrische Clans in Nordrhein-Westfalen. Menschenhan-
del, Drogenhandel, Waffenhandel: ein wahres Erfolgs-
modell der deutschen Einwanderungspolitik.

Zur Bekämpfung der Clankriminalität legt die CDU 
heute einen Antrag vor, den wir für sinnvoll und begrü-
ßenswert halten. Deswegen gleich vorab: Wir werden 
dem Antrag zustimmen. Die Ausführungen von Herrn 
Fiedler waren, soweit sie sachlich waren, ebenfalls gut 
und richtig. Auch diese würden wir gerne berücksichti-
gen. Ich hoffe doch, dass Sie Ihren Antrag jetzt nicht 
absetzen – Sie haben ja immer Angst vor falschen Mehr-
heiten –; das wäre bedauerlich.

Bei Clanvermögen ist das Problem bekanntermaßen, 
dass Unklarheit besteht, wo genau es entwendet oder ver-
meintlich erwirtschaftet wurde. Die meisten deutschen 
Großstädte sind unter der Kontrolle eines oder mehre- 
rer Clans, die jeweils ganze Straßenzüge mit Shishabars, 
Hochzeitsmodengeschäften, Dönerläden, Teppichhänd-
lern oder Handyläden zupflastern. Wer bitte geht heute 
noch in einen Handyladen? Und wie können sich im Vor-
ort einer Großstadt vier Shishaverkaufsläden nebeneinan-
der halten? Sie merken, worauf ich hinauswill: Hier wird 
nicht selten Geld gewaschen. Es bedarf des Zusammen-
spiels von Polizei und Ordnungsämtern, um Spuren auf-
zudecken und dann hart vorzugehen. Die Vermögen und 
Gewinne müssen konfisziert werden. Das alles muss un-
bürokratisch und mit harter Hand erfolgen.

Aus dem Bundesinnenministerium kommt hierzu, wie 
gewohnt, wenig. Das Einzige, was im Hause Faeser wirk-
lich rasch vonstattengeht, ist, die Hausdurchsuchung bei 
alternativen Medien zu veranlassen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn wir aber endlich die Vermögen engagiert konfis-
zieren, zeigen wir den Clans Folgendes: Ihr könnt hier 
verdienen, was ihr wollt; aber ihr werdet Tag und Nacht 
mit Razzien zu Hause und in euren Geldwäscheanlagen 
rechnen müssen. Wir nehmen euch das Geld und eure 
Statussymbole wieder ab. Wir entziehen euch die Sozial-
leistungen. – Dann ist der Spuk bald vorbei.

Und wenn wir dazu noch aufpassen, wem wir die deut-
sche Staatsangehörigkeit geben, dann können wir auch 
diejenigen abschieben, die unsere Gesetze und unsere 
Werteordnung mit Füßen treten. Um den Nachschub der 1) Anlage 8
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Clans zu unterbinden, gehört es natürlich auch dazu, dass 
wir schauen, wer in unser Land kommt; siehe die neuen 
syrischen Clans in Nordrhein-Westfalen.

Mit dem politischen Willen zur Abschöpfung dieser 
illegalen Gewinne und zur wirklichen Bekämpfung der 
Kriminalität können wir unsere Städte aus dem Würge-
griff der Clans befreien. Allein die Bundesregierung le-
diglich aufzufordern, hier noch schnell einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, entlarvt auch diesen Antrag leider 
wieder als Schaufensterantrag.

Der erste Schritt für die Sicherheit ist, AfD zu wählen,
(Sebastian Fiedler [SPD]: Ach Gott!)

weil die CDU/CSU am Tage nach der Wahl wieder vier 
Jahre wegsehen wird,

(Beifall bei der AfD)
je nach Koalitionspartner.

Aber, liebe CDU, liebe FDP, wenn Sie wollen, können 
wir hier noch etwas zusammen bewirken. Fangen Sie 
damit an, die Sitzungswochen auf dem Kalender zu las-
sen,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Anders als Sie 
haben wir ja Termine im Land!)

um zu zeigen, dass Sie sich wirklich um die Sicherheit 
Deutschlands und der Bevölkerung sorgen und nicht nur 
Wahlkampf machen; das wäre wertvoller als jeder Wahl-
kampftermin.

Wollen Sie das nicht, werden wir Sie auch in der nächs-
ten Legislatur an Ihre großen Worte erinnern. Wir stehen 
auf der Seite der Polizei und der Ordnungsämter

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ha! Wohl 
kaum! – Sebastian Fiedler [SPD]: Lustig, lus-
tig!)

und an der Seite unserer Bevölkerung.
(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Gar nicht selten steht die Polizei an der Seite 
von AfD-Mitgliedern, und zwar bei der Fest-
nahme!)

Wir helfen gerne dabei, den Clans die Tür zu weisen.
Noch einmal: Dies ist Ihre letzte Chance. Wenn Sie die 

Wähler nochmals über Ihre Absicht in der Sicherheits- 
und Migrationspolitik täuschen, werden Sie den Weg 
Ihrer Schwesterparteien in Italien, Frankreich und den 
Niederlanden gehen, nämlich den Weg in die Bedeu-
tungslosigkeit. Aber auch hierbei helfen wir Ihnen gerne.

Vielen Dank. Glück auf!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Carsten Müller für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich möchte zunächst zu einem Teil der Ausfüh-

rungen der Kollegin Willkomm von der FDP zurückkom-
men: Es war schon bemerkenswert, dass Sie sich über die 
stockende Aufklärung des Cum-ex-Skandals beklagt ha-
ben. Weil ich darüber etwas verwundert war, musste ich 
noch mal bei meinen Fraktionskollegen in der Union 
nachfragen: Es war doch Ihre Fraktion – zusammen mit 
der der Grünen und der SPD –, die die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses bis heute verhindert hat.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist falsch! 
Das ist absolut falsch! Sie erzählen hier die 
Unwahrheit!)

– Und der Kollege der SPD erinnert sich genauso schlecht 
wie der Kanzler.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Was für ein Spruch! Herr 
Müller, das ist schlicht falsch, was Sie erzäh-
len!)

Wie auch immer!
Wir reden heute über die Abschöpfung kriminell er-

langten Vermögens, und das hat sich als Mittel zur 
Verbrechensbekämpfung tatsächlich bewährt. Es kommt 
selten vor, dass eine Maßnahme konkret auf eine Ein-
zelperson im parlamentarischen Raum zurückzuführen 
ist. Aber das ist hier tatsächlich der Fall. Der Kollege 
Heilmann hat sich selber zu erkennen gegeben und aus-
geführt, dass er die Entwicklung dieses Instruments sei-
nerzeit als Berliner Justizsenator vorangetrieben hat. Ich 
finde, das war eine ganz hervorragende Idee.

(Beifall des Abg. Dr. Volker Ullrich [CDU/ 
CSU] – Dr. Johannes Fechner [SPD]: Tosender 
Applaus!)

Wir haben damals im Übrigen Ähnliches erlebt, was 
wir in Teilen auch heute wieder erleben. Es gab nicht nur 
Kolleginnen und Kollegen, Mitstreiterinnen und Mitstrei-
ter, die das begrüßt haben, sondern es gab auch erhebliche 
Bedenken. Diesen Unkenrufern muss entgegengehalten 
werden: All ihre Bedenken haben sich nicht bewahrhei-
tet. Das Bundesverfassungsgericht hat die Rechtmäßig-
keit und Verfassungsmäßigkeit dieser Maßnahmen im 
Jahr 2021 geklärt. Diese Maßnahmen sind eben wichtig, 
weil unrechtmäßig erlangtes Vermögen – darum genau 
geht es ja dem organisierten Verbrechen – nicht bei den 
Gaunern verbleiben darf. Meine Damen und Herren, es 
wäre ja ein geradezu unhaltbarer Zustand, wenn wir das 
tolerierten.

Die Größenordnung ist richtig eingeordnet worden: Es 
wird rund 1 Milliarde Euro pro Jahr eingezogen. Das 
entspricht tatsächlich der Größenordnung des Justizetats, 
den dieses Haus so Jahr für Jahr berät. Es geht deutlich 
mehr, und es muss deutlich mehr gehen.

Meine Damen und Herren, es besteht Reformbedarf. 
Die Regelungen sind jetzt rund sechseinhalb, sieben 
Jahre alt; die Justizministerkonferenz hat im April 2024 
dazu einen umfangreichen Bericht vorgelegt. Wenn Sie 
jetzt nicht handeln – wir werden es in der nächsten Le-
gislaturperiode machen –, dann ist das keine Frage des 
Nichtkönnens, sondern des Nichtwollens, und das geht 
nicht.
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Was müssen wir konkret tun? Wir müssen virtuelle 
Werte abschöpfen können. Das betrifft also beispiels-
weise Kryptowährungen. Wir müssen auch Surrogate 
und Folgesurrogate einziehen können. Das heißt, wenn 
jemand in ein Schmuckstück investiert, dieses wieder 
verkauft und in das nächste investiert, muss auch das 
zuletzt Erworbene abgeschöpft werden können.

Straftaten dürfen sich nicht lohnen; das ist die Über-
zeugung der Unionsfraktion. Dafür kämpfen wir in die-
sem Bundestag und im nächsten Bundestag.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Carlos Kasper hat für die SPD-Fraktion 

seine Rede zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das Wort hat Dr. Volker Ullrich für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Volker Ullrich (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Es hat sich gezeigt, dass der Grundsatz „Folge 
dem Geld!“ der wichtigste Ermittlungsansatz ist. Wenn 
das Geld aus der Straftat nicht mehr vorhanden ist, kön-
nen wir die Grundlage dafür auch zurückdrängen.

Deswegen ist die Abschöpfung kriminell erlangter 
Vermögenswerte so wichtig; denn letztlich entsteht orga-
nisiertes Verbrechen durch Gier. Und wenn sich Verbre-
chen nicht lohnt, weil doch konsequent abgeschöpft wird, 
hat dieser Rechtsstaat einen wirksamen Hebel bei der 
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität. Deswegen 
ist dieses Thema so wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich halte fest, dass es in diesem Haus Übereinstim-
mung darüber gibt, dieses Thema mit Sorgfalt, aber 
auch mit Nachdruck zu Beginn der nächsten Wahlperiode 
in ein Gesetz zu fassen und dieses schnell zu verabschie-
den. Das ist vor allen Dingen wichtig, weil die Entwick-
lung gezeigt hat, dass wir bei zwei bzw. drei Themen 
dringend nachsteuern müssen.

Ich bin dem Kollegen Heilmann, aber auch dem Kol-
legen Fiedler dankbar, dass sie zum Surrogat und Folge-
surrogat noch einmal präzisiert haben. Wird aus inkrimi-
niertem Vermögen ein Auto gekauft, wieder verkauft und 
ein weiteres Auto gekauft – das gilt auch im Bereich von 
Wohnungen und Immobilien –, muss auch jedes Folge-
vermögen abschöpfungsfähig sein; denn sonst leisten wir 
Vorschub dafür, dass Vermögen verschleiert wird. Und 
das dürfen wir nicht zulassen.

Ein weiterer Punkt ist, dass wir auch beim Thema „vor-
läufiger Vermögensarrest“ eben noch konsequenter wer-
den müssen. Das ist übrigens keine Frage, die unmittelbar 
mit der Strafe zu tun hat, sondern es ist eine Folge aus der 
Straftat selbst, sodass die verfassungsmäßigen Bedenken 
hier nicht in diesem Maße greifen.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na ja, na ja! Da wäre ich mir jetzt 
aber nicht so sicher!)

Wir müssen deutlich machen, dass sich Straftaten nicht 
lohnen, und dafür sorgen, dass die Ergebnisse der Bund- 
Länder-Arbeitsgruppe auch so umgesetzt werden, dass 
die Staatsanwaltschaften damit gut zurechtkommen.

Das heißt übrigens auch – und das ist mein letzter 
Gedanke –, dass die Justizbehörden, die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften personell so gut aufgestellt werden 
müssen,

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Tja, das ist das eigentlich Entschei-
dende! – Gegenruf des Abg. Carsten Müller 
[Braunschweig] [CDU/CSU]: Die Ampel hat 
den Pakt für den Rechtsstaat gekündigt!)

dass sie die Vermögensabschöpfung eben durchführen 
können. Dazu braucht es Personal. Wir brauchen eine 
Weiterführung des Pakts für den Rechtsstaat und eine 
entsprechende personelle Ausstattung der Justiz, damit 
diese Verfahren schnell durchgeführt werden können; 
das ist der Dreh- und Angelpunkt.

Wir brauchen die rechtliche Voraussetzung, aber auch 
die tatsächliche Umsetzung.

(Nina Warken [CDU/CSU]: So ist es!)

Dann können wir Organisierte Kriminalität stärker be-
kämpfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 20/14014 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 18 a und 18 b: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordne- 
ten Caren Lay, Dr. Gesine Lötzsch, Gökay 
Akbulut, weiteren Abgeordneten und der 
Gruppe Die Linke eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur effektiven Verfolgung 
von Mietwucher (Mietwuchergesetz) 

Drucksache 20/13294
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen1) Anlage 8
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b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Caren Lay, Dr. Gesine Lötzsch, Christian 
Görke, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe Die Linke 

Zeit zu handeln – Für ein starkes, soziales 
Mietrecht

Drucksache 20/12105
Überweisungsvorschlag:  
Rechtsausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

(Beifall bei der Linken)
Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-

einbart.
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kollegin 

Caren Lay für die Gruppe Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Caren Lay (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir erleben eine noch nie dagewesene Mieten-
explosion. In den Großstädten wurden die Mieten in nur 
neun Jahren im Schnitt um 44 Prozent erhöht.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Unglaublich!)
Die Mietpreisbremse bremst also gar nicht. Es gibt zahl-
reiche Ausnahmen.

(Dr. Thorsten Lieb [FDP]: Dann schaffen wir 
sie doch ab, wenn sie nicht bremst, oder?)

Wer sie umgeht, dem drohen keinerlei Sanktionen. Ab-
surd!

(Beifall bei der Linken)
In drei Jahren „Fortschrittskoalition“: keine Nachbes-

serung, noch nicht einmal eine simple Verlängerung der 
Mietpreisbremse, kein soziales Mietrecht, kein besserer 
Kündigungsschutz, gar nichts. Das ist beschämend.

(Beifall bei der Linken)
Deswegen gab es heute Protest vor dem Mini-Wohn-

gipfel der Bundesregierung – völlig zu Recht –, und auch 
wir als Linke wollen uns mit dieser miesen Bilanz nicht 
abfinden. Wir bringen unsere Vorschläge für ein soziales 
Mietrecht heute ein. Einer muss es ja tun.

(Beifall bei der Linken – Heidi Reichinnek 
[Die Linke]: Genau!)

Bereits jetzt gibt es ein Mittel gegen überhöhte Mieten. 
Sie sind nämlich eigentlich schon eine Ordnungswidrig-
keit. Mietwucher ist sogar eine Straftat. Anders als bei der 
Mietpreisbremse müssen hier nicht Mieter/-innen selber 
aktiv werden, sondern eigentlich müssten es die Kom-
munen, die Wohnungsämter tun.

(Beifall bei der Linken)
Das passiert aber kaum, weil die Anwendung dieses so-
genannten Mietwucherparagrafen durch Rechtsprechung 
sehr kompliziert geworden ist.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: In 
Frankfurt am Main funktioniert es sehr gut!)

Deswegen fordern die Städte, fordern die Bundesländer 
ja eine erleichterte Anwendung.

Wir als Linke bringen heute den wirklich guten Gesetz-
entwurf des Bundesrates zur besseren Bekämpfung von 
Mietwucher ein.

(Beifall bei der Linken)
Urheber ist übrigens die bayerische Landesregierung, 
also CSU, unterstützt vom schwarz-grünen Nordrhein- 
Westfalen und vom rot-grünen Hamburg und der Mehr-
heit der Bundesländer. Dieser Gesetzentwurf müsste also 
auch hier eine Mehrheit finden, sonst müssten Sie sich 
gegen die Position Ihrer Landesregierungen stellen,

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]:  
Das kommt vor!)

und das werden Sie wohl kaum tun.
(Beifall bei der Linken)

Lassen Sie uns also die Stunde des Parlamentes nutzen 
und dafür sorgen, dass überhöhte Mieten leichter verfolgt 
und leichter gesenkt werden können!

Wir fordern als Linke übrigens auch einen sofortigen 
Mietenstopp und einen bundesweiten Mietendeckel. Hier 
ist mehr Überzeugungsarbeit zu leisten. Wir werden wei-
ter in dieser Richtung Druck machen.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Außer-
parlamentarisch demnächst! Außerparlamenta-
risch!)

Das darf ich versprechen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat Dr. Martens das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Zanda Martens (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Parteien! Das Gesetz gegen 
den Mietwucher und der Antrag für ein starkes, soziales 
Mietrecht, die Die Linke hier gerne beschlossen hätten, 
ist ein Teil der sogenannten „großen Abrechnung“, die 
Sie neulich veröffentlicht haben. Sie trägt den Untertitel: 
„Wieso Olaf Scholz kein ‚Mietenkanzlerʼ wurde“. Die 
Antwort auf Ihre Frage ist so einfach wie ernüchternd: 
weil wir keine politische Mehrheit für die Interessen der 
Mieterinnen und Mieter in diesem 20. Deutschen Bun-
destag haben.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Ihr seid 
ja ziemlich durchsetzungsschwach! – Gegenruf 
des Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ihr wer-
det euch noch wundern!)

Sie beschreiben in Ihrem Papier völlig zutreffend die 
massiv gestiegenen Mieten in den Großstädten, in ost-
deutschen Städten, auch im ländlichen Raum und wie 
Vereinbarungen aus dem Ampelkoalitionsvertrag – auch 
da haben Sie recht – nicht umgesetzt worden sind, wie 
zum Beispiel die Verlängerung der Mietpreisbremse.
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(Zuruf von der Linken: Genau!)

Da zetert Die Linke aber ausgerechnet gegen die SPD 
und Olaf Scholz wegen des gebrochenen Versprechens, 
das Mietrecht besser und sozialer für die Mieter zu ma-
chen. Dabei müssten Sie doch besser wissen, wie die 
parlamentarische Demokratie funktioniert: dass Gesetze 
mit der Mehrheit hier im Bundestag beschlossen werden 
und nicht von der größten Partei und nicht vom Bundes-
kanzler per Schlag auf den Tisch.

Man darf Wünsche haben – davon habe ich auch viele, 
das können Sie mir glauben –, und man muss für diese 
Wünsche auch kämpfen; aber man braucht eben eine 
Mehrheit im Bundestag. Das sehen Sie doch selbst: 
Auch aus Ihren Wünschen wird nichts, weil Ihre Vorlagen 
keine Mehrheit hier im Bundestag haben.

(Dirk-Ulrich Mende [SPD]: Genau!  
Sehr richtig!)

Die Mehrheit in der Ampelkoalition hatten die SPD, die 
Grünen und die FDP zusammen, nicht jede für sich allei-
ne. Auch die größte Partei in der Koalition kann noch so 
groß sein: Solange sie keine absolute Mehrheit hat, ist sie 
auch auf den kleinsten Koalitionspartner angewiesen.

(Dirk-Ulrich Mende [SPD]: Sehr schön 
erklärt!)

Gut, Sie wollen also eine Bilanz der Ampelkoalition in 
der Mietenpolitik ziehen. Sie wollen eine „große Abrech-
nung“. Machen wir, aber dann bitte eine ehrliche. Fakt 
ist: Die Blockade beim Mietrecht war einzig und allein in 
der Verantwortung des ausgeschiedenen Justizministers 
Buschmann.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Canan 
Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Bei-
fall des Abg. Michael Kruse [FDP])

Das ist kein Geheimnis und auch keine Mutmaßung. Die 
FDP rühmt sich jetzt sogar nachträglich mit ihren per-
manenten Blockaden.

Die SPD hat stets auf die Umsetzung der Mieterschutz-
maßnahmen aus dem Koalitionsvertrag gedrängt. Wir 
haben Briefe geschrieben, wir haben Gespräche geführt, 
wir haben angeboten, in anderen Punkten entgegen-
zukommen, wir haben gebettelt, wir haben gedroht.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]:  
Selbst gebettelt?)

Nichts hat geholfen. Die ganze Zeit wurden sachfremde 
Themen miteinander verknüpft und wichtige Vorhaben 
blockiert.

Es war also Marco Buschmann, der die Mieterinnen 
und Mieter in Deutschland für andere Projekte in Geisel-
haft genommen hat.

(Dirk-Ulrich Mende [SPD]: Das ist ein 
Armutszeugnis!)

Marco Buschmann wurde vertragsbrüchig, nicht Olaf 
Scholz, nicht die SPD.

(Beifall bei der SPD)

Mit dieser FDP war es leider nicht möglich, einen 
produktiven Arbeitsmodus zu finden. Die jüngsten Ver-
öffentlichungen haben doch gut veranschaulicht, mit 
welch destruktiven Kräften wir uns drei Jahre lang he-
rumschlagen mussten.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Das hörte sich vor vier Wochen noch ganz 
anders an!)

Während wir im Mietrecht auf den Delivery Day warte-
ten, konzentrierte sich die FDP lieber auf den Doomsday.

Ja, ich könnte auch rot anlaufen vor Wut. Aber es hilft 
nicht, liebe Linke, ausgerechnet noch die potenziellen 
Verbündeten anzugreifen. Wir müssen vielmehr die de-
mokratischen Kräfte im Bundestag bündeln, um jetzt 
noch eine Mehrheit für die Interessen der Mieter hinzube-
kommen.

(Dirk-Ulrich Mende [SPD]: Richtig!)
Mir geht es vor allem um die Verlängerung der Mietpreis-
bremse, die sonst nächstes Jahr auslaufen würde.

(Johannes Schraps [SPD]: Das wäre ganz 
wichtig!)

Für die Mieterinnen und Mieter war mit der FDP leider 
nicht mehr drin als nichts.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Mit der gesamten Ampel nicht!)

Was sagen aber die anderen demokratischen Fraktionen? 
Die CDU/CSU war immerhin mit dabei, als die Miet-
preisbremse eingeführt wurde.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wir haben sie 
mit eingeführt! Läuft doch noch!)

Wollen Sie jetzt nichts mehr davon wissen in der Hoff-
nung, dass die Wähler/-innen im Mieterland Deutschland 
Sie am Wahltag dafür mit ihrer Stimme belohnen wer-
den?

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Sie haben doch bis vor vier Wochen noch die 
FDP heiß und innig geliebt!)

Kai Wegner, bekanntermaßen kein großer Sozialist, 
warnt vor Pariser Verhältnissen in deutschen Großstäd-
ten.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Aber in 
anderem Zusammenhang!)

Paris ist zwar eine wunderschöne Stadt. Aber glauben Sie 
mir: Eine Mietwohnung wollen Sie dort weder suchen 
noch bezahlen müssen. Genau deshalb müssen wir nach 
politischen Mehrheiten suchen, um die Millionen Mieter 
im Land nicht dem freien Mietmarkt zu überlassen und 
bei Mietsteigerungen nicht untätig zuschauen zu müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Christina-Johanne Schröder [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

In der Regierungsbefragung gestern hat der Bundes-
kanzler bereits angekündigt, dass zur Mietpreisbremse 
noch ein Gesetzentwurf kommen wird.

(Johannes Schraps [SPD]: Da kann die Union 
schauen, ob sie das mitmacht!)
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Das zeigt, was plötzlich gehen kann, wenn man konstruk-
tiv zusammenarbeitet. Im Justizministerium sitzt ja wei-
terhin ein liberaler Politiker.

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Ich dachte, da sitzt der Wissing!)

Aber es gibt eben Politiker, die Brücken bauen, und es 
gibt Politiker, die lieber die Straße blockieren.

(Beifall bei der SPD)
Deshalb sollten wir uns nicht länger mit großen Ab-

rechnungen beschäftigen. Ich und die SPD wollen die 
Zeit, die diesem Bundestag noch bleibt, für die Interessen 
der Mieter nutzen. Wir werden nichts unversucht lassen. 
Und dann sind am 23. Februar die Mieterinnen und Mie-
ter selbst dran und müssen entscheiden, ob es im nächsten 
Bundestag eine Mehrheit für ihre Belange geben wird.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Christina- 
Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Jan-Marco Luczak für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU – Nina Warken 
[CDU/CSU]: Jetzt wird es wieder besser!)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Es war ein bisschen das Bildnis einer zerrütteten 
Ehe mit der FDP, was Frau Martens gerade gezeigt hat.

(Zurufe von der SPD)
Es hat eigentlich nur noch gefehlt, dass wir hier Popcorn 
austeilen. Dabei ist das Thema eigentlich viel zu wichtig. 
Das will ich ganz gerne auch noch mal für meine Frak-
tion, die Union, deutlich machen.

Ja, wir sind für starke soziale Leitplanken.
(Zuruf von der SPD: Ach? Soso!)

Das ist wichtig, weil niemand aus seiner Wohnung ver-
drängt werden soll, weil er sich seine Miete nicht mehr 
leisten kann. Da sind wir uns im Ziel völlig einig. Worin 
wir uns nicht einig sind, sind die Wege dorthin.

Wir reden jetzt über zwei Vorlagen von den Linken. Da 
muss man schon mal genau hingucken. Hier wird vor-
geschlagen, den Mietwucherparagrafen, § 5 Wirtschafts-
strafgesetz, zu verändern. Die Kollegin Lay hat gerade 
ausgeführt, die Regelung würde überhaupt nicht funk-
tionieren, habe gar keinen Anwendungsbereich, bringe 
am Ende gar nichts.

(Axel Müller [CDU/CSU]: So ist es! – Wider-
spruch bei der Linken)

Dann würde ich Ihnen empfehlen: Gucken Sie mal 
nach Frankfurt am Main! Dort wird die geltende Rege-
lung angewandt, und zwar mit großem Erfolg.

(Johannes Schraps [SPD]: Ja!)
Innerhalb von drei Jahren gab es rund 1 200 Verfahren,

(Johannes Schraps [SPD]: Ohne wäre es noch 
viel schlimmer!)

bei denen über 300 000 Euro Geldbußen verhängt wor- 
den sind, wo über 400 000 Euro an überhöhten Mieten 
zurückgefordert worden sind, weil die Verwaltung dort 
auf Zack ist.

(Johannes Schraps [SPD]: Richtig!)
Ich gucke jetzt mal auf meine Heimatstadt. Es gibt eine 

Zahl aus der Zeit, bevor Kai Wegner Regierender Bürger-
meister wurde.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da gab es im gleichen Zeitraum ein einziges Verfahren: 
ein Verhältnis von 1 200 zu einem Verfahren.

Da muss man sich schon fragen: Ist es vor diesem 
Hintergrund denn eigentlich richtig, das bestehende, das 
geltende Recht, das an der einen Stelle funktioniert, weil 
die Verwaltung das ordentlich anwendet, zu verschärfen, 
nur weil man es der Verwaltung ein bisschen einfacher 
machen will, wobei man die Last auf die Eigentümer und 
die Vermieter abwälzt? Ich finde das nicht richtig. Es ist 
die Aufgabe der Verwaltung, geltendes Recht anzuwen-
den und nicht immer an dieser Stelle nur zu verschärfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Einen zweiten Punkt möchte ich nennen. Sie fordern ja 

gerade – das gilt für die Grünen und für die SPD in weiten 
Teilen auch – einen Mietenstopp, Sie fordern einen Mie-
tendeckel und meinen, damit den Mieterinnen und Mie-
tern in Deutschland zu helfen. Ich kann Ihnen nur sagen: 
Ich komme aus Berlin. In meiner Heimatstadt hat Rot- 
Rot-Grün das durchexerziert. Dort hat man einen Mieten-
deckel auf den Weg gebracht.

(Dr. Gesine Lötzsch [Die Linke]:  
Der hat funktioniert!)

Nicht nur, dass der krachend vor dem Bundesverfas-
sungsgericht gescheitert ist; darüber will ich gar nicht 
reden.

(Zurufe von der Linken)
Die Auswirkungen für die Mieterinnen und Mieter in 
Berlin waren eindeutig: Die waren verheerend, weil das 
Angebot an verfügbaren Mietwohnungen dramatisch ein-
gebrochen, um mehr als die Hälfte eingebrochen ist. Der 
Berliner Wohnungsmarkt hat sich davon bis heute noch 
nicht erholt.

Deswegen kann ich nur sagen: Ein solcher Mieten-
deckel ist sozial ungerecht, weil er am Ende den Falschen 
hilft. Er verhindert Wohnungsbau. Es gibt in meiner Stadt 
Berlin Schlangen bei den Wohnungsbesichtigungen, wo 
sich 500, 700 Menschen auf eine Wohnung bewerben.

(Johannes Schraps [SPD]: Die werden noch 
viel länger, wenn Sie nicht helfen!)

Von diesen 700 Menschen gehen am Ende 699 nach 
Hause und haben keine Wohnung, weil es eben nur diese 
eine Wohnung gibt. Der Mietendeckel verhindert genau 
das, was wir so dringend brauchen: nicht mehr Regulie-
rung, sondern mehr Wohnungsbau.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Die Konzepte, die Sie uns hier vorstellen, kommen aus 
der sozialistischen Mottenkiste. Das hilft den Mietern 
nicht, es schadet ihnen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat die Kol-

legin Bayram das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! In der Tat will ich nur kurze Zeit darauf 
verwenden, zu sagen: Wir hätten in dieser Legislatur 
mehr für die Mieterinnen und Mieter tun können. Ich 
muss auch sagen: Ich bin enttäuscht von Marco 
Buschmann, weil er uns mehr in Aussicht gestellt hat. 
Aber hilft das heute irgendwem, wenn wir darüber reden? 
Nein, meine Damen und Herren.

Deswegen müssen wir uns stärker darauf konzentrie-
ren, was die Mieterinnen und Mieter noch brauchen. Das 
ist in erster Linie tatsächlich die Mietpreisbremse. Das 
können wir auch nicht liegen lassen bis in die nächste 
Legislatur. Nein, das muss jetzt kommen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen jetzt eine Mietpreisbremse; denn das Ge-
setz läuft aus.

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Das läuft 
doch erst nächstes Jahr aus, Leute! – Gegenruf 
der Abg. Christina-Johanne Schröder [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Landesverordnun-
gen!)

Da schaue ich Sie alle an. Ob in allen Städten in Nord-
rhein-Westfalen, ob in Bayern, ob in Berlin, ob in allen 
anderen Gebieten in der Bundesrepublik Deutschland: 
Wir brauchen die Verlängerung der Mietpreisbremse; 
denn andernfalls werden wir die Not, die es auf dem 
Wohnungsmarkt gibt, verschärfen und werden als Politik 
keine Antwort darauf finden. Das wäre ein schweres Ver-
säumnis, meine Damen und Herren; das steht fest.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn ich mir so anhöre, wie wir uns über das Thema 

Mietwucher hier unterhalten, dann kann ich nur sagen: 
Herr Luczak, wir haben es doch im Rechtsausschuss ge-
habt. Das ist eine Initiative, die auf den Bundesrat zurück-
geht. Wenn die Länder an uns herantreten und sagen: 
„Leute, wir brauchen da eine Verbesserung, wir brauchen 
eine Unterstützung, damit die Mietpreise, die Mietzah-
lungen nicht durch die Decke gehen“, dann brauchen 
Sie doch nicht die Kollegin von der Linksfraktion zu 
beschimpfen,

(Beifall bei der Linken)
sondern da müssen wir eher schauen: Wie können wir 
tatsächlich gemeinsam dafür Sorge tragen, dass der Miet-
wucher wirksam bekämpft wird? Das Gesetz gibt es 

schon, aber man kann es verbessern; denn das Ziel sollte 
uns doch einen, die Mieter/-innen vor überhöhten Miet-
forderungen zu schützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Isabel Cademartori Dujisin 
[SPD])

Ich will noch ein Thema anschneiden. Die Untätigkeit 
in dieser Legislatur hat dazu geführt, dass der Wohnungs-
markt mittlerweile so verschärft ist, dass wir es wahr-
scheinlich nicht über das Mietrecht allein werden regeln 
können. Denn in der Tat haben wir in Städten wie Berlin, 
aber auch in anderen Ballungsgebieten die Situation, dass 
wir gar nicht genug Wohnungen haben, in die die Men-
schen ziehen könnten.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ja, warum denn 
nur? Wegen Ihrer linken Politik und der Mi-
gration!)

Das heißt, auch wir Abgeordnete selbst sollten in die 
Bundesländer hineinwirken und unsere Möglichkeiten 
nutzen, um dafür zu sorgen, dass genug Wohnungen zur 
Verfügung stehen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wer soll die denn 
bauen? Das rentiert sich doch gar nicht!)

und zwar nicht nur für die Menschen, die schon da sind, 
sondern auch – das hören doch alle in ihren Wahlkreisen – 
für all die Fachkräfte, die wir bräuchten,

(Beifall der Abg. Christina-Johanne Schröder 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

die nach Deutschland kommen müssten und die wir eben-
falls mit Wohnungen versorgen müssten.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
Das ist doch eines der drängenden Themen, das bei uns 
allen ankommt.

Wir wissen ja, dass die AfD niemals einen wertvollen 
Beitrag zu dieser Wohnungsthematik leisten wird und zu 
der Not der Mieter/-innen etwas beizutragen hat.

(Widerspruch des Abg. Dr. Götz Frömming 
[AfD])

Aber wir demokratischen Fraktionen sollten tatsächlich 
auch Unterschiede überwinden, um die Mieterinnen und 
Mieter in diesem Land zu schützen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Viel Emotion, we-
nig Sachverstand! – Gegenruf der Abg. Anja 
Liebert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Frechheit!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Thorsten Lieb für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Thorsten Lieb (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In der Tat: Die aus guten Gründen vergangene 
Ampelkoalition hätte mehr für Mieterinnen und Mieter 
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machen können, nämlich wenn Sie die 400 000 Wohnun-
gen, deren Bau wir mal anzuschieben versucht haben, 
tatsächlich gebaut hätten, zum Beispiel durch weniger 
Bürokratie und mehr Bauflächen, zum Beispiel durch 
Bebauung des Tempelhofer Feldes hier in Berlin. Platz 
wäre ja vorhanden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Anja Liebert [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ist das Ihre einzige Idee? Das 
nützt mir in Nordrhein-Westfalen aber gar 
nichts!)

Jetzt haben wir hier zu später Stunde – ursprünglich 
war ja die Geisterstunde geplant – zwei Vorlagen aus der 
Gruppe der Linken, die tatsächlich gut zu einer Geis-
terstunde passen: zwei Kochrezepte in der Vorweih-
nachtszeit, die nichts anderes darstellen als ein planwirt-
schaftliches Konstrukt, letzten Endes mit dem Ziel, 
Wohnungsbau nicht zu fördern,

(Widerspruch der Abg. Heidi Reichinnek [Die 
Linke])

sondern nachhaltig zu behindern. Und das heißt dann 
„soziales Mietrecht“, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Worum geht es? Meine Highlights: Das Hauptgericht: 
bundesweiter Mietenstopp für sechs Jahre. Als Beilage 
gibt es einen atmenden Mietendeckel. Abgeschmeckt 
wird das Ganze noch mit der Abschaffung von Indexmie-
ten. Und weil es so schön ist, gibt es als Nachtisch noch 
eine flächendeckende und unbefristete Geltung der Miet-
preisbremse, garniert mit dem Ausbau des Mietwucher-
rechts als faktisch weitere verschuldensunabhängige 
Mietpreisbremse.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Rezepte folgen 
doch unverhohlen eigentlich nur Enteignungsfantasien. 
Es fehlt ja praktisch nur noch ein Vermietungszwang, 
wenn man eine Wohnung in diesem Land baut. Das ist 
schlichtweg unverdaulich für den deutschen Wohnungs-
markt. Das wird ihn kaputtmachen und niemandem – 
keiner Mieterin, keinem Mieter – helfen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Jan- 
Marco Luczak [CDU/CSU])

Deshalb kann und wird die FDP-Fraktion solchen An-
trägen natürlich nicht zustimmen. Im Gegenteil: Wir wer-
den solchen Anträgen, die massiv ins Eigentum eingrei-
fen, massiv entgegentreten und dies, wo immer es geht, 
bekämpfen und ablehnen. Das sind nämlich, wie gesagt, 
die falschen Konzepte, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Mietrecht alleine – wir wissen es seit 250 Jahren – 
schafft keinen Wohnraum. Das muss endlich auch mal 
jemand in der Gruppe der Linken verstehen.

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])
Soziales Mietrecht bedeutet nämlich etwas ganz anderes 
als das, was Sie vorgeben, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Was wäre dazu das richtige Menüangebot? Ein so-
ziales Mietrecht schafft neuen Wohnraum durch mehr 
Flexibilität beim Bauen, zum Beispiel mit einem echten 
Gebäudetyp E und weniger Bürokratie,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Sehr gut!)

durch mehr Ausweisung von Wohnflächen – ein Beispiel 
habe ich gerade genannt –, durch die Abschaffung der 
Grunderwerbsteuer für eigengenutzten Wohnraum, damit 
man sich Wohnraum wieder leisten kann,

(Beifall bei der FDP – Anja Liebert [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Steuern senken – das 
Standardrezept der FDP!)

und nicht zuletzt durch ein Mietrecht, das auch angemes-
sene Renditen ermöglicht; denn wer investieren soll, der 
muss auch eine Chance haben, das Geld wieder zu ver-
dienen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will die Redezeit 
nicht ausschöpfen; es kommt ja noch ein bisschen was. 
Das ist unser Angebot, um den Wohnungsmarkt anzukur-
beln. Statt an Planwirtschaft pur glauben wir Freie De-
mokraten an soziale Marktwirtschaft, auch im Woh-
nungsmarkt.

(Konstantin Kuhle [FDP]: So ist es!)
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP – Zuruf des Abg. 
Bernhard Daldrup [SPD])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Nächster Redner ist der Abgeordnete Dr. Christian 

Wirth für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 

[AfD]: Guter Mann!)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Wir diskutieren zu 

später Stunde zum x-ten Mal über ein Planwirtschaftsge-
setz der Linkspartei. Einmal mehr geht es gegen die bö-
sen Vermieter, einmal mehr werden komplett sinnlose 
Forderungen erhoben.

Die Linkspartei hat eine lange Geschichte, wenn es um 
Miete und Wohnungsbaupolitik geht. In den Nullerjahren 
hat die Partei im Berliner Senat die meisten staatseigenen 
Wohnungen unter Preis verscherbelt und so die verhass-
ten Mietgroßkonzerne groß werden lassen. Jetzt arbeitet 
Die Linke daran, diese wieder zu enteignen, nachdem die 
freie Wirtschaft die maroden Wohnungen auf ein an-
nehmbares Niveau saniert hat. Sie sind sich Ihrer eigenen 
Politik in der Vergangenheit so sicher, dass die eigene 
Bausenatorin, als sie noch im Amt war, in Berlin gegen 
ihre eigene Politik demonstriert hat. Starkes Stück!

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])
Die Ergebnisse linker Baupolitik sehen wir nicht nur in 

Berlin, sondern auch in den neuen Bundesländern. Hier 
hatte die Linkspartei 40 Jahre Zeit, ohne irgendeine Op-
position die eigene Baupolitik zu zelebrieren. Das Er-
gebnis waren Plattenbauten, Sprengung historischer Bau-
substanz, Verwahrlosung alter Gebäude – ein einziger 
Sanierungsfall, eben Planwirtschaft.

(Zurufe von der Linken)
Nun, 34 Jahre nach der Wiedervereinigung, fordern 

Sie, Wohnen bezahlbar zu machen. Sie fordern, die Stra-
fen für Mietwucher zu erhöhen. Ich sage Ihnen eins: Die 
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bisherigen 50 000 Euro Strafzahlung waren schon unsin-
nig. Eine Verdoppelung bringt keine Wohnung mehr, im 
Gegenteil.

Sie wollen Indexmietverträge abschaffen. Das heißt, 
bei Entspannung des Marktes wird die Indexmiete eben 
nicht günstiger. Sie wollen keine Erhöhung über Jahre bei 
ansonsten steigenden Lebenshaltungskosten. Dass viele 
Vermieter sich mal eine Wohnung angeschafft haben, um 
ihre Altersversorgung zu sichern, das ist Ihnen egal.

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])

Vermieten muss sich lohnen, sonst wird kein Wohn-
raum geschaffen; und darum muss es doch gehen. Durch 
Gängelung, Bürokratisierung, Verwaltungsvorschriften 
und Ihren Verbotswahn wollen gerade in den großen 
Städten kaum noch Menschen vermieten. Und das macht 
die Mieten im Zweifel extra teuer, weil das Angebot sinkt 
und die Wohnungen härter umkämpft sind.

Wer verhindern will, dass für eine Zweizimmerwoh-
nung in Kreuzberg für 1 900 Euro warm über 400 Inte-
ressenten anstehen, sollte die Fesseln lösen und dafür 
sorgen, dass mehr vermietet werden kann – ganz unbüro-
kratisch. Ich kann es Ihnen nicht ersparen, aber ich ver-
weise auf Boris Palmer, den OB von Tübingen, der gesagt 
hat: Wenn es um Migranten geht, darf ich schnell und 
unbürokratisch ohne Auflagen bauen, für meine eigene 
Bevölkerung darf ich das nicht. – Das ist ein großes 
Problem.

(Beifall bei der AfD)

Und ein Bonbon zum Schluss: Sie wollen Zwangsräu-
mungen verbieten. Super Idee! Damit machen Sie Miet-
nomadentum de facto legal. Mieteprellen und das Zer-
stören von Eigentum werden legalisiert, und die ganze 
Party zahlt dann der Eigentümer bzw. der Steuerzahler. 
Glückwunsch!

(Dr. Gesine Lötzsch [Die Linke]:  
So ein Schwachsinn!)

Wir werden Ihre Vorlagen ablehnen.
Herzlichen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Matthias 
W. Birkwald [Die Linke])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Susanne Hierl hat ihre Rede für die CDU/ 

CSU-Fraktion zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der Abg. Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Dr. Thorsten Lieb [FDP])

Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/13294 und 20/12105 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Sind Sie damit einverstanden? – Das ist der Fall. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 19 a und 19 b: 

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Na-
turschutz, nukleare Sicherheit und Verbrau-
cherschutz (16. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Klaus Ernst, Dr. Sahra 
Wagenknecht, Ali Al-Dailami, weiterer Ab-
geordneter und der Gruppe BSW 

Verbrenner-Aus stoppen – Zukunft der 
deutschen Automobilindustrie sichern – 
Arbeitsplätze schützen und Wohlstand be-
wahren

Drucksachen 20/11541, 20/13655

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Verkehrsausschusses (15. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU 

Technologieoffener Klimaschutz im Stra-
ßenverkehr – Kein Verbot des klimaneu-
tralen Verbrennungsmotors

Drucksachen 20/11759, 20/13608

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart. – Ich bitte um Aufmerksamkeit.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kollegin 
Linda Heitmann für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der 

verschiedenen Fraktionen! Ich werde als Grüne – das 
können Sie sich vielleicht vorstellen – häufig gefragt: 
Was tut die Politik denn eigentlich wirklich konkret für 
den Klimaschutz, um auch für kommende Generationen 
eine gute Zukunft zu sichern? Ich sage immer: Klima-
schutz betrifft wirklich viele verschiedene Politikbe-
reiche. Aber kurz gesagt heißt konsequente Klima-
schutzpolitik vor allem: weg von fossilen und endlichen 
Rohstoffen und deren Verbrennung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Zuruf von 
der AfD: Falsch!)

Wenn wir das mal auf die unterschiedlichen Politik-
bereiche runterbrechen, dann heißt das zum Beispiel für 
die Energieerzeugung: Wir wollen die Energiewende, wir 
wollen hin zu den Erneuerbaren. Es heißt für das Heizen 
unserer Häuser und Wohnungen: Wir müssen die Wärme-
wende vorantreiben, damit wir auch hier von den fossilen 
Rohstoffen wegkommen. Und es heißt vor allem auch in 
der Mobilitätspolitik: weg von den Verbrennungsmotoren 
und dem Individualverkehr hin zu mehr ÖPNV und er-
neuerbaren Techniken auch bei der Mobilität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Und es heißt: 
Zehntausende Arbeitslose!)

Das und nur das ist wirklich konsequenter Klimaschutz.1) Anlage 9
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Ich muss leider sagen: Ganz, ganz viele Länder sind 
hier schon deutlich weiter als Deutschland und sogar 
auch als Europa, wobei Sie vom BSW ja jetzt wieder 
anzweifeln, dass dort überhaupt die richtigen Schritte 
gegangen werden.

Aber gucken wir uns mal Norwegen an. In Norwegen – 
es liegt auch in Europa, ist aber, wie wir wissen, nicht 
Mitglied der EU – sind über 90 Prozent aller Neuzulas-
sungen in diesem Jahr Pkw mit E-Antrieb. Es wird in 
Norwegen sogar überlegt, die Neuzulassungen von Pkw 
mit Verbrennungsmotoren schon ab 2030 nicht mehr zu 
ermöglichen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Womit verdient 
Norwegen denn Geld?)

Auch in China sehen wir einen großen Anstieg bei den 
Neuzulassungen von E-Fahrzeugen von zuletzt mehr als 
20 Prozent, und in etwa gleichem Maße sind die Zulas-
sungen von Verbrennern gesunken. Genau das ist zu-
kunftsgerichtete Mobilität, zukunftsgerichtete Politik. 
Der Wandel passiert schon jetzt, er passiert weltweit. 
Nur Sie, liebes BSW, und auch Sie, liebe Union, wollen 
in Europa weiterhin rückwärtsgewandte Politik mit Ihren 
Anträgen in unserem Ausschuss erzwingen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Als ob das nicht schon traurig genug wäre, muss man 
leider sagen: Sie sind dabei noch nicht mal konsequent. 
Sogar die Wirtschaft wünscht sich endlich mal Klarheit 
und eine klare Linie. Opel-Chef Florian Huettl hat gerade 
kürzlich gesagt, er will jetzt endlich ein klares Bekenntnis 
der Bundesregierung zur E-Mobilität. Damit sind Sie für 
eine Bundesregierung offenbar nicht geeignet.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Gucken wir uns stattdessen mal die Aussagen gerade 
der Union in den letzten Jahren zum Thema Verbrenner 
an. 2007 hat Markus Söder gesagt, er möchte keine Neu-
zulassungen von Verbrennungsmotoren mehr ab dem 
Jahr 2020.

(Julian Grünke [FDP]: Söder sagt alle zwei 
Wochen was anderes! Das zählt nicht!)

Dann, im Jahr 2020, sagt Markus Söder, er möchte keine 
Neuzulassungen von Verbrennern mehr ab dem Jahr 
2035. Ja, genau das haben wir jetzt in Europa geregelt. 
Und jetzt stellen Sie das schon wieder infrage.

(Beifall der Abg. Christina-Johanne Schröder 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich appelliere an Sie: Seien Sie doch bitte endlich mal 
geradlinig! Geben Sie der Wirtschaft in diesem Land 
endlich Sicherheit, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und zwar mit einer wirklich zukunftsgewandten Po-

litik, die auch kommende Generationen im Blick hat!

(Dr. Götz Frömming [AfD]:  
Planwirtschaft ist das!)

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat Dr. Christoph Ploß das 

Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Christoph Ploß (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Am Ende der Regierungszeit des gescheiterten Bundes-
kanzlers Olaf Scholz muss man leider eines konstatieren: 
Der Wirtschaftsstandort Deutschland und insbesondere 
der Automobilstandort Deutschland sind in einem so 
schlechten Zustand wie seit vielen Jahren nicht mehr. 
Deswegen braucht es dringend die CDU/CSU wieder in 
der Bundesregierung, damit sich das ändert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Träum weiter! – Zuruf des 
Abg. Carsten Träger [SPD])

Sie haben viel dazu beigetragen, dass die Automobil-
industrie in so schweres Fahrwasser geraten ist.

(Beifall des Abg. Julian Grünke [FDP] – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie auch!)

Wie kann man auf die Idee kommen, Frau Kollegin 
Heitmann, über Nacht die versprochene Prämie für den 
Kauf von E-Autos zu streichen, so wie es Robert Habeck 
praktiziert hat? Daran kann man sehen: Ihre Regierung 
hat nicht nur ganz viel Vertrauen bei den Bürgern ver-
spielt, sondern Ihre Regierung hat auch dafür gesorgt, 
dass jetzt so viele Arbeitsplätze in der Automobilindus-
trie auf dem Spiel stehen.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Sie gehören in die Opposition. Die Grünen haben in der 
nächsten Bundesregierung nichts mehr verloren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir brauchen dringend einen Wandel von Planwirt-

schaft zu sozialer Marktwirtschaft. Wir brauchen eine 
Beendigung von staatlicher Gängelung und von immer 
mehr Vorgaben. Wir brauchen Technologieoffenheit. 
Und wir dürfen auf keinen Fall, so wie Sie es hier in Ihrer 
Rede wieder praktiziert haben, den Verbrennungsmotor 
verbieten. Wir als CDU/CSU-Fraktion wollen den Ver-
brennungsmotor auch in Zukunft erhalten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Aha!  
Das sieht Herr Söder aber anders!)

Wir wollen ihn mit E-Fuels klimaneutral machen, damit 
Hunderttausende Arbeitsplätze in der Automobilindustrie 
gerettet werden.

(Beifall des Abg. Volker Mayer-Lay [CDU/ 
CSU])

Dafür bitten wir dann auch um das Votum am 23. Februar.
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Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bernhard 
Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Unverschämte Frechheit! Grinst auch noch! – 
Zuruf von der SPD: Die Kollegin erklärt Ihnen 
das jetzt noch mal!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Isabel Cademartori für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Isabel Cademartori Dujisin (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lieber Herr Ploß, Ihre Position zum Verbren-
nungsmotor in der Union ist ungefähr so klar wie Ihre 
Position zu der Frage, ob Robert Habeck in Ihrem zu-
künftigen Kabinett Wirtschaftsminister sein soll oder 
nicht.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Zuruf der Abg. Nina Warken [CDU/CSU])

Sie sagen, dass am 23. Februar die Bürgerinnen und 
Bürger darüber abstimmen sollen, ob das sogenannte Ver-
bot des Verbrennungsmotors jetzt ausgesetzt wird oder 
nicht. Ich habe da Déjà-vu-Erlebnisse; denn ich habe 
das dieses Jahr schon einmal gehört. Vor der Europawahl 
haben Sie nämlich genau das Gleiche erzählt. Und, siehe 
da, Sie haben die Wahl sogar gewonnen. Und was hat sich 
geändert? Gar nichts. Die Flottengrenzwerte gibt es im-
mer noch.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Da ist was dran! 
AfD wählen ist immer gut! Das ist mit uns 
nicht so! – Zuruf der Abg. Dr. Anja Weisgerber 
[CDU/CSU])

Es ist ein ewiges Rumgeeiere. Aber das Dramatische 
daran ist, dass der größte Leidtragende dieses Rumge-
eieres die deutsche Automobilindustrie ist.

(Beifall bei der SPD – Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die Mitarbei-
ter sind das! Die Mitarbeiter! – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Aber das sind die 
Leidtragenden Ihrer Politik! Zum Beispiel die 
Abschaffung der Umweltprämie hat dazu ge-
führt!)

Sie schaffen keine Klarheit und keine Planungssicherheit. 
Mittlerweile kann man wirklich jeden wichtigen Manager 
dieser Industrie und natürlich auch alle Gewerkschafts- 
und Arbeitnehmerinnen- und Arbeitnehmervertreter mit 
der dringenden Bitte zitieren, hier doch mal eine konsis-
tente Linie zu fahren.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Ja, aber das 
müssen Sie doch machen in Ihrer Politik! – 
Zuruf des Abg. Dr. Jonas Geissler [CDU/ 
CSU])

Und das tut diese Regierung schon die ganze Zeit.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Sie sind 
doch verantwortlich, dass die Energiepreise 
so hoch sind!)

Wir setzen auf E-Mobilität, und Sie sollten es auch tun; 
denn das ist die Zukunft der deutschen Automobilindus-
trie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Also, das 
ist echt ein Witz, diese Rede!)

Ich durfte kürzlich auf dem Hockenheimring deutsche 
Elektroautos fahren, einen Porsche Taycan und einen 
Mini von BMW – alle beide hier in Deutschland produ-
ziert. Das war ein tolles Fahrerlebnis. Ich würde mir 
wünschen, dass wir uns alle in einem gewissen Stand-
ortpatriotismus hinter dem Anliegen vereinen und diesen 
Zukunftstechnologien in Deutschland zum Durchbruch 
verhelfen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Wer regiert 
denn?)

Die Mirage der E-Fuels, die Sie ständig vor sich her-
tragen und versuchen als Lösung zu verkaufen,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Jetzt hört es  
aber auf!)

wird sich entzaubern, wenn wir ein paar Tagesordnungs-
punkte weiter über die Flugbranche und deren Situation 
sprechen. Die Flugbranche kommt auf uns zu und sagt: 
Wir können unsere E-Fuels-Quote nicht erfüllen, weil es 
nicht genügend E-Fuels auf dem Markt gibt. –

(Julian Grünke [FDP]: Sie haben offensichtlich 
nicht verstanden, wie das Zeug hergestellt 
wird!)

Und das, obwohl wir die E-Fuels speziell für die Flug-
branche und die Schiffsbranche reserviert haben. Also, 
wie können wir einen klimaneutralen Verbrennungs-
motor anbieten, wenn wir keine E-Fuels haben?

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Sie können es 
auch lassen!)

An die Kollegen der FDP gerichtet, sage ich: Man 
sollte nicht in eine offene Feldschlacht ziehen, wenn 
man nicht genügend E-Fuels hat, um durchzuziehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

E-Fuels sind keine Lösung; denn sie sind nicht vorhan-
den. Und sie werden auch perspektivisch nicht vorhanden 
sein, zumindest nicht in der Menge, die wir brauchen, um 
die ganze Automobilindustrie klimaneutral betreiben zu 
können.

Alle Automobilkonzerne setzen auf E-Mobilität,
(Julian Grünke [FDP]: Quatsch!)

und wir sollten sie dabei unterstützen. Diese Bundes-
regierung und der Bundeskanzler haben dazu Vorschläge 
vorgelegt. Mit den verschiedenen Wirtschaftspaketen, die 
wir vorgeschlagen haben,
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(Konstantin Kuhle [FDP]: Vorgeschlagen!  
Das ist das Problem!)

wollen wir die Automobilindustrie ganz konkret dabei 
unterstützen, ihre Absatzprobleme bei der E-Mobilität 
kurzfristig zu überwinden und so die Standorte zu si-
chern.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Mit was 
denn? Sie müssen die Energiepreise senken! 
Sie haben die Umweltprämie abgeschafft!)

Das schulden wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.
Und statt mich hier so wüst anzubrüllen, sollten Sie mit 

uns darüber reden, wie wir tatsächliche Verbesserungen 
für die Automobilindustrie erzielen können,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

um den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern Sicher-
heit zu geben.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Warum ha-
ben Sie denn die Umweltprämie abgeschafft? 
Sagen Sie mal was dazu!)

Wir können gemeinsam noch einiges erreichen, wenn Sie 
sich konstruktiv verhalten. Ich strecke noch mal die Hand 
aus, damit wir jetzt einen klaren Kurs finden, der den 
Standort der Automobilindustrie in Deutschland stärkt

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Sie regieren 
doch!)

und den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auch in 
Zukunft einen sicheren Arbeitsplatz bietet.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Danke. – Die nächste Rednerin ist die Kollegin Carina 

Konrad für die FDP-Fraktion.
(Beifall bei der FDP)

Carina Konrad (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der 18. Geburtstag ist für viele junge Men-
schen bis heute ein ganz, ganz besonderer Moment; 
denn es ist der Beginn der ultimativen Freiheit, wenn 
man das erste Mal den Autoschlüssel in der Hand hat 
und selbst losfährt. Auf dem Land bedeutet das Eigenver-
antwortung.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber nicht in Berlin!)

– Sie reden schon wieder nur von Berlin, und das ist 
genau Ihr Problem.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das ist Eigenverantwortung, die wir wirklich brauchen 
und die junge Menschen weiterbringt.

Vor diesem Hintergrund war das Verbrenner-Aus ein 
Riesenfehler.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Das Verbrenner-Aus war deswegen ein Riesenfehler, weil 
diese Technologie nicht per se klimaschädlich ist. Es 
kommt darauf an, was man tankt. Deshalb haben wir 
auch den HVO 100 zugelassen;

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
damit kann man direkt 90 Prozent CO2 einsparen. Des-
halb kämpfen die Freien Demokraten auch weiter für die 
Zulassung von E-Fuels, auch für den Motorenbereich.

Das Verbrenner-Aus war auch organisatorisch einfach 
falsch gemacht; denn man muss die Ziele beim Klima-
schutz in den Blick nehmen. Und es sind nicht Politiker 
am besten geeignet, darüber zu entscheiden, wie man 
etwas bis ins Detail regulieren kann;

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer denn sonst?)

das macht die ganze Sache einfach nur unglaublich teuer. 
Wie teuer das wird, sieht man gerade daran, dass sogar 
das BSW hier einen Antrag einbringt, in dem über den 
Verlust von Arbeitsplätzen bis in den Mittelstand hinein 
geklagt wird.

Wir stehen für Technologieoffenheit. Wir stehen für 
den Wettbewerb der Ideen. Und das ist auch richtig so; 
denn die Freien Demokraten sind die letzte Partei, die 
dafür universell steht.

(Leni Breymaier [SPD]: Noch!)
Die CDU/CSU hat mit ihrer partiellen Amnesie bewie-

sen, wie wichtig es ist, dass es eine Partei gibt, die die 
Stimme für Freiheit und Technologieoffenheit erhebt; 
denn, wenn sie dem Applaus von linken, linkeren und 
noch viel linkeren Parteien erliegt, dann wird es sehr, 
sehr teuer für den Standort Deutschland. Und dann geht 
die Freiheit für die jungen Menschen verloren, die 18 
werden und sich nichts sehnlicher wünschen als die Frei-
heit, zum ersten Mal den Autoschlüssel in der Hand zu 
haben und selbst loszufahren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Thomas Ehrhorn für die 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es wird nicht besser, 
fürchte ich!)

Thomas Ehrhorn (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Diejeni-

gen, die sich nicht ohne Wenn und Aber für den Fort-
bestand des Verbrennungsmotors einsetzen, haben sich 
ganz offensichtlich von allen Prinzipien der freien Markt-
wirtschaft verabschiedet.

(Beifall bei der AfD)
Sie sind die wahren Totengräber unserer einst gesunden 
Volkswirtschaft. Wer sich fragt, wie die Saboteure am 
deutschen Wohlstand aussehen, dem muss ich sagen: Se-
hen Sie sich hier um, sie sitzen überall:
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(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vor allem bei Ihnen!)

Sie sitzen auf der Regierungsbank, sie sitzen auf dem 
Stuhl einer unter Korruptionsverdacht stehenden Frau 
von der Leyen in Brüssel, und sie sitzen in den Reihen 
der CDU/CSU neben ihrem Brandmauerfetischisten, der 
wohl künftig eher die Interessen von BlackRock als die 
unseres Landes vertreten wird.

(Beifall bei der AfD – Michael Donth [CDU/ 
CSU]: Reden Sie doch mal zu Russland!)

Jedem sollte jedenfalls klar sein, dass es auch und 
gerade die CDU/CSU ist, die unbeirrt an der Politik 
zum Schaden unseres eigenen Volkes festhält. Und so 
ist der hier vorliegende CDU/CSU-Antrag nichts als der 
schäbige Versuch politischer Hütchenspieler und Trick-
betrüger, den Eindruck zu erwecken, man wolle an-
geblich den Verbrennungsmotor nun doch erhalten. So 
präsentiert man uns die Idee einer neu zu schaffenden 
Fahrzeugklasse, die ausschließlich mit klimafreundlichen 
E-Fuels betrieben und bei der die Verwendung von kon-
ventionellen Kraftstoffen technisch ausgeschlossen wer-
den soll. Woher dann aber der neue Kraftstoff in ausrei-
chender Menge kommen soll, wissen die Damen und 
Herren von der CDU/CSU offenkundig selber nicht. 
Das Einzige, was ihnen einfällt, ist, eine neue Strategie 
zu fordern, um den Markthochlauf irgendwie zu be-
schleunigen. Nun gut.

Gegen den schrittweisen Umstieg auf E-Fuels, wenn es 
sie denn zu bezahlbaren Preisen gäbe, wäre ja grundsätz-
lich auch gar nichts einzuwenden. Solange es sie aber 
nicht gibt, müsste ein Betrieb von Verbrennungsmotoren 
mit konventionellen Kraftstoffen selbstverständlich wei-
ter möglich sein.

(Beifall bei der AfD)
Aber genau das soll ja ganz bewusst für die neue E-Fuels- 
only-Klasse technisch verhindert werden. Und Sie wissen 
das ganz genau.

Dennoch werden wir wegen der wenigen richtigen An-
sätze in Ihrem zutiefst unaufrichtigen Papier Ihrem An-
trag zustimmen. Wer allerdings ein klar formuliertes Be-
kenntnis zum Verbrennungsmotor lesen will, findet das 
ausschließlich im Antrag der AfD – wie üblich. Deshalb 
sage ich: Wer CDU wählt, wählt den Niedergang der 
Autoindustrie. Wer Merz wählt, wählt BlackRock. Nur 
wer AfD wählt,

(Michael Donth [CDU/CSU]: … wählt Russ-
land!)

wählt eine bessere Zukunft.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Dunja Kreiser hat ihre Rede für die SPD- 

Fraktion zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der SPD)

Das Wort hat der Kollege Christian Hirte für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christian Hirte (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Das Thema der heutigen Debatte ist die Zu-
kunft der deutschen Automobilindustrie; darüber möchte 
ich sprechen.

(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist der Ausschussbericht!)

In Anbetracht der noch verbleibenden „Fußgängerampel“ 
ist es um die Automobilindustrie schlecht bestellt.

(Zuruf von der SPD: Nicht die Fußgänger 
schlechtmachen! Mann, Mann, Mann!)

Wir haben gerade gehört, dass die SPD offenbar schon 
Probleme damit hat, den tatsächlichen Zustand überhaupt 
wahrzunehmen.

(Nina Warken [CDU/CSU]: So ist es!)
Wir hatten schon im Ausschuss gehört, wie eine Kol-

legin – das kann man übrigens im Protokoll nachlesen – 
meinte – Zitat –, es sei alles in bester Ordnung. Wir hören 
heute, es gebe doch tolle Autos und die Empfehlung, die 
Menschen sollen sich einen Porsche Taycan kaufen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das hat sie nicht 
gesagt!)

Wenn das die Empfehlung der SPD an die Bürgerinnen 
und Bürger in unserem Land ist, dann brauchen wir uns 
nicht zu wundern, dass Sie unser Land ins Chaos führen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir haben auf der anderen Seite eine völlig ideologie-

getriebene Grüne, die meint, Klimaverbesserungen seien 
nur auf eine Art und Weise zu erreichen, das gehe nur mit 
dem Verbrennerverbot

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Flottengrenzwerte!)

und dem Verbot von fossilen Brennstoffen.
(Linda Heitmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich bin auf den Ausschussbericht ein-
gegangen! Darüber reden wir!)

Das eine hat aber mit dem anderen schlicht nichts zu tun. 
Man kann auch Verbrennerfahrzeuge klimafreundlich be-
wegen, wenn man auf regenerative Kraftstoffe setzt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bernhard 
Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Flottengrenzwerte auf europäischer Ebene! 
Was machen wir damit?)

Und genau das wollen wir als Union. Genau das will auch 
die EVP-Fraktion, die morgen beschließen wird, dass die 
Europäische Kommission binnen der ersten 100 Tage 
eine Evaluation der Entscheidung zum Verbrennerverbot 
ab 2035 ermöglicht.

Wir wollen Technologieoffenheit,
(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie veralbern die Menschen!)1) Anlage 10
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Wir wollen auch künftig die Möglichkeit, mit regenerati-
ven Kraftstoffen, mit fortschrittlichen Biokraftstoffen, 
mit E-Fuels die Mobilität der Zukunft zu gestalten. Dafür 
stehen wir als Union.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Nächster Redner ist Julian Grünke für die FDP-Frak-

tion.

(Beifall bei der FDP)

Julian Grünke (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Motor der deutschen Wirtschaft brummt 
nicht mehr.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist falsch!)

Und besonders schlimm ist es dort, wo er nicht mehr 
gebrummt, sondern gesummt hat. Die Schlüsselindustrie 
Automobil steht auf der Kippe. Die deutsche Elektro-
mobilität ist nicht wettbewerbsfähig. Es gelingt nicht, 
Fahrzeuge zu einem Preis zu produzieren, der vor allem 
auch im Ausland angenommen wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen aus Nordrhein-West-
falen, ich möchte es mal in einfachen Worten runterbre-
chen – nehmen Sie es mir nicht übel –: Wir müssen jetzt 
gegensteuern, sonst sieht auch meine Heimatregion Ba-
den-Württemberg bald aus wie das Ruhrgebiet zu seinen 
schlechtesten Zeiten.

Wir dürfen nicht den Fehler machen, nur über 
die großen Automobilhersteller zu sprechen; denn die 
schrauben im Endeffekt die Fahrzeuge nur zusammen. 
Es kommt auch ganz entscheidend auf die Zulieferindus-
trie an, und die hat einen besonders hohen Anteil an der 
Wertschöpfung bei der Herstellung von Verbrennern. Wir 
müssen in der gesamten Wirtschaft eine Wende herbei-
führen. Wir müssen die strukturellen Probleme dieses 
Landes bekämpfen. Und wir müssen dafür sorgen, dass 
wieder wettbewerbsfähig produziert werden kann.

Ein Problem ist aber hausgemacht, und das sind die 
EU-Flottengrenzwerte. Das Gute ist: Wir könnten sie er-
satzlos streichen. Wir brauchen sie nicht. Wir haben be-
schlossen, dass der CO2-Zertifikatehandel ausgeweitet 
wird. Das Klima braucht die Flottengrenzwerte nicht, 
die können einfach so weg.

(Beifall bei der FDP)

Am Ende sage ich es etwas versöhnlicher: Wir haben 
einen technologieoffenen Ansatz, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. Wenn Sie damit recht haben, dass sich die 
Elektromobilität durchsetzen wird, dann wird sie sich 
durchsetzen. Dann wäre die Abschaffung der Flotten-
grenzwerte gar nicht schädlich, dann könnten wir das 
sofort beschließen.

Zum Antrag des BSW. Da steht zwar, dass Sie die 
Flottengrenzwerte abschaffen wollen, aber da steht auch, 
wir als Staat sollten Forschung fördern und noch ein 
bisschen anderer planwirtschaftlicher Quatsch. Den brau-
chen wir nicht.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Staatliche 
Forschung ist Quatsch! Aha!)

Deswegen werden wir als FDP diesen Antrag auch ab-
lehnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Bernd Riexinger für die Gruppe Die Linke 

hat seine Rede zu Protokoll gegeben.1)

Das Wort hat die Kollegin Amira Mohamed Ali für die 
Gruppe BSW.

(Beifall beim BSW)

Amira Mohamed Ali (BSW):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Der Autostandort Deutschland stirbt. Hunderttau-
senden Menschen droht die Arbeitslosigkeit. Ja, die Welt-
lage ist schwierig, und ja, es gab schwerwiegende Fehler 
in den Managementetagen der Autokonzerne, und es ist 
nicht akzeptabel, dass ein Unternehmen wie VW einer-
seits riesige Boni an seine Aktionäre ausschüttet und 
andererseits mit Werksschließungen droht.

Das Hauptproblem ist aber, dass die Branche schlech-
ter Politik gefolgt und falsch abgebogen ist. Das Verbren-
ner-Aus ab 2035 wurde von der EU mithilfe der ganz 
großen Koalition aus SPD, Union, FDP und Grünen 
durchgepeitscht. Das war ein Fehler, der dringend korri-
giert werden muss.

(Beifall beim BSW)

Wir hätten das hier heute auf den Weg bringen können, 
aber Union und FDP, die angeblich auch gegen das Ver-
brenner-Aus sind, verhindern gemeinsam mit SPD und 
Grünen, dass unser Antrag hier heute abgestimmt wird. 
Das ist sehr unglaubwürdig, Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall beim BSW)

Es war falsch, einseitig auf Elektromobilität zu setzen. 
Die Autos verkaufen sich schlecht, weil sie für die meis-
ten Menschen viel zu teuer sind, weil die Reichweiten 
nach wie vor nicht vergleichbar sind mit denen von Ver-
brennern, weil immer noch ungeklärt ist, wie lange das 
teuerste Teil, der Akku, wirklich hält. Wer keine eigene 
Ladesäule hat, schaut nach wie vor viel zu oft in die 
Röhre. Wer Autos verkaufen will, muss die Autos bauen, 
die sich die Menschen leisten können und die sie auch 
kaufen wollen.

(Beifall beim BSW)

So einfach ist das.

1) Anlage 10
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In Deutschland wurden jahrzehntelang weltweit er-
folgreiche und beliebte Autos mit Verbrennungsmotor 
gebaut. Natürlich müssen wir neue Technologien erfor-
schen und fördern; dazu gehört die E-Mobilität. Aber 
man sägt doch nicht den Ast ab, auf dem man sitzt, weil 
dahinten vielleicht mal ein neuer Baum wächst. Das ist 
doch Wahnsinn!

(Beifall beim BSW)

China hat gerade vorgemacht, wie es gehen kann, und 
den Effizienzrekord bei Dieselmotoren erneut gebrochen. 
Aber für Sie ist ja nicht mal mehr das Hybridauto eine 
Option. Diese ideologiegetriebene Politik zerstört unsere 
Wirtschaft. Damit muss endlich Schluss sein. Es ist Zeit 
für Vernunft.

Danke schön.

(Beifall beim BSW)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Dr. Jonas Geissler hat für die CDU/CSU-Fraktion 

seine Rede zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich schließe die Aussprache.
Die Fraktionen der SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die 

Grünen und FDP haben gemäß § 82 Absatz 3 unserer 
Geschäftsordnung beantragt, den Antrag der Gruppe 
BSW mit dem Titel „Verbrenner-Aus stoppen – Zukunft 
der deutschen Automobilindustrie sichern – Arbeits-
plätze schützen und Wohlstand bewahren“ auf den 
Drucksachen 20/11541 und 20/13655 an den Ausschuss 
für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz und die mitberatenden Ausschüsse zu-
rückzuverweisen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Warum denn? 
Nö!)

Wer stimmt dafür? – Das sind SPD, Grüne, FDP, CDU/ 
CSU. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion, die 
Gruppe BSW und die Gruppe Die Linke. Wer enthält 
sich? – Niemand. Der Antrag auf Zurückverweisung ist 
angenommen.

Zusatzpunkt 19 b. Die Fraktionen der SPD, CDU/CSU, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben gemäß § 82 Ab-
satz 3 unserer Geschäftsordnung beantragt, den Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU mit dem Titel „Technologie-
offener Klimaschutz im Straßenverkehr – Kein Verbot 
des klimaneutralen Verbrennungsmotors“ auf den Druck-
sachen 20/11759 und 20/13608 an den Verkehrsaus-
schuss und die mitberatenden Ausschüsse zurückzuver-
weisen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Warum denn? 
Nö!)

Wer stimmt dafür? – CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion, 
die Gruppen BSW und Die Linke. Wer enthält sich? – 
Darf ich wissen, wie die FDP abgestimmt hat?

(Konstantin Kuhle [FDP]: Moment! Kein Pro-
blem! – Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich würde gerne das Abstimmungsverhalten der FDP 
noch ins Protokoll bekommen.

(Zuruf von der SPD: Er scrollt noch! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Die stimmen auch mit den 
anderen! Die FDP hat noch nie Rückgrat ge-
habt!)

Also, vielleicht kann ich Ihnen ein bisschen helfen: Sie 
haben es beantragt.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und der FDP – Konstantin 
Kuhle [FDP]: Wir haben mit Ja gestimmt! Ist 
doch klar!)

Also: Der Antrag auf Zurückverweisung ist mit den 
Stimmen der SPD, der Grünen, der FDP und der CDU/ 
CSU

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Die Kartell-
parteien! Ganz einfach: das Kartell!)

gegen die Stimmen der Fraktion der AfD und der beiden 
Gruppen BSW und Linke angenommen.

So. Sie haben jetzt kurz Zeit, sich zu sammeln und 
sich auf den nächsten Tagesordnungspunkt zu freuen. 
Ich übergebe die Sitzungsleitung an den Kollegen Vize-
präsidenten Kubicki.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit rufe ich auf 
die Zusatzpunkte 20 a und 20 b: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Berufskraftfahrer-
qualifikationsgesetzes und anderer stra-
ßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
Drucksache 20/12658
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Wirtschaftsausschuss

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung des Güterkraftverkehrs-
gesetzes und anderer Gesetze  
Drucksachen 20/12776, 20/13088
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Da Sie alle sitzen geblieben sind, eröffne ich die Aus-
sprache und erteile als erstem Redner dem Kollegen 
Mathias Stein, SPD-Fraktion, das Wort.1) Anlage 10
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(Beifall bei der SPD)

Mathias Stein (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Einen Bus oder einen Lkw zu fahren, das ist für 
viele Kinder ein Kindheitstraum. Leider sind diese Be-
rufe in der Realität oft harte Arbeit. Hunderttausende 
Menschen sind auf den Autobahnen, auf den Landstraßen 
als Berufskraftfahrer unterwegs. Sie leiden unter Termin-
druck, ungeduldigen Pkw-Fahrern, verstopften Straßen 
und einer schlechten Infrastruktur.

Allzu häufig findet auf deutschen Straßen auch brutale 
Ausbeutung statt. Der Streik in Gräfenhausen hat gezeigt, 
dass Menschen aus anderen EU-Ländern schlecht bezahlt 
werden, streiken müssen, um nicht um ihren Lohn ge-
bracht zu werden. Der Verkehrsausschuss hat diese 
Probleme in vielen Anhörungen thematisiert: den Fach-
kräftemangel bei Lkw-Fahrern, die schlechten Arbeits-
bedingungen. Und ein Ausfluss dessen ist gewesen, 
dass wir eine Entschließung beschlossen haben, mit der 
wir der Bundesregierung viele Maßnahmen mit auf den 
Weg gegeben haben.

Ein wichtiger Bereich ist das Berufskraftfahrerqualifi-
kationsgesetz, mit dem dafür gesorgt wird, dass eine 
Qualifikation leichter nachgewiesen werden kann; das 
haben wir jetzt hier eingebracht. Wir haben auch in vielen 
anderen Bereichen die Möglichkeit, entsprechende Maß-
nahmen in Angriff zu nehmen.

Aber wir sehen, dass das Thema Ausbeutung noch 
sehr, sehr viel tiefer greift. Wir Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten sagen: Da muss die nächste Bun-
desregierung noch mal kräftig ran, mit Unterstützung von 
Gewerkschaften, von denjenigen, die sich gewerkschaft-
lich organisieren. Dazu werden wir auch kräftig beitra-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Denn Ausbeutung auf deutschen Straßen darf es nicht 
länger geben. Wir brauchen gute Arbeitsbedingungen 
für Menschen, die diesen Beruf gerne ergreifen wollen, 
die tatkräftig dafür sorgen, dass die Lkws auf unseren 
Straßen fahren, dass die Menschen versorgt werden. 
Dort darf es keinerlei Ausbeutung geben.

(Beifall bei der SPD)

Wir alle sollten gemeinsam dafür sorgen, dass der 
Kindheitstraum von vielen Menschen, Busfahrer oder 
Lkw-Fahrer zu sein, tatsächlich auch in Erfüllung gehen 
kann: mit guten Arbeitsbedingungen, guter Bezahlung, 
europaweit und auch auf deutschen Straßen. Dafür wer-
den wir arbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Kollege Stein. – Nächster Redner ist der 

Kollege Henning Rehbaum, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Das ist ja wirklich interessant, lieber Kollege 
Mathias Stein, was sich die Restampel so alles für die 
nächste Regierungszeit vorgenommen hat.

(Marianne Schieder [SPD]: Hallo?)

Sie haben drei Jahre Zeit gehabt, etwas zu tun, und es ist 
im Grunde nichts passiert.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Fahrermangel ist ein riesiges Problem, und das ist 
nicht erst seit gestern so. Es fehlen 120 000 Lkw-Fahrer, 
es fehlen 20 000 Busfahrer.

(Marianne Schieder [SPD]: Das ist ja nicht erst 
seit der Ampel so! Das war zu Ihrer Regie-
rungszeit auch schon so!)

Die Bundeswehr hat zu Zeiten der Wehrpflicht 
30 000 Lkw-Führerscheine mehr pro Jahr ausgestellt, 
als sie es derzeit tut.

(Anja Liebert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wer hat noch mal die Wehrpflicht ausgesetzt?)

Jedes Jahr gehen um die 5 000 bis 6 000 Menschen in 
Rente, die heute noch als Kraftfahrer arbeiten. Das Pro-
blem ist riesig, und es wird jeden Tag größer.

Ich habe mich drei Jahre lang sehr intensiv mit der 
Problematik beschäftigt. Wir haben extra eine Bericht-
erstattung zum Fahrpersonalmangel in der Unionsfrak-
tion eingeführt.

(Fabian Griewel [FDP]: Boah!)

Ich habe mich intensiv mit dem Thema beschäftigt, habe 
Gespräche mit Verbänden, mit Firmen, mit der Wirtschaft 
geführt. Ich habe das früher selber beruflich gemacht.

(Mathias Stein [SPD]: Und was ist mit den 
Gewerkschaften?)

– Mit den Gewerkschaften spreche ich selbstverständlich.
Ich habe die Ampel regelmäßig ins Gebet genommen – 

der Parlamentarische Staatssekretär Luksic hat immer 
schon einen roten Kopf gekriegt, wenn ich das Thema 
im Ausschuss angesprochen habe –; aber es hat Sie nicht 
interessiert. Jetzt haben wir den Salat. Wir haben einen 
riesigen Fahrpersonalmangel, und wir müssen sehen, 
dass wir etwas dagegen tun.

Nun liegt ein Gesetzentwurf vor. Ich dachte, da kommt 
jetzt ein richtig großer Wurf. Und was steht drin? Ein 
einziger Punkt: Digitalisierung der Fortbildung für Be-
rufskraftfahrer. – Also, das ist wirklich ein Witz, wenn 
man sich den Ernst der Lage anguckt und auch die demo-
grafische Dramatik bei den Fahrberufen. Und für die 
Unternehmen ist das schon gar nicht witzig. Wir brau-
chen ein kraftvolles Paket mit vielen Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Fahrermangels.

(Beifall bei der CDU/CSU – [Fabian Griewel 
[FDP]: Schlagen Sie doch was vor! Was sind 
denn Ihre Vorschläge?)
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Die Lage ist wirklich ernst, und die Union hat viele 
Vorschläge gemacht. Ich will nur zwei nennen. Wir müs-
sen an die Berufskraftfahrerqualifikation ran. Sie dauert 
bei uns sechs Monate und kostet mittlerweile, mit Führer-
schein, 13 000 Euro. In Österreich ist das Ganze in sechs 
bis zehn Wochen abgehandelt. Da müssen wir auch hin-
kommen. Und brauchen eine erleichterte Anerkennung 
von Fahrpersonal aus Drittstaaten; auch das ist entschei-
dend.

Als ich selbst in dieser Branche gearbeitet habe – das 
ist mittlerweile über zehn Jahre her –, hatte ich in meinem 
Unternehmen Fahrer aus acht Nationen. Wir brauchen 
dringend Menschen aus Drittstaaten, die fahren schon 
heute auf deutschen Straßen; aber wenn sie für einen 
deutschen Arbeitgeber fahren, dann müssen sie das kom-
plette Programm mit Führerschein und Berufskraftfahrer-
ausbildung neu machen. Das geht so nicht, und das hat 
auch die AfD nicht verstanden.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Wir kommen nicht alleine mit deutschen Fahrern aus.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Wir brauchen Fahrer aus dem Ausland.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Rehbaum, kommen Sie zum Schluss, 

bitte.

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Wenn Fahrer mit Zuwanderungsgeschichte nicht mehr 

für den ÖPNV – –
(Das Mikrofon wird abgeschaltet)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, ich habe Ihnen das Wort entzogen. Neh-

men Sie bitte Platz. – Herr Kollege, bitte!
(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Kollege Matthias Gastel hat dankenswerterweise 
seine Rede zu Protokoll gegeben,1) sodass der Kollege 
Fabian Griewel, FDP-Fraktion, als Nächster das Wort 
hat.

(Beifall bei der FDP)

Fabian Griewel (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich bin froh, dass das Thema nun endlich auf 
der Tagesordnung steht; denn – Kollege Rehbaum hat es 
angesprochen – der Fahrermangel im Lkw-Bereich ist 
schon seit Jahren sehr groß. Da hätten Sie durchaus 

Selbstkritik walten lassen und auch mehr als drei Jahre 
zurückschauen können;

(Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU]: Wer hat denn 
in den letzten drei Jahren den Verkehrsminister 
gestellt?)

denn den Fahrermangel gibt es ja nicht erst seit drei 
Jahren, sondern schon viele, viele Jahre länger.

(Beifall bei der FDP)
Dass dieses Thema nach einer sachgrundlosen Ver-

schiebung – die vorrangig von den Grünen ausgegangen 
ist; das wissen Sie genau – jetzt endlich auf der Tages-
ordnung steht, finde ich gut. Sowohl Sie, Herr Kollege 
Stein, als auch Sie, Herr Kollege Rehbaum, haben inhalt-
lich relativ wenig über den Gesetzentwurf gesagt; deswe-
gen will ich das nachholen.

Einen Punkt haben Sie angesprochen: die digitale Wei-
terbildung. Hier müssen wir noch deutlich mehr nach 
vorne gehen. Jetzt ist vorgeschlagen, bis zu zwölf Stun-
den online absolvieren zu können. Das ist leider euro-
päisches Höchstmaß. Eigentlich muss unser Ziel sein, 
alle 35 Stunden digital absolvieren zu können.

Wenn wir nicht sogar noch einen Schritt weitergehen 
und sagen sollten: Die ganze Weiterbildungsrichtlinie der 
Europäischen Union bedarf einer kompletten Überarbei-
tung.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]:  
Sehr gute Idee!)

Sie haben zu Recht die Arbeitnehmerrechte angespro-
chen. Derzeit müssen die Lkw-Fahrerinnen und Lkw- 
Fahrer alle paar Jahre mehrere Samstage hintereinander 
zum Betriebshof fahren und sich teilweise Dinge anhö-
ren, die sie in ihrer täglichen Arbeit überhaupt nicht be-
nötigen. Wenn wir das ernst nehmen, dann ist die Aus-
weitung der Onlineweiterbildung ein Gedanke, den wir 
alle gemeinsam an die Europäische Union herantragen 
sollten.

(Beifall bei der FDP – Konstantin Kuhle 
[FDP]: Das macht Sinn!)

Die Verkehrsprognose 2040 zeigt uns deutlich: Auch 
in den nächsten 15 Jahren werden wir nicht ohne Lkw- 
Fahrerinnen und Lkw-Fahrer auskommen, sondern eher 
mehr benötigen. Wir werden 35 Prozent mehr Tonnenki-
lometer auf der Straße haben. Dieser Realität müssen wir 
ins Auge blicken. Wir können ja nicht sagen: Wir möch-
ten das nicht, und deswegen blicken wir der Realität nicht 
ins Auge. – Das kommt auf der linken Seite des Par-
laments ab und zu mal vor.

(Mathias Stein [SPD]: Na, na, na!)
Es ist entscheidend, dass wir auch in den nächsten 

Jahrzehnten eine intakte Verkehrsinfrastruktur auf der 
Straße haben, nicht nur auf der Schiene und auf der Was-
serstraße – die sind gleichberechtigt –, sondern vor allem 
auf der Straße. Denn die Güter, die demnächst transpor-
tiert werden, werden kleiner, werden leichter und werden 
mehr. Das lässt die Straße bevorzugen. Das lässt den Lkw 
gegenüber den anderen Verkehrsträgern bevorzugen. Wir 
müssen der Realität ins Auge blicken. Das machen wir als 
FDP.1) Anlage 11
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Ich schlage vor, dass wir darüber in die Debatte kom-
men und neben der digitalen Weiterbildung auch die 
Sprachprüfung beim Führerschein, bei der beschleunig-
ten Grundqualifikation in den Blick nehmen.

Die IHKen haben sich übrigens schon darauf vorberei-
tet und wollen jetzt auch entsprechend handeln. Insofern 
glaube ich: Das ist ein zweiter Punkt, den wir angehen 
müssen.

Weitere Themen für die Zukunft werden die Kosten 
des Führerscheins, die Hygienesituation – die schon jetzt 
fatal ist, die wir direkt angehen müssen –, die Anzahl der 
Parkplätze für Lkws sein. Hier können wir nicht nur mit-
hilfe der Mautdaten für Verbesserungen sorgen, sondern 
auch durch die Beschilderung an den Autobahnen.

Also: Wir haben ganz viele Optionen, die sowohl Sie in 
den letzten 16 Jahren – den letzten 20 Jahren – hätten 
angehen als auch die Grünen schon vorher hätten zulas-
sen können.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Griewel. – Als nächster 

Redner hat das Wort der Kollege Wolfgang Wiehle, 
AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Wolfgang Wiehle (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Heute beraten wir Änderungen in der Ge-
setzgebung zur Qualifikation für Berufskraftfahrer und 
zum Güterkraftverkehr. Hier werden EU-Vorschriften 
umgesetzt und ein paar kleine Probleme gelöst. Aber 
die großen Probleme bleiben offensichtlich liegen, und 
das geht weit über den Fahrermangel hinaus, den die 
Kollegen schon angesprochen haben.

Dass elektronisches Lernen ermöglicht werden soll, ist 
sicher ein Fortschritt. Ob die sogenannte unionsrechtlich 
harmonisierte Gemeinschaftslizenz für den Güterverkehr 
wirklich gelungen ist, kann man bezweifeln. Die Ver-
bände fordern nämlich lange Übergangsfristen. Die Brüs-
seler Zentralisierung und Abschaffung der nationalen Er-
laubnis hat offensichtlich spürbare Nachteile.

(Beifall bei der AfD)
Dass bei Erlaubnissen für den Güterkraftverkehr das 

Anhörungsverfahren für die zuständigen Verbände ge-
strichen werden soll, ruft deren Widerstand hervor. Ich 
warne davor, das Wissen der Verbände zu unterschätzen. 
Wir hatten gerade erst am Montag eine Expertenanhö-
rung zu einer Änderung am Allgemeinen Eisenbahnge-
setz. Diese wurde ohne Verbändeanhörung vollzogen und 
führt nun zu erheblichen Schwierigkeiten.

Ein großes Problem ist die Bürokratie. Sie erdrosselt 
die deutsche Wirtschaft mittlerweile regelrecht. In der 
Zeit der Ampelregierung hat sie massiv zugenommen, 
und auch das Kraftverkehrsgewerbe leidet. Wer nun auf 
die angeblich bürokratieabbauende Wirkung der Geset-
zesänderung hofft, wird jäh enttäuscht. Laut Vorlage 

steigt der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft sogar. 
Das ist symptomatisch: Selbst da, wo vom Abbau der 
Bürokratie geredet wird, ist das Gegenteil drin.

(Beifall bei der AfD)
Ganz am Rande berührt diese Reform auch die Kabota-

geverordnung. Angeblich sollen sich die Wettbewerbs-
bedingungen der deutschen Unternehmen durch bessere 
Kontrollen der ausländischen Konkurrenten verbessern. 
Aber auch das wird verpuffen, wenn das BALM, die 
Kontrollbehörde, nicht mehr Stellen bekommt und es 
bei der Praxis der Bußgeldrabatte für Ausländer bleibt.

Die AfD-Fraktion hat hierzu letztes Jahr wirkungsvolle 
Verbesserungen beantragt, aber die Mehrheit des Hauses 
war ja dagegen. So bleibt es wohl bei ein wenig Gesetzes-
kosmetik, aber die wirklich großen Probleme werden 
nicht gelöst.

(Beifall bei der AfD)
Vielleicht ergibt die Beratung der Gesetze im Verkehrs-
ausschuss ja noch die eine oder andere Verbesserung. Die 
Hoffnung stirbt bekanntlich zuletzt.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Der Kollege Udo Schiefner, SPD-Frak-

tion, hat seine Rede zu Protokoll gegeben,1)

(Beifall der Abg. Susanne Menge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

sodass wir nunmehr mit der Kollegin Martina Englhardt- 
Kopf, CDU/CSU-Fraktion, zur letzten Rednerin kom-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):
Guten Abend! Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf zum 
Erwerb der Berufskraftfahrerqualifikation möchten Sie 
die Qualifikation endlich reformieren; aber das ist viel 
zu spät. Sie haben sich intern permanent gestritten in 
den vergangenen Jahren. Es wurde viel diskutiert. Die 
Kommission Straßengüterverkehr wurde vom BMDV 
ins Leben gerufen. Wir haben drei Jahre nur diskutiert. – 
Das ist meine erste Wahlperiode. Es ist nichts passiert, 
und das haben auch Sie mitzuverantworten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir können uns diese Verzögerungen nicht länger leis-

ten. Sie wissen um die Zahlen. Es fehlen bis zu 
100 000 Fahrerinnen und Fahrer. Eines ist auch klar – 
Ihnen vielleicht nicht –: Diese Branche ist systemrele-
vant. Sie hält unser Land tagtäglich am Laufen. Sie ver-
sorgt uns mit Gütern und Waren. Jeder Bürger erwartet im 
Supermarkt volle Regale. Wir müssen diese Systemrele-
vanz anerkennen und alles dafür tun, dass mögliche Ver-
sorgungsengpässe beseitigt werden. Wir sollten heute für 
Abhilfe sorgen, meine sehr geehrten Damen und Herren.

1) Anlage 11
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(Beifall bei der CDU/CSU)
Ein kurzer Blick in die Novelle zeigt, dass zwar einige 

Lösungsvorschläge darin enthalten sind, diese aber nicht 
weit genug gehen. Es reicht eben nicht, nur Onlineschu-
lungsangebote zu ermöglichen, die Fremdsprachenange-
bote auszuweiten. Ja, das ist richtig; aber entscheidend 
wäre doch, auch Modelle von Nachbarstaaten zum Vor-
bild zu nehmen. Das österreichische Modell wurde an-
gesprochen. Wir sollten die Möglichkeit einer verkürzten 
Ausbildung auf den Prüfstand stellen. Was ist notwendig, 
um eine Verkürzung zu erreichen, aber auch, um die 
Kosten zu drücken? Das sind doch die entscheidenden 
Stellschrauben, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
die wir dringend angehen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Es braucht an dieser Stelle den Mut zu pragmatischen 

Lösungen. Es geht hier auch um unseren Wirtschafts-
standort Deutschland, um die Wettbewerbsfähigkeit und 
die Leistungsfähigkeit, die sich auch an solchen Themen 
bemessen lässt. Dafür ist nicht das Überwinden hoher 
finanzieller Hürden erforderlich, nein: Wir brauchen ein-
fach ein Zusammenspiel der zuständigen Ministerien und 
schnelle Lösungen, um das Land am Laufen zu halten.

Ich möchte abschließend allen Fahrerinnen und Fah-
rern danken, die tagtäglich und vermeintlich selbstver-
ständlich – aber das ist es eben nicht – uns mit Gütern, 
mit Waren versorgen. Herzlichen Dank für Ihre wertvolle 
Arbeit! Wir müssen als Politik hier endlich unseren Job 
machen. Wir brauchen pragmatische Lösungen. Nehmen 
wir sie in Angriff!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Damit beende ich die 

Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe 

auf den Drucksachen 20/12658, 20/12776 und 20/13088 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Vorschläge? – Das sehe und 
höre ich nicht. Dann verfahren wir so.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 21: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Klimaneutrales Fliegen vorantreiben – Für 
einen Markthochlauf von nachhaltigen Flug-
kraftstoffen und wettbewerbsfähige Klima-
schutzinstrumente

Drucksache 20/14016
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Björn Simon, CDU/CSU-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Björn Simon (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Erst 

vor wenigen Wochen hat die Ampel einen Antrag der 
Union zu unverhältnismäßig hohen Standortkosten für 
die deutsche Luftverkehrswirtschaft in diesem Haus ab-
gelehnt. Im europäischen Vergleich sind die regulativen 
Kosten – dazu gehört auch die Luftverkehrsteuer – bei 
uns so hoch, dass sich Airlines vom deutschen Markt 
zurückziehen. Das kann man am Flughafen in Berlin 
sehen, in Dortmund, in Hamburg, in Leipzig und an an-
deren Flughäfen: Sie alle leiden unter diesen hohen Kos-
ten.

Diese Flüge fallen nicht aus, sondern werden einfach 
in ein anderes EU-Land verlegt. Beispiel Schweden: 
Schweden hat vor einigen Monaten die Luftverkehrsteuer 
von heute auf morgen komplett abgeschafft. Und was ist 
passiert? Plötzlich gibt es wieder Flüge in Stockholm und 
Uppsala. Das sollte ein Vorbild für uns sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Sie sprechen immer nur davon, dass der Luftverkehr 
klimaneutral werden muss. Die deutsche Luftverkehrs-
wirtschaft arbeitet daran, CO2-Neutralität bis 2050 zu 
erreichen. Eine Hauptrolle beim Thema CO2 spielt natür-
lich das Kerosin. Und so gehört zu den entscheidenden 
Maßnahmen für klimaneutrales Fliegen der Einsatz von 
nachhaltigen Treibstoffen, sogenannten Sustainable 
Aviation Fuels, SAF genannt. Da kommen wir wieder 
zu Ihnen, liebe Ampel oder mittlerweile Fußgänger-
ampel: Sie haben es in den drei Jahren nicht geschafft, 
Ihren eigenen Koalitionsvertrag einzuhalten und für ei-
nen Markthochlauf von diesen SAF zu sorgen. Im Gegen-
teil: Sie entziehen der Luftverkehrswirtschaft die finan-
ziellen Mittel, die sie selbst für den Einsatz von SAF gut 
gebrauchen könnte,

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: So ist es!)

und stopfen mit den horrenden Steuereinnahmen die Lö-
cher Ihres Gesamthaushaltes. Das ist damit nicht gemeint 
gewesen. Kein Euro der Luftverkehrsteuer fließt zweck-
gebunden in die Förderung von nachhaltigen Flugkraft-
stoffen. Das aber fordern wir in unserem vorliegenden 
Antrag.

Ein weiteres Beispiel dafür, dass die Regierung die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Luftverkehrswirt-
schaft immer mehr gefährdet, sind die sogenannten Bei-
mischungsquoten für SAF. Ab dem 1. Januar 2025, in 
wenigen Tagen also, gibt es klare EU-Vorgaben für die 
Airlines: ab 2025 2 Prozent Beimischungsquote, ab 2030 
6 Prozent. Das gilt gleichermaßen für alle EU Partner.

Das reicht Ihnen aber noch nicht. Nein, Sie müssen mal 
wieder noch einen draufsetzen und per nationalem Al-
leingang für die Zeit ab 2026 eine zusätzliche nationale 
Beimischungsquote einführen, die für eine weitere ekla-
tante Wettbewerbsverzerrung sorgen wird. Zum einen ist 
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diese nationale Extraquote der Ampel gar nicht erfüllbar, 
weil es so viele strombasierte Kraftstoffe gar nicht gibt. 
Zum anderen treiben Sie damit Deutschland ins europäi-
sche Abseits, weil Ihr nationaler Alleingang laut EU-Ge-
setzgebung rechtswidrig ist.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Informieren Sie sich mal über den neu-
esten Stand, Herr Kollege!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Björn Simon (CDU/CSU):
Der Luftverkehrsstandort Deutschland muss wieder 

wettbewerbsfähig werden, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Die Union wird dafür sorgen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Die Kollegin Anja Troff- 

Schaffarzyk, SPD-Fraktion, und der Kollege Jürgen 
Lenders, FDP-Fraktion, haben ihre Reden zu Protokoll 
gegeben – sehr vernünftig.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Als nächste Rednerin rufe ich die Kollegin Susanne 
Menge, Bündnis 90/Die Grünen, auf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Susanne Menge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen, insbesondere von der Union! Ich bin 
hin- und hergerissen. Ich weiß nicht, ob ich mich über 
Ihren Antrag freuen oder eher ärgern soll.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Zustimmen! – 
Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Freuen ist gut!)

Gut und wichtig finde ich, dass Sie die Herstellung, 
den Hochlauf und den Einsatz von weniger klimaschäd-
lichen Flugtreibstoffen in den Mittelpunkt Ihres Antrages 
stellen und nicht wie zuletzt das notorische Gejammer der 
Lobbyisten über zu hohe Standortkosten.

(Jörn König [AfD]: Machen Sie die noch ein 
bisschen höher! Die vertagen das schon! Im-
mer drauf!)

Richtig finde ich Ihre Forderung, Sustainable Aviation 
Fuels stärker zu fördern. Mit Nachdruck unterstütze ich, 
dass Sie dabei speziell die Rolle der Power-to-Liquid- 
Treibstoffe, auch bekannt als E-Kerosin, besonders her-
vorheben; denn sie sind bis auf Weiteres der größte Hebel 
für eine weniger klimaschädliche Luftfahrt.

Und ich stehe zu der Vereinbarung in unserem Koali-
tionsvertrag: Ja, Mittel aus der Luftverkehrsteuer sollen 
für E-Kerosin verwendet werden. Diesen Punkt habe ich 

von Anfang an bei jeder Gelegenheit unterstützt. Damit 
springen wir in der Grünenfraktion über unseren eigenen 
Schatten; denn die Luftverkehrsteuer stellt einen kleinen 
Ausgleich zur massiven steuerlichen Privilegierung des 
Luftverkehrs dar.

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Das ist 
doch Quatsch! In Wirklichkeit wollen Sie den 
Menschen das Fliegen verbieten!)

Bis heute gibt es weder eine Kerosinsteuer noch eine 
Mehrwertsteuer auf internationale Flüge. Aber wer es 
ernst meint mit der Dekarbonisierung des Luftverkehrs, 
muss den Hochlauf von E-Kerosin auf allen Ebenen 
scharfstellen.

Das erste Problem war nur: Der ehemalige Finanz-
minister hat seine Kasse nicht geöffnet. Das zweite Pro-
blem waren und sind Sie selbst, liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der Union. Im Klima- und Transformati-
onsfonds hatten wir 2 Milliarden Euro für den Bereich 
Power-to-Liquid-Kraftstoffe vorgesehen. Der Grund da-
für, dass der Klima- und Transformationsfonds zusam-
mengestrichen werden musste, liegt bei Ihnen selbst.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Bei Ihnen! Nicht 
verfassungsgemäß! Rechtswidrig!)

Damit meine ich nicht Ihre erfolgreiche Klage, sondern 
ich meine vor allem Ihre Verweigerungshaltung bei un-
serem Bemühen, unserem Land zu helfen, anschlussfähig 
zu bleiben und dafür mehr finanziellen Spielraum zu 
schaffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Björn 
Simon [CDU/CSU]: Da sind Sie schön mit-
marschiert!)

Diesen Spielraum brauchen wir wegen des Investiti-
onsstaus, der in Ihren nicht 3, nicht 10, sondern 16 Jahren 
aufgelaufen ist.

(Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU]: So kann man 
sich auch aus dem Verfassungsbruch heraus-
reden! – Jörn König [AfD]: Sie haben 30 Mil-
liarden Spielraum im Haushalt!)

Diesen müssen wir auflösen. Wir brauchen den Spiel-
raum auch für die Transformation hin zu einer klima-
freundlichen Wirtschaft. Wir brauchen ihn ebenso, um 
für den Hochlauf von Power-to-Liquid-Treibstoffen zu 
sorgen. Und wir brauchen diesen Spielraum zur För-
derung eines neuen Kraftstoffindustriezweigs mit großen 
Chancen für die deutsche Wirtschaft.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Sie haben es doch 
verhindert!)

Wir haben im Übrigen trotz aller Schwierigkeiten da-
für gesorgt, dass die ursprünglich komplett zusammen-
gestrichenen Mittel für E-Kerosin wenigstens in Teilen 
erhalten geblieben sind.

(Thomas Bareiß [CDU/CSU]: Quatsch!)

Damit konnten wir die wichtige E-Kerosin-Anlage des 
Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt in Leuna 
retten.1) Anlage 12
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Sollten Sie zukünftig eine neue Bundesregierung an-
führen wollen, werden Sie spätestens dann für mehr 
Spielraum im Haushalt sorgen müssen, zumindest wenn 
Sie diese und andere brennende Themen erfolgreich an-
gehen wollen. Sollte es so weit kommen, müssen Sie sich 
den Vorwurf gefallen lassen, dass Sie zuvor unser ganzes 
Land einschließlich des von Ihnen jetzt eingeforderten 
Hochlaufs von E-Kerosin durch parteitaktische Strate-
gien behindert haben.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Nächster Redner ist für 

die AfD-Fraktion der Kollege Dirk Brandes.
(Beifall bei der AfD)

Dirk Brandes (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Dieser An-

trag zeigt ziemlich eindrucksvoll, wes grünen Geistes 
Kind die Union geworden ist. Die CDU ist nicht nur die 
Partei der verkorksten Energiewende, des Verbrennungs-
motorenverbots und der illegalen Migration; die CDU ist 
ab jetzt auch verantwortlich für den Niedergang der Luft-
verkehrsbranche in Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Björn Simon [CDU/ 
CSU]: Das ist doch totaler Blödsinn! Sie schla-
gen nichts vor! Null!)

In Ihrem Antrag fordern Sie, das klimaneutrale Fliegen 
stärker zu fördern. Was ist klimaneutrales Fliegen? Ich 
befürchte, dass hier einige demnächst klimaneutral aus 
dem Parlament fliegen.

(Beifall bei der AfD)
Aber die Luftverkehrsbranche bringen wir damit nicht 
nach vorne. Ihre 15 Punkte im Antrag lesen sich wie 
ein Positionspapier der Grünen. Mit den Geldern aus 
der Luftverkehrsteuer und CO2-Bepreisung wollen Sie 
die Dekarbonisierung vorantreiben. Noch vor wenigen 
Monaten beklagten Sie, dass sich die deutsche Luftfahrt 
in der schlimmsten Krise befindet, und jetzt wollen Sie 
noch mehr Geld in Klimaprojekte umverteilen.

Wir haben jetzt ein kurzes Zeitfenster, um mit par-
lamentarischen Mehrheiten die Kosten für die Luftfahrt 
zu reduzieren.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Dafür gibt es 
keine Mehrheit!)

Aber was macht die CDU/CSU aus Angst davor, die AfD 
könnte nun diese Dinge zur Abstimmung stellen? Ich 
sage es Ihnen: Aus purer Panik bilden Sie mit der SPD 
und den Grünen eine Hinterzimmerkoalition.

(Beifall bei der AfD – Stefan Gelbhaar 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Langweilig!)

Sie legen dieses Parlament lahm
(Zuruf des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN])

und füttern die Tagesordnung mit Alibianträgen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Richtig!  
Gut erkannt!)

Sie verhindern mit Ihrer Brandmauer weiter eine Politik 
für die Zukunft.

(Beifall bei der AfD)

Sie sind auch nicht Teil der Lösung für dieses Land, 
sondern mit Ihrem Habeck-Freund Merz aktuell das 
größte Problem für Deutschland.

(Zuruf des Abg. Björn Simon [CDU/CSU])

Wir wollen keine Luftverkehrsteuer, keine Kerosin-
steuer und keine CO2-Bepreisung. Wenn Sie die Traditi-
onsparteien CDU und CSU kaputtspielen wollen, ist das 
Ihre Sache. Hören Sie jedoch auf, hier den Innovations-
treiber zu mimen! Sie haben mit Ihrer E-Mobilität schon 
die Automobilbranche in die Krise geführt. Ich glaube, 
das reicht.

(Beifall bei der AfD)

Die AfD würde jetzt Innovation und Fortschritt voran-
treiben. Wir Deutschen waren einst die Pioniere der Luft-
fahrt und des Automobils. Mit Ihnen hier sind wir nur 
noch Pioniere der Bürokratie und der Ideologie. Das 
wird sich ändern, meine Damen und Herren; das verspre-
che ich Ihnen. Der Wähler wird weise entscheiden.

Ich wünsche Ihnen eine gute Nacht.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Der Kollege Thomas Lutze, SPD-Fraktion, und die 

Kollegin Martina Englhardt-Kopf, CDU/CSU-Fraktion, 
haben ihre Reden zu Protokoll gegeben, sodass ich die 
Aussprache schließen kann.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 20/14016 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere Vor-
schläge? – Das sehe und höre ich nicht. Dann verfahren 
wir so.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 22: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Er-
teilung der Zustimmung nach § 7 Absatz 2 in 
Verbindung mit Absatz 1 des Integrationsver-
antwortungsgesetzes zu dem Antrag der Euro-
päischen Investitionsbank zur Änderung von 
Artikel 16 Absatz 5 ihrer Satzung 

Drucksache 20/13949
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

1) Anlage 12
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Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten ver-
einbart.

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Bernhard Daldrup, SPD-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Konstantin Kuhle [FDP]: Sieben Minuten!)

Bernhard Daldrup (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

weiß, es ist schon spät. Ich fasse mich kurz. Keine Sorge!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich muss aber doch sagen: Es geht um die Zukunfts-
fähigkeit einer zentralen europäischen Institution, der 
Europäischen Investitionsbank, der EIB. Das ist eine 
Bank, die seit 1958 eine Schlüsselfunktion für die Euro-
päische Union einnimmt. Mit fast 20 Prozent Kapital-
anteil ist Deutschland ein bedeutender Anteilseigner. 
Das heißt mit anderen Worten auch: Wir haben die 
Chance und die Verantwortung, die Richtung dieser In-
stitution mitzugestalten.

Die EIB wird – nur zur Erläuterung – oft als Klima-
bank bezeichnet, weil sie Projekte fördert, die den Klima-
schutz und die Energiewende voranbringen. Sie unter-
stützt aber auch Digitalisierung, soziale Infrastruktur, 
den Ausbau kleiner und mittlerer Unternehmen – also 
Dinge, die Europa zum gegenwärtigen Zeitpunkt braucht.

Das vorliegende Gesetz verbessert die Handlungs-
fähigkeit der EIB in der Zukunft, indem es die – jetzt 
kommt das Wort – Gearing Ratio verändert. Die Gearing 
Ratio eines Schuldners ist eine betriebswirtschaftliche 
Kennzahl. Zu Deutsch: Es ist der Verschuldungsgrad, 
der das Verhältnis zwischen bilanziellem Fremdkapital 
und Eigenkapital angibt. Und diese Begrenzung liegt im 
Falle der EIB aktuell bei 250 Prozent des Eigenkapitals. 
Das war sozusagen als ein geeignetes Instrument der 
Risikokontrolle auch angemessen. Sie muss aber zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt – jedenfalls ist das gemeinhin 
die Auffassung – erweitert werden. Mit der geplanten 
Erhöhung auf 290 Prozent und der Verankerung eines 
einstimmigen Beschlussverfahrens durch den Gouver-
neursrat machen wir die Bank flexibler, ohne ihre finan-
zielle Stabilität zu gefährden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es geht hier also nicht um Schuldenpolitik, sondern um 
eine gezielte Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten. 
Ich hoffe, das ermöglichen Sie alle, weil wir gute Euro-
päer sind. Deswegen sollten wir das gemeinsam tun. Ich 
freue mich auf die Beratungen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Daldrup, vorbildlich! Vielen Dank. – Der 

Kollege Dr. Michael Meister, CDU/CSU-Fraktion, und 
die Kollegin Katharina Beck, Bündnis 90/Die Grünen, 
haben ihre Reden zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Als nächster Redner darf der Kollege Till Mansmann, 
FDP-Fraktion, ans Rednerpult treten.

(Beifall bei der FDP)

Till Mansmann (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet 
in der Tat mehr als eine technische Anpassung der Sat-
zung der EIB. Er ist auch ein Puzzleteil für die notwen-
dige Wirtschaftswende in Deutschland und Europa.

Wie schon angesprochen, geht es um die flexiblere 
Gestaltung der sogenannten Gearing Ratio, also des Ver-
hältnisses von Ausleihkapazitäten zum Eigenkapital der 
Europäischen Investitionsbank. Derzeit ist diese Ratio 
starr auf 250 Prozent begrenzt. Doch in einer Welt, die 
nicht nur auf Herausforderungen in neuem Umfang rea-
gieren, sondern dazu auch noch schnell sein muss, ist 
Starre keine Option.

Deshalb unterstützen wir in diesem Fall, die Entschei-
dungsbefugnis über diese Quote in die Hände des dyna-
mischer agierenden Gouverneursrats zu legen. Damit er-
möglichen wir der Bank die Erhöhung der Gearing Ratio 
und dadurch einen größeren Handlungsspielraum für In-
vestitionen in kritische Bereiche wie nachhaltige Ener-
gien, Digitalisierung und Infrastruktur.

Deutschland, ganz Europa wird davon profitieren. 
Deswegen haben auch alle unsere EU-Partner der Ände-
rung bereits zugestimmt. Indem wir die Erweiterung des 
Handlungsspielraums der EIB nicht länger verzögern, 
stärken wir Europa als Innovations- und Investitions-
standort.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Die Flexibilisierung der Gearing Ratio folgt auch aus 
dem Begutachtungsauftrag des Capital Adequacy Frame-
work Review der G 20.

Die Anforderungen an unsere öffentlichen Haushalte 
wachsen jeden Tag. Deshalb brauchen wir clevere Lösun-
gen, wie wir Finanzmittel effektiver ausschöpfen können. 
Darüber nachzudenken und solche Lösungen zu ermög-
lichen, ist eine der wichtigsten Aufgaben für die Politik.

Ein Blick auf die Weltbank zeigt, wie erfolgreich eine 
solche Strategie sein kann. Dort ermöglicht die flexiblere 
Handhabung der Eigenkapitalquote genau wie das neu 
geschaffene Hybridkapital einen weitaus größeren Hebel. 
Es ist Zeit, dass die EU nachzieht und ihrer Investitions-
bank ebenfalls neue Spielräume ermöglicht.

Was beide Banken unter anderem gemeinsam haben, 
sind die jahrelange Erfahrung in der Risikobewertung 
ihrer Projekte sowie das unangefochtene Triple-A-Ra-

1) Anlage 13
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ting. So trifft institutionelle Sicherheit auf privatwirt-
schaftliche Dynamik – eine Kombination, die Innovation 
fördert und das Fundament einer zukunftsfähigen Wirt-
schaft legt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Meine Damen und Herren, die Wirtschaftswende er-
fordert nicht nur entsprechende Investitionen, sondern 
auch die richtigen Strukturen, um diese Investitionen aus-
zulösen. Angesichts der Größe und der Dringlichkeit der 
Herausforderungen brauchen wir Beschleunigung. Struk-
turen, die unnötig bremsen, müssen weg. Gleichzeitig 
müssen wir den Blick für das Wesentliche schärfen. Die 
notwendigen Investitionen werden nie aus öffentlichen 
Quellen allein kommen.

Was wir brauchen, ist die Hebelung privaten Kapitals 
in viel größerem Umfang als bisher. Unsere Aufgabe ist 
es, die Rahmenbedingungen zu schaffen und Strukturen 
zu verbessern. Die Zukunft wartet nicht. Diese Anpas-
sung ist eine Chance, die wir nutzen sollten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Ich möchte meine Rede mit einer persönlichen Anmer-
kung schließen. Das ist heute meine letzte Rede vor die-
sem Hohen Haus. Ich möchte mich zuerst bedanken bei 
meiner Frau und meiner Tochter, bei meiner Familie, die 
in den letzten sieben Jahren viel auf mich verzichtet hat, 
aber auch bei ganz vielen Kolleginnen und Kollegen aus 
allen Fraktionen, mit denen ich hier in den letzten sieben 
Jahren in vielen Bereichen, die mir am Herzen gelegen 
haben – wie Arbeit und Soziales, Steuern, Entwicklungs-
zusammenarbeit und Wasserstoff –, hervorragend zusam-
mengearbeitet habe.

Ich bin vor sieben Jahren als Bürger gewählt worden 
und war der festen Überzeugung, dass die parlamentari-
sche Demokratie die besten Antworten bietet. Und diese 
Überzeugung ist in den letzten sieben Jahren noch einmal 
gewachsen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber ich mache mir auch weiterhin etwas Sorgen um 
unser Land. Es ist uns in den letzten Jahren nicht aus-
reichend gelungen, unser Land auf den globalen Wett-
bewerb wirtschaftlich ordentlich vorzubereiten bzw. da-
ran anzupassen. Das wird eine Aufgabe sein, die viele 
von Ihnen, die hier im Hohen Hause bleiben, dann an-
gehen müssen. Ich wünsche Ihnen den Erfolg, das Herz-
blut und die Sachlichkeit, die ich hier in vielen Bereichen 
kennengelernt habe.

Ich wünsche Ihnen viel Glück. Passen Sie gut auf unser 
Land auf! Und ich möchte jetzt zum letzten Mal sa- 
gen: Sehr geehrter Herr Präsident, lieber Wolfgang! Ge-
schätzte Kolleginnen und Kollegen! Es war mir eine 
Ehre.

Vielen Dank.

(Beifall)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Mansmann. Auch von mir 

alles Gute für die Zeit nach diesem Parlament und vielen 
Dank für die geleistete Arbeit.

Letzter Redner zu diesem Tagesordnungspunkt ist der 
Kollege Albrecht Glaser, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Albrecht Glaser (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-

desregierung legt einen Gesetzentwurf nach § 7 des In-
tegrationsverantwortungsgesetzes vor, um den deutschen 
Vertreter im Rat der EU zu ermächtigen, einer Satzungs-
änderung der EIB zuzustimmen. Danach soll ein Organ 
der Bank in Zukunft selbstständig das Volumen ihrer 
Geschäftstätigkeit festlegen.

Um den Vorgang verstehen und beurteilen zu können, 
muss man sich die Aufgabenstellung dieser EU-Bank 
anschauen. Diese ist in Artikel 309 AEUV klar und ab-
schließend geregelt. Sie soll – so der Vertragswortlaut – 
„zu einer ausgewogenen … Entwicklung des Binnen-
markts im Interesse der Union“ beitragen – Zitat Ende. 
Dies soll geschehen durch Finanzierung von, erstens, 
„Vorhaben zur Erschließung der weniger entwickelten 
Gebiete“ innerhalb der EU, zweitens, „Vorhaben zur Mo-
dernisierung … von Unternehmen“, die von einzelnen 
Mitgliedstaaten „nicht vollständig finanziert werden kön-
nen“, und, drittens, „Vorhaben von gemeinsamem Inte-
resse für mehrere Mitgliedstaaten, die wegen ihres Um-
fangs … nicht vollständig finanziert werden können“.

Die EIB hatte in 2022 Ausleihungen in Höhe von 
562 Milliarden Euro – ein großer Brocken für eine öffent-
liche Bank –, davon 82 Prozent für Maßnahmen inner-
halb der EU und 18 Prozent für Investitionen in Dritt-
staaten. Dieser letzten Zahl entsprechen 100 Milliarden 
Euro, die mit dem Binnenmarkt der EU überhaupt nichts 
zu tun haben. Also: Aufgabe verfehlt. Dazu gehören zum 
Beispiel Aufforstungsprojekte in China und viele andere 
radwegartige Maßnahmen.

Kurioserweise hat die EIB vor zwei Jahren an die 
Kommission ein Darlehen in Höhe von 120 Millionen 
Euro ausgereicht – zum Neubau eines Konferenzzen-
trums. Dies ist nicht nur eine Zweckentfremdung der 
EIB, sondern auch ein Verstoß der Kommission gegen 
ihr eigenes Haushaltsrecht.

(Beifall bei der AfD)

Zumindest stellt der Bundesrechnungshof das so fest.
Die bisherige Rechtslage legt die sogenannte Gearing 

Ratio fest, das heißt einen Vervielfältiger auf das Eigen-
kapital, mit dem die Risikolage des Instituts und damit 
auch der dahinterstehenden EU-Staaten begrenzt werden 
soll. Das Normalste von der Welt – zumindest außerhalb 
der EU –: Wer haftet, muss auch die Möglichkeit haben, 
das Risiko zu steuern. Die Verdrängung der Mitgliedstaa-
ten aus zentralen Fragen der Bank, wie wir sie heute hier 
diskutieren, ist also ein Akt der Ermächtigung der Bank – 
ohne die Last der Verantwortungsübernahme.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                            26324 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Die Satzungsänderung und damit der vorgelegte Ge-
setzentwurf sind daher abzulehnen, zumal schon heute 
beanstandungswürdige Verhältnisse im Hause EIB herr-
schen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Glaser. – Damit schließe 

ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/13949 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das höre und sehe ich nicht. Dann ver-
fahren wir so.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 23: 

Erste Beratung des von der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungs-
gesetzes 

Drucksache 20/13615
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Klimaschutz und Energie (f) 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache sind 26 Minuten vereinbart.
Ich eröffne die Aussprache. – Ich stelle zunächst fest, 

dass der Kollege Mark Helfrich, CDU/CSU-Fraktion, 
und der Kollege Markus Hümpfer, SPD-Fraktion, ihre 
Reden zu Protokoll gegeben haben.1)

(Marianne Schieder [SPD]: Sehr vorbildlich!)

Deshalb hat als erster Redner der Kollege Konrad 
Stockmeier, FDP-Fraktion, das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Konrad Stockmeier (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Meine Damen und Herren! Lange ist’s her! Im Jahr 
2018 startete das damalige Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie einen sogenannten Stakeholder-Pro-
zess zur Zukunft der Kraft-Wärme-Kopplung. Seither ist 
zu diesem wichtigen Thema aus diesem Hause rein gar 
nichts mehr gekommen.

Im Gegenteil: Seit das Haus den schönen Titel „Bun-
desministerium für Wirtschaft und Klimaschutz“ trägt 
und unter der Leitung von Robert Habeck steht, herrscht 
beim Thema Kraft-Wärme-Kopplung oder auch bei einer 
substanziellen Weiterentwicklung dieses Gesetzes kon-
sequente Arbeitsverweigerung. Insofern, geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen von der Union, ist es gut, dass Sie 
dieses Thema auf die Tagesordnung gebracht haben.

Ihr Gesetzentwurf sieht allerdings nur eine Verlänge-
rung des entsprechenden Gesetzes vor. Wichtig wäre es 
gewesen, das Thema an sich substanziell weiterzuent-
wickeln. Ich konzediere aber, dass angesichts des Ver-
schleppens des zuständigen Ministeriums dafür in dieser 
Legislaturperiode auch nicht mehr die Zeit ist, obwohl 
wir Freie Demokraten ständig nachgefragt haben, was 
denn mit diesem Thema eigentlich ist.

Das heißt, im Ergebnis ist nach nunmehr über sieben 
Jahren Überlegungen im Wirtschaftsministerium zu die-
sem Thema sagenhafterweise – Ironie off – Folgendes 
herausgekommen: Künftig sollen bis Ende 2026 geneh-
migte Anlagen gefördert werden dürfen, statt wie bisher 
nur bis Ende 2026 in Betrieb genommene Anlagen. – So 
nachzulesen im Entwurf des sogenannten Kraftwerks-
sicherheitsgesetzes.

Statt der Kopplung von Strom und Wärme betreibt 
man im Wirtschaftsministerium also systematisch die 
Entkopplung von Aufwand und Nutzen. Würde Robert 
Habeck sich selber mal ein Effizienzziel setzen und das 
mit dem entsprechenden Reporting verbinden, das er vie-
len kleinen Unternehmen in diesem Lande drüberbrezelt – 
die Bilanz wäre am Ende einigermaßen verheerend.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Ralph Lenkert [Die Linke])

Das trifft übrigens nicht nur auf das Thema der Kraft- 
Wärme-Kopplung zu, sondern eben auch auf das ganze 
Thema der Kraftwerksleistung und der Versorgungs-
sicherheit, Stichwort „Kraftwerkssicherheitsgesetz“. Da 
wird immer noch die Saga verbreitet, das solle in dieser 
Legislaturperiode beschlossen werden. Meine Damen 
und Herren, das geben die parlamentarischen Beratungs-
prozesse, so wie sie die Geschäftsordnung dieses Hauses 
sinnvollerweise vorsieht, überhaupt nicht mehr her. Mit 
anderen Worten: Die regierungstragenden Fraktionen von 
SPD und Grünen müssen sich fragen lassen, was das 
hier eigentlich soll. Sind die weiteren energiepolitischen 
Gesetzgebungsverfahren eine reine Showveranstaltung, 
oder was haben Sie hier eigentlich noch vor?

(Markus Hümpfer [SPD]: Seit die FDP raus ist, 
geht wenigstens was!)

Was wollen Sie denn eigentlich beraten?

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der erzählt das gleich, der Bernhard! 
Der weiß das alles!)

Wann soll eine Anhörung dazu stattfinden, zum Beispiel 
mit den Experten aus der Energiewirtschaft? Die sagen 
auch, dass das, was Sie da vorhaben, überhaupt nicht 
realisierbar ist.

Gleiches gilt übrigens für das Thema der Bioenergie, 
die auch eng mit der Kraft-Wärme-Kopplung verbunden 
ist. Wir von der FDP haben ständig Versuche abwehren 
müssen, der Bioenergie Knüppel zwischen die Beine zu 
werfen, sei es bei Holzheizungen, sei es bei Fernwärme-
deckeln und allem Möglichen.

(Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])1) Anlage 14
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Mit anderen Worten – das Fazit aus alldem ist ein ganz 
einfaches –: Dieses Land braucht eine Energiepolitik, 
die, wie es der Vorstandsvorsitzende der EnBW, Georg 
Stamatelopoulos, dieser Tage in einem Interview mit der 
„FAZ“ sehr richtig auf den Punkt gebracht hat, Klima-
schutz, Versorgungssicherheit und Bezahlbarkeit mit-
einander vereint. Diese Politik wird es mit neuen Mehr-
heiten in diesem Hause nur mit den Freien Demokraten 
geben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind sehr zu-
versichtlich! – Gegenruf des Abg. Konrad 
Stockmeier [FDP]: Ja, immer!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Stockmeier. – Nächster 

Redner ist der Kollege Bernhard Herrmann, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-
gen! Ja, vielleicht war aber auch die FDP, statt konstruk-
tiv am KWK-Gesetz mitzuarbeiten, schon mit den Vor-
bereitungen des D-Days beschäftigt; ich weiß es nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Christian 
Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: Also, das ist 
ein schwacher Witz gewesen! – Jörn König 
[AfD]: Sie wissen so vieles nicht!)

Zum Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz. Was ist KWK? 
Das W in KWK steht für „Wärme“. Das K steht für 
„Kraft“, die Kraft, die letztendlich ein Rad antreibt, die 
ein Fahrzeug fortbewegt oder die einen Magneten in einer 
Spule bewegt und Strom erzeugt. Es findet also eine 
Auskopplung von Strom bei gleichzeitiger Erzeugung 
von Wärme statt. Im Auto ist das allerdings keine wirk-
liche Kraft-Wärme-Kopplung, weil die Wärme ungenutzt 
verloren geht. Das ist auch ein Grund dafür, dass Ver-
brennungsmotoren nun einmal wenig effizient sind.

Im Kraftwerk aber kann das eine durchaus sehr, sehr 
effiziente Sache sein, und Kraft-Wärme-Kopplung spielt 
gerade dann eine wichtige Rolle, wenn KWK-Anlagen an 
Städten stehen, wo es einen entsprechenden Wärmever-
brauch gibt, im Unterschied zu Großkraftwerken auf der 
grünen Wiese, wo eben keine Auskopplung von Wärme 
möglich ist.

(Zuruf des Abg. Mike Moncsek [AfD])
Es stehen und standen aber gerade in Ostdeutschland 
besonders viele KWK-Anlagen direkt an Städten, sodass 
man gezwungen war – und das hat man auch richtiger-
weise getan –, etwas effizienter zu werden, da man mit 
der Braunkohle, die man ja nun einmal zur Verfügung 
hatte und zu brauchen meinte, ansonsten schon klima-
schädlich genug agierte.

In der Energiewende waren Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen, meist kleinere Blockheizkraftwerke, zusammen 
mit der Photovoltaik und der Windkraft die Treiber; denn 
sie schufen erstmalig Konkurrenz zur sonst immer zen-
tralistisch-großmonopolistisch aufgestellten Energiewirt-
schaft. Uns Grünen war das ein Herzensanliegen. Wir 
stehen an der Seite der KWK, und das bis heute.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber auch sie wird und muss sich neu ausrichten.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Sie tun doch 
nichts!)

Ich schaue konkret in meine Heimatstadt: Dort wurde 
bis zum Januar dieses Jahres ein großes Kraftwerk betrie-
ben, ein Braunkohlekraftwerk mit 50 Prozent Nutzung 
der Energie. Die Energie aus der Braunkohle wurde nur 
zu 50 Prozent ausgenutzt; mehr kam nicht an. Das ist 
nicht effizient, weil die Ausrichtung der KWK nicht 
mehr richtig war. Das neue Gasmotorenkraftwerk, das 
jetzt dort steht, passt viel besser zu Erneuerbaren – alles 
toll. Leider ist der Gaspreis so hoch,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: In Russland gibt 
es günstigeres!)

dass wir bei Fernwärmepreisen von ungefähr 13 Cent, 
plus Grundpreis von circa 19 Cent pro Kilowattstunde 
sind, und zwar aufgrund der Abhängigkeit von russi-
schem Gas, die Sie protegiert und vorangetrieben haben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nee, das war die 
CDU! – Jörn König [AfD]: Das war die CDU!)

Wir haben weiterhin einen Bedarf an fossilen Ener-
gien. Wir sind nicht effizient, weil die Kraft-Wärme- 
Kopplungsanlagen angesichts großer Konkurrenz durch 
preiswerteren Wind- und Sonnenstrom keine langen 
Laufzeiten haben. Wir kommen in die Not, nicht mehr 
effizient zu arbeiten. Bezahlbare und saubere Energie 
sieht anders aus.

Es braucht eine Neuausrichtung der Kraft-Wärme- 
Kopplungssysteme, und wir brauchen eine Ergänzung 
der Bundesförderung für effiziente Wärmenetze mit 
Blick auf effiziente Wärmepumpenanlagen, die in Kom-
bination mit KWK wieder bezahlbare, saubere Energie 
ermöglichen kann.

(Zuruf des Abg. Mike Moncsek [AfD])
Denn unser Ziel ist die bezahlbare, saubere Wärmever-
sorgung für Bürgerinnen und Bürger und für unsere Wirt-
schaft.

(Jörn König [AfD]: Hatten wir alles schon!)
Das geht mit erneuerbaren Energien und einer auf Effi-
zienz ausgerichteten Förderung von Kraft-Wärme-Kopp-
lung und von Wärmepumpen gleichermaßen.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Wo ist sie denn?)
Daran richtet sich unsere Wärmepolitik aus.

Wir brauchen das KWKG. Genauso braucht es aber 
auch das Kraftwerkssicherheitsgesetz.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Karsten 
Hilse [AfD]: Der war gut! – Konrad 
Stockmeier [FDP]: Ja, meine Rede!)
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Wir brauchen für beide übrigens auch die beihilferecht-
liche Genehmigung durch die EU. Und da, liebe Union, 
müssen wir an Ihrem Gesetzentwurf noch arbeiten; denn 
ohne die kommen wir nicht voran, weder bei dem einen 
Gesetz noch bei dem anderen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nunmehr kommt der Kollege Karsten 

Hilse, AfD-Fraktion, zu Wort.
(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 

[AfD]: Guter Mann!)

Karsten Hilse (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Landsleute! Und natürlich: Werte Leugner des natürli-
chen Klimawandels! Die Union, die wie keine andere 
Partei Wählertäuschung und Wählerbetrug beherrscht, 
möchte nun vorausschauend für die eventuelle Macht-
übernahme schnell noch Förderungen für Anlagen durch-
bringen, die Teil der gescheiterten Energiewende sind. 
Mit dem eingebrachten Gesetzentwurf soll die Förderung 
sogenannter Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen verlängert 
werden. Das betrifft also nicht nur die Anlagen, die bis 
zum 31. Dezember 2026 in Betrieb gehen, sondern auch 
die, die bis zum 31. Dezember 2030 in Betrieb gehen.

Es ist dieselbe Union, die in den letzten Wochen vor 
allem dadurch aufgefallen ist, sich in verantwortungs-
loser Art und Weise mit der Atommacht Russland anzule-
gen, die Deutschland mit einem Knopfdruck innerhalb 
weniger Minuten vom Erdboden tilgen könnte, indem 
sie Russland absurde Ultimaten stellen will. Diese Arro-
ganz ist vergleichbar mit dem sprichwörtlichen Elefanten 
im außenpolitischen Porzellanladen namens Annalena 
Baerbock. Man könnte darüber lachen, wenn es nicht so 
gefährlich wäre, wenn es nicht zur Auslöschung der euro-
päischen Völker führen könnte.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Was haben Sie 
zum Thema zu sagen?)

Zurück zum Gesetz. Zwar ist die Idee der Kraft-Wär-
me-Kopplung im Sinne der besseren Energieausnutzung 
sinnvoll. Nicht sinnvoll ist aber, dass der Staat sich wie-
der einmal gemüßigt fühlt, eine für Kraftwerksbetreiber 
an sich sinnvolle Maßnahme auch noch mit Steuergeldern 
zu unterstützen, die zuvor den Menschen im Lande abge-
presst wurden. Diese Ausplünderung werden wir als AfD 
nicht mitmachen.

(Beifall bei der AfD)
Warum wurde das Gesetz seinerzeit erlassen? Zitat:

„Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere im In-
teresse der Energieeinsparung sowie des Klima- 
und Umweltschutzes die Transformation zu einer 
nachhaltigen und treibhausgasneutralen Energie-
versorgung im Staatsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland … zu unterstützen, die vollständig auf 
erneuerbaren Energien beruht.“

Zitat Ende. – Jeder Physiker, jeder Techniker, jeder In-
genieur weiß, dass ein Industriestaat wie Deutschland 
nicht allein durch sogenannte erneuerbare Energien ver-
sorgt werden kann. Das ist Schwachsinn.

(Beifall bei der AfD)
Der Grund für die sogenannte Energiewende, die Hy-

pothese, dass der Mensch mit seinen CO2-Emissionen 
das Weltklima beeinflusst, ist genauso Schwachsinn. 
Deswegen gibt es auch keinen einzigen wissenschaftli-
chen Beweis dafür, und Tausende Wissenschaftler wider-
sprechen diesem Schwachsinn. Sie widersprechen der 
Notwendigkeit der großen Transformation, einer Lüge, 
die uns von weltweit agierenden Milliardären, dem World 
Economic Forum seit Jahren aufgetischt wurde, um uns 
ohne größeren Widerstand bis aufs Blut auspressen zu 
können.

(Konrad Stockmeier [FDP]: Das hier ist eine 
Debatte und keine Märchenstunde! – Mark 
Helfrich [CDU/CSU]: Was hat das mit Kraft- 
Wärme-Kopplung zu tun?)

Wenn allerdings, wie eingangs erwähnt, die Habecks, 
die Merz, die Scholz und die Lindners uns in einen Krieg 
mit der Atommacht Russland führen,

(Der Redner öffnet sein Jackett – Leni 
Breymaier [SPD]: Ist die Rede in Moskau ge-
schrieben worden?)

dann brauchen wir uns um Kraft-Wärme-Kopplung keine 
Gedanken mehr zu machen; denn dann wird es höllisch 
warm, und dann gnade uns Gott.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Präsident, er trägt eine Auf-
schrift! Das verstößt gegen die Regeln!)

Im Übrigen bin ich der Meinung: Wer Rot, Grün, Gelb, 
Schwarz wählt, wählt den Krieg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr Kubicki, 
sehen Sie das?)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege Hilse, ich möchte Sie darauf hinweisen, 

dass das Tragen von solchen T-Shirts mit Logos und das 
Zeigen im Plenarsaal nicht erlaubt ist.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja! – Zuruf von der AfD: Frie-
denstaube!)

– Wenn Sie so weitermachen, bekommen Sie von mir 
einen Ordnungsruf, und das kann sich auch weiter stei-
gern.

(Karsten Hilse [AfD]: Ich habe nichts gesagt!)
Ich weise Sie einfach nur darauf hin. Seien Sie froh, dass 
ich Ihnen keinen Ordnungsruf erteile.

Letzter Redner in dieser Debatte ist der Kollege Ralph 
Lenkert aus der Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken)
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Ralph Lenkert (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der Ex-Ampel! Stimmen Sie diesem CDU/ 
CSU-Entwurf zum KWKG zu!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Ja, es ist ungewöhnlich, dass Die Linke Unterstützung für 
einen Gesetzentwurf der CDU/CSU fordert.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Heute wundert mich nix mehr! – Hei-
terkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Aber das KWKG läuft aus. Da müssen fachliche Erfor-
dernisse über politische Differenzen gestellt werden. Das 
Gesetz zur Unterstützung für Kraftwerke, die gleichzeitig 
Strom und Fernwärme erzeugen, fördert eben nur Anla-
gen, die bis Ende 2026 in Betrieb gehen. Derzeit erstellen 
die Kommunen ihre Wärmeplanung. Danach müssen 
Fernwärmenetze geplant und gebaut werden. Das ist in 
zwei Jahren unmöglich. Deshalb muss die Geltungsdauer 
des KWKG für die Wärmewende verlängert werden.

(Beifall bei der Linken)
Der fossile Kraftwerkspark in Deutschland ist über-

altert, sichert aber die Stromversorgung bei Dunkelflau-
ten ab. Entweder man nutzt Speicher und Ersatzkraftwer-
ke, oder die Stromversorgung wird unsicher. Der von den 
Linken seit Jahren geforderte Speicherausbau wurde von 
den bisherigen Bundesregierungen verpennt. Ich kann 
nicht mehr zählen, wie oft ich im Plenum und im Aus-
schuss forderte, dass KWK-Kraftwerke als Ersatzkraft-
werke zu sehen und zu fördern wären. Die produzieren 
nämlich den Strom bei Dunkelflaute, und die Abwärme 
heizt dann Wohnungen und versorgt die Industrie. Aber 
bis heute ignoriert das Wirtschaftsministerium KWK- 
Kraftwerke. Die Grünen um Habeck setzen auf neue, 
nicht verfügbare Wasserstoffkraftwerke, die eine Bauzeit 
von vielen Jahren hätten. Aber nicht einmal die Aus-
schreibung für diese langsame Lösung bekam die Bun-
desregierung in drei Jahren auf die Reihe. KWK-Kraft-
werke wären unsere Versicherung bei Dunkelflaute. 

Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns die Geltungs-
dauer des KWKG bis 2030 verlängern! Das wäre not-
wendig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Ralph Lenkert [Die 
Linke]: Herr Präsident, ich freue mich, einmal 
das vorletzte Wort gehabt zu haben! Gute 
Nacht! – Heiterkeit)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit ist die Aus-

sprache beendet.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 20/13615 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Vorschläge? – Das höre und sehe ich nicht. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind damit am Schluss unserer heutigen Tagesord-
nung.

Bevor Sie jetzt rausgehen, möchte ich mich bei Ihnen 
ganz herzlich bedanken, dass wir es doch geschafft ha-
ben, von 3.40 Uhr auf kurz vor 0 Uhr zu kommen. Das ist 
eine echte Leistung dieses Parlaments. Herzlichen Dank!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Dr. Stephan Seiter [FDP])

Ich würde Ihnen normalerweise empfehlen, jetzt noch 
gastronomische Betriebe aufzusuchen, aber das ist des-
halb untunlich, weil wir uns morgen ganz früh wieder-
treffen müssen.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Freitag, den 6. Dezember 2024, 
9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 23.57 Uhr)
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Ahmetovic, Adis SPD

Bachmann, Carolin AfD

Baerbock, Annalena BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Bär, Karl BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

De Ridder, Dr. Daniela SPD

Dietz, Thomas AfD

Droßmann, Falko SPD

Ehrhorn, Thomas AfD

Ernst, Klaus BSW

Friedhoff, Dietmar AfD

Ganserer, Tessa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gastel, Matthias BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gerdes, Michael SPD

Gohlke, Nicole Die Linke

Harder-Kühnel, Mariana 
Iris

AfD

Helling-Plahr, Katrin FDP

Heveling, Ansgar CDU/CSU

Kruse, Michael FDP

Lehmann, Sylvia SPD

Lucassen, Rüdiger AfD

Mascheck, Franziska SPD

Mayer, Dr. Zoe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Müller, Florian CDU/CSU

Nietan, Dietmar SPD

Otte, Karoline BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Pantazis, Dr. Christos SPD

Peterka, Tobias Matthias AfD

Abgeordnete(r)

Petry, Christian SPD

Pilsinger, Dr. Stephan CDU/CSU

Pohl, Jürgen AfD

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Protschka, Stephan AfD

Reichardt, Martin AfD

Renner, Martin Erwin AfD

Rhie, Ye-One SPD

Rüffer, Corinna BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schattner, Bernd AfD

Schiller, Manfred AfD

Schimke, Jana CDU/CSU

Schneider, Jörg AfD

Schulz, Uwe AfD

Seestern-Pauly, Matthias FDP

Seitzl, Dr. Lina 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Steinmüller, Hanna 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wagener, Robin BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wagner, Dr. Carolin SPD

Walter-Rosenheimer, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wegling, Melanie 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Weiss, Dr. Maria-Lena CDU/CSU

Wissing, Dr. Volker fraktionslos

Witt, Uwe fraktionslos
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Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung 
– des von den Abgeordneten Carmen Wegge, Ulle 

Schauws, Sanae Abdi und weiteren Abgeord-
neten eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs 

– des Antrags der Abgeordneten Carmen Wegge, 
Ulle Schauws, Sanae Abdi und weiterer Abge-
ordneter: Versorgungslage von ungewollt 
Schwangeren verbessern 

(Zusatzpunkt 10 a und b)

Michael Brand (Fulda) (CDU/CSU):
„Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ Die Prä-

ambel unserer Verfassung bindet alles staatliche Handeln, 
und damit auch den Deutschen Bundestag.

Es geht um die Würde von Frauen, von Männern, von 
Alten und Jungen, Menschen mit und ohne Handicaps – 
und auch von noch nicht geborenen Menschen. Denn 
auch diese ungeborenen Menschen sind Menschen. Des-
halb bleibt es richtig, dass die Tötung eines ungeborenen 
Menschen – und nichts anderes ist ein Schwangerschafts-
abbruch – abgewogen werden muss gegen die Notlage 
von schwangeren Frauen. Und deshalb ist die Tötung 
von ungeborenen Menschen, nämlich der Schwanger-
schaftsabbruch, im Strafgesetzbuch aufgeführt, mitsamt 
der entsprechenden Regelungen, die die Strafbarkeit in 
bestimmten Fällen aufhebt.

Die verantwortliche Beratung und der Dialog mit 
Schwangeren in Konfliktlagen – Konflikte, die leider 
viel zu häufig durch die Partner oder das Umfeld erzeugt 
werden – muss wesentlicher Bestandteil unseres Um-
gangs mit diesen Konflikten und dem Schutz ungebore-
nen Lebens bleiben.

Wir brauchen eine gesellschaftliche Kultur, die offen 
Ja sagt zum Leben, zur Zukunft und auch dazu, mit 
Schwierigkeiten, auch großen Schwierigkeiten, so umge-
hen zu können, dass sie am Ende überwunden werden 
können und eine bessere Perspektive bringen, statt vor 
den großen Schwierigkeiten zu früh zu kapitulieren.

Eine Gesellschaft, die die Menschenwürde selektiv 
versteht, läuft Gefahr, die Menschenwürde insgesamt 
nicht mehr zu verstehen und nicht mehr vollumfassend 
als Leitbild zu sehen. Eine solche Gesellschaft schwächt 
sich selbst, und sie wird von außen und von innen angreif-
barer. Die Verteidigung der Menschenwürde für alle – ich 
wiederhole: für alle Menschen, auch für ungeborene 
Menschen – ist ein Lackmustest dafür, wie ernst wir es 
mit der Verteidigung von allen Menschen meinen. Es darf 
keine Selektion dabei geben, welche Menschen man 
mehr und welche man weniger in ihrer Würde zu ver-
teidigen bereit ist.

Dieser historische Kompromiss in der Gesellschaft der 
Bundesrepublik Deutschland hat selbstverständlich, wie 
jeder Kompromiss, aus der Ansicht verschiedener Betei-
ligter auch Mängel. Vor allem aber ist dieser historische 
Kompromiss gesellschaftlich dadurch haltbar gewesen, 

dass sich eben nicht diejenigen durchgesetzt haben, die 
eine sehr exponierte, zum Teil radikale Position vertreten 
haben.

Es haben sich diejenigen durchgesetzt, die in der brei-
ten Mitte des Parlaments stehen und die sehr wohl wuss-
ten, dass diese Grundsatzfrage auf Leben und Tod für das 
ungeborene Leben, diese Grundsatzfrage über Selbst-
bestimmung von Frauen und die Abwägung gegen das 
Überlebensrecht noch nicht geborener Menschen, keine 
Frage wie jede andere Frage ist. Deshalb gab es eine 
politische und gesellschaftliche Mehrheit dafür, diese 
schwerwiegende Frage mit Sorgfalt, mit der notwendigen 
Zeit und in wechselseitigem Respekt zu verhandeln und 
zu beraten.

In dieser Beratung heute fehlt die Sorgfalt, die notwen-
dige Zeit und auch der wechselseitige Respekt. Hier soll 
eine plötzliche Mehrheit im Deutschen Bundestag in der 
Zwischenzeit zwischen Zusammenbruch der alten Am-
pelkoalition und den kurz bevorstehenden Neuwahlen 
schlicht dazu ausgenutzt werden, Fakten zu schaffen 
und eine einseitige Lösung gegen große Besorgnis und 
Widerstände in der Gesellschaft durchzupeitschen, ohne 
auf die Wirkungen einer solchen brachialen Vorgehens-
weise in der Frage des Schutzes von auch nicht geborenen 
Leben Rücksicht zu nehmen. Deshalb ist es richtig, dieses 
Vorgehen rücksichtslos zu nennen.

Auch wenn ich persönlich in der Sache eine klare Po-
sition vertrete, so würde es mir nie in den Sinn kommen, 
meine persönliche Überzeugung in dieser Frage anderen 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages oder der Gesell-
schaft in einer solchen brachialen Art und Weise über-
stülpen zu wollen. Vielmehr braucht es, wie auch in an-
deren grundsätzlichen Fragen unserer Gesellschaft, die 
notwendige Zeit, um auch diejenigen berücksichtigen 
zu können, die erhebliche und berechtigte Einwände ge-
gen die jeweiligen Vorschläge zu erheben haben.

Der Mangel an Respekt vor den Andersdenkenden, der 
sich in der Vorgehensweise der Befürworter einer nahezu 
totalen Freigabe von Schwangerschaftsabbrüchen zeigt, 
dokumentiert einen Eifer und eine Haltung, die für diese 
wie für andere gesellschaftliche Fragen toxisch und ge-
fährlich ist.

Insoweit appelliere ich an jede einzelne Abgeordnete, 
an jeden einzelnen Abgeordneten, diesen Weg nicht zu 
beschreiten und stattdessen mit mir und vielen anderen 
gemeinsam dem in wenigen Wochen zu wählenden neuen 
Parlament die Aufgabe zu übertragen, die Frage von 
Schwangerschaftsabbruch als eine seiner ersten großen 
Themen aufzugreifen und zu prüfen, ob der bisherige 
gesellschaftliche Konsens halten wird oder ob es neue 
Regelungen gibt.

Auf gar keinen Fall würde eine solche, kurz vor dem 
Ende der Wahlperiode mit brachialer Geschwindigkeit 
durch den Bundestag gepeitschte fundamentale Verände-
rung die Wirkung entfalten, die der noch immer für viele 
schmerzhafte und dennoch gesellschaftlich akzeptierte 
historische Kompromiss der bis heute geltenden gesetz-
lichen Regelung erreicht hat.
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Insoweit muss allen, die daran mitwirken wollen, in 
einer der letzten Sitzungen des Bundestages vor seiner 
Auflösung diese große gesellschaftliche Frage lösen zu 
wollen, zugerufen werden: Kolleginnen und Kollegen, 
Ihr erhebt euch!

Wir brauchen ernsthafte Anhörungen, einen breiten 
gesellschaftlichen Diskurs und dabei sensibles Zuhören 
vor allem gegenüber Frauen mit repräsentativen Einzel-
schicksalen, Medizinern und respektierten Persönlichkei-
ten aus den Bereichen von Verfassungsrecht, Strafrecht, 
Philosophie und Ethik.

Die Grundfragen wie Schutz der Menschenwürde, 
Schutz des ungeborenen Lebens und der Schutz von 
Frauen in Konfliktlagen sind keine Fragen, die man so 
brachial durch das Parlament peitschen kann.

Für den jetzigen wie auch den nächsten Deutschen 
Bundestag gilt die Position des Bundesverfassungs-
gerichts nach wie vor, dass es den Mechanismus für 
eine ernsthafte Prüfung zwingend braucht, damit der un-
geborene Mensch klar Stimme und Schutz hat.

Wir brauchen einen offenen, ehrlichen und auch sensi-
blen gesellschaftlichen Diskurs.

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
1987 war ich 17 Jahre alt und ungewollt schwanger. 

Ich ging in die 11. Klasse, wollte mich eigentlich gerade 
trennen von meinem Freund. Ich dachte damals, ich kann 
Abitur und Studium vergessen, verlobte mich mit mei-
nem Freund, mit dem ich gar nicht mehr glücklich war, 
hielt alle Zukunftsträume für geplatzt und bekam eine 
Depression. Dann setzten sich meine Eltern zu mir, er-
klärten mir, dass ich eine Wahl hätte und ich ganz allein 
entscheiden könnte, ob ich das Baby bekommen möchte 
oder nicht, und dass sie mich, egal wie ich mich 
entscheide, in allem unterstützen würden. Das war in 
Brandenburg und zu DDR-Zeiten. Ich entschied mich 
für einen Schwangerschaftsabbruch, der in einem Kran-
kenhaus ganz in der Nähe und krankenkassenfinanziert 
stattfand. Niemand machte mir je einen Vorwurf. In die-
ser Notlage habe ich die Unterstützung durch den Staat, 
die Familie und das Erleben meiner Autonomie, das 
selbst entscheiden zu können, als extrem befreiend erlebt.

Bedauert habe ich diese Abtreibung immer, bereut aber 
nie. Ich beendete mein Abitur, studierte und bekam später 
ein Kind.

Im Osten Deutschlands gab es das Selbstbestimmungs-
recht für Frauen schon seit Anfang der 70er-Jahre, und 
ich kann einfach nicht verstehen, wie es sein kann, dass 
eine 17-Jährige im wiedervereinigten Deutschland auch 
50 Jahre später noch weniger Rechte hat als Frauen in der 
DDR der 70er-Jahre. Genauso wenig kann ich verstehen, 
wie es sein kann, dass das erzkatholische Irland Schwan-
gerschaftsabbrüche liberalisiert hat, während sie bei uns 
weiter kriminalisiert werden. Orientieren wir uns denn an 
Trump oder an Saudi-Arabien?

Generelle Strafbarkeit löst überhaupt kein Problem, sie 
verhindert nämlich keine Abtreibungen, sie macht sie nur 
gefährlicher, teurer und erniedrigender für Frauen, die 
sich in einer Notlage befinden.

Weil Schwangerschaftsabbrüche generell als Straftat 
gelten, gibt es kaum gute Ausbildungen als Teil des Me-
dizinstudiums, sodass Studierende an Papayas üben müs-
sen – eine absurde Vorstellung, die nicht zu einem fort-
schrittlichen Gesundheitswesen passt. Im Übrigen gehen 
auch Schwangerschaft und Geburt mit erheblichen Ge-
sundheitsrisiken einher. Schon deshalb sollte es allein 
Sache einer Schwangeren sein, darüber zu entscheiden, 
ob sie ein Kind zur Welt bringen möchte oder nicht. Wir 
sind schließlich nicht Gefäße für Dritte, sondern Indivi-
duen, die über ihren Körper selbst bestimmen können 
sollten, denn sonst ist ihre Würde nach Artikel 1 des 
Grundgesetzes nicht gewahrt!

Aufgrund der generellen Strafbarkeit von Schwanger-
schaftsabbrüchen gibt es viel zu wenig medizinische An-
gebote, sodass es in manchen Regionen kaum noch Ärz-
tinnen und Ärzte gibt, die Abtreibungen vornehmen. In 
85 von 400 Landkreisen können ungewollt Schwangere 
kein angemessenes Angebot dafür erreichen. Vielen 
Frauen ist es schon aufgrund ihrer Lebensumstände gar 
nicht zuzumuten, 150 km für eine Abtreibung zu reisen.

Die WHO-Leitlinie von 2022 stellt unmissverständlich 
fest, dass eine umfassende und qualitativ ausgezeichnete 
medizinische Betreuung bei Schwangerschaftsabbrüchen 
essenziell für das Wohl von Frauen ist. Schwanger-
schaftsabbrüche müssen deshalb auch als Gesundheits-
leistungen verstanden und von den Kassen bezahlt wer-
den; denn der Grad körperlicher Selbstbestimmung 
Schwangerer darf niemals vom Geldbeutel abhängen, 
also davon, ob Betroffene die Behandlung, die Fahrt 
und gegebenenfalls die Übernachtung bezahlen können 
oder eben nicht.

Ich finde die Legalisierung von Schwangerschafts-
abbrüchen elementar und die Vorstellung unerträglich, 
dass im Bundestag fast 70 Prozent Männer über die 
Selbstbestimmungsrechte von Frauen entscheiden dür-
fen. In einem Parlament mit echter Parität wäre die all-
gemeine Strafbarkeit von Abtreibungen längst Geschich-
te. So bleibt mir nur, einerseits an die Solidarität der 
Minderheit weiblicher Abgeordneten zu appellieren und 
andererseits an die Mehrheit der Männer, zumindest an 
die, die in der Lage sind einzusehen, dass sie bei einer 
solchen Entscheidung gar kein Mitspracherecht haben 
sollten, weil sie nicht schwanger werden.

Über männliche Körper gibt es schließlich auch kei-
nerlei Regulierung im deutschen Recht, und die Krimi-
nalisierung von Schwangerschaftsabbrüchen dient vor 
allem der Kontrolle über weibliche Körper, die sich viele 
konservative Männer immer noch wünschen. Das konnte 
man zuletzt am Backlash in den USA erleben, wo nach 
der Trump-Wahl der widerliche Slogan: „Your Body – 
My Choice“ triumphierend von Männern verbreitet wur-
de.

Wer Schwangerschaftsabbrüche verringern will, muss 
vor allem Schwangere und Mütter unterstützen und Be-
nachteiligungen durch Mutterschaft – zum Beispiel Pay 
Gap, Armut bei Alleinerziehenden oder Karrierebrem-
sen – beseitigen, Kinderbetreuung verbessern, Carearbeit 
besser verteilen und bezahlen. Aber auch kostenlose Ver-
hütungsmittel, gute Aufklärung und niedrigschwelliger 
Zugang zu Beratungen sind hilfreich – natürlich nicht 
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nur für Frauen; denn am Zustandekommen einer Schwan-
gerschaft sind zwei beteiligt. Auch Kinder brauchen mehr 
Schutz vor Kinderarmut und Benachteiligung im Bil-
dungssystem, ihre Rechte gehören ins Grundgesetz. Ich 
würde mich sehr freuen, wenn wir neben einer Liberali-
sierung von Schwangerschaftsabbrüchen im Bundestag 
auch diese Maßnahmen auf den Weg bringen könnten; 
denn so schützt man die Rechte beider am besten: der 
Schwangeren und der Kinder.

Ich bitte Sie daher herzlich: Unterstützen Sie den vor-
liegenden Gruppenantrag mit Ja oder wenigstens einer 
Enthaltung, und beenden Sie die Blockade der Anhörung 
im zuständigen Ausschuss!

Alle diejenigen, die grundsätzlich gegen die Legalisie-
rung von Schwangerschaftsabbrüchen sind, möchte ich 
darum bitten, dann einfach selbst keine Abtreibung vor-
zunehmen, sich aber nicht der körperlichen Autonomie 
anderer Menschen in den Weg zu stellen; denn jemand 
anderen zum Austragen von Kindern zu zwingen, ist 
schlicht Gewalt.

Hubert Hüppe (CDU/CSU):
Die Pflicht des Staates, Menschenleben zu schützen, 

gilt für alle Menschen unabhängig von Alter, Gesundheit, 
Behinderung, Ethnie, geboren oder ungeboren. Eine Ab-
treibung tötet einen lebendigen Menschen. Denn ein 
menschlicher Embryo ist offensichtlich „menschliches 
Leben“. Leben; denn er lebt und ist nicht tot – im Gegen-
satz zu unbelebter Materie. Und menschlich; denn er re-
präsentiert spezifisch menschliches Leben – im Gegen-
satz zu tierischem oder pflanzlichem Leben.

Jeder von uns hat seine biologische Existenz als 
menschlicher Embryo begonnen. Keiner von uns war 
tierisches Leben, bevor er zum Menschen wurde.

Offensichtlich ist bereits der frühe menschliche Em-
bryo unverkennbar menschlich im biologischen Sinne.

Umgekehrt kann sich keine andere einzelne tierische 
oder menschliche Körperzelle und auch keine Anhäufung 
irgendwelcher anderer menschlicher Zellen zu einem ge-
borenen menschlichen Säugling entwickeln. Der mensch-
liche Embryo entwickelt sich im biologischen Sinne als 
Mensch – nicht „zum Menschen“ –, und er bleibt wäh-
rend seiner ganzen Entwicklung ein biologisch iden-
tisches Wesen. Jede Festlegung einer späteren Grenze 
für den Beginn eines spezifisch menschlichen Lebens 
als die Verschmelzung der Zellkerne von Ei- und Samen-
zelle ist nicht biologisch begründet, sondern willkürlich.

Mit biologischem Schulwissen und normalem Men-
schenverstand ist erkennbar, dass der Embryo im biologi-
schen Sinne menschliches Leben ist. „Wo menschliches 
Leben existiert, kommt ihm Menschenwürde zu; es ist 
nicht entscheidend, ob der Träger sich dieser Würde be-
wusst ist und sie selbst zu wahren weiß.“ Das Bundes-
verfassungsgericht hat diesen Grundsatz 1975 formuliert 
und 1993 bestätigt.

Die Ewigkeitsgarantie der Menschenwürde im Grund-
gesetz wäre wertlos, wenn sie mit der Begründung ver-
änderter gesellschaftlicher Anschauungen Menschen in 
bestimmten Lebensphasen aberkannt wird.

Wer sich hingegen zu einem anwachsenden Lebens-
schutz bekennt und etwa selbständige Lebensfähigkeit 
zur Voraussetzung von Menschwürde und Lebensrecht 
sowie rechtlichem Lebensschutz erklärt, übersieht die 
geringe selbständige Lebensfähigkeit zum Beispiel eines 
Neugeborenen, eines schwerbehinderten Kindes, eines 
schwer verunglückten Leistungssportlers oder einer Se-
niorin mit Demenz.

Die Kurzfristigkeit der Initiative wurde mit dem Bruch 
der Ampelkoalition gerechtfertigt; denn dieser habe den 
Organisatorinnen „die Füße weggezogen“, da sie nach 
der Neuwahl nicht mehr mit einer „progressiven Mehr-
heit“ im Parlament rechneten, wie in Presseberichten zu 
lesen war (etwa https://www.tagesschau.de/inland/ 
schwangerschaftsabbruch-legalisierung-union-100. 
html).

Damit drücken die Initiatorinnen und Initiatoren nicht 
aus, dass sie für den Wahltag einen plötzlichen Verlust 
ihrer „progressiven Mehrheit“ voraussehen. Tatsächlich 
gestehen sie ein, dass sie bereits heute in der Bevölkerung 
keine „progressive Mehrheit“ mehr haben und ein ent-
sprechendes Wahlergebnis erwarten. Aus diesem Grund 
haben sie ihren Gesetzentwurf im November eingebracht 
und – die Geschäftsordnung des Bundestages ermöglicht 
dies den Initiatoren eines Gesetzentwurfes – seine Auf-
setzung zur heutigen ersten Lesung verlangt, solange 
eben eine aus ihrer Sicht „progressive Mehrheit“ noch 
existiert.

Sie tun dies nicht, weil das Thema schon entschei-
dungsreif ausdiskutiert ist, oder aufgrund begründeter 
Erwartung, dass eine breite gesellschaftliche Debatte 
während der Weihnachtspause und in der anschließenden 
heißen Phase des Wahlkampfes bis 23. Februar angemes-
sen geführt werden könnte. Beides wäre unzutreffend.

Der Gesetzentwurf führt als Problembeschreibung un-
ter anderem „unzureichende Versorgungsangebote“ und 
eine „prekäre Versorgungslage in vielen Teilen des Lan-
des“ an.

Das Statistische Bundesamt verzeichnet für das 
zweite Quartal 2024 – das sind die neuesten verfüg- 
baren Zahlen – insgesamt 1 110 sogenannte Meldestellen 
zur Schwangerschaftsabbruchstatistik. Meldestellen zur 
Schwangerschaftsabbruchstatistik sind nach der Defini-
tion des Statistischen Bundesamtes Kliniken und Arzt-
praxen, in denen grundsätzlich Schwangerschaftsabbrü-
che vorgenommen werden, wobei teilweise zentrale 
ambulante OP-Praxen hier zum Beispiel für mehrere 
Arztpraxen mitmelden.

Diesen über 1 110 Kliniken und Arztpraxen, in denen 
grundsätzlich Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen 
werden, stehen aktuell bundesweit 606 Kliniken mit 
Geburtshilfe gegenüber, so der Bericht der Regierungs-
kommission für eine moderne und bedarfsgerechte Kran-
kenhausversorgung vom 14. November 2024 (https:// 
www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/ 
Dateien/3_Downloads/K/Krankenhausreform/BMG_ 
Regierungskommission_12te_Zukunftsfaehige_ 
Versorgung.pdf).
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Zahlenmäßig verfügt Deutschland heute nur über etwa 
halb so viele Kliniken mit Geburtshilfe, wo alles für die 
Geburt eines lebendigen Kindes getan wird, wie über 
Einrichtungen, in denen Schwangerschaftsabbrüche vor-
genommen werden. Dies ist kaum vereinbar mit der 
Klage über „unzureichende Versorgungsangebote“ für 
Schwangerschaftsabbrüche.

Zudem kann es bei der Erreichbarkeit einer Geburts-
klinik durchaus um gegebenenfalls lebensrettende Minu-
ten gehen, während die Abtreibung in der Regel keine 
Notfallintervention ist.

Die Zahlen des Statistischen Bundesamtes zeigen, dass 
92 Prozent aller abtreibenden Frauen eine Einrichtung 
zum Schwangerschaftsabbruch in ihrem eigenen Bundes-
land, in dem sie auch ihren Wohnsitz haben, nutzen. Nur 
wenige gehen in benachbarte Bundesländer, weil das 
vielleicht näher liegt als die nächste Großstadt im eigenen 
Bundesland. Denn wie bei vielen anderen (medizini-
schen) Angeboten bilden Großstädte Schwerpunkte, die 
Patienten anziehen. Wenn diese Großstädte zudem noch 
eigene Bundesländer sind (Berlin, Hamburg, Bremen), 
sieht man sie in den Daten des Statistischen Bundes-
amtes. Das heißt aber noch nicht, dass die angrenzenden 
Bundesländer eine unzureichende Versorgungsstruktur 
haben. Nimmt man daher zu den 92 Prozent, die eine 
Abtreibungseinrichtung im Bundesland ihres Wohnsitzes 
nutzen, die Frauen hinzu, die eine Einrichtung in einem 
direkt benachbarten Bundesland nutzen, so nutzen 
99,3 Prozent eine Einrichtung in erreichbarer Nähe, müs-
sen also nicht lange Reisen quer durch Deutschland oder 
ins Ausland auf sich nehmen. Dies belegt die Tabelle 
„23311-19: Schwangerschaftsabbrüche 2023 nach Ein-
griffsland und Land des Wohnsitzes der Frauen“ des 
Statistisches Bundesamtes (Publikationen, Schwanger-
schaftsabbrüche, „Statistischer Bericht Schwanger-
schaftsabbrüche 2023“, https://www.destatis.de/DE/ 
T h e m e n / G e s e l l s c h a f t - U m w e l t / G e s u n d h e i t /  
Schwangerschaftsabbrueche/_inhalt.html).

Dies ist – zusammen mit der im Vergleich zu Ge-
burtshilfekliniken doppelt so hohen Anzahl der Abtrei-
bungseinrichtungen – gerade kein Beleg für eine „prekäre 
Versorgungslage in vielen Teilen des Landes“ mit Ein-
richtungen für Schwangerschaftsabbrüche, weder hin-
sichtlich der Zahl noch hinsichtlich der Abdeckung.

Das angebliche große Versorgungsproblem existiert 
also nicht. Ich bitte Sie daher, dem vorliegenden Gesetz-
entwurf nicht zuzustimmen.

Cornelia Möhring (Die Linke):
Mehr als 80 Prozent der Bevölkerung sind dafür. Die 

Frauen- und Wohlfahrtsverbände fordern eine Legalisie-
rung von Schwangerschaftsabbrüchen. Die von der Bun-
desregierung eingesetzte Fachkommission hat sich dafür 
ausgesprochen und eine Regelung vorgeschlagen.

Die gesellschaftlichen Mehrheiten sind schon lange 
klar: Ein Strafrechtsparagraf aus dem Jahr 1871 und ein 
Kompromiss, der nur für diejenigen funktioniert, die 
noch nie mit der Sorge einer ungewollten Schwanger-
schaft konfrontiert waren, könnten endlich dorthin gehen, 
wo sie hingehören: nämlich abgeschafft.

Nun führen die Gegner/-innen der Legalisierung als 
Argument an, dass der § 218 und die jetzige Rechtspre-
chung Schwangerschaftsabbrüche doch ermöglichen 
würde. Ja, Abbrüche sind unter bestimmten Bedingungen 
möglich und werden durchgeführt. Es ist sogar der häu-
figste gynäkologische Eingriff. Im Kern geht es tatsäch-
lich darum, wie viele Steine den betroffenen Frauen in 
den Weg gelegt werden.

Denn: Weil der Abbruch im Strafgesetzbuch gleich 
hinter Mord und Totschlag geregelt ist, gängelt er und 
kriminalisiert die ungewollt Schwangeren und auch die 
Ärztinnen und Ärzte, die sie medizinisch betreuen (wol-
len). Dieses Tabu, diese Stigmatisierung hat verheerende 
Auswirkungen: Die medizinische Leistung fehlt in der 
ärztlichen Ausbildung. Immer weniger Ärztinnen und 
Ärzte sind in der Lage und bereit, die Leistung anzubie-
ten. Die Versorgungslage wird immer katastrophaler. Die 
Frauen müssen die Kosten selbst tragen, der Abbruch 
wird zunehmend zu einer sozialen Frage.

Der hier vorgelegte Gruppenantrag ist aus Sicht der 
Linken ein minimalinvasiver Vorschlag. Eigentlich wol-
len wir mehr: nämlich die ersatzlose Streichung des § 218 
und eine Regelung des Schwangerschaftsabbruchs und 
der reproduktiven und gesundheitlichen Rechte in einem 
eigenen „Reproduktive-Rechte-Gesetz“.

Wir sehen aber die große Verantwortung, die wir in der 
jetzigen politischen Situation haben. Die Entkriminalisie-
rung muss in dieser Legislatur kommen. Frauen- und 
Menschenrechte müssen so weit wie möglich abgesichert 
werden. Das ist das Gebot der Stunde für alle Demokra-
tinnen und Demokraten. Denn es ist zu befürchten, dass 
mit den Neuwahlen die konservativen und reaktionären 
Kräfte eine Mehrheit in diesem Parlament bekommen, 
denen Frauenrechte und Selbstbestimmungsrechte am 
Allerwertesten vorbeigehen oder die sogar aktiv dagegen 
arbeiten. Lassen Sie uns diese historische Chance nutzen, 
um Schwangerschaftsabbrüche endlich zu entkriminali-
sieren und als medizinische Leistung anzuerkennen.

Keine Schwangere trifft eine leichtfertige Entschei-
dung. Es ist immer eine existenzielle Entscheidung. Die 
kann nur die Frau treffen und niemand anders. Die von 
der Bundesregierung eingesetzte Fachkommission hat 
unter anderem festgehalten, dass ein Zwang zur Fortset-
zung der Schwangerschaft einen „nicht zu rechtfertigen-
den Eingriff in die Grundrechte der Frauen“ darstellt, aus 
verfassungs-, völker- und europarechtlicher Prüfung sei 
die Rechtswidrigkeit nicht haltbar. Im Fazit bedeutet das: 
Der Gesetzgeber müsste den Schwangerschaftsabbruch 
in der Frühphase zulassen.

Im gesellschaftlichen Diskurs ist die Frage dabei längst 
entschieden, wie alle Umfragen und Erhebungen zum 
Thema zeigen. Die polarisierende Debatte findet nicht 
in der Bevölkerung statt. Sie wird allein von Politike-
rinnen und Politikern und klerikalen Lobbygruppen ge-
führt, die an der überkommenen Vergangenheit festhalten 
und eine fortschrittliche Neuregelung auf ewig verhin-
dern wollen. Lassen Sie das nicht zu! Stimmen Sie für 
unseren Gruppenantrag! Es ist eine Entscheidung für die 
Frauen und für die Menschenrechte!
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Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU):
In Deutschland werden pro Jahr im Durchschnitt 

über 100 000 Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen. 
916 000 Mal haben Frauen im letzten Jahr die „Pille da-
nach“ in Anspruch genommen, mit der nach ungeschütz-
tem Geschlechtsverkehr die Einnistung möglicherweise 
befruchteter Eizellen in die Gebärmutter verhindert wer-
den soll.

Die Ampelkoalition hat sich vor drei Jahren im Koali-
tionsvertrag den Auftrag gegeben, Schwangerschafts-
abbrüche außerhalb des Strafrechts zu regeln. Dafür hat 
sie eine Kommission eingesetzt, deren Vorschläge die 
Grundlage für den heute diskutierten Gruppenentwurf 
zur Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs bilden.

Auch wenn der Titel des Gruppenantrags „Versor-
gungslage von ungewollt Schwangeren verbessern“ et-
was anderes insinuiert, geht es den Antragstellerinnen 
und Antragstellern mit den vorgeschlagenen Regelungen 
im Kern darum, menschlichem Leben im ersten Trime-
non einer Schwangerschaft die Schutzwürdigkeit ab-
zusprechen und aus einem Schwangerschaftsabbruch 
bis zur 12. Schwangerschaftswoche einen routinemä-
ßigen medizinischen Eingriff machen. Der eigentliche 
Sachverhalt, dass damit menschliches Leben zerstört 
wird und nicht lediglich ein unliebsames Stück Gewebe 
aus der Gebärmutter entfernt wird, gerät in den Hinter-
grund und wird geschickt kaschiert.

Die Schutzwürdigkeit werdenden Lebens wird damit 
grundsätzlich infrage gestellt. Unsere Verfassung – Arti-
kel 1 Absatz 1 GG und die dazu ergangene Verfassungs-
rechtsprechung – kennt jedoch keinen abgestuften Le-
bensschutz zwischen der 12., 13. oder weiteren Wochen 
einer Schwangerschaft. Der Embryo entwickelt sich als 
Mensch und nicht zum Menschen. Spätestens mit der 
Einnistung des Embryos im Mutterleib ist er unmittelbar 
mit der Frau verbunden und kann nur mit der schwange-
ren Frau und nicht gegen ihren Willen geschützt werden.

Nach geltendem Verfassungsverständnis sind die 
Selbstbestimmung der Frau und das Lebensrecht des Kin-
des gleichwertige Rechtsgüter, die im Konfliktfall gegen-
einander abgewogen werden müssen.

Genau das leisten seit 1995 § 218 und § 218a StGB mit 
dem ihnen zugrundeliegenden Modell der „doppelten 
Anwaltschaft“: für den Schutz des Selbstbestimmungs-
rechts der Frau und für den Schutz des ungeborenen 
Lebens. Denn die Entscheidung für oder gegen die Fort-
setzung einer Schwangerschaft in den ersten zwölf Wo-
chen trifft allein die Frau. Sie bleibt straffrei.

Bis zur vollendeten 12. Schwangerschaftswoche nach 
der Empfängnis ist der Straftatbestand nicht verwirklicht, 
wenn die Frau vor dem Abbruch eine entsprechende ge-
setzlich verpflichtende Beratung in Anspruch genom-
men, eine dreitägige Wartezeit eingehalten und der Ab-
bruch durch einen Arzt vorgenommen wurde.

Ein Abbruch ist nicht rechtswidrig, wenn nach ärzt-
licher Erkenntnis eine Gefahr für das Leben oder die 
Gefahr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des 
körperlichen oder seelischen Gesundheitszustands für 
die Frau nicht auf eine andere für sie zumutbare Weise 
abgewendet werden kann oder im entsprechenden Zeit-
raum eine Vergewaltigung stattgefunden hat bzw. ursäch-
lich für die ungewollte Schwangerschaft ist.

Bis zur vollendeten 22. Schwangerschaftswoche ist ein 
Abbruch nach Beratung zwar rechtswidrig, die Schwan-
gere bleibt aber straffrei.

Im Unterschied zu anderen Ländern haben wir damit in 
Deutschland eine verfassungsgemäße gesetzliche Rege-
lung gefunden, die sich mittlerweile über Jahrzehnte hin-
weg bewährt hat.

Warum dann also dieser Gruppenantrag, mit dem in der 
Öffentlichkeit faktenfrei suggeriert wird, dass Frauen bei 
Abtreibungen zwangsläufig mit dem Gesetz in Konflikt 
gerieten? Mit Behauptungen von einer „Kriminalisie-
rung“ ungewollt Schwangerer werden Ängste und Ver-
unsicherung verbreitet, obwohl es zuletzt lediglich ein 
Strafverfahren im Jahre 2009 gegen eine Schwangere 
wegen einer Verletzung des § 218 StGB gab. Hingegen 
stiegen die Zahlen der Schwangerschaftsabbrüche in 
Deutschland zuletzt auf 106 000 Schwangerschaftsabbrü-
che pro Jahr, die nach Beratung und Wartezeit im zuläs-
sigen Zeitraum durchgeführt wurden.

Auch die Selbstbestimmung der Frau ist nach gel-
tendem Recht nicht eingeschränkt, sondern zu jedem 
Zeitpunkt gegeben. Die Beratungspflicht und die vor-
gesehene Wartezeit von drei Tagen sind Schutzmecha-
nismen, die sicherstellen, dass Schwangere in einem 
neutralen Raum ergebnisoffenen und in einer wertschät-
zenden Atmosphäre beraten und frei von äußeren Ein-
flüssen eine informierte, abgewogene und gewissenhafte 
Entscheidung treffen können. Die Ausstellung der erfor-
derlichen Beratungsscheine dient nicht zuletzt auch den 
beteiligten Ärztinnen und Ärzten für die abgesicherte 
Durchführung des Abbruchs.

Frauen werden im Schwangerschaftskonflikt umfas-
send unterstützt. Mit einem bundesweiten Netz an pro-
fessionellen Beratungsstellen, die den Schwangeren kon-
krete Hilfe für ein Leben mit dem Kind aufzeigen, sie 
ermutigen und unterstützen, Ressourcen und Gestal-
tungsmöglichkeiten in sich selbst und ihrem Umfeld zu 
erkennen und vor einer so folgenreichen Entscheidung zu 
prüfen. Nachbefragungen bestätigen, dass die Beratung 
von der überwiegenden Mehrheit der Schwangeren po-
sitiv wahrgenommen und als hilfreich und unterstützend 
angesehen wurde. Sie ist und bleibt unersetzlich, un-
abhängig davon, ob die Entscheidung danach für oder 
gegen die Fortsetzung der Schwangerschaft erfolgt, – 
oft im Rückblick auch noch Jahre später.

Falsch ist auch die Behauptung, dass es nicht ausrei-
chend Ärztinnen und Ärzte gebe, die einen Abbruch 
durchführten. Bei allen regionalen Unterschieden in Be-
zug auf die Bereitschaft von Kliniken bzw. Ärztinnen und 
Ärzten, Abtreibungen durchzuführen, haben Jahr für Jahr 
über 100 000 Frauen eine Ärztin oder Arzt in einer 
entsprechenden Praxis oder Klinik erreicht. Auch die 
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Sorge vor unzureichender qualitativer medizinischer Ver-
sorgung ist unbegründet; denn die Durchführung eines 
Schwangerschaftsabbruchs ist in der (Muster-)Weiterbil-
dungsordnung der Bundesärztekammer ausdrücklich für 
die Weiterbildung für Frauenärztinnen und -ärzte ver-
ankert.

Der hier heute vorgelegte Antrag verzerrt die Debatte 
bewusst. Er beschreibt eine Situation, die es so bei uns 
nicht gibt, um eine gesellschaftliche Stimmung zu erzeu-
gen. Wohin eine gezielte Polarisierung bei diesem wich-
tigen Thema führt, können wir an der Radikalisierung der 
politischen Auseinandersetzung und einer Spaltung der 
Gesellschaft in vielen anderen Ländern beobachten.

Frauen, die mit einer ungewollten Schwangerschaft 
konfrontiert sind, befinden sich in einem schweren Kon-
flikt und ringen mit existenziellen Sorgen und Ängsten, 
Unsicherheit und Zweifeln. Sie brauchen vor allem Hilfe 
und Unterstützung, individuelle Beratung und verläss-
liche und gut zugängliche Informationen über einen mög-
lichen Schwangerschaftsabbruch wie über die Möglich-
keiten und Wege, mit ihrem Kind zu leben.

Was sie sicher nicht brauchen, ist ein künstlich 
aufgebauter ideologischer Popanz. Statt bei einer so 
wichtigen Frage gemeinsam niedrigschwelligere Wege 
auszuloten – etwa was die Erstattungsfähigkeit von Ver-
hütungsmitteln angeht –, wollen die Antragstellerinnen 
und Antragsteller den bestehenden gesellschaftspoliti-
schen Kompromiss aufkündigen und diese Neuregelung 
ohne eine differenzierte, sachgerechte und gesellschaft-
lich geführte Diskussion quasi auf den letzten Metern 
noch kurz vor den Neuwahlen durchdrücken. Ethische 
und religiöse Fragen wurden nicht einmal andiskutiert, 
was sich allein schon bei der Zusammensetzung der so-
genannten Expertenkommission zeigte.

Wie groß muss Ihre politische Not als ehemalige Am-
pelkoalition sein, dass Sie aus kurzfristigem, rein partei-
politischem Kalkül den gesellschaftlichen Frieden unse-
res Landes in einer so essenziellen, ethischen und 
grundlegenden rechtlichen Frage gefährden? Der Not, 
in der sich Frauen in dieser schwierigen Konfliktlage 
befinden, ist dieses Vorgehen jedenfalls nicht angemes-
sen. Dem unteilbaren Schutz der Würde des Menschen 
nach Artikel 1 unseres Grundgesetzes fügen Sie schwe-
ren Schaden zu – mit nicht absehbaren Folgen.

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des von den Abgeordneten Sabine 
Dittmar, Gitta Connemann, Dr. Armin Grau, 
Christian Bartelt, Dr. Petra Sitte, Dr. Karl 
Lauterbach, Jens Spahn, Dr. Janosch Dahmen, 
Dr. Christoph Hoffmann und weiteren Abgeord-
neten eingebrachten Entwurfs eines Vierten Geset-
zes zur Änderung des Transplantationsgesetzes – 
Einführung einer Widerspruchsregelung im Trans-
plantationsgesetz 
(Zusatzpunkt 11)

Heike Brehmer (CDU/CSU):
Wie muss es sich anfühlen, auf das Organ eines ande-

ren zu warten, um weiterleben zu können? Diese Frage 
stelle ich mir angesichts der zahlreichen Patienten auf den 
Wartelisten, für die eine Transplantation mitunter die 
letzte Chance auf Lebensrettung ist.

Heute beraten wir in diesem Hohen Haus über einen 
wichtigen Schritt in der Weiterentwicklung unseres 
Transplantationsgesetzes. Unser Gruppenentwurf zur 
Einführung einer Widerspruchslösung im Transplantati-
onsgesetz ist ein Thema, das uns alle betrifft.

Als CDU-Bundestagsabgeordnete stehe ich für eine 
Politik, die auf den Werten des christlichen Menschen-
bildes basiert. Diese Werte leiten mich in meinem Han-
deln und Denken. Sie stehen für die Achtung der Men-
schenwürde und für die Verantwortung, die wir alle 
füreinander tragen.

Wenn man bedenkt, dass Deutschland im europäischen 
Vergleich des Eurotransplant-Verbundes das Schlusslicht 
bildet, finde ich es richtig und wichtig, dass wir diese 
Verantwortung mit Leben füllen – anstatt uns wie bisher 
gegen eine Widerspruchslösung zu stellen und gleichzei-
tig Organe aus Ländern „beziehen“, die eine Wider-
spruchslösung vorsehen.

Ich bin mir darüber bewusst, dass die Widerspruchs-
lösung in unserer Gesellschaft kontrovers diskutiert wird. 
Es gibt viele Menschen, die Bedenken haben. Sie haben 
Angst davor, übergangen zu werden, Angst davor, ihre 
Selbstbestimmung zu verlieren. Ihnen sei gesagt: Die 
Widerspruchslösung respektiert den Willen jedes einzel-
nen Bürgers. Jeder hat die Möglichkeit, aktiv zu wider-
sprechen, wenn er oder sie kein Spender sein möchte.

Wenn wir einen Moment innehalten und die Realität 
betrachten, stellen wir fest: Jedes Jahr warten Tausende 
Menschen in unserem Land auf ein lebensrettendes Or-
gan. Viele von ihnen sind verzweifelt und können nicht 
länger warten.

Die Zahl der Organspenden reicht bei Weitem nicht 
aus, um den Bedarf zu decken. Die Widerspruchslösung 
gibt uns die Möglichkeit, die Zahl der Organspenden sig-
nifikant zu erhöhen, ohne dabei die ethischen Grundsätze 
außer Acht zu lassen.

Ich glaube fest daran, dass wir als Gesellschaft die 
Verantwortung haben, Leben zu retten, wo immer es 
möglich ist. Lassen Sie uns gemeinsam dafür Sorge tra-
gen, dass wir mit den notwendigen Veränderungen Men-
schenleben retten können.

Ob ein Mensch Organspender werden möchte oder 
nicht, ist seine ganz persönliche Entscheidung. Dafür 
gibt es kein Richtig oder Falsch. Ein Ja ist genauso legi-
tim wie ein Nein. Diesem freien und persönlichen Willen 
wird auch in unserem Gruppenantrag Rechnung getra-
gen; denn dies ist ein hohes Gut.
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Unser Ziel muss es sein, die Aufmerksamkeit für das 
Thema Organspende zu erhöhen und die sachliche Aus-
einandersetzung damit zu fördern. Mit der Widerspruchs-
lösung können wir genau das erreichen.

Bitte unterstützen Sie unseren Antrag und stärken Sie 
damit die Entscheidungen mündiger Bürger, die das Fun-
dament unserer Demokratie bilden.

Kathrin Vogler (Die Linke):
Im Jahr 2020 hat der Deutsche Bundestag mit sehr 

großer Mehrheit die „erweiterte Entscheidungslösung“ 
bei der Organspende beschlossen, das Gesetz trat zum 
1. März 2022 in Kraft. Damit wurde geregelt, dass nach 
dem Hirntod eines Menschen Organe und Gewebe nur 
entnommen werden dürfen, wenn der/die Verstorbene 
zu Lebzeiten zugestimmt hat oder durch die Befragung 
von Nahestehenden festgestellt werden kann, dass die 
Person eine positive Einstellung zur Organspende hat.

Kernstück der Reform war die Einrichtung eines bun-
desweiten Onlineorganspenderegisters, in welchem die 
Entscheidung zur Organspende dokumentiert werden 
kann. Dieses Organspenderegister ist erst am 18. März 
2024 online gegangen. Die Eintragung ist bisher nur 
möglich, wenn man einen Personalausweis mit elektro-
nischer ID-Funktion hat. Dementsprechend ist die Zahl 
derjenigen, die ihre Entscheidung über das Organspende-
register dokumentiert haben, noch überschaubar.

Dass eine Reform, die viel zu langsam und nur halb-
herzig umgesetzt wird, die Zahl der Organspenden nicht 
sprunghaft erhöhen kann, liegt auf der Hand.

Die Einführung einer Widerspruchsregelung wird hier 
als Lösungsansatz dargestellt: Wer nicht zu Lebzeiten 
widerspricht, wird im Fall seines Hirntodes automatisch 
zum Organspender. Die Angehörigen müssen nicht mehr 
einschätzen, welche Haltung der/die Verstorbene gehabt 
haben könnte, sondern „nur noch“ wissen, wo eine Pa-
tientenverfügung, ein Organspendeausweis oder ein ähn-
liches Dokument hinterlegt sein könnte. Ein eigenes Mit-
spracherecht haben sie nicht. Damit soll sich sowohl die 
seelische Belastung der Angehörigen als auch die Ar-
beitsbelastung der Mitarbeitenden in den Organspende-
diensten und Entnahmekrankenhäusern verringern.

Das ist eine gewagte These. Auch in Spanien, das 
immer als Muster für eine erfolgreiche Widerspruchs-
regelung angeführt wird, werden keine Organe entnom-
men, wenn es die Angehörigen ablehnen. Allein die Vor-
stellung, dass gegen den Willen der Trauernden ein 
gerade verstorbener Mensch zur Organentnahme in einen 
OP geschoben wird, ist ganz sicher nicht geeignet, um das 
Vertrauen in unser Gesundheitswesen und in den Prozess 
der Organspende zu stärken.

Die Befürworter/-innen argumentieren, dass in Län-
dern mit Widerspruchsregelung allein dadurch mehr Or-
gane für Transplantationen zur Verfügung stünden. Ein 
Vergleich europäischer Länder zeigt jedoch, dass diese 
unabhängig von den rechtlichen Voraussetzungen sehr 
unterschiedliche Zahlen realisieren. Deutschland ist 
auch unter den Ländern mit Zustimmungs- oder Ent-
scheidungsregelung das absolute Schlusslicht.

Was ins Auge fällt, ist die sehr unterschiedliche Reali-
sierung von Organspenden in den einzelnen Bundeslän-
dern. Im Saarland scheitert nur knapp jede vierte Organ-
spende an der fehlenden Zustimmung, in Mecklenburg- 
Vorpommern nicht einmal jede fünfte. Damit erreicht die 
Zustimmung zur Organspende unter den für eine Organ-
entnahme infrage kommenden Patientinnen und Patien-
ten oder ihren Angehörigen etwa den Anteil, den sie bei 
Befragungen der Bevölkerung erreicht. Im bevölkerungs-
reichsten Bundesland Nordrhein-Westfalen hingegen 
fehlt bei 44 Prozent der potenziellen Organspender/-in-
nen die Zustimmung.

Diese Unterschiede zwischen den Ländern, in denen 
überall die erweiterte Entscheidungslösung gilt, zeigt, 
dass es auch ohne Widerspruchsregelung möglich ist, 
die Zahl der Organspenden deutlich zu erhöhen. Wenn 
NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef Laumann (CDU) 
in seinem Bundesland dafür sorgen würde, dass seine 
Kliniken im Prozess der Organspende ebenso erfolgreich 
sind wie die in Mecklenburg-Vorpommern, gäbe es das 
Problem nicht.

Eine Widerspruchsregelung, wie sie in diesem Gesetz-
entwurf gefordert wird, ist weder notwendig noch ge-
rechtfertigt. Bitte lehnen Sie diesen Eingriff in Grund-
rechte ab!

Anlage 4 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU: Betroffene und Selbsthilfe stärker unterstüt-
zen – Erforschung, Diagnoseerstellung und Versor-
gung von Menschen mit Seltenen Erkrankungen 
verbessern 
(Zusatzpunkt 13)

Ruppert Stüwe (SPD):
Nur weil eine Krankheit eine kleine Anzahl von Men-

schen betrifft, ist sie nicht irrelevant oder weniger wichtig 
als Krankheiten, die Millionen Menschen betreffen. Die 
8 000 verschiedenen seltenen Erkrankungen bedeuten für 
die mindestens 4 Millionen Betroffenen in Deutschland, 
30 Millionen Betroffenen in der EU und 300 Millionen 
Betroffenen weltweit unendlichen Leidensdruck. 5 bis 
6 Prozent der Bevölkerung haben eine seltene Erkran-
kung. Diese Krankheiten, von denen oft Kinder und Ju-
gendliche betroffen sind, bedeuten eine hohe Krankheits-
last für die einzelnen Familien, aber auch für das 
Gesundheitssystem insgesamt.

Diese Zahlen zeigen: Wir müssen noch mehr tun, um 
diesen Menschen und betroffenen Patienteninnen und 
Patienten seltener Erkrankungen zu helfen. Daher unter-
stütze ich das Grundanliegen des Antrags.

Aber zur Wahrheit gehört auch: Ein solcher Antrag mit 
einem detaillierten Maßnahmenbündel dekoriert schön 
das Schaufenster. Doch wenn man genauer hinguckt, er-
kennt man, wie trüb das Licht im Schaufenster eigentlich 
ist. Denn alle Ihre Forderungen stehen unter Haushalts-
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vorbehalt. Wer diesen Antrag also einbringt, müsste zu-
mindest dafür sorgen, dass die entsprechenden Mittel 
auch bereitstehen.

Wir haben die Gesundheitsforschung zu seltenen Er-
krankungen als einen wichtigen Punkt im Koalitionsver-
trag festgemacht. Und das BMBF handelt entsprechend 
mit der Förderlinie „Research for Rare“ über nationale 
Forschungsverbünde, die sich sowohl der Grundlagen-
forschung als auch der klinischen Forschung widmen. 
Seit 2022 werden neun Forschungsverbünde mit ins-
gesamt 21,5 Millionen Euro bis 2026 gefördert. Im Rah-
men eines künftigen Haushalts ist es dringend notwendig, 
diese strukturelle Forschungsförderung zu seltenen Er-
krankungen auf Bundesebene zu verstetigen.

Darüber hinaus haben die in den letzten Jahren er-
folgreich vorangetriebene medizinische Vernetzung der 
Universitätskliniken durch das Netzwerk Universitäts-
medizin (NUM) und die Technologie- und Methoden-
plattformen im Rahmen der Medizininformatik-Initiative 
(MII) den Aufbau einer soliden Basis von standardisier-
ten Versorgungs- und Forschungsdaten zur Evidenzgene-
rierung seltener Erkrankungen ermöglicht.

Insbesondere bei seltenen Erkrankungen besteht ein 
besonderes Potenzial, von der Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen zu profitieren. Die in der laufenden Le-
gislatur auf den Weg gebrachten Neuerungen – allen vo-
ran die Einführung der elektronischen Patientenakte 
(ePA) und die Neuregelungen im Gesundheitsdatennut-
zungsgesetz – bieten enorme Chancen: zum einen für die 
vernetzte Nutzung von Patientendaten und zum anderen 
für eine Verbesserung der Diagnose und Versorgung.

Das verbesserte Zusammenwirken von Forschung und 
medizinischen Innovationen ist ein entscheidender Bau-
stein, um die Diagnostik und vor allem auch die Therapie 
von seltenen Krankheiten voranzubringen. Darauf müs-
sen wir auch in Zukunft den Fokus richten. Den Weg 
dahin habe ich gerade skizziert.

Martina Stamm-Fibich (SPD):
Der Wahlkampf hat begonnen, und die Union wünscht 

sich als Opposition jetzt noch schnell alles, was sie auf 
der Regierungsbank nie im Leben umsetzen würde. Das 
ist scheinheilig und wird den Menschen, die an einer 
seltenen Erkrankung leiden, nicht gerecht; denn sie brau-
chen Lösungen, die auch umgesetzt werden, und nicht in 
einer Blockadehaltung von CDU/CSU untergehen.

Verstehen Sie mich nicht falsch: Ihr Antrag fordert die 
Umsetzung vieler sinnvoller Maßnahmen, über die wir 
uns in der kommenden Legislatur gerne unterhalten kön-
nen; wenn Sie sich dann noch daran erinnern können.

Die Ampelkoalition hat einige wichtige Entscheidun-
gen getroffen, die die Versorgung von Menschen mit 
seltenen Erkrankungen verbessert haben: Wir haben in 
Forschung investiert, die Digitalisierung vorangetrieben, 
die Verfügbarkeit von Arzneimitteln verbessert und die 
ambulante Versorgung gestärkt.

Aber natürlich kann die Arbeit damit nicht erledigt 
sein. Denn: Ja, wir müssen noch mehr in Forschung in-
vestieren. Ja, wir müssen die Diagnostik verbessern. Ja, 

wir müssen die Akteure vernetzen und sie für das Thema 
sensibilisieren. Ja, wir müssen die Digitalisierung voran-
treiben. Und ja, wir müssen auch Wege finden, um den 
erkrankten Menschen die passenden Medikamente zu-
kommen zu lassen. Dafür müssen wir flexible Regelun-
gen finden, die mehr Menschen auch tatsächlich helfen. 
Das hört sich immer etwas allgemein an, deswegen lassen 
Sie es mich konkret machen.

Erst letzte Woche hatte ich eine Petition auf meinem 
Tisch von einem Bürger aus Thüringen, der für seine 
Ehefrau die Erstattung eines Medikaments fordert. Sie 
leidet an Necrobiosis lipoidica. Das ist eine schmerzhafte 
Hauterkrankung, die Entzündungen am ganzen Körper 
hervorruft und zum Absterben des betroffenen Gewebes 
führt. An einen normalen Alltag, geschweige denn arbei-
ten zu gehen, ist nicht zu denken. Doch es blühte Hoff-
nung auf: Zusammen mit dem Universitätsklinikum Er-
langen aus meinem Wahlkreis finden sie nach vielen 
Jahren des Leids eine Lösung: der Off-Label-Use eines 
Medikaments, das endlich bei ihr Wirkung zeigt. Sie kann 
die starken Schmerzmittel absetzen und blickt wieder 
einem normalen Alltag entgegen. Einziges Problem: 
Eine Monatsrate des Medikaments, kostet 1 000 Euro, 
weil es für die Verabreichung bei Necrobiosis lipoidica 
nicht zugelassen ist. Und genau damit begründet die 
Kasse ihr Nein zur Kostenübernahme: Die Voraussetzun-
gen für einen Off-Label-Use seien nicht erfüllt. Das wird 
gerichtlich bestätigt; denn es gibt die ferne Hoffnung, 
dass das Medikament durch Forschung in den USA eines 
Tages auch für Necrobiosis lipoidica zugelassen werden 
könnte; ob und wann das passiert, weiß niemand. Es ist 
jedoch Vorschrift so lange abzuwarten, während bereits 
jetzt ein wirksames Medikament zur Verfügung stünde, 
womit die Patientin aus ihrer 100-prozentigen Erwerbs-
minderungsrente zurück zur Arbeit wechseln könnte; 
eine Win-win-Situation für die Patientin und unsere Ge-
sellschaft. Doch dank unserer Vorschriften, die zwar ei-
nen Grund haben, aber viel zu oft an der realen Welt 
scheitern, nimmt die Patientin nun eine halbe Tablette 
pro Tag, anstatt der benötigen zwei Tabletten; denn sie 
kann sich nicht mehr leisten. Solche Vorschriften müssen 
wir überdenken, und ich hoffe, dass diese Petition, die ich 
unterstütze, dazu beitragen kann.

Nun zurück zu Ihrem Antrag: Ich habe mich gefragt, 
was der Grund dafür ist, dass Sie den Antrag gerade jetzt 
stellen, in einer Zeit, in der die Bundesregierung keine 
Mehrheit hat, in einer Zeit, in der in weniger als zwei 
Wochen die Vertrauensfrage gestellt wird, in einer Zeit, 
in der kein neuer Haushalt für das kommende Jahr be-
schlossen werden konnte, und in einer Zeit, in der in 
knapp über zwei Monaten eine Neuwahl durchgeführt 
wird. In einer solchen Zeit fordern Sie die Bundesregie-
rung auf, Maßnahmen zu ergreifen, die teilweise Jahre 
bräuchten, um umgesetzt zu werden. Sie fordern die Bun-
desregierung auf, kostspielige Maßnahmen umzusetzen 
„im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmit-
tel“. Was denken Sie denn, was der Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden Haushaltsmittel für die letzten Monate 
ist? Erklären Sie mir bitte, wie das ernsthaft angegangen, 
geschweige denn umgesetzt werden soll? Ich kann Ihnen 
sagen, wie: gar nicht. Denn es handelt sich bei Ihrem 
Antrag um reine Profilierung kurz vor der Wahl. Sie 
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hätten sich wenigstens die Mühe machen können, Ihren 
Antrag an die aktuelle Situation anzupassen. Dann hätten 
wir eventuell gemeinsam etwas beschließen können. 
Doch das wollen Sie ja gar nicht. Sie wollen nur noch 
schnell für eine Schlagzeile sorgen und dann in der nächs-
ten Legislatur sagen können: Seht her, wir haben hier mal 
was gefordert.

Wenn Sie es ernst meinen würden mit einer besseren 
Versorgung von Menschen mit seltenen Erkrankungen, 
dann würden Sie den Antrag nicht jetzt stellen, wenn 
man weiß, dass die Maßnahmen unmöglich umgesetzt 
werden können, sondern nach dem 23. Februar 2025, 
wenn eine neue Bundesregierung mit einer Mehrheit 
vier Jahre Zeit hätte, ihn umzusetzen. Die Menschen, 
die an seltenen Erkrankungen leiden, wollen kein Schau-
spiel, sondern erwarten Ergebnisse. Für Letzteres können 
wir uns gerne zusammensetzen, wenn Sie es ernst mei-
nen.

Dietrich Monstadt (CDU/CSU):
Heute sprechen wir über ein Thema, das viele von uns 

tief berührt, aber leider oft nicht die Aufmerksamkeit 
bekommt, die es verdient: seltene Erkrankungen. Diese 
Erkrankungen, die wir zu Recht die „Waisen der Medi-
zin“ nennen, betreffen in Deutschland über 4,5 Millionen 
Menschen, vor allem Kinder und Jugendliche. Hinter 
diesen Zahlen stehen Familien und Einzelschicksale, die 
täglich kaum vorstellbare Herausforderungen bewälti-
gen.

Sie suchen Ärzte auf, konsultieren Experten und erhal-
ten Diagnosen, die vielleicht gar nicht stimmen – oder 
erhalten keine Diagnose. Oft wird die Diagnose nach 
durchschnittlich 5 Jahren gestellt. Für viele Betroffene 
ist das die bittere Realität. In der Zwischenzeit bleibt 
die Unsicherheit, die Verzweiflung, das Gefühl, allein 
gelassen zu sein. Eine junge Frau erkrankte an systemi-
scher Sklerodermie, einer seltenen Krankheit, die oft spät 
erkannt wird, da sie vielen Ärzten unbekannt ist. Nach 
einer langen Odyssee durch das Gesundheitssystem er-
hielt sie die niederschmetternde Diagnose, dass es keine 
Heilung gibt. Forschung und Entwicklung neuer Medika-
mente werden durch hohe Kosten und geringe wirtschaft-
liche Anreize ausgebremst – mit tragischen Folgen, wie 
auch in dem beschriebenen Fall.

Diese Geschichte und viele andere wie sie zeigen, wie 
dringend wir handeln müssen. Wir dürfen diese Men-
schen nicht vergessen. Wir dürfen sie nicht ignorieren. 
Jeder von uns könnte in der einen oder anderen Form 
betroffen sein. Sie betreffen uns alle; denn sie stellen 
unser Gesundheitssystem, aber auch unsere Solidarität 
auf die Probe.

Die Probleme sind bekannt: mangelndes Wissen in 
der Ärzteschaft, unzureichende Therapieoptionen, finan-
zielle Belastungen für Betroffene, eine ungenügende In-
frastruktur im Bereich der spezialisierten Versorgung und 
lange Wartezeiten. Diese Menschen brauchen unsere Un-
terstützung – und zwar jetzt.

Wir fordern, die Forschung voranzutreiben, insbeson-
dere den Bereich der sogenannten Orphan Drugs; Medi-
kamente, die speziell für seltene Erkrankungen ent-

wickelt werden. Diese sind für Betroffene oft die 
einzige Hoffnung. Hier müssen wir klare Anreize schaf-
fen, um die Entwicklung und Zulassung dieser Arznei-
mittel zu beschleunigen, ohne dabei die Patientenrechte 
aus den Augen zu verlieren.

Auf EU-Ebene dürfen geplante Reformen wie das 
EU-Pharmapaket diese Bemühungen nicht behindern. 
Im Gegenteil: Wir müssen auf eine europäische Strategie 
hinarbeiten, die den Zugang zu diesen Medikamenten 
erleichtert und die Versorgung nachhaltig sichert. Wir 
fordern darüber hinaus das Neugeborenenscreening aus-
zuweiten. Hier schlummert ein enormes Potenzial, um 
seltene Erkrankungen frühzeitig zu diagnostizieren und 
die Behandlung rechtzeitig zu beginnen. Es ist unerläss-
lich, das Screening auf weitere Erkrankungen auszuwei-
ten und eine spezialisierte Kommission einzusetzen, die 
sicherstellt, dass wir diese Chance bestmöglich nutzen.

Wir wollen die Selbsthilfe stärken; denn sie ist oft das 
Herzstück der Unterstützung für Betroffene. Menschen, 
die sich zusammenschließen, die ihre Erfahrungen teilen, 
die anderen Mut machen – das ist gelebte Solidarität.

Es braucht eine bessere Vernetzung zwischen Wissen-
schaft, Industrie und Versorgungseinrichtungen. Wir 
schlagen vor, Patenschaftsmodelle zu fördern, bei denen 
die pharmazeutische Industrie und die akademische For-
schung Hand in Hand arbeiten.

Besonders wichtig ist uns der Ausbau der Zentren für 
seltene Erkrankungen. Diese Orte sind oft die letzte Hoff-
nung für Patientinnen und Patienten, die durch die Müh-
len unseres Gesundheitssystems gefallen sind. Sie bieten 
nicht nur medizinische Versorgung, sondern auch eine 
Anlaufstelle, einen Ort, an dem Menschen verstanden 
werden. Bitte unterstützen Sie unseren Antrag!

Dr. Andrew Ullmann (FDP):
Seltene Erkrankungen betreffen Millionen von Men-

schen in Deutschland. Der Leidensdruck der Betroffenen 
ist enorm, nicht nur durch die Krankheit selbst, sondern 
auch durch die Hindernisse, die unser überreguliertes 
Gesundheitssystem ihnen in den Weg stellt. Deshalb ist 
es wichtig, dass wir uns diesem Thema widmen.

Die FDP-Bundestagsfraktion begrüßt den Antrag der 
CDU/CSU, sieht jedoch Nachbesserungsbedarf: Büro-
kratie muss abgebaut, Innovation gefördert und markt-
wirtschaftliche Anreize gestärkt werden. Unser Ziel 
bleibt klar: Innovation muss rasch beim Patienten ankom-
men.

Die Förderung der Forschung zu seltenen Erkrankun-
gen ist ein zentraler Punkt des Antrags. Mit dem Medizin-
forschungsgesetz (MFG) haben wir jedoch bereits ein 
effektives Instrument geschaffen, das Genehmigungsver-
fahren beschleunigt, Patientenregister stärkt und interna-
tionale Vernetzung fördert. Anstatt neue Strukturen mit 
weiteren bürokratischen Hürden zu schaffen, müssen wir 
die bestehenden Möglichkeiten konsequent ausschöpfen. 
Bürokratie darf Innovation nicht behindern. Unser An-
satz ist klar: vorhandene Instrumente gezielt ausbauen, 
statt immer neue Regelwerke zu schaffen.
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Der Antrag schlägt Patenschaftsmodelle zwischen aka-
demischer Forschung und der pharmazeutischen Indus-
trie vor. Kooperationen sind grundsätzlich zu begrüßen, 
wenn sie Innovation fördern. Wichtig bleibt jedoch, die 
Unabhängigkeit der Wissenschaft zu wahren. Trans-
parenzregeln sind hier unerlässlich, um Abhängigkeiten 
und mögliche Interessenkonflikte zu vermeiden. Die FDP 
setzt auf marktwirtschaftliche Anreize und klare Rah-
menbedingungen, die Zusammenarbeit fördern, ohne 
die Freiheit der Forschung oder die Patientensicherheit 
zu gefährden.

Selbsthilfeorganisationen leisten unverzichtbare Ar-
beit, indem sie Betroffenen eine Anlaufstelle bieten und 
wertvolle Netzwerke schaffen. Es reicht jedoch nicht aus, 
wie von der Union gefordert, Fördermittel pauschal zu 
erhöhen. Viel wichtiger ist es, diese Organisationen von 
unnötiger Bürokratie zu entlasten. Einheitliche und digi-
tale Antragsverfahren, vereinfachte Nachweispflichten 
und Entlastung bei Verwaltungsaufgaben sind hier ent-
scheidend. Patienten und ihre Angehörigen sollten sich 
auf die Unterstützung konzentrieren können, statt sich 
durch Papierberge zu kämpfen. Der Staat muss daher 
die Rahmenbedingungen schaffen, damit Selbsthilfeorga-
nisationen ihre Aufgaben effizient wahrnehmen können.

Der Unionsantrag fordert den Ausbau spezialisierter 
Versorgungszentren – eine nachvollziehbare Forderung. 
Wichtig ist jedoch, Doppelstrukturen zu vermeiden, die 
Ressourcen binden und ineffizient sind. Die Integration 
in bestehende Versorgungsstrukturen, ergänzt durch digi-
tale Vernetzung und Telemedizin, kann die Versorgung 
effizienter machen. Patienten benötigen flächendeckend 
niedrigschwellige Zugänge zu spezialisierter Versorgung. 
Hier ist die Digitalisierung ein Lösungsansatz. Denn Pa-
rallelstrukturen kosten Geld, das in einer angespannten 
Haushaltslage besser eingesetzt werden muss.

Die Union hebt die Bedeutung der Digitalisierung her-
vor – ein Anliegen, das wir ausdrücklich teilen. Doch es 
war gerade die Union, die in der Vergangenheit oft Fort-
schritte blockiert hat. Heute sprechen wir von der elek-
tronischen Patientenakte, effizienteren Abläufen und ver-
netzter Forschung – alles Themen, die wir als FDP und 
zusammen mit unseren ehemaligen Ampelkollegeninnen 
und -kollegen in der auslaufenden Wahlperiode erfolg-
reich vorangetrieben haben

Ein weiterer wichtiger Punkt im Antrag ist die Erleich-
terung der Zulassung von Orphan Drugs und Off-Label- 
Use-Arzneimitteln. Hier setzen wir auf eine Weiter-
entwicklung des Arzneimittelmarktneuordnungsgesetzes 
(AMNOG). Ein zweigleisiges Modell – bestehend aus 
einem klassischen und einem innovativen Modul – 
könnte medizinischen Fortschritt schneller und sicherer 
zu den Patienten bringen. Gerade bei innovativen Thera-
pien wie Gen- und Zelltherapien muss die Versorgung 
zuverlässig und rasch erfolgen, um Betroffenen echte 
Perspektiven zu bieten.

Die Versorgung von Menschen mit seltenen Erkran-
kungen ist eine dringende Aufgabe. Der Antrag der 
CDU/CSU enthält viele wichtige Ansätze, doch wir brau-
chen eine Politik, die Bürokratie abbaut, Innovation för-
dert und die Digitalisierung vorantreibt. Es darf nicht 

mehr sein, dass Patientinnen und Patienten heute noch 
fünf bis sechs Jahre auf eine korrekte Diagnose warten 
müssen.

Die FDP wird sich weiterhin für eine patientenori-
entierte Gesundheitspolitik einsetzen. Unser Ziel ist klar: 
Deutschland zu einem internationalen Vorreiter in der 
Erforschung und Behandlung seltener Erkrankungen zu 
machen – gemeinsam mit den Leistungsträgerinnen und 
Leistungsträgern im Gesundheitswesen und den Betrof-
fenen.

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Ein-
führung einer bundeseinheitlichen Pflegefachassis-
tenzausbildung (Pflegefachassistenzeinführungs-
gesetz) 
(Zusatzpunkt 14)

Ulrike Bahr (SPD):
Ich muss Ihnen allen nicht erzählen, dass die Pflege 

das zentrale Zukunftsthema ist. Immer mehr Menschen 
werden immer älter, aber immer weniger Fachkräfte 
kümmern sich um sie. Der Pflegenotstand ist keine Sa-
che, bei der wir sagen können: Da kümmern wir uns 
später drum. – Der Pflegenotstand ist schon längst da. 
Er ist jetzt, er ist heute – und wir müssen alles tun, damit 
die Menschen, die auf Pflege angewiesen sind, gut ver-
sorgt werden.

Mit dem Pflegefachassistenzeinführungsgesetz, das 
wir heute beraten, stellen wir diesen Notstand natürlich 
nicht ab. Aber das kann auch kein Gesetz allein, sondern 
es braucht viele, viele Maßnahmen, um sowohl die Pfle-
gebedürftigen zu stärken als auch die Menschen, die pro-
fessionell in der Pflege arbeiten.

Darum müssen wir auch die Pflegeberufe auf die Höhe 
der Zeit bringen. Mit dem Pflegeberufegesetz haben wir 
das schon für den Beruf der Pflegefachfrau bzw. des 
Pflegefachmanns getan. Und jetzt nehmen wir uns die 
Pflegehilfe- bzw. Pflegeassistenzausbildung vor. Denn 
diese ist bisher völlig unterschiedlich in den Ländern 
geregelt: In meiner Heimatstadt Augsburg zum Beispiel 
machen Azubis in diesem Bereich die bayerische Pflege-
fachhelferausbildung, während jene in dem nur ein paar 
Kilometer weiter entfernten Ulm die baden-württember-
gische Altenpflegehelferausbildung machen. Die Ausbil-
dungen sind alles in allem zwar vergleichbar – aber die 
Azubis können das Bundesland trotzdem nicht wechseln. 
Anschlussfähig an die Ausbildung zur Pflegefachkraft 
sind jedenfalls beide Ausbildungsgänge nicht.

Als Bund haben wir uns genau überlegt, ob wir hier 
gesetzgeberisch eingreifen können. Darum haben wir 
auch ein Verfassungsgutachten in Auftrag gegeben. Das 
zeigt: Ja, der Bund kann hier von seiner Gesetzgebungs-
kompetenz Gebrauch machen und den Beruf bundesein-
heitlich gestalten – wenn die Pflegeassistenzausbildung 
als qualifizierter Heilberuf ausgestaltet wird.
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Für einen Heilberuf qualifiziert man sich aber nicht mit 
einer zwölfmonatigen Sparausbildung, wie sie von man-
chen gefordert wird. Um eine entsprechende Qualität zu 
erreichen und die rechtlichen Voraussetzungen zu erfül-
len, braucht es länger. Die im Gesetz angelegte Ausbil-
dungsdauer von 18 Monaten ist deshalb wichtig – andern-
falls bräuchte es auch keine Bundesregelung, sondern 
man könnte es bei den bisherigen landesrechtlichen Re-
gelungen belassen.

Und – das war uns als SPD immer besonders wichtig –: 
Wenn die Azubis der künftigen Pflegeassistenzausbil-
dung mehr Zeit haben, können sie nicht nur mehr Inhalte 
mitnehmen – sie können sich auch so weit qualifizieren, 
dass sie im Anschluss zum Beispiel die generalistische 
Fachkraftausbildung anhängen können. Mit dem Pflege-
assistenzgesetz wird es diese Anschlussfähigkeit künftig 
in ganz Deutschland geben, um den Azubis mehr Durch-
lässigkeit zu ermöglichen und bessere Aufstiegschancen 
zu eröffnen.

Ein weiterer Punkt, für den wir uns als SPD immer 
starkgemacht haben, der aber mit unserem ehemaligen 
Koalitionspartner, der FDP, leider nicht zu machen war, 
betrifft die Finanzierung. Die Umlagefinanzierung durch 
den Fonds darf nicht dazu führen, dass die Eigenanteile in 
der Pflege noch weiter steigen. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Union, hier können wir im Gesetzgebungs-
verfahren noch ran und durch eine Kofinanzierung mit 
Bundesmitteln jene etwas entlasten, die schon jetzt unter 
den hohen Eigenanteilen ächzen.

Und wenn es nach mir geht, nehmen wir uns in der 
nächsten Legislaturperiode die steigenden Eigenanteile 
direkt als erstes vor – mit einer groß angelegten Pflege-
reform, für die ich an dieser Stelle auch unbedingt werben 
möchte.

Das alles sind gute Gründe, um den Gesetzentwurf 
noch in dieser Wahlperiode über die Ziellinie zu bringen. 
Arbeiten Sie alle konstruktiv daran mit!

Bettina Müller (SPD):
Der Personalnotstand in der Pflege ist eine der größten 

Herausforderungen unserer Zeit und gefährdet zuneh-
mend die gesundheitliche und pflegerische Versorgung 
von Patientinnen, Patienten und Pflegebedürftigen. Den 
Gründen dafür – Überlastung, unattraktive Arbeitsbedin-
gungen, das Ausscheiden der Boomergeneration aus dem 
Arbeitsleben und der Mangel an Nachwuchs – begegnen 
wir bereits seit Jahren mit einer Vielzahl von Maßnah-
men.

In der 18. Wahlperiode haben wir zusammen mit der 
Union die Pflegeberufereform auf den Weg gebracht, mit 
der der Beruf der Pflegefachkraft neu ausgerichtet, ge-
neralisiert und zukunftsfest gemacht wurde.

In dieser Wahlperiode haben wir mit der Ampelkoali-
tion die hochschulische Pflegeausbildung gestärkt. Die so 
ausgebildeten Fachkräfte werden mit zusätzlichen Kom-
petenzen und mehr Eigenständigkeit ausgestattet. Mit 
dem Pflegekompetenzgesetz, das demnächst vom Kabi-
nett verabschiedet werden soll, wollen wir diese zusätz-
lichen Kompetenzen auch auf die berufliche Fachkraft-
ausbildung übertragen.

Ein ausgewogener Personalmix aus qualifizierten Pfle-
gefachkräften, Pflegehilfs- und Assistenzkräften sowie 
unterstützendem Personal ist essenziell, um die Arbeits-
belastung zu reduzieren und eine qualitativ hochwertige 
Versorgung sicherzustellen.

Das nun vorliegende Pflegefachassistenzeinführungs-
gesetz ergänzt die bereits genannten Initiativen auf einer 
weiteren Ebene: Unterhalb der Fachkraftausbildung wird 
die derzeit stark zersplitterte Helfer- und Assistenzaus-
bildung, die aktuell durch 27 unterschiedliche landes-
rechtliche Regelungen geprägt ist, vereinheitlicht und 
bundesrechtlich geregelt. Die Finanzierung erfolgt ana-
log zur Fachkraftausbildung über den Pflegeausbildungs-
fonds, und eine Ausbildungsvergütung wird obliga-
torisch.

Der Bedarf an Assistenzkräften mit dem sogenannten 
Qualifikationsniveau 3 ist hoch. Sie können Pflegefach-
kräfte entlasten und die Pflegequalität sichern helfen. 
Daher sieht die neue Personalbemessung, basierend auf 
dem Rothgang-Gutachten, eine erhebliche Ausweitung 
des Einsatzes von Assistenzkräften vor.

Die derzeitige Ausbildung mit ihren 27 unterschiedli-
chen Ausprägungen steht dieser notwendigen Auswei-
tung jedoch im Weg; Ulrike Bahr hat in ihrer Rede bereits 
auf die Absurditäten des Nebeneinanders der Landes-
regelungen hingewiesen.

Es waren zudem die Länder selbst, die seit Jahren über 
Initiativen im Bundesrat um eine Regelung gebeten ha-
ben, um die von der SPD seit Langem geforderte bundes-
einheitliche Regelung in diesem Ausbildungsbereich 
herzustellen. Der vorliegende Gesetzentwurf sorgt nun 
dafür – leider verspätet durch lange Blockade der FDP.

Der Beruf der Pflegefachassistenz wird mit dem Ge-
setz inhaltlich erheblich aufgewertet, die Ausbildungs-
dauer und Finanzierung werden vereinheitlicht. Es gibt 
Angebote für langjährig in der Pflege tätige, berufserfah-
rene Kräfte, die eine Anerkennung als Pflegefachassis-
tenz ohne oder mit verkürzter Ausbildungsdauer erhalten 
können.

Es ist kein Geheimnis: Ich hätte mir eine 24-monatige 
Assistenzausbildung gewünscht, die sich zeitlich und in-
haltlich an den ersten zwei Jahren der Fachkraftausbil-
dung orientiert. Die nun im Gesetzentwurf vorgesehenen 
18 Monate sind jedoch ein Kompromiss, mit dem ich 
leben kann – ein Modell, das im Land Berlin nach Lan-
desrecht bereits erfolgreich erprobt wurde.

Und ich würde mir auch sehr wünschen – schließlich 
ist Weihnachtszeit –, dass sich die Union doch noch dazu 
entschließen könnte, diesen Gesetzentwurf zu unterstüt-
zen. Schließlich waren es auch unionsgeführte Länder, 
die über den Bundesrat eine Vereinheitlichung der Aus-
bildung gefordert haben – und das, so hoffe ich, nicht nur, 
um die Finanzierung von den Landeshaushalten auf den 
Fonds zu übertragen.

Mit dem Gesetzentwurf wird nun das umgesetzt, was 
die Kolleginnen und Kollegen von der Union schon bei 
der Pflegeberufereform erreichen wollten: die Möglich-
keit, nach dem zweiten Jahr der Fachkraftausbildung eine 
Anerkennung als Assistenzkraft zu erhalten. Zudem hatte 
die Union bereits damals angeregt, die Fachpflege für 
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Hauptschulabsolventinnen und -absolventen zu öffnen. 
Mit dem Pflegefachassistenzeinführungsgesetz und der 
damit verbundenen deutlichen Aufwertung der veralteten 
landesrechtlichen Helferberufe wird dieses Anliegen nun 
erfüllt.

Ich appelliere daher an die Union: Lassen Sie uns – wie 
damals bei der Pflegeberufereform – gemeinsam diesen 
wichtigen Schritt zur Stärkung der Pflege gehen!

Jens Teutrine (FDP):
Für die Pflegepolitik der FDP steht die Herstellung der 

Versorgungssicherheit an erster Stelle. Hierauf muss der 
politische Fokus liegen. Die Reform der Pflegefachassis-
tenzausbildung leistet nur einen minimalen Beitrag hier-
zu, aber ist dennoch nicht verkehrt.

In den aktuell 27 verschiedenen Ausbildungsgängen, 
die von unterschiedlichen staatlichen Ebenen angeboten 
werden, gibt es ein Wirrwarr, das nicht nachvollziehbar 
ist. Daher treiben wir schon länger die Idee eines bundes-
weit einheitlichen Berufsprofils für die Pflegefachassis-
tenz voran. Unsere Präferenz dabei wäre, dass die Dauer 
nicht, wie von der Regierung vorgeschlagen, 18 Monate 
beträgt, sondern, wie in Nordrhein-Westfalen erfolgreich 
erprobt, ein Jahr andauert. Alles andere wäre vor dem 
Hintergrund des enormen Fachkräftemangels verantwor-
tungslos.

Wir bedauern auch sehr, dass Minister Lauterbach die 
Zahl von 18 Monaten offenkundig gewürfelt hat. Korrekt 
wäre es gewesen, über die Fachkommission festzulegen, 
welche Kompetenzen Pflegefachassistenten künftig ha-
ben sollen, und erst dann zu berechnen, wie lange die 
Ausbildung hierfür dauern sollte. Das Pferd von hinten 
aufzuzäumen, ist unseriös und in erheblichem Maße un-
professionell. Die dadurch verursachte Verschleppung 
notwendiger Reformen in der Pflege geht alleine auf 
das Konto des Ministers Lauterbach.

Dies führt mich zur Kritik an diesem Gesetzentwurf, 
der Nachbesserungsbedarf hat. Denn die zusätzliche Um-
lage der Ausbildungskosten von Pflegefachassistenten 
auf die Pflegebedürftigen steigert die Eigenanteile noch 
weiter; das ist nicht zuletzt eine höhere Kostenbelastung 
einer ohnehin schon sehr teuren Pflege. Man kann als 
SPD und Grüne auch nicht öffentlich fordern, Eigen-
anteile zu senken, und dann durch die Hintertür Maß-
nahmen beschließen, die die Eigenanteile steigen lassen. 
Das Ganze führt aber auch zu einer abstrusen Interventi-
onsspirale des Staates. Denn eine Steigerung der Eigen-
anteile wird durch eine Erhöhung staatlicher Zuschüsse 
ausgeglichen, was wiederum zu steigenden Beiträgen in 
der Pflegeversicherung führt, und dann geht das Spiel 
von vorne los. Eine solche Beitragssteigerung heißt we-
niger Netto vom Brutto – eine Politik, die die Union erst 
gestern mit der Verordnung zur Beitragssteigerung in der 
SPV widerspruchslos durchgewunken hat. Daran sieht 
man, eine echte Wirtschaftswende gibt es nur mit der 
FDP.

Im Übrigen halte ich es für ein großes Problem, dass 
immer mehr Gesetze beschlossen werden, bei denen das 
Finanzierungskonzept völlig unklar ist. Die linken Par-
teien des Hauses sind immerhin so ehrlich, zuzugeben, 

dass sie das über höhere Schulden machen wollen. Hohe 
Schulden heute sind die hohen Steuern von morgen; auch 
da waren linke Parteien mal mutiger, die hohen Steuern 
einfach direkt zu fordern.

Bedenklich ist die große inhaltliche Unklarheit der 
Union in dieser Angelegenheit. Denn es sind vor allem 
Ihre Regierungsmitglieder in den Ländern, die seit Jahren 
den Föderalismus in der Pflege und insgesamt aushöhlen. 
Die Länder kommen ihren Aufgaben nicht nach und ver-
lagern immer mehr auf den Bund und fordern im Gegen-
zug dafür einen noch größeren Anteil am Steuertopf. Wir 
wollen eine andere Politik: eine Politik der klaren föde-
ralen Zuständigkeiten in der Pflege und mit einer klaren, 
nachhaltigen Finanzierung. Dafür braucht der hier vor-
liegende Vorschlag noch wichtige Veränderungen, damit 
wir eine gute Zukunft für die Pflegefachassistenz gewähr-
leisten können.

Weitere wichtige Themen wie Aufstiegs- und Qualifi-
zierungschancen nach bestandener Ausbildung, eine 
schnellere und einfachere Berufsanerkennung von aus-
ländischem Pflegepersonal und ein schlüssiges Konzept 
für eine adäquate schulische Ausbildungsstruktur bleiben 
unzureichend adressiert.

Im Bundeskabinett haben die Minister der FDP zu-
gestimmt, weil wir die Grundrichtung sinnvoll finden. 
Wir haben aber auf Regierungsseite klar kommuniziert, 
dass die Fachpolitiker unserer Fraktion Nachbesserungs-
bedarf sehen. Wenn alle von mir kritisch genannten 
Punkte geändert werden, steht einer Zustimmung unse-
rerseits nichts im Weg.

Ates Gürpinar (Die Linke):
Es ist zunächst zu begrüßen, dass die unzähligen lan-

desrechtlich geregelten Pflegeassistenzausbildungsgänge 
mit einer bundeseinheitlichen Regelung vereinheitlicht 
werden sollen. Endlich wird es damit ermöglicht, mit 
der Ausbildung auch in einem anderen Bundesland tätig 
zu werden. Auch die Perspektive für Menschen ohne 
Schulabschluss, zu einer Pflegefachausbildung zu kom-
men, werten wir als positiv.

Leider hat das Gesetz einen doppelten Boden: Denn 
mit dem Gesetz werden bisherige Behandlungsstandards 
aus Kostengründen abgesenkt. Das ist auch Ziel des Ent-
wurfs, indem es heißt: „Die auf die gesetzliche Kranken-
versicherung und die soziale Pflegeversicherung entfal-
lenden Kosten werden mittelfristig durch Einsparungen 
aufgrund eines vermehrten Einsatzes der neu ausgebilde-
ten Pflegeassistenzkräfte anstelle von Pflegefachkräften 
in der Versorgung überkompensiert.“ Hier werden also 
tatsächlich Ausbildungskosten gegen ein niedrigeres 
Lohnniveau bei kürzerer Ausbildung gegengerechnet.

Und natürlich besteht für Krankenhäuser und Pflege-
einrichtungen der Anreiz, mit Angestellten niedrigerer 
Qualifikation ihre Lohnkosten zu senken. Damit wäre 
dann aber niemandem geholfen: den dann überforderten 
Pflegeassistenzpersonen nicht und den zu Pflegenden 
schon gar nicht. Hier fehlen klare Regelungen, die das 
verhindern.
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Falls das Gesetzgebungsverfahren also nach dem Ver-
lust der Regierungsmehrheit tatsächlich noch weiter-
gehen sollte, werden wir uns einer Qualitätsabsenkung 
verwehren. Sicher ist, dass das Gesetz von einer nächsten 
Bundesregierung aus der Schublade geholt wird, wenn 
für diese Regierung auch nicht das Wohl der Pflegebe-
dürftigen, sondern das Profitstreben im Vordergrund 
steht. Und dann werden wir von der Linken alles tun, 
um Verbesserungen für die zu Pflegenden ebenso wie 
für die Pflegenden zu erreichen.

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU: Heimische Rohstoffe nutzen – Wertschöp-
fungsketten erhalten, auf- und ausbauen 
(Zusatzpunkt 15)

Sebastian Roloff (SPD):
Rohstoffe sind die Grundlage jeder Wertschöpfungs-

kette und die sichere Versorgung damit essenzielle Vo-
raussetzung für einen starken Industriestandort, wie wir 
ihn in Deutschland haben.

Erlauben Sie mir einen kurzen Exkurs: Dass der Wert-
schöpfungsanteil der Industrie an unserer Wirtschaftsleis-
tung überdurchschnittlich hoch ist, ist übrigens nicht vom 
Himmel gefallen. Ich erinnere mich noch gut an die Stim-
men, die die Industrie als Old Economy bezeichnet und 
von der Dienstleistungswirtschaft geschwärmt haben. Ich 
bin froh und dankbar, dass sich insbesondere die SPD 
dieser Entwicklung immer entgegengestellt und mit den 
Gewerkschaften an zukunftsfähigen Rahmenbedingun-
gen für die Industrie gearbeitet hat.

Zu diesen Rahmenbedingungen gehört aus den ge-
nannten Gründen auch die sichere Versorgung mit Roh-
stoffen. Der Fokus liegt dabei häufig auf kritischen oder 
strategischen Rohstoffen. Für diese gibt es auf europäi-
scher Ebene mittlerweile den Critical Raw Materials Act, 
und in Deutschland haben wir einen Rohstofffonds bei 
der KfW gegründet. Dieser kann in Projekte von der 
Gewinnung über die Verarbeitung bis zum Recycling in-
vestieren.

Der Antrag der Union bezieht sich konkret auf die hei-
mischen Rohstoffe. Das können auch kritische sein, wie 
beispielsweise die geplante Lithiumförderung von Vul-
can im Oberrheingraben oder von Zinnwald Lithium in 
Sachsen. Den mit Abstand größten Anteil machen jedoch 
Industrieminerale sowie Steine und Erden aus.

Und tatsächlich haben wir sowohl in der Analyse als 
auch in den Forderungen viele Überschneidungen. Ich 
habe hier bereits mehrfach ausgeführt, dass die Rohstoff-
politik der SPD folgendem Dreiklang folgt: Erstens. So 
wenig Rohstoffe wie möglich verbrauchen. Zweitens. So 
viel wie möglich vor Ort abbauen – also in Deutschland 
und der EU –, und was trotzdem notwendig ist, im Rah-
men von stabilen und verlässlichen Partnerschaften im-
portieren.

Der heimische Abbau sichert nicht nur eine verläss-
liche Versorgung, er schafft auch Wertschöpfung bei 
uns, und wir gehen sicher, dass der Abbau, der immer 
ein Eingriff in die Natur und häufig mit harter, körper-
licher Arbeit verbunden ist, unter höchsten Sozial- sowie 
Umweltstandards stattfindet.

Aus diesem Grund sah der Koalitionsvertrag auch vor, 
dass Bergrecht zu modernisieren und den heimischen 
Rohstoffabbau zu erleichtern und ökologisch auszurich-
ten. Hierzu haben wir im Bürokratieentlastungsgesetz IV 
bereits zwei kleine Änderungen am Bergrecht vorgenom-
men. Es wäre allerdings bereits dort mehr möglich gewe-
sen. Es gab auf Ebene der verhandelnden Abgeordneten 
eine Einigung, weitere Änderungen am Bergrecht auf-
zunehmen. Das BMWK hat dies am Ende mit dem Be-
richterstatter der Grünen verhindert und auf das noch 
kommende Geothermiebeschleunigungsgesetz verwie-
sen. Eine möglicherweise vertane Chance.

Mit Blick auf das vorzeitige Ende dieser Legislaturpe-
riode will ich aber auch Folgendes deutlich sagen: Dass 
Bundeswirtschaftsminister Habeck es in drei Jahren nicht 
geschafft hat, zwischen zwei grün-geführten Häusern 
eine Verständigung herbeizuführen, wie die Verabredung 
des Koalitionsvertrag umgesetzt werden kann, ist mehr 
als enttäuschend. Für jemanden, der nach eigenen Aussa-
gen Bundeskanzler werden möchte und dann partieüber-
greifend Kompromisse herbeiführen muss, ist das kein 
Ruhmesblatt.

Die gute Nachricht an die Union ist aber, dass wir an 
dieser Bilanz noch etwas verbessern können. Und dass 
Sie, wenn Sie ihren Antrag ernst meinen, schon jetzt mit-
gestalten können. Denn das angesprochene Geothermie-
beschleunigungsgesetz ist bereits durch die erste Lesung. 
Es beinhaltet Reformen des Bergrechts, die über Geo-
thermieprojekte hinaus für Erleichterungen sorgen wür-
den.

Sie müssen sich jetzt nur einmal entscheiden, ob sie 
weiterhin Anträge einbringen, in denen sie die Bundes-
regierung zum Handeln auffordern, oder ob sie, wie von 
Herrn Merz angekündigt, so gut wie keinen Vorhaben 
mehr zustimmen wollen. Beides gleichzeitig ist nicht 
glaubwürdig.

Ein weiterer wichtiger Baustein zur sicheren Versor-
gung mit Rohstoffen ist die auch von ihnen angespro-
chene Kreislaufwirtschaftsstrategie. Im Gegensatz zur 
Reform des Bergrechtes wurde diese jetzt endlich vor-
gelegt und vom Kabinett beschlossen. Gemessen an den 
eigentlich vorgesehenen Zeitplänen hätte auch dies 
durchaus früher passieren können. Aber nun ist sie da.

Und auch wenn es inhaltlich Verbesserungspotenzial 
gibt, wäre es schön, wenn die Union ihre Kritik nicht 
hinter dem Wort „Ideologie“ versteckt, sondern einmal 
konkret aufführt, wie die „ideologiefreie Überarbeitung“ 
aussehen sollte. Auch hier leider nichts Konkretes.

Rohstoffpolitik wird von einzelnen Staaten mehr und 
mehr als politisches Werkzeug genutzt. Den heimischen 
Abbau unter höchsten Standards zu stärken, kann einen 
Beitrag leisten, um uns unabhängiger zu machen. Eine 
wichtige Voraussetzung, damit dies gelingt, kann man 
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aber nicht nur an die Regierung delegieren. Denn ob es 
uns gelingt, Akzeptanz für Rohstoffprojekte vor Ort zu 
schaffen, ist eine Aufgabe für jeden von uns.

Trotz aller Bemühungen wird es uns aber nicht ge-
lingen, unsere Rohstoffversorgung aus Europa oder 
Deutschland zu decken. Neben dem erwähnten Critical 
Raw Materials Act sowie dem Rohstofffonds sind des-
halb langfristig abgesicherte Handelsbeziehungen im 
Rahmen von Abkommen oder Rohstoffpartnerschaften 
auf Augenhöhe entscheidend.

Und nachdem ich gerade kritisiert habe, will ich hier 
auch einmal loben. Denn nicht nur der Kanzler hat dieses 
Thema auf verschiedenen Reisen aktiv vorangetrieben, 
sondern insbesondere die Parlamentarische Staatssekre-
tärin Franziska Brantner. Für dieses Engagement bin ich 
sehr dankbar.

Bernhard Loos (CDU/CSU):
Man muss es in jeder Wirtschaftsdebatte wiederholen: 

Deutschland ist ein starkes Land, aber dieses starke Land 
wurde in den letzten drei Jahren absolut schlecht regiert! 
Die Ampel – oder was sich davon noch bruchstückhaft an 
Ämtern festhält – wirkt: Deutschland steckt in einer Wirt-
schaftskrise, von der wirtschaftlichen Zugmaschine der 
EU zur roten Laterne durchgereicht. Die einst selbst-
ernannte Fortschrittskoalition hat sich als Rückschritts-
bündnis herausgestellt. Statt Aufschwung wie in den 
USA und anderen Industrieländern haben wir in Deutsch-
land Rezession und Stagnation.

Die Ursachen sind jedermann bekannt: eine ideologie-
getriebene Wirtschaftspolitik vor allem der Grünen, die 
Sozialausgabenpolitik der SPD – Stichwort: Bürgergeld – 
und die fehlende Kraft bei der FDP zur Verhinderung. Die 
zerbrochene Ampel hinterlässt eine ungeordnete Wirt-
schaftsbaustelle, die wir nun absichern werden müssen. 
Eine gesicherte und nachhaltige Rohstoffversorgung ist 
für den Wirtschaftsstandort Deutschland von herausra-
gender Bedeutung.

Auf EU-Ebene ist der Critical Raw Materials Act ver-
abschiedet worden. Wir begrüßen die gemeinsamen An-
strengungen in der EU, eine höhere Versorgungssicher-
heit zu gewährleisten.

Aber was hat die Ampel in Deutschland gemacht? Es 
hätten von der Bundesregierung nationale Maßnahmen 
umgesetzt werden müssen, mit denen eine sichere und 
bezahlbare Rohstoffversorgung gewährleistet wird. Nur 
ein Eckpunktepapier von Anfang 2023 reicht nicht aus, 
und auch die Nationale Sicherheitsstrategie vom Juni 
2023 spricht zwar wichtige Rohstoffthemen an, setzt 
aber nichts um.

Deutschland ist bei vielen Rohstoffen noch immer 
vollständig auf den Import angewiesen. Wir müssen da-
her verstärkt daran arbeiten, alternative Versorgungsmög-
lichkeiten zu erschließen. Die Substitution von Primär- 
durch Sekundärrohstoffe kann hier einen wichtigen Bei-
trag leisten. Das Ziel muss sein, die bereits hoch ent-
wickelte Kreislaufwirtschaft zukünftig noch entschiede-
ner auf die Rohstoffversorgung der deutschen Wirtschaft 
auszurichten.

Die Entsorgungswirtschaft stellt bereits gut 15 Prozent 
der in Deutschland benötigten Rohstoffe bereit. Die 
Rückgewinnung von Wertstoffen aus Abfällen ist damit 
zu einer wichtigen Säule unserer Rohstoffversorgung ge-
worden.

Verantwortung für eine gesicherte Rohstoffversorgung 
heißt aber auch, bei uns im eigenen Land Rohstoffe ab-
zubauen und nicht nur im Ausland zu beschaffen. Es 
braucht ein größeres Engagement bei der Gewinnung 
von Rohstoffen im Inland. Wo blieb die von der Ampel 
groß im Koalitionsvertrag angekündigte Erleichterung 
im heimischen Rohstoffabbau? Zu mehr als vagen Über-
legungen zur Novelle des Bundesbergrechts hat es bisher 
nicht gereicht!

Ich nenne ein konkretes Beispiel: REA-Gips hat ak-
tuell einen Anteil von noch rund der Hälfte im deutschen 
Gips-Rohstoffmix. Ein verstärktes Recycling würde die 
Gesamtthematik mengenmäßig nur etwa 10 Prozent ent-
lasten. Ebenso wenig können Importe die entstehende 
Versorgungslücke ausgleichen. Deshalb bedarf es sowohl 
der Neuaufschließungen von heimischen Gipsabbauflä-
chen als auch der Beseitigung bestehender Hindernisse 
bei erforderlichen Produktionssteigerungen in existieren-
den Gewinnungsarealen.

Daher haben wir mit unserem Antrag markiert, wohin 
die Reise gehen soll: Heimische Rohstoffsicherung in 
Raumordnung, Planungs- und Genehmigungsprozessen 
stärken, das Bundesberggesetz ändern, um Rohstoffge-
winnung zu erleichtern, Akzeptanz für heimische Roh-
stoffgewinnung fördern, Kreislaufwirtschaft ideologie-
frei fördern. Das ist der zukunftsfeste Weg für eine 
stabile Rohstoffversorgung der deutschen Wirtschaft.

Chantal Kopf (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Mit der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie zeigt 

die Bundesregierung, dass sie die Zeichen der Zeit er-
kannt hat. Statt einseitiger Rohstoffabhängigkeiten und 
Lieferketten, die weder Umwelt-, Sozial-, noch Men-
schenrechtsstandards achten, wollen wir verstärkt auf ei-
nen nachhaltigen Bezug von essenziellen Rohstoffen, ins-
besondere durch Wiederverwertung setzen.

Wir wollen den Verbrauch von Primärrohstoffen pro 
Kopf bis 2045 signifikant senken: von bislang 16 Tonnen 
auf nurmehr 6 bis 8 Tonnen pro Jahr. Gleichzeitig wollen 
wir den Anteil von Sekundärrohstoffen, die durch Recyc-
ling gewonnen werden, in der Produktion von Gütern 
signifikant erhöhen. Das kommt unserer Umwelt zugute 
und ist weniger kostenintensiv für unsere Industrie. Mit 
ihrer Strategie liefert die Bundesregierung die notwen-
dige Grundlage für den lange überfälligen Umstieg auf 
eine zirkuläre Wirtschaftsweise. Denn: Modernes Wirt-
schaften heißt Ressourcenschonung und eine kluge Ver-
bindung von Ökologie und Ökonomie.

Ein Wirtschaftsmodell, das fast ausschließlich neue 
Primärrohstoffe verwendet, ist auf Dauer nicht tragfähig. 
Das sollten mittlerweile auch Sie von der Union wissen, 
schließlich haben Sie dieses riskante System mit China 
über Jahrzehnte aufgebaut. Es ist auch Verantwortung der 
Vorgängerregierung, dass wir heute fast 100 Prozent der 
seltenen Erden aus China beziehen, um etwa Mikrochips 
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oder Photovoltaikanlagen zu produzieren. Uns ist deshalb 
sehr wohl bewusst, dass wir auch in Deutschland Roh-
stoffförderung betreiben müssen; denn das dient auch 
unserer Wirtschaftssicherheit und stärkt den Standort. 
Wir wollen aber, dass Bergbau so betrieben wird, dass 
unser Ökosystem nicht noch mehr Schaden davonträgt, 
als es ohnehin schon der Fall ist. Es geht darum, mit 
Respekt für die planetaren Grenzen zu wirtschaften, und 
das ist kein Widerspruch für Wachstum und Wohlstand, 
sondern langfristig eine Bedingung dafür.

Deshalb bin ich dem Bundesumweltministerium dank-
bar, dass es sich über Monate hinweg mit Umweltgrup-
pen, Wissenschaft und Wirtschaftsverbänden ausge-
tauscht und am Ende ein ausbalanciertes und vor allem 
faktenorientiertes Papier vorgelegt hat, dass noch dazu 
mit den Zielen des Gesetzes über kritische Rohstoffe 
der EU konform ist. Mit der Umsetzung der Nationalen 
Kreislaufwirtschaftsstrategie werden wir einen deutli-
chen Beitrag zur Rohstoffsouveränität Europas leisten.

Entgegen Ihrer im Antrag formulierten Behauptung, 
das Papier sei ideologiebehaftet, liebe Union, stützen 
auch große Verbände wie beispielsweise der BDI die in 
der Strategie formulierten Maßnahmen. Ihr Vorwurf ent-
behrt daher jeglicher Grundlage, und ich erwarte sehr, 
dass auch eine künftige Bundesregierung die Ziele der 
Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie umsetzt. Es ist 
an der Zeit, dass auch die Union in der Gegenwart an-
kommt und erkennt, dass Deutschlands Wirtschaft zirku-
lär und klimaneutral sein muss, um auf Dauer wettbe-
werbsfähig zu bleiben.

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zur Beratung des von den Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Errichtung der Stiftung 
Gedenken und Dokumentation NSU-Komplex 
(NSU-KomplexStiftG) 
(Zusatzpunkt 16)

Michael Breilmann (CDU/CSU):
Die Mordserie der Terrorgruppe Nationalsozialisti-

scher Untergrund hat uns die Folgen von politischem 
Extremismus auf grausamste Weise vor Augen geführt. 
Zweifellos handelt es sich bei den Taten des NSU um 
eines der dunkelsten Kapitel unserer jüngeren Geschich-
te.

Zwischen 2000 und 2007 wurden in Nürnberg, Mün-
chen, Hamburg, Rostock, Dortmund, Kassel und Hei-
delberg neun Bürgerinnen und Bürger türkischer und 
griechischer Herkunft und eine junge deutsche Polizei-
beamtin getötet. Schon 1999 gab es den ersten Spreng-
stoffanschlag in Nürnberg. 20 Jahre ist der schreckliche 
Nagelbomben-Anschlag des NSU in der Kölner Keup-
straße nun her.

Ich bin, wie sicher viele hier im Hause, weiter betrof-
fen darüber, dass es nicht früher gelungen ist, diese Mord-
serie aufzudecken und zu beenden. Wie konnte es sein, 

dass über mehr als zehn Jahre ein Trio aus Thüringen 
mordend quer durch Deutschland zieht und keine der 
Behörden vorher irgendetwas diesem Trio zugeordnet 
hatte? Die Defizite bei den Ermittlungen zu den NSU- 
Verbrechen haben bei vielen Bürgern das Vertrauen in 
den Rechtsstaat erschüttert.

Den Familien und Angehörigen aller Opfer gelten 
unser tiefstes Mitgefühl und besondere Solidarität. Ja, 
da sind seinerzeit Fehler gemacht worden. Der Anschlag 
wurde zunächst als „Milieutat“ eingestuft. Der NSU- 
Komplex hat aber auch in NRW viel verändert bei der 
Polizei, darunter auch – was ich sehr wichtig finde – 
sensibler gegenüber Opfern aufzutreten.

Das Gerichtsverfahren gegen die Täter war nur ein Teil 
der Bemühungen um umfassende Aufklärung, die Kanz-
lerin Merkel 2012 angekündigt hatte. Neben dem Prozess 
hat sich unser Rechtsstaat in 13 Untersuchungsausschüs-
sen unter großer Kraftanstrengung der Aufklärung ge-
widmet. Die Behörden haben sich intensiv mit der Frage 
beschäftigt, was getan werden muss, um rechtsextremis-
tische Straftaten besser aufzuklären, auch um besser 
vorzubeugen. Auf Bundesebene wurde 2011 das Gemein-
same Abwehrzentrum gegen Rechtsextremismus ein-
gerichtet, welches zum Gemeinsamen Extremismus- 
und Terrorabwehrzentrum weiterentwickelt wurde. Au-
ßerdem wurde eine gemeinsame Rechtsextremismus-Da-
tei erstellt, in der die Datenbestände von Polizei und Ver-
fassungsschutz zusammengeführt wurden.

Klares Ziel der Union war und ist, den Rechtsterroris-
mus und Extremismus jeder Couleur noch nachhaltiger 
als bisher zu bekämpfen. Es muss unser aller Aufgabe 
sein, eine Wiederholung solch unfassbarer Taten zu ver-
hindern und jegliche Form von Extremismus bereits im 
Keim zu ersticken. Die vorderste Aufgabe des Staats ist 
es, Menschen zu schützen; damals ist er an diesem An-
spruch leider gescheitert.

Deutschland braucht auch heute entschlossene Taten 
gegen den immer akuter werdenden Extremismus. Wer 
den Rechtsextremismus bei der Wurzel packen möchte, 
so wie es die Bundesinnenministerin immer betont, muss 
Polizei und Verfassungsschutz auch die notwendigen Be-
fugnisse zur Verfügung stellen. Hier gibt es erheblichen 
Handlungsbedarf.

Es war richtig, dass die Bundesregierung die Anstren-
gungen der Vorgängerregierung in diesem Bereich fort-
führte. Jedoch ist der im März 2022 von der Ministerin 
vorgestellte 10-Punkte-Aktionsplan gegen Rechtsextre-
mismus immer noch nicht vollständig umgesetzt.

Die im Februar 2024 ergänzten Maßnahmen sind 
unzureichend. Auch die Entwaffnung von Rechtsextre-
misten geht nur schleppend voran. Ministerin Faeser 
kündigte im Februar als Reaktion auf das „Potsdamer 
Treffen“ vollmundig an, Geldquellen rechtsextremer 
Gruppen genauer auszuleuchten. Laut Antwort auf un-
sere Kleine Anfrage zum Aktionsplan Rechtsextremis-
mus im Sommer wurde jedoch innerhalb der Bundes-
regierung auch fünf Monate später immer noch geprüft, 
„inwieweit Auskunftspflichten von Finanzunternehmen 
angepasst werden müssen“.
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Die Bundesregierung hat bereits in Ihrem Koalitions-
vertrag 2021 ein NSU-Dokumentationszentrum gefor-
dert. Nun, auf den voraussichtlich allerletzten Metern 
dieser Legislaturperiode wollen SPD und Grüne, mit wel-
cher Mehrheit auch immer, eine Stiftung Gedenken und 
Dokumentation NSU-Komplex noch schnell hier be-
schließen.

Ich habe für das Grundanliegen großes Verständnis 
und nehme die dahinterstehenden Überlegungen ernst. 
Für die CDU/CSU-Fraktion ist die Erinnerung an den 
NSU-Komplex ein berechtigtes Anliegen. Gewalt und 
Terror im politischen Meinungskampf – ganz gleich, 
aus welchen Motiven sie sich speisen: ob rechts- oder 
linksextremistisch oder aus islamistischem Fanatismus – 
werden wir entschlossen bekämpfen.

Es muss unser aller Aufgabe sein, eine Wiederholung 
solch unfassbarer Taten wie die des NSU zu verhindern 
und jegliche Form von Extremismus bereits im Keim zu 
ersticken. Wir sind alle aufgerufen, die Werte unserer 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung entschlos-
sen zu verteidigen, aktiv für Menschenrechte einzutreten.

Ich bin Bayerns Innenminister, Joachim Herrmann, 
dankbar, dass er in die Erinnerungsdiskussion, völlig un-
abhängig von der NSU-Stiftung, kürzlich eingeführt hat, 
dass es nach wie vor auch wichtig ist, dass wir auch 
anderer Opfer gedenken. Der Bund muss auch eine Do-
kumentations- und Erinnerungsstätte zum Terror der 
RAF angehen.

Sein Ansatz, dass das Gedenken an den RAF-Terror 
einen öffentlichen Ort, ein Mahnmal für ein „Nie wie-
der“, braucht, unterstütze ich ausdrücklich. Auch ich 
halte es angesichts einer ebenfalls jahrelangen Mordserie 
für richtig, dass wir einen geeigneten Ort zur Erinnerung 
an die Dutzenden von RAF-Opfern suchen; denn bis 
heute gibt es leider keinen nationalen Gedenkort bezüg-
lich der jahrelangen Mordserie der RAF in unserem 
Land. Auch diese Opfer und ihre Angehörigen haben 
das verdient.

Deswegen brauchen wir ein Gesamtkonzept mit breiter 
parlamentarischer Mehrheit, das nicht im Hauruckverfah-
ren beschlossen wird. In diesem Sinne treffen wir keine 
vorschnellen Entscheidungen, sondern werden uns seriös 
mit allen aufgezeigten Möglichkeiten befassen.

Anlage 8

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU: Abschöpfung kriminell erlangter Vermögen 
erleichtern – Gesetzeslücken schließen – Experten-
vorschläge umsetzen
(Zusatzpunkt 17)

Carlos Kasper (SPD):
Wir debattieren heute einen Antrag zum Thema Ab-

schöpfung von Vermögen aus Straftaten. Das klingt viel-
leicht erst mal abstrakt. Lassen Sie mich kurz erklären, 
worum es hier geht.

Wenn man mit Ermittlern und Staatsanwaltschaften 
spricht, dann hört man immer wieder von diesen Fällen. 
Die Ermittler stoßen auf teure Autos und große Villen, 
jedoch im Besitz von 18-Jährigen ohne eigenes Einkom-
men. Die Betroffenen können auch nicht erklären, woher 
das Vermögen stammt, es gab kein Erbe, auch kein er-
folgreiches Start-up oder sonstige Geldquellen. In sol-
chen Fällen ist es äußerst wahrscheinlich, dass das Ver-
mögen durch Straftaten erlangt wurde.

Solche inkriminierten Vermögenswerte können in 
Deutschland eingezogen werden. Das war ein Erfolg 
der Großen Koalition von 2017. Im Laufe der Jahre hat 
sich jedoch gezeigt, dass diese Vermögenseinziehung in 
der Praxis nur selten passiert. Das Land Berlin hat für das 
Jahr 2023 damit gerechnet, 130 Millionen Euro illegal 
erlangtes Vermögen einzuziehen, tatsächlich gelungen 
ist das aber nur für 5 Millionen Euro. Es gibt also erheb-
lichen Nachbesserungsbedarf.

Als SPD-Bundestagsfraktion setzen wir uns schon 
lange für diese Nachbesserung ein und haben auch schon 
konkrete Vorschläge gemacht. Die Vermögenseinziehung 
muss aus dem Strafrecht ins Verwaltungsrecht überführt 
werden. Denn nur so kann die Mitwirkung der Betroffe-
nen endlich für die Beweisführung verwertet werden. 
Wer nicht erklären kann, woher sein verdächtiges Ver-
mögen kommt, der soll künftig mit einer schnellen Ein-
ziehung der Vermögenswerte durch den Staat rechnen 
müssen.

Dazu wollte der ehemalige Bundesfinanzminis- 
ter, Christian Lindner, ein neues Gesetz vorlegen, 
das Vermögensverschleierungsbekämpfungsgesetz, kurz 
VVBG. Aber es reicht nicht, sich vor bewaffneten 
Zollbeamten mit Sturmhaube ablichten zu lassen, man 
muss auch liefern. Zwei Jahre lang haben wir im Par-
lament gewartet, doch von Herrn Lindner kam nichts.

Es gingen die Gerüchte um, dass der damalige Bundes-
justizminister Buschmann sich nicht mit Herrn Lindner 
einigen konnte. Es ging also um einen FDP-internen 
Streit. Im Ergebnis ist die Zeit verstrichen und nichts ist 
passiert. Dieses Verhalten war unseriös und verantwor-
tungslos. Die Organisierte Kriminalität hat sich doch ins 
Fäustchen gelacht.

Innerparteilicher Streit darf am Ende nicht zu Sicher-
heitslücken führen. Doch da scheint es nicht nur bei der 
FDP Probleme zu geben.

Auch bei Ihnen, liebe Union, bin ich mir nicht sicher, 
was Sie eigentlich wollen. Dieser Antrag ist ja nicht Ihr 
erster Antrag zum Thema Vermögensabschöpfung. Was 
mich aber schon wundert, ist, dass sich Ihre Anträge 
gegenseitig widersprechen. Im Juni dieses Jahres haben 
Sie eine Vermögenseinziehung nach dem Vorbild unseres 
SPD-Konzepts gefordert. Ich zitiere schon den Titel des 
Antrags: „Kriminell erlangte Vermögen konsequent ab-
schöpfen – Vermögensermittlungs- und Einziehungsver-
fahren außerhalb des Strafrechts schaffen“. Eine solche 
Vermögenseinziehung außerhalb des Strafrechts fordert 
meine Fraktion schon seit Jahren. Wir haben uns damals 
gefreut, dass Sie das nun endlich auch so sehen.
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Doch was müssen wir in diesem Antrag lesen? Sie 
schlagen Änderungen vor, aber ausschließlich innerhalb 
des Strafrechts. Was ist es denn nun, liebe Union? Heute 
hü, morgen hott. Wer innerhalb von einem halben Jahr 
seine Position um 180 Grad wenden kann, der sollte keine 
Verantwortung tragen in diesem Land. Ihre Anträge wa-
ren reine Oppositionsanträge. Solche Positionswechsel 
zeigen: Sie sind unzuverlässig und sich Ihrer Verantwor-
tung nicht bewusst.

Die Bürgerinnen und Bürger erwarten ein konsequen-
tes Vorgehen gegen die Organisierte Kriminalität, und 
zwar zu Recht. Mit der administrativen Vermögensein-
ziehung außerhalb des Strafrechts drehen wir den Krimi-
nellen den Geldhahn ab. Das gibt es nur mit der SPD.

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Bei kriminell erlangten Vermögen denken viele meiner 

Kolleginnen und Kollegen von der CDU/CSU, die hier 
einen Antrag zur Einziehung dieser Werte durch die Jus-
tiz eingebracht hat, nur an den Ferrari eines verurteilten 
Drogendealers oder an die Beute aus einem Banküberfall. 
Aber sind damit nicht genauso die Steuerhinterzieherin-
nen und -hinterzieher sowie die Abgasschummlerinnen 
und -schummler gemeint?

Auf den ersten Blick mag dieser Antrag wie ein Schritt 
in die richtige Richtung erscheinen, um das Vermögen 
von Straftätern abzuschöpfen und der Allgemeinheit zu-
kommen zu lassen. Die Einziehung ist auch ein gutes und 
effektives Instrument zur Bekämpfung der Organisierten 
Kriminalität; allein in Berlin haben wir damit 77 Immo-
bilien beschlagnahmt. Allerdings wirft dieses Verfahren 
auch verfassungsrechtliche Fragen auf, die zurzeit vom 
Bundesverfassungsgericht geprüft werden.

Ich gebe Ihnen also Recht, wir müssen uns das Ver-
fahren der Einziehung genau anschauen. Ihre vorge-
schlagenen Maßnahmen lösen bei mir aber ernsthafte 
rechtliche und praktische Bedenken aus, die weiterer 
Betrachtung bedürfen. Dies sind im Wesentlichen fol-
gende drei Punkte:

Der Antrag schlägt vor, nicht nur die Einziehung von 
mit der Beute bezahlten Vermögenswerten, sondern auch 
von weiterem Eigentum zu ermöglichen. In unserer ju-
ristischen Fachsprache spricht man von „Folgesurroga-
ten“. Dies bedeutet, dass nicht nur das eigentliche aus 
einer Straftat stammende Vermögen und die Wertgegen-
stände, zum Beispiel Immobilien, eingezogen werden 
können, sondern auch die daraus wiederum erlangten 
Vermögenswerte. Wenn wir diesem Vorschlag folgen, 
droht eine weitreichende Ausweitung der Einziehungs-
möglichkeiten. Denn in dem an dieser Stelle unklar for-
mulierten Antrag geht es nicht nur um das kriminell er-
langte Vermögen selbst, sondern auch um das gesamte 
Eigentum des Beschuldigten.

Der zweite Punkt des Antrags, der mich irritiert, ist die 
Möglichkeit, Einziehungsentscheidungen nachträglich zu 
treffen. Mir stellt sich hier die Frage, was die Union 
damit meint, durch das Gericht „vergessene Einziehungs-
entscheidungen“ nachholbar zu machen. Möchte die 
Union ein Verfahren einführen, bei dem bereits rechts-
kräftige Urteile revidiert werden könnten, um eine Ein-

ziehung von Vermögenswerten nachzuholen? Diese Idee 
würde doch gegen eines der wichtigsten Prinzipien un-
seres Rechtsstaates verstoßen: die Rechtskraft von Ur-
teilen. Ein rechtskräftiges Urteil ist ein Fundament unse-
res Rechtssystems. Es gewährleistet Rechtsfrieden und 
schützt die Betroffenen vor willkürlichen oder nachträg-
lichen Änderungen. Wenn wir die Möglichkeit schaffen, 
rechtskräftige Entscheidungen nachträglich zu revidie-
ren, gefährden wir das Vertrauen in die Justiz.

Der dritte Punkt im Antrag, der irritiert, ist, die Ein-
ziehung von Vermögenswerten unklarer Herkunft nicht 
mehr nur auf bestimmte Katalogstraftaten zu beschrän-
ken, sondern auf alle Straftaten auszudehnen. Dies wäre 
eine massive Erweiterung der Eingriffsbefugnisse des 
Staates. Das müssen wir mit der Frage prüfen, ob das 
zielführend ist und nicht eher zu einer Überforderung 
der Behörden führt.

Zusammenfassend: Der Antrag der Unionsfraktion 
geht in mehreren Punkten über das Ziel hinaus und ge-
fährdet grundlegende Prinzipien unseres Rechtsstaates. 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur Einziehung von 
„Folgesurrogaten“, zur nachträglichen Einziehungsent-
scheidung und zur extremen Ausweitung der selbststän-
digen Einziehung auf alle Straftaten werfen auch Fragen 
der Verhältnismäßigkeit auf. Wir werden den Antrag je-
denfalls im weiteren parlamentarischen Verfahren genau 
prüfen.

Leider verkennt die Union das Hauptproblem bei der 
Einziehung: Das bestehende Recht ist in weiten Teilen 
ausreichend. Das Problem liegt im Vollzug. Die Staats-
anwaltschaften sind überwiegend mit Bagatelldelikten 
beschäftigt und kommen bei den wirklich großen Wirt-
schaftsdelikten nicht hinterher. „Die Kleinen hängt man, 
die Großen lässt man laufen“, so spitzte die ehemalige 
Cum-Ex-Staatsanwältin und heutige Geschäftsführerin 
von Finanzwende, Anne Brorhilker, die Arbeit der Straf-
ermittlungsbehörden zu. Da hilft es nicht, die Einzie-
hungsmöglichkeiten zu erweitern, sondern wir brauchen 
eine bessere personelle und technische Ausstattung. 
Sinnvoll wäre zudem, die Ermittlungskompetenz bei 
schweren Steuerbetrugsfällen und ähnlichen Delikten 
beim Generalbundesanwalt und dem Bundeskriminalamt 
zu bündeln und die dort bestehende Fachexpertise gezielt 
zu nutzen.

Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Rede 
zur Beratung 
– des von den Abgeordneten Caren Lay, Dr. Gesine 

Lötzsch, Gökay Akbulut, weiterer Abgeordneter 
und der Gruppe Die Linke eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur effektiven Verfolgung 
von Mietwucher (Mietwuchergesetz) 

– des Antrags der Abgeordneten Caren Lay, 
Dr. Gesine Lötzsch, Christian Görke, weiterer 
Abgeordneter und der Gruppe Die Linke: Zeit 
zu handeln – Für ein starkes, soziales Mietrecht 

(Zusatzpunkt 18 a und b)
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Susanne Hierl (CDU/CSU):
Als ich den Antrag „Zeit zu handeln – Für ein starkes, 

soziales Mietrecht“ der Gruppe Die Linke las, dachte ich: 
„sozialistisches“ trifft es besser. Aber zuerst zu Ihrer Idee, 
den Mietwucher durch die Änderung des Wirtschafts-
strafgesetzes, leichter zu bekämpfen.

Es ist richtig, in den Ballungsgebieten gibt es verein-
zelt Vermieter, die die katastrophale Lage am Wohnungs-
markt ausnutzen. Schwarze Schafe gibt es überall. Die 
übergroße Zahl der Eigentümer verhält sich jedoch kor-
rekt.

Sie jedoch picken hier die schwarzen Schafe heraus, 
um Vermieter als Blutsauger und Heuschrecken dar-
zustellen. Das wird klar, wenn man nur ein paar Ihrer 
Beispiele aus dem Antrag betrachtet, wie einen bundes-
weiten Mietenstopp für sechs Jahre, das Verbot von 
neuen Indexmietverträgen, Mietpreisregulierung durch 
einen „atmenden“ Mietendeckel, Verschärfung der Miet-
preisbremse durch Entfristung und Einführung eines Ver-
bots von Zwangsräumungen. Das liest sich so, als sei es 
dem Handbuch für sozialistische Wohnungswirtschaft 
entnommen.

Statt für gute Rahmenbedingungen zu sorgen, damit 
sich die Bauwirtschaft entfalten kann, viele Arbeitsplätze 
am Bau erhalten bleiben und mehr Wohnraum tatsächlich 
gebaut wird, ist für die Linke der Eingriff in das Eigentum 
anderer Leute der Königsweg. Bevor Sie mit planwirt-
schaftlichen Mitteln in den Wohnungsmarkt eingreifen, 
sollten Sie sich alte Filme oder Bilder aus DDR-Zeiten 
ansehen: ein völlig maroder Baubestand, zum Teil noch 
mit Einschusslöchern in den Fassaden.

Aber weder Linke noch SPD können Wohnungsbau. 
400 000 Wohnungen pro Jahr hat die SPD geführte Am-
pel versprochen. 2022 und 2023 blieb man unter 300 000, 
2024 erwarten wir einen weiteren deutlichen Rückgang 
an fertiggestellten Wohneinheiten. Für die kommenden 
Jahre wird ein weiterer Rückgang erwartet; denn die 
Zahl der erteilten Baugenehmigungen ist historisch nied-
rig. Wo es aber keine Genehmigungen gibt, da folgt auch 
keine Baufertigstellung.

Wichtigster Grund sind die viel zu hohen Baukosten. 
Schauen wir uns die Kostentreiber beim Hausbau ge-
nauer an: überteuerte Energie – von wegen Sonne und 
Wind schicken keine Rechnung –, ein Paragrafendschun-
gel an Bauvorschriften, Energieeffizienzvorschriften und 
unstete Förderbedingungen.

Der Wohnungsmarkt braucht weder Bremsen noch De-
ckel oder Verbote, sondern Anreize, zu bauen. Genau 
diese liefern wir mit unserem Angebot aus Steueranrei-
zen, Förderprogrammen und Kostensenkungen. Und es 
liegt nicht am fehlenden Geld. Man muss es nur fürs 
Bauen ausgeben wollen, statt für Denunziationsportale 
und Demokratieförder-NGOs.

Wir lehnen die Vorlagen ab.

Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung 
– der Beschlussempfehlung und des Berichts des 

Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz zu dem An-
trag der Abgeordneten Klaus Ernst, Dr. Sahra 
Wagenknecht, Ali Al-Dailami, weiterer Abge-
ordneter und der Gruppe BSW: Verbrenner- 
Aus stoppen – Zukunft der deutschen Auto-
mobilindustrie sichern – Arbeitsplätze schützen 
und Wohlstand bewahren 

– der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Verkehrsausschusses zu dem Antrag der Frak-
tion der CDU/CSU: Technologieoffener Klima-
schutz im Straßenverkehr – Kein Verbot des kli-
maneutralen Verbrennungsmotors 

(Zusatzpunkt 19 a und b)

Dunja Kreiser (SPD):
Lassen Sie mich auf drei entscheidende Punkte der 

Anträge eingehen, die für mich felsenfest belegen, wa-
rum wir sie ablehnen müssen.

Erstens: Der Verweis auf China. Dort werden inzwi-
schen mehr E-Autos zugelassen als Verbrenner, Tendenz 
weiter stark steigend. Die Verkaufszahlen von batterie-
elektrischen Fahrzeugen und Plug-in-Hybriden im Au-
gust dieses Jahres im Vergleich zum Vorjahr stiegen um 
43 Prozent. Das lasse ich jetzt mal wirken.

Zweitens: Ich bin Standortabgeordnete eines VW- 
Standorts. Ich betreue den Wahlkreis Wolfsburg. Und 
wenn Sie nicht immer über die Menschen, die dort täglich 
arbeiten, die dort ihre Existenzen aufgebaut haben, oft 
über Generationen hinweg dem Werk verbunden sind, 
sprechen würden, sondern mit Ihnen, mit den Betriebs-
räten, den Vertrauensleuten, mit den Arbeitnehmervertre-
tungen, dann wüssten Sie, dass dort eines ganz klar ist: 
Die Zukunft unserer Automobilindustrie ist elektrisch.

Unsere Industrie hat Milliarden – Milliarden! – inves-
tiert dafür. Und ich darf Ihnen sagen, was mir der Be-
triebsrat von VW vor Ort sagt: Das sind Anträge zur 
Arbeitsplatzvernichtung. – Beispielsweise sagt eine Stu-
die von McKinsey: Über 700 000 Arbeitsplätze werden 
vernichtet, wenn wir nicht umsteigen.

Drittens: Ein paar Fakten zum Antrieb. Einmal: Erdöl 
ist endlich. Ihre Antwort sind dann noch synthetische 
Kraftstoffe.

Ich möchte nur kurz auf die E-Fuels eingehen: Nehmen 
wir ein Windrad. Es erzeugt etwa 3 Megawatt, also etwa 
2 000 Stunden pro Jahr. Damit können sie 1 600 batte-
riebetriebe E-Autos pro Jahr betreiben. Oder sie können 
600 Automobile mit Wasserstoffbrennstoffzelle betrei-
ben oder sie können 250 Autos mittels E-Fuels betreiben. 
Nun ja, kann man sagen: Dann brauchen wir sehr, sehr 
viel mehr Energie.
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Betrachten wir eine Tankfüllung aus heutiger Sicht 
eines VW-Golf-Verbrenners mit E-Fuels: 1 Liter E-Die-
sel/E-Fuel aus CO2 und H2 braucht 23 bis 27 Kilowatt-
stunden Energie. Der Golf braucht etwa 6 bis 7 Liter 
E-Diesel auf 100 Kilometer Reichweite. Das ergibt 140 
bis 170 Kilowattstunden für 100 Kilometer. Mit einem 
E-Auto kommen sie mit der Energie 1 000 Kilometer 
weit; Ruß, Stickstoff und Lärm gibt es mit dem Verbren-
ner bei E-Fuels in unseren Dörfern und Städten weiterhin, 
klar.

Was kommt nun heute dabei raus, wenn ich meinen 
Golf mit E-Fuels volltanke: Da wären wir bei 300 bis 
400 Euro, ohne Steuern, steuerfrei; mit Steuern – Stand 
heute – bei etwa 1 000 Euro. Ich, aus dem ländlichen 
Raum, möchte das den Leuten nicht zumuten. Da sehe 
ich keine Zukunft.

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Die Menschen in Deutschland haben Angst. Sie haben 

Angst vor der Zukunft, vor Krieg, und sie haben Angst 
angesichts der zahlreichen Krisen. Gerade in diesen Ta-
gen wächst die Sorge um den Arbeitsplatz, um den Wirt-
schaftsstandort Deutschland, weil die Menschen jeden 
Tag sehen, dass die Einschläge näherkommen. Es betrifft 
die Großen wie VW. Gerade im Automobilbereich sind es 
aber auch immer mehr Zulieferer. Wir erleben in diesen 
Tagen immer mehr Stellenstreichungen, immer neue In-
solvenzen, neue Hiobsbotschaften. Und dafür gibt es 
Gründe.

Manche Gründe sind international. Viele Gründe sind 
aber eben hausgemacht. Dass sich Deutschland und un-
sere Automobilindustrie zunehmend zum kranken Mann 
Europas entwickeln, liegt in erster Linie an der Politik der 
Bundesregierung: Es liegt an den einseitigen Entschei-
dungen. Es liegt an ideologischen Entscheidungen. Es 
liegt an der mangelnden Bereitschaft, Freiheit zuzulas-
sen, wo sie heute dringender als jemals zuvor gebraucht 
wird.

Deutschland war schon immer ein rohstoffarmes Land. 
Unser Rohstoff war der Rohstoff Geist: Innovation, Er-
finderreichtum, Erneuerung – besser sein als andere. Un-
sere Kraft lag darin, Unternehmen machen zu lassen, sie 
nicht einzuschränken, sondern ihnen Freiheit zu geben. 
Ein einfaches Verbrennerverbot ist das Gegenteil von 
Freiheit. Nur wer das Auto, die individuelle Mobilität 
und den Industriestandort Deutschland zerstören will, 
kann ernsthaft ein Verbrennerverbot fordern.

Die einfache Wahrheit ist: Für die große Mehrheit aller 
Deutschen wird das Auto auch in 10, 20 oder 30 Jahren 
das wichtigste Fortbewegungsmittel bleiben. Wichtig ist, 
dass das Auto am Ende klimaneutral ist. Wie das ge-
schieht, ist für den Klimaschutz aber völlig egal. Es ist 
fürs Klima egal, ob ein Auto elektrisch, mit Wasserstoff 
oder eben mit E-Fuels läuft.

Für die Menschen im Land ist es aber nicht egal, wenn 
wir unsere Schlüsselindustrie abwürgen, wenn wir das 
verbieten lassen, was uns über viele Jahre Wohlstand, 
Arbeitsplätze, Sicherheiten garantiert hat. Wir brauchen 
deshalb: praktikable Lösungen, bezahlbare Mobilität – 

mit Freude am Fahren –, keine Ideologie bei Klima-
schutz, Technologieoffenheit, eine Strategie für den 
Markthochlauf von E-Fuels.

Wir brauchen keine Verbotspolitik, sondern endlich 
den Mut zur Freiheit, kein Verbrennerverbot, sondern 
Innovation, Forschung, Unterstützung – eben all das, 
was früher eine gute Wirtschaftspolitik ausgemacht hat.

Bernd Riexinger (Die Linke):
Die Kolleginnen und Kollegen bei VW, die gerade mit 

ihrer IGM gegen Stellenstreichungen und Standortschlie-
ßungen kämpfen, haben unsere volle Solidarität. Dass sie 
für Fehlentscheidungen des Managements mit dem Ver-
lust ihres Arbeitsplatzes und mit Lohnverzicht bezahlen 
sollen, während an die Eigentümer Milliarden Dividende 
ausgeschüttet wurden, ist nicht nur unsozial, sondern 
schäbig.

Was Sie von der Union und der AfD schon seit Mona-
ten zur vermeintlichen Rettung des Verbrennermotors 
aufführen, hilft weder den Beschäftigten noch der Auto-
mobilindustrie oder den Zulieferern. Von den meisten 
hier unbemerkt, wurden bereits rund 60 000 Arbeitsplätze 
in der Zuliefererindustrie vernichtet. Der Antrag der 
Union würde gerade mal dafür ausreichen, dass die 
Piëchs, Quandts oder Schaefflers mit einem wenig zu-
kunftsfähigen Geschäftsmodell noch einige Jahre länger 
Profite erzielen können.

Das BSW zeigt mit seinem Antrag, dass es industrie-
politisch im letzten Jahrhundert festhängt und eine wei-
tere Partei der klimapolitischen Sackgasse ist. Das hat es 
gemein mit der Union, außer dass deren Antrag noch 
etwas weniger klimafeindlich ist.

Die Automobilindustrie in Deutschland hat ein struk-
turelles Problem. Sie hat die Transformation zur Elektro-
motorisierung verschlafen, liefert keine für Normal-
verdienende bezahlbaren Modelle und ist besonders auf 
den asiatischen Märkten nicht konkurrenzfähig.

Wer die Lebensdauer des Verbrenners verlängern will, 
löst die Strukturprobleme nicht, sondern verstärkt sie und 
gefährdet damit die Zukunftsfähigkeit der Industrie und 
gut bezahlte Arbeitsplätze. Die Verbrennertechnologie 
sogar noch staatlich fördern zu wollen, ist bei Milliarden-
gewinnen und Rücklagen ein Programm zur Förderung 
der Konzerngewinne.

Der BSW-Antrag ist eine harsche Absage, bis 2050 
klimaneutrale Mobilität zu erreichen. Verantwortliche 
Politik heißt, die Anstrengungen zur Klimaneutralität zu 
erhöhen und nicht, die Katastrophe noch zu vergrößern.

Sie von der Union müssen sich endlich ehrlich ma-
chen. Es wird für massenhaften Individualverkehr weder 
genügend noch bezahlbare E-Fuels, Biokraftstoffe oder 
Ammoniak geben. Man braucht ein Vielfaches an Ener-
gie, um PKW mit E-Fuels zu bewegen statt batterieelek-
trisch.

Der industrielle Bedarf für eine klimaneutrale Mo-
bilität der Zukunft ist enorm, wenn wir es ernst meinen, 
den ÖPNV und den Schienenpersonenverkehr zu verdop-
peln und den Schienengüterverkehr massiv auszubauen. 
Statt großer E-SUVs braucht es kompakte, günstige, ver-
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brauchsarme E-PKWs. Um diesen Bedarf zu bedienen, 
brauchen wir alle Fähigkeiten und Kenntnisse der Be-
schäftigten in der jetzigen Automobilindustrie in einer 
klimaneutralen Mobilitätsindustrie. Das sichert Stand- 
orte und Arbeitsplätze.

Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung 
– des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-

wurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und an-
derer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 

– des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes und anderer Ge-
setze 

(Zusatzpunkt 20 a und b)

Udo Schiefner (SPD):
„Transportlogistik für Deutschland sichern – Mit fai-

ren Arbeits- und Wettbewerbsbedingungen im Straßen-
güterverkehr“. Unter dieser Überschrift haben wir im 
Sommer 2023 hier im Haus einen umfangreichen Auf-
gabenkatalog für die Bundesregierung beschlossen.

Wenn wir es nun zum Ende dieser verkürzten Legisla-
tur noch schaffen, zumindest Teile dieser Aufgaben mit 
dem Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz und dem Gü-
terkraftverkehrsgesetz umzusetzen, sind das wichtige 
Schritte. Es sind, und das will ich nicht verhehlen, aber 
nur einige der sehr vielen wichtigen Schritte, die es noch 
zu gehen gilt, um auf unseren Straßen für faire Arbeits- 
und Wettbewerbsbedingungen zu sorgen.

Immer, wenn wir über Transport und Logistik spre-
chen, sprechen wir über grundlegende Bedingungen für 
unsere Wirtschaftsstruktur und unsere Gesellschaft. Ar-
beits- und Sozialbedingungen und Wettbewerbsbedin-
gungen lassen sich dabei nicht getrennt betrachten.

Es sind nicht alle in der Transportbranche unter Druck. 
Aber die, die besonders unter Druck sind, die leiden vor 
allem unter dem unfairen Wettbewerb in Europa. Und 
dabei ist klar, dass Auftragnehmer und Auftraggeber, Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber, Wirtschaft und Gesell-
schaft, wir alle und alles voneinander abhängen und 
also über kurz oder lang gemeinsam leiden. Nur haben 
nicht alle die gleiche Durchsetzungskraft. Und, wo Un-
gleichgewichte herrschen, brauchen wir Regulation. Un-
sere große Herausforderung ist dabei immer, dass Re-
gulation bei Transport und Logistik im europäischen 
Wettbewerbsrahmen stattfindet. Das heißt, dass vieles, 
sehr vieles, sehr lang dauern kann.

Seit ich im Bundestag bin, seit elf Jahren, ist die Si-
tuation im Straßengüterverkehr mein Thema. Es ist nicht 
so, dass wir in der Zeit nichts erreicht hätten. Aber es 
dauert eben: Europäische Einigung, nationale Umset-
zung, Durchsetzung mit Übergangsfristen. Widerstände 
in Europa, Widerstände in den eigenen Ministerien. Kla-

gen vor dem Europäischen Gerichtshof. Ich hatte damals, 
2013, nicht erwartet, wie viele Jahre wir über die immer 
gleichen Missstände verhandeln müssen. Aber es muss 
sein! Wenn wir aufhören würden, die Belastungen der 
kleinen und mittelständischen Unternehmen und ihrer 
Fahrerinnen und Fahrer ernst zu nehmen, dann hätten 
wir aufgegeben. Das tun wir nicht, sondern wir legen 
die Finger in die Wunden und brauchen Lösungen.

Im Verkehrsausschuss haben wir in dieser Legislatur-
periode vier Anhörungen zum Straßengütertransport und 
zum Fahrerpersonalmangel durchgeführt. Dabei haben 
wir viel über die Belastungen der kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen und ihrer Fahrerinnen und Fahrer 
gelernt. Erkenntnisse allein reichen aber nicht. Wir müs-
sen Konkretes für die Menschen erreichen, die Men-
schen, die tagtäglich unsere Güter transportieren. Denn 
ohne faire Arbeitsbedingungen im Straßengüterverkehr 
geht es nicht. Und die Arbeitsbedingungen sind für 
sehr viele Beschäftigte nicht gut und nicht fair. In vielen 
Berufsfeldern erleben wir stetig Fortschritte, die Arbeits-
situation wird dort besser, sauberer, gesünder und ins-
gesamt attraktiver. Nicht so im Gütertransport. Vielleicht 
werden die Fahrzeuge sogar moderner, Zugang zu einer 
sauberen Sanitäranlage gehört aber ebenso zu einem ge-
sunden Arbeitsplatz, um das Offensichtlichste zu nennen.

Stress und Zeitdruck, Müdigkeit am Steuer, fehlendes 
Familienleben, fehlende Wertschätzung. Die Lohnhöhe 
stimmt nicht. Sozialdumping ist das Hauptthema. Vor 
allem ist es in Deutschland weiterhin zu billig, die Regeln 
zu missachten. Wir brauchen höhere Bußgelder, Buß-
gelder, die den unternehmerischen Vorteil erkennbar 
übersteigen. Zudem sprechen wir immer von mehr, von 
effizienteren Kontrollen. Aktuell ist aber sogar ein er-
heblicher Teil des Güterverkehrs dem Zugriff durch 
das BALM entzogen. Wir sollten für konsistente Markt-
zugangsbedingungen sorgen, im Güterkraftverkehrsge-
setz und in der Fahrpersonalverordnung und das für alle 
Fahrzeuge ab 2,5 Tonnen, wie europäisch vorgesehen. 
Und wir brauchen einen Konsens darüber, zu welchen 
Bedingungen Aufträge vergeben werden. Das betrifft 
die öffentlichen Auftraggeber und die Unternehmen im 
Bundesbesitz. Aber auch unsere Industrie- und Handels-
ketten müssen sich zu fairen Wettbewerbsbedingungen 
bekennen.

Im letzten Jahr haben uns die verstörenden Vorgänge 
auf der Raststätte Gräfenhausen wieder überdeutlich ge-
zeigt, wie prekär Fahrerinnen und Fahrer in Europa un-
terwegs sind. Aber schon ein Stopp an einem beliebigen 
Rastplatz reicht, um zu sehen, dass menschenverachtende 
Arbeitsbedingungen auf der Autobahn tägliche Realität 
sind. Es verbringen noch immer viel zu viele Berufskraft-
fahrende Lebenszeit unberechtigt in oder neben ihrem 
Fahrzeug. Kontrollen müssen sich ganz gezielt auf dieses 
Problem konzentrieren und geltendes Recht durchsetzen.

Mit den Gesetzen zur Berufskraftfahrerqualifikation 
und dem Güterkraftverkehrsgesetz werden all diese Pro-
bleme nun nicht gelöst. Dazu sind sie auch nicht geeignet. 
Und Sie können mir glauben, dass es niemand mehr be-
dauert als ich, dass wir in dieser Legislaturperiode nicht 
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zu mehr in der Lage waren. Ich hatte mehr erwartet. 
Unser Forderungskatalog vom Juli 2023 zeigt das, denke 
ich, sehr deutlich.

Aber ich nehme diese Debatte zum Anlass und erin-
nere Sie alle daran, dass wir weiter streiten müssen. Die 
nächste Bundesregierung und der nächste Bundestag 
dürfen keine weitere Zeit verstreichen lassen. Wir müssen 
die offensichtlichen Missstände in der existentiellen 
Branche unseres Wirtschaftssystems mit aller Kraft an-
gehen!

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die vierte Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

ist ein eher unscheinbares Gesetz. Es sieht insbesondere 
die Anpassungen an Unionsrecht vor. Zudem sollen Ver-
waltungsvorgänge vereinfacht und Bürokratie abgebaut 
werden. Aber die staatenübergreifende Vereinheitlichung 
ist ein weiterer Schritt zur Beseitigung länderspezifischer 
Besonderheiten und sorgt unter anderem für bessere 
Kontrollmöglichkeiten von Verstößen. Bei den Kontroll-
möglichkeiten kann verstärkt Digitalisierung eingesetzt 
werden. Das ist ein weiterer Schritt, damit sich das Kon-
trollpersonal auf seine eigentlichen Aufgaben konzentrie-
ren kann. Dadurch wird ein Schritt hin zu einem faireren 
Wettbewerb und besseren Arbeitsbedingungen geschaf-
fen.

Eingebracht wird zudem eine Anpassung des Berufs-
kraftfahrerqualifikationsgesetzes. Hier werden wichtige 
Schritte zur zeitgemäßen Qualifikation gegangen. So 
werden endlich digitale Unterrichtsformen in die Weiter-
bildung integriert. Zudem wird auch die Übersicht über 
die Qualifikationen digitalisiert, um zum Beispiel Kon-
trollen einfacher durchführen zu können.

Insgesamt werden hier Potenziale der Digitalisierung 
durch gesetzliche Anpassungen ermöglicht. Dies entlas-
tet die Unternehmen und vereinfacht zugleich die Kon-
trollen, um einen sicheren Güterverkehr auf der Straße zu 
garantieren.

Anlage 12 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU: Klimaneutrales Fliegen vorantreiben – Für 
einen Markthochlauf von nachhaltigen Flugkraft-
stoffen und wettbewerbsfähige Klimaschutzinstru-
mente 
(Zusatzpunkt 21)

Anja Troff-Schaffarzyk (SPD):
Wir haben heute die Gelegenheit, noch mal über die 

Luftfahrt zu diskutieren. Anlass ist Ihr Antrag mit einer 
Zusammenstellung bekannter Forderungen, die wir schon 
oft debattiert haben. Heute werden diese pünktlich zu 
Weihnachten in Form einer langen Wunschliste präsen-
tiert.

Sie halten am Dogma fest, die mangelnde Erholung 
und Nachhaltigkeit des Luftverkehrs seien primär Ergeb-
nis staatlichen Unwillens. Darum fordern Sie Deregulie-

rung und Abgabensenkungen, dann komme das nachhal-
tige Fliegen von ganz allein. Überzeugend ist das alles 
nicht. Denn die Schwäche der deutschen Luftfahrt ist 
gewachsen und nicht über Nacht vom Himmel gefallen. 
Doch nur eine starke Branche kann die Investitionen für 
mehr Nachhaltigkeit tragen. Dabei unterstützen wir durch 
bessere Rahmenbedingungen. Die 20. Wahlperiode geht 
zu Ende. Dies ist ein hervorragender Anlass, um Bilanz 
zu ziehen.

Gleichermaßen belastend für die Reisenden, Unter-
nehmen und Beschäftigten ist der Personalmangel. Sie 
haben hier regelmäßig staatliche Unterstützung verlangt, 
diese Forderung aber nicht konkretisiert. Wir haben statt-
dessen gehandelt: zuallererst mit dem Fachkräfteeinwan-
derungsgesetz, das sie immer abgelehnt haben.

Und zur Wahrheit gehört auch: Die Arbeit am Flugha-
fen war in der Vergangenheit nicht verlockend. Ich bin als 
Sozialdemokratin sehr froh, dass es den Gewerkschaf- 
ten in den letzten Jahren gelungen ist, viele gute Tarif-
abschlüsse in der Luftfahrt zu erzielen. Vergütung und 
Arbeitsbedingungen konnten erheblich verbessert wer-
den. Dies macht die Branche endlich wieder attraktiver. 
Herzlichen Glückwunsch dazu, liebe Kolleginnen und 
Kollegen!

Sie fordern regelmäßig die Reorganisation der Sicher-
heitskontrollen nach dem Frankfurter Modell. Seit 2021 
wird dies konsequent von unserem SPD-geführten Bun-
desinnenministerium vorangetrieben. An den Flughäfen 
in Berlin und Frankfurt machen die Bundespolizei, die 
Fluggäste und die Beschäftigten der Sicherheitsdienste 
damit sehr gute Erfahrungen. Am 1. Januar 2025 geht 
es auch in Köln/Bonn los. Ich wünsche dem Flughafen 
dort gutes Gelingen und bin sicher: Diese Erfolgsge-
schichte wird weitergeschrieben!

Kommen wir nun zu den Gebühren. Ja, diese sind in 
Deutschland höher als in anderen europäischen Ländern. 
Sie sind aber mitnichten derartige Standortnachteile und 
Investitionsbremsen, als die sie dargestellt werden. Die 
Luftverkehrsteuer ist erhöht worden; das ist richtig. Dafür 
konnte eine wesentlich schlimmere Kerosinsteuer verhin-
dert werden. Ihre Forderung danach haben wir also be-
reits erfüllt.

Damit die Luftfahrt eine gute Zukunft hat, muss ihre 
Transformation gelingen. Mehr Nachhaltigkeit verspricht 
vor allem der Hochlauf synthetischer Flugkraftstoffe. Es 
ist gelungen, die entscheidenden Mittel zur Finanzierung 
der TPP-Plattform in Leuna zu sichern. Der Beginn der 
Produktion von PtL in Deutschland steht also bevor. Grö-
ßere Anlagen müssen folgen.

Die Mineralölwirtschaft ist hier gefragt, die wichtigen 
Impulse von ReFuelEU für den Markthochlauf aufzuneh-
men. Doch auch weitere staatliche Investitionen werden 
für das Gelingen der Transformation in der Luftfahrt und 
der gesamten Wirtschaft nötig sein. Denken Sie doch 
noch mal über die Schuldenbremse nach, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von Union und FDP. Das wäre ein 
schönes Weihnachtsgeschenk!

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                            26364 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Insgesamt ist uns in einer schwierigen wirtschaftlichen 
und geopolitischen Lage viel gelungen, und das in einer 
Ampelkoalition, die obendrein auch noch über deutlich 
weniger finanzielle Spielräume im Bundeshaushalt ver-
fügte als die Vorgängerregierungen. Deswegen sage ich 
Ihnen: Ich bin zufrieden mit dieser Bilanz. An diese Er-
folge lässt sich in der kommenden Wahlperiode anknüp-
fen. Ich freue mich darauf.

Thomas Lutze (SPD):
Ab und zu kommt es durchaus vor, dass ein blindes 

Huhn auch mal ein Korn findet. Heute dürfen wir erstaunt 
feststellen, dass dieses blinde Huhn die Union sein kann. 
Ihr Antrag enthält so viele unterstützenswerte Punkte, 
dass man etwas verwundert ist, wie dieser Antrag seinen 
Weg durch Ihre Fraktion finden konnte. Man darf auch 
gespannt sein, ob solch positive Impulse auch ihren Ein-
gang in die Wahlprogramme von CDU und CSU finden 
werden.

Doch worum geht es? Die Union fordert einen aktive-
ren Beitrag der Bundesregierung bei der Dekarbonisie-
rung der Flugwirtschaft. Insbesondere erneuerbare und 
klimaneutrale Kraftstoffe sollen gefördert und in den 
Einsatz gebracht werden. Das ist begrüßenswert. Aktuell 
scheitert der Einsatz von synthetischen Kraftstoffen noch 
an ihrer geringen Verfügbarkeit und vor allem am hohen 
Preis. Der hohe Preis liegt aber auch darin begründet, 
dass gewerblich genutztes Kerosin im Flugverkehr von 
der Energiesteuer befreit ist. Der fossile Kraftstoff hat 
damit einen klaren monetären Vorteil. Aus unserer Sicht 
ist es richtig, dass die Union einen Alleingang Deutsch-
lands bei einer nationalen Kerosinsteuer ablehnt, gleich-
wohl fordert sie keine europäische Lösung für dieses 
Problem. Das ist kurzsichtig.

Ebenso kurzsichtig ist die Kritik der Union an den 
fehlenden Geldern für den Bau einer ersten PtL-Produk-
tionsanlage im industriellen Maßstab. Die dafür vorgese-
hen Mittel stammten aus dem vom Bundesverfassungs-
gericht gekippten Klima- und Transformationsfonds. Es 
wirkt nun etwas absurd, dass die Union die Einstampfung 
des Projektes beklagt, wo sie, erstens, gegen den KTF- 
Fonds geklagt hat und, zweitens, für die Schuldenbremse, 
die dieser Klage zugrunde liegt, direkt verantwortlich ist 
und diese auch in Zukunft nicht antasten will. Auch wenn 
die Union sich schon wieder auf der Regierungsbank 
wähnt, wird nicht von Zauberhand Geld erscheinen, wel-
ches ihre Lieblingsprojekte finanziert. Die Union muss 
begreifen, dass die Schuldenbremse hier ein Innovations-
hemmnis darstellt.

Zum Schluss möchte ich noch einen positiven Aspekt 
des Antrages aufgreifen, den die Union künftig beher-
zigen sollte. In Ihrem Antrag fordern Sie, Menschen 
und Güter auch vermehrt bei Kurzstrecken auf der 
Schiene reisen respektive transportieren zu lassen. Damit 
dies gelingen kann, müssen Sie endlich von Ihrem Fokus 
auf den Straßenverkehr abrücken. Wenn Sie weiterhin die 
Straße als Transportweg bevorzugen, können Sie im 
Flugverkehr noch so viel CO2 sparen, wie sie möchten. 
Was Sie vorne gewinnen, reißen Sie mit Ihrem Hinterteil 
wieder ein.

Martina Englhardt-Kopf (CDU/CSU):
Die deutsche Luftfahrtbranche hat es im internationa-

len Wettbewerb immer schwerer. Airlines ziehen Flug-
verbindungen aus Deutschland ab und bedienen einzelne 
deutsche Standorte nicht mehr, weil es finanziell un-
attraktiv ist. Zu beobachten war dies zuletzt bei der Luft-
hansa-Tochter Eurowings und der irischen Airline Ryan-
air. Dies hat enorme Auswirkungen auf die Anbindung 
unseres Wirtschaftsstandortes.

Wir dürfen nicht weiter zusehen, wie Deutschland als 
Luftverkehrsstandort abgehängt wird, es immer weni- 
ger Flugverbindungen gibt und die verbleibenden sich 
übermäßig verteuern. Die staatlichen Standortkosten für 
den Luftverkehr hierzulande müssen dringend sinken, 
sonst werden wir an dieser verhängnisvollen Entwick-
lung nichts ändern. Allein die Luftverkehrsteuer macht 
53 Prozent aller Gebühren aus und beträgt mittlerweile 
mehr als 2 Milliarden Euro. Das sorgt innerhalb Europas 
für Wettbewerbsverzerrung, weil es eine vergleichbare 
Steuer nur in 13 von 27 EU-Mitgliedstaaten gibt, künftig 
sogar nur noch in 12 Staaten.

Im Stillen hat die Ampel die Förderung für nachhaltige 
Flugkraftstoffe zusammengestrichen und damit ihre eige-
nen Dekarbonisierungsziele aus dem Koalitionsvertrag 
untergraben. Im Koalitionsvertrag hatte sich die Ampel 
noch dazu verpflichtet, eine der Luftverkehrsteuer ent-
sprechende Summe für die Förderung von nachhaltigem 
Flugtreibstoff auszugeben.

Die Luftfahrt soll sauberer werden. Die Transforma-
tion der Luftfahrt zur CO2-Neutralität bleibt eine wich-
tige Zielsetzung. Um eine Senkung des CO2-Ausstoßes 
zu erzwingen, verpflichtet die EU („Fit for 55“) die Bran-
che ab 1. Januar 2025 deshalb, nichtfossile Kraftstoffe, 
sogenannte Sustainable Aviation Fuels, kurz SAF, mit 
mindestens 2 Prozent ins Kerosin zu mischen. Die bishe-
rigen Klimaschutzvorgaben der EU bedeuten aber auch 
eine einseitige Belastung für europäische Unternehmen, 
da sie nur für Flüge gelten, die innerhalb der EU starten. 
Im international stattfindenden Luftverkehr entstehen da-
durch klimapolitisch kontraproduktive Wettbewerbsver-
zerrungen, sogenannte Carbon-Leakage-Effekte. Hier 
brauchen wir Wettbewerbsneutralität.

Aber es steht mehr denn je in den Sternen, ob es über-
haupt genug alternative Kraftstoffe geben wird, um die 
Vorgaben aus Brüssel zu erfüllen. Nachhaltige Flugkraft-
stoffe sind aktuell nur in sehr geringen Mengen verfügbar 
und mindestens fünfmal teurer als fossiles Kerosin. Da-
mit dennoch nachhaltige Flugkraftstoffe auf den Markt 
kommen, hat die EU verbindliche Beimischungsquoten 
für SAF festgelegt. Sie sollen den Produzenten einen 
langfristigen und breiteren Absatzmarkt ermöglichen.

Als wären die EU-Vorgaben für 2025 nicht schon ge-
nug, hatte die Ampel für die nächsten Jahre weitere 
nationale Alleingänge beschlossen. Nun treibt das Bun-
desumweltministerium trotz des Ampel-Aus neue Re-
gelungen für den Klimaschutz im Flugverkehr voran. 
Medienberichten zufolge soll die umstrittene – europa-
rechtswidrige – nationale E-Kerosin-Quote in der Quote 
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für den gesamten Verkehr aufgehen (RED-III-Richtlinie). 
Die Sonderrolle für den Luftverkehr soll damit endlich 
aufgegeben werden.

Damit besteht für die Luftverkehrsbranche nicht die 
Gefahr, für das Jahr 2026 Strafen für Kraftstoffverpflich-
tungen zahlen zu müssen, die mangels Angebots gar nicht 
erfüllt werden können. Das ist ein Schritt in die richtige 
Richtung; denn nationale Alleingänge nützen weder dem 
Klimaschutz noch der Luftverkehrswirtschaft.

Schon heute sinkt im internationalen Vergleich die An-
bindungsqualität vieler wichtiger deutscher Wirtschafts-
regionen.

Nur eine effiziente Steuerung des Flugverkehrs trägt 
dazu bei, dass weniger Treibstoff verbraucht wird.

Einnahmen aus der Luftverkehrsteuer sind zweckge-
bunden für die Förderung von Produktion und Einsatz 
von nachhaltigen Flugkraftstoffen sowie für die For-
schung, Entwicklung und Flottenmodernisierung zu ver-
wenden.

Verbindliche Quoten führen nicht zum Aufbau eines 
sich selbst tragenden Marktes für nachhaltige Flugkraft-
stoffe.

Klimaneutrales Fliegen erreicht man nicht, indem der 
Staat die Steuern und Abgaben ständig weiter erhöht, 
sondern indem die Investitionen in innovative Techno-
logien vorankommen.

Jürgen Lenders (FDP):
Heute geht es um einen Antrag der CDU/CSU zum 

klimaneutralen Fliegen.
Lieber Kollege Simon, wir haben bereits vor einigen 

Wochen festgestellt, dass wir uns in vielen Punkten einig 
sind. Leider kommt ihr Antrag etwas spät.

Die ab 2026 vorgesehene nationale Quote für die Bei-
mischung von E-Kerosin im Luftverkehr steht im Wider-
spruch zu EU-Recht und führt zu Wettbewerbsnachteilen 
für unseren Standort. Sie können sicherlich bestätigen, 
dass sogar Frau Dr. Anna Christmann die europäischen 
Quoten für ausreichend hält. Daher fordern Sie auch zu-
recht, die Quote abzuschaffen – so auch wir als Fraktion 
der Freien Demokraten.

Denn wie für die deutsche Wirtschaft insgesamt bedarf 
es auch für den Luftverkehrsstandort Deutschland einer 
Wirtschaftswende. Wir müssen endlich damit aufhören, 
immer neue Hürden für unsere Industrie zu errichten und 
gegebene Versprechen zu brechen.

Natürlich hat die deutsche Luftverkehrswirtschaft ih-
ren Beitrag zum Klimaschutz zu leisten, aber sie muss 
dabei europäisch wie international wettbewerbsfähig 
bleiben können. Hier waren die vergangenen Entschei-
dungen der Bundesregierung, wie die Erhöhung der Luft-
verkehrsteuer oder die Erhöhung der Höchstsätze bei den 
Luftsicherheitsabgaben ganz klar Sündenfälle.

Jetzt aber gilt es, in die Zukunft zu blicken: Die Luft-
verkehrsteuer in Deutschland muss schnellstmöglich ab-
geschafft und durch eine endzielbezogene und flexible 
europäische Lösung ersetzt werden.

Die Luftsicherheit ist – wie auch in den Zügen der 
Deutschen Bahn – eine Aufgabe im öffentlichen Interes-
se. Daher müssen die Luftsicherheitsgebühren – im Ein-
klang mit der „Neuen Welt“ – abgeschafft werden. Die 
Flugsicherung muss effizienter und dadurch günstiger 
werden. Wir Freie Demokraten werden nach der kom-
menden Wahl dafür sorgen, dass Fliegen in Deutschland 
wieder bezahlbar wird.

Zuletzt möchte ich nach über 30 Jahren Politik (erneut) 
auf einer persönlichen Note enden. Die Welt hat sich in 
den letzten Jahrzehnten stark und mit einer ungeheuren 
Geschwindigkeit verändert. Meiner Meinung nach hat sie 
vor allem enorm an Veränderbarkeit gewonnen. Es gibt 
mehr Politik, weil einfach auch mehr zu verändern ist.

Hierin liegen große Herausforderungen, aber vor allem 
große Chancen; für das Politische an sich und insbeson-
dere den Liberalismus. In diesem Sinne wünsche ich mir, 
dass sich viele junge Menschen entschließen, in die Po-
litik zu gehen. Wir alle brauchen sie.

Anlage 13 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Erteilung 
der Zustimmung nach § 7 Absatz 2 in Verbindung 
mit Absatz 1 des Integrationsverantwortungsgeset-
zes zu dem Antrag der Europäischen Investitions-
bank zur Änderung von Artikel 16 Absatz 5 ihrer 
Satzung 
(Zusatzpunkt 22)

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Mit dem Gesetzentwurf, der heute zur ersten Beratung 

ansteht, soll für die Bundesregierung die Ermächtigungs-
grundlage geschaffen werden, einer Änderung der Sat-
zung der Europäischen Investitionsbank (EIB) zustim-
men zu können.

Nach der derzeit geltenden Fassung der EIB-Satzung 
ist die Darlehensvergabe der Bank auf 250 Prozent des 
Eigenkapitals begrenzt. Diese Kennzahl (sogenannte 
Gearing Ratio) als Indikator für die Ausleihkapazität 
der Bank soll aus der EIB-Satzung gestrichen werden. 
Dafür soll die Kennzahl künftig außerhalb der Satzung 
vom EIB-Gouverneursrat – dem die zuständigen Fach-
minister der Mitgliedstaaten angehören – einstimmig be-
schlossen werden.

Die Satzungsänderung würde mithin eine einfachere 
und flexiblere Anpassung der Gearing Ratio ermögli-
chen. Es ist bereits vereinbart – vorbehaltlich der Sat-
zungsänderung –, die Gearing Ratio zukünftig auf 
290 Prozent anzuheben.

Die vorgesehene Satzungsänderung geht zurück auf 
die Empfehlung eines Expertenpanels im Rahmen 
eines G-20-Prozesses. Dieses hatte untersucht, ob die 
Ausleihkapazität von multilateralen Entwicklungsban- 
ken (MDBs) ohne Kapitalerhöhungen gesteigert werden 
kann. Im Abschlussbericht des Panels wurde empfohlen, 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 203. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 5. Dezember 2024                            26366 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



feste Ausleihgrenzen aus den Satzungen der MDBs zu 
entfernen und stattdessen von den Gremien der jewei-
ligen Bank festlegen zu lassen.

Die CDU/CSU-Fraktion wird dem Gesetzentwurf zu-
stimmen. Ohne eine Anpassung der Gearing Ratio könnte 
die EIB perspektivisch dazu gezwungen sein, ihre Akti-
vitäten zu drosseln und weniger zu investieren als derzeit. 
Gerade angesichts der enormen Herausforderungen etwa 
beim Klimaschutz oder im Bereich der Digitalisierung 
oder beim Thema Sicherheit und Verteidigung wäre es 
nicht gut und auch nicht sinnvoll, wenn die EIB ihre 
Aktivitäten reduzieren müsste.

Im Juni 2024 wurde der Strategie-Fahrplan 2024–2027 
der EIB-Gruppe vom Rat der Gouverneure gebilligt. 
Diese Roadmap skizziert acht Kernprioritäten (Klima-
schutz, Digitalisierung und Innovation, Sicherheit und 
Verteidigung, Kohäsion, Landwirtschaft und Bioökono-
mie, soziale Infrastruktur, wirkungsorientiertes Investie-
ren außerhalb der EU und Stärkung der europäischen 
Kapitalmärkte) und neue Programme, um daran mitzu-
wirken, Europas Investitionslücke zu schließen.

Die vorgesehene Anhebung der Gearing Ratio auf 
290 Prozent gibt der EIB ausreichend Spielraum für die 
Umsetzung des Strategie-Fahrplans und für Investitionen 
in Bereichen wie saubere Energie, sozialer und territoria-
ler Zusammenhalt sowie Sicherheit und Verteidigung zur 
Stärkung der strategischen Autonomie Europas.

Der Fahrplan sendet insbesondere das klare Signal, 
dass die EIB ihre wichtige Rolle als Finanzierungsein-
richtung der EU festigen und sie auch weiter entschlossen 
zur Krisenfestigkeit Europas beitragen will.

Ein weiterer Aspekt kommt aber noch hinzu, warum 
wir dem Gesetzentwurf zustimmen können: Durch das 
Einstimmigkeitserfordernis im Gouverneursrat bei künf-
tigen Entscheidungen über die Höhe der Gearing Ratio 
behält Deutschland als EIB-Anteilseigner eine starke 
Rolle. Die notwendige Einstimmigkeit sichert unserem 
Land, das rund 19 Prozent der Anteile der EIB hält, 
eine direkte Einflussnahme. Dieser Aspekt ist sehr wich-
tig; denn man darf nicht vergessen: Erleidet die EIB Ver-
luste, so haftet die Bundesrepublik mit ihrem Anteil am 
gezeichneten Kapital der EIB.

Abschließend möchte ich noch betonen, dass ich die in 
den letzten Jahren erfolgten Fortschritte mit Blick auf das 
Thema Risikomanagement und Aufsicht bei der EIB an-
erkenne. Allerdings halte ich es für ebenso wichtig wie 
angezeigt, dass man beim Status quo nicht stehen bleibt, 
sondern sich für weitere Verbesserungen einsetzt.

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die EIB ist eine enorm wichtige Förderbank für die 

Zukunftsfähigkeit von Europa. Sie unterstützt wichtige 
Transformationsprojekte in den Bereichen Klima, Ge-
sundheit und Infrastruktur. Die Investitionen der EIB 
leisten einen wesentlichen Beitrag zur europäischen 
Wirtschaft: Allein die im Jahr 2023 getätigten Gesamt-
investitionen der Bankengruppe werden 270 Milliarden 
Euro an Investitionen in der EU anstoßen, voraussichtlich 
das BIP um 1 Prozent steigern und fast 1,5 Millionen Jobs 

schaffen. Die EIB ist damit systemrelevant für struktu-
relle und konkrete Verbesserung der Wirtschaft und der 
Lebensqualität innerhalb der EU.

Auch Deutschland profitiert erheblich von den Finan-
zierungen der EIB. Kleine und mittelständische Unter-
nehmen in unserem Land hat die EIB letztes Jahr mit 
1 Milliarde Euro unterstützt. Mit knapp 3,5 Milliarden 
Euro finanzierte die EIB nachhaltige Projekte in Städten 
und Regionen, wie zum Beispiel die S-Bahnen und Stra-
ßenbahnen in München und Hannover oder energieeffi-
zienten, bezahlbaren Wohnraum in Rostock und Berlin. 
Der Bau von 561 energieeffizienten Wohnungen, darun-
ter 118 Sozialwohnungen in Rostock, oder die Finanzie-
rung eines Offshorewindparks bei Borkum sind Ausweis 
dafür, wie wichtig die öffentliche europäische Förder-
bank dabei ist, die großen Herausforderungen unserer 
Gesellschaft in den nächsten Jahren anzugehen.

Diese Herausforderungen sind in den letzten Jahren 
leider noch größer geworden. In ganz Europa und hier 
bei uns merken wir bereits die drastischen Folgen des 
Klimawandels, das Leid und die Kosten, die damit ver-
bunden sind. Die Investitionsbedarfe in Klimaschutz und 
-anpassung sind immens. Die EIB ist traditionell einer 
der wichtigsten Geldgeber für konsequenten Klimaschutz 
und die grüne Transformation der Wirtschaft und Ener-
gieversorgung. Mehr als 50 Prozent der EIB-Investitio-
nen fließen in nachhaltige Projekte, kein Geld fließt 
dagegen in fossile Energieträger. Damit ist die Bank Vor-
reiter und Vorbild für ein nachhaltiges Finanzwesen. 
Dazu kommen die dringend benötigten Investitionen in 
unsere Infrastruktur und Wirtschaft.

Diese wichtigen Investitionen allein wären schon aus-
reichend, um dem Gesetzentwurf zuzustimmen und der 
EIB durch die Zustimmung des Deutschen Vertreters im 
Ecofin-Rat mehr finanziellen Spielraum für 2025 zu er-
möglichen. Doch die Herausforderungen für Deutschland 
und Europa sind seit der russischen Invasion in der 
Ukraine nur noch größer geworden. Die Welt ist voller 
geopolitischer Risiken, und sie ist unsicherer geworden. 
Um diese Probleme anzugehen, müssen wir geeint und 
gemeinsam in Europa handeln – und es braucht Geld.

Die EIB unterstützt in der Ukraine zum Beispiel den 
Wiederaufbau der von Russland zerstörten Energieinfra-
struktur. Das hilft nicht nur der Ukraine, in schlimmen 
Kriegszeiten zu überwintern, sondern kommt auch unse-
ren europäischen Sicherheitsinteressen zugute. In diesen 
Zeiten müssen auch wir in Europa wieder mehr in unsere 
Sicherheit investieren. Die EIB soll hierbei eine wichtige 
Rolle übernehmen, indem sie kleine und mittelständische 
Unternehmen im Sicherheits- und Verteidigungssektor 
fördert, zum Beispiel im Cybersecurity-Sektor. Solche 
strategischen Investitionen sind sinnvoll, notwendig und 
richtig – genauso wie der Fokus auf KMUs und jungen 
Unternehmen, um Innovation zu fördern und Lücken im 
privaten Kapitalmarkt zu schließen. Ebenso richtig ist 
aber auch der klare und eindeutige Ausschluss der För-
derung von Waffen.

Wir werben für die Zustimmung zu dem Gesetzent-
wurf und damit der Satzungsänderung bei der EIB. Sollte 
die sogenannte Gearing Ratio nicht aus der Satzung ge-
strichen werden – wie von dem G-20-Expertenpanel für 
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multilaterale Entwicklungsbanken empfohlen –, dann 
müsste die EIB ab 2025 entscheiden: Investitionen in 
Klimaschutz, in Infrastruktur, in die Förderung von 
KMUs oder in die Förderung der europäischen Sicher-
heitsinteressen. Da alle diese Sektoren wichtig sind und 
die Investitionen zusammen einen wichtigen Beitrag für 
ein besseres, nachhaltiges und sicheres Europa leisten, 
wäre eine Ablehnung des Gesetzentwurfs fatal. Eine Fle-
xibilisierung der Gearing Ratio ermöglicht der EIB mehr 
finanziellen Spielraum, ohne dafür mehr Eigenkapital der 
Länder zu benötigen. Gleichzeitig hat die Ratio als Volu-
mensteuerungsgröße keine qualitative Aussagekraft über 
das bisher ausgezeichnete Risikoprofil der EIB. Es ist 
daher folgerichtig, die Beschränkung aus der Satzung 
zu lösen und den Weg für das Gesetz noch in diesem 
Jahr freizumachen.

Anlage 14 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des von der Fraktion der CDU/CSU 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes 
(Zusatzpunkt 23)

Markus Hümpfer (SPD):
Kraft-Wärme-Kopplung war und ist eine notwendi- 

ge Technologie. Nur mit ihrer Hilfe schaffen wir einen 
schnellen Übergang in die klimaneutrale Energieversor-
gung. Nur mit ihrer Hilfe schaffen wir die Dekarbonisie-
rung des Gebäudesektors.

Landauf, landab gibt es eine Vielzahl an KWK-Anla-
gen – kleine, mittlere, große. Jede dieser Anlagen ist 
wertvoll, und jede dieser Anlagen wird benötigt. Viele 
Kommunen, viele Stadtwerke haben sich in den vergan-
genen Jahren dazu entschlossen, weitere Anlagen zu bau-
en. Sie betreiben damit Nah- und Fernwärmenetze, Sie 
erzeugen damit Strom, Sie leisten damit einen Beitrag zur 
sicheren und nachhaltigen Versorgung der Menschen in 
diesem Land.

Aktuell aber herrscht Unsicherheit. Das Kraft-Wärme- 
Kopplungsgesetz läuft Ende 2026 aus. Viele Anlagen 
sind aber bis dahin noch nicht in Betrieb. Die nachhaltige 
Wärmeversorgung der Zukunft droht zu scheitern.

Andere Fördermechanismen sind noch nicht auf den 
Weg gebracht. Die Kraftwerksstrategie, der Kapazitäts-
mechanismus: Beides wird in der Kürze der Zeit nicht 
helfen können. Deshalb freut es mich, dass fraktionsüber-
greifend klar ist, dass eine Verlängerung des KWKG not-
wendig und dringend geboten ist. Das hat die Koalition 
frühzeitig erkannt.

Eine Verlängerung ist im Rahmen des Kraftwerks-
sicherungsgesetzes vorgesehen. Das hat aber auch die 
Union erkannt und heute einen Gesetzentwurf einge-
bracht. Das hätte ich mir schon viel früher gewünscht – 
konstruktive Oppositionsarbeit. Dass das anscheinend 
geht, sieht man heute, auch wenn Sie sonst Totalverwei-
gerer sind.

Klar ist aber auch, dass eine Verlängerung nur eine 
Überbrückung sein kann. Am Ende braucht es keinen 
Blumenstrauß an Förderinstrumenten. Am Ende braucht 
es einen Kapazitätsmechanismus, der die Energieversor-
gung absichert. Deshalb kann man die Verlängerung des 
KWKG nur in Verbindung mit der Kraftwerksstrategie, 
dem Kraftwerkssicherungsgesetz und dem Kapazitäts-
mechanismus sehen. Beides braucht es für eine sichere 
Versorgung in der Zukunft.

Ich erwarte, dass die Union sich offen zeigt beim 
Kraftwerkssicherungsgesetz. Wir können es uns nicht 
leisten, länger darauf zu warten. Das Gesetz muss noch 
in dieser Wahlperiode kommen. Die Unternehmen, die 
Branche, die Bürgerinnen und Bürger brauchen Sicher-
heit.

Diese Sicherheit müssen wir, muss die Politik geben. 
Wir müssen die Rahmenbedingungen setzen: für eine 
gelingende Energiewende, für eine nachhaltige Zukunft.

Ich freue mich auf die Beratungen im Ausschuss.

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Ich freue mich, dass wir heute zu später Stunde zu-

sammenkommen und endlich über die Verlängerung des 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes sprechen.

Die Stadtwerke, die Industrie, die Hersteller und die 
Verbände haben seit Monaten unisono vor einem Aus-
laufen der KWK-Förderung für Neuanlagen gewarnt. 
Doch sind die zahlreichen Hilferufe viel zu lange unge-
hört verhallt, und die Ampel hat wertvolle Zeit verstrei-
chen lassen und bereits jetzt Schaden angerichtet.

Zum Glück sind wir als Union schon lange im Aus-
tausch mit den vielen Akteuren und legen heute einen 
Gesetzentwurf vor, um die Technologie und die Branche 
nicht weiter unnötig auszubremsen. Wir können uns auf 
dem langen Weg der Energiewende keinen Stopp bei 
KWK-Projekten leisten. Doch genau dazu führt die ak-
tuelle Anschlussfrist – und zwar nicht erst Ende 2026, 
sondern wegen der langen Vorlaufzeiten bereits jetzt.

Ich möchte hier aber auch deutlich sagen, dass wir 
diese Gesetzesänderung nur als ersten Meilenstein ver-
stehen, um unmittelbaren Schaden abzuwenden. Wir 
brauchen neben dieser Änderung dringend eine grund-
legende Überarbeitung des Gesetzes, um langfristig alle 
Potenziale der Kraft-Wärme-Kopplung zu heben.

So lassen wir aktuell noch große Möglichkeiten 
links liegen. Der Bundesverband Kraft-Wärme-Kopp-
lung hatte nach einer internen Erhebung schon im April 
2024 mitgeteilt, dass problemlos ein jährlicher Zubau von 
6 GW an Back-up-Kapazitäten möglich wäre. Warum das 
Bundeswirtschaftsministerium bzw. die Bundesregierung 
und die sie tragenden Fraktionen diese Offerte nicht 
längst dankend aufgegriffen haben, erschließt sich uns 
als Union schlichtweg nicht.

Immer wieder wird in diesem Zusammenhang auch die 
schwache Ausrede der noch ausstehenden gerichtlichen 
Prüfung des KWKG durch den Europäischen Gerichtshof 
bemüht. Doch wer sich die Begründung des erstinstanz-
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lichen Januar-Urteils genau durchliest, kommt unweiger-
lich zu dem Schluss, dass wir keine Angst haben sollten 
vor der letztinstanzlichen Entscheidung.

Doch nun zurück zur Praxis: Schaut man auf die zu-
nehmende Komplexität der Anlagen und die damit stei-
genden Planungszeiten, so wird klar: Wir brauchen hier 
neue praxistaugliche Fristen und Ansätze. So besteht zum 
Beispiel Anpassungsbedarf bei den Höchstsätzen für die 
EU-Einzelfallnotifizierung auf die neuen Obergrenzen 
der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung. Auch 
müssen wir die industrielle Kraft-Wärme-Kopplung stär-
ken, indem wir Industrieabwärme im Rahmen der iKWK 
zulassen. Und wir sollten endlich die Umrüstung von 
KWK-Anlagen auf Wasserstoff im Rahmen der Moder-
nisierung nach § 8 KWKG ermöglichen.

Dass nicht nur wir als Union die dringende Notwendig-
keit dieser Gesetzesänderung sehen, teilte uns übrigens 
das Bundeswirtschaftsministeriums Mitte November mit: 
Dem Ministerium ist die Dringlichkeit der Verlängerung 
sehr bewusst und eine investitionssichere Verlängerung 

ist so schnell wie möglich beabsichtigt. – Warum die 
Bundesregierung in Anbetracht ihrer eigenen Einschät-
zung bis heute das KWKG in Geiselhaft für das koaliti-
onsintern immer noch nicht geeinte Kraftwerkssicher-
heitsgesetz nimmt, bleibt wohl ein rot-grünes Geheimnis.

Ich kann Ihnen schon heute versprechen, mit der Union 
an der Regierung wird dieser Stillstand endlich beendet. 
Wir werden weder die dringend notwendige grundhafte 
Überarbeitung des KWKG noch die Reparatur des EGG 
im Bereich Biogas auf die lange Bank schieben. Und 
deswegen legen wir als Union schon heute die erste Ge-
setzesänderung vor, um die Vollbremsung bei der Kraft- 
Wärme-Kopplung zu verhindern.

Wenn Ihnen also wirklich an der Zukunft der Kraft- 
Wärme-Kopplung gelegen ist, springen Sie über Ihren 
Schatten. Mit der Zustimmung zu unserem Gesetzent-
wurf haben Sie die Chance, auf den letzten Metern die- 
ser Wahlperiode einen Fadenriss bei der Kraft-Wärme- 
Kopplung doch noch abzuwenden.
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